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Vorwort

Liebe Leserin, lieber Leser,
die Versorgungssituation der rund drei Mio. Beamtinnen und
Beamten, Versorgungsempfänger und deren Hinterbliebenen hat
sich in den vergangenen Jahren mehrfach verschlechtert. Der
Gesetzgeber hat mit sogenannten Reformmaßnahmen teilweise
gravierende Einschnitte in Besoldung und Versorgung vorgenom-
men. Zumindest ist jedoch die über dreijährige „Durststrecke“
durch fehlende Anpassungen der Besoldungs- und Versorgungs-
bezüge und den damit verbundenen realen Einkommensverlusten
durch die Erhöhungen beim Bund und den meisten Ländern über-
wunden.
Auch im öffentlichen Dienst erkennen immer mehr Beschäftigte, dass private Vorsorge unver-
zichtbar ist. Dennoch haben viele Beamtinnen und Beamte noch keinen „Riester-Vertrag“
abgeschlossen und verzichten auf erhebliche finanzielle Vorteile der staatlichen Förderung.
In diesem Ratgeber informieren wir Sie auch über die staatliche Zulagenförderung.
Durch zahlreiche Neuregelungen in den letzten Jahren ist das Versorgungsrecht kaum noch
durchschaubar. Nicht zuletzt deshalb haben wir den Ratgeber aktualisiert und neu aufge-
legt. Unser besonderer Dank gilt den Autoren dieser Neuauflage. Insgesamt ist es ihnen
gelungen, eine schwierige Rechtsmaterie fachlich korrekt, aber in verständlicher Sprache
aufzubereiten.
Mit der Föderalismusreform ist das Auseinanderbrechen des bislang bundeseinheitlichen
Beamtenversorgungsrechts eingeleitet worden und die Kompetenz jeweils auf den Bund
und die Länder bezüglich „ihrer“ Versorgungsempfänger aufgeteilt worden. Dennoch ist
das hier dargestellte und im Anhang abgedruckte Beamtenversorgungsgesetz (BeamtVG)
im Wesentlichen noch maßgebliches Recht für alle Beamten im Ruhestand und deren
Hinterbliebene. Zu erwarten ist, dass in den kommenden Jahren in allen Gebietskörper-
schaften umfassende Änderungen und Novellierungen dieser Rechtsmaterie vorgenommen
werden, wobei aber die maßgeblichen Grundzüge weitestgehend übereinstimmend erhal-
ten bleiben sollten. Einzelne abweichende Bestimmungen und wesentliche Entwicklungen
(v.a. zur Höhe der der Versorgung zugrunde liegenden Besoldungsbezüge), die sich in Bund
und Ländern aktuell bereits ergeben haben oder abzeichnen, sind im Kapitel „Aktuelles
aus Bund und Ländern“ übersichtlich dargestellt.
Unter www.die-beamtenversorgung.de finden Sie weitere Informationen zum
Thema. Dort halten wir auch die aktuellen Vorschriften zur Beamtenversorgung bereit.
Der Ratgeber kann nicht jeden Einzelfall behandeln oder über Ihre ganz individuelle Ver-
sorgungssituation aufklären. Das können jedoch die Selbsthilfeeinrichtungen, die sich im
Deutschen Beamtenwirtschaftsring e. V. (DBW) zusammengeschlossen haben. Sie verfü-
gen über umfassende Kompetenz und bieten schon seit Jahrzehnten vorteilhafte Ange-
bote für Deutschlands öffentlichen Dienst.
Trotz aller Sorgfalt, um die wir uns bemüht haben, sind Fehler nicht ganz auszuschließen.
Sollten Sie Mängel entdecken oder aber Änderungen und Ergänzungen vorzuschlagen haben,
schreiben Sie uns. Ihre Mithilfe wird belohnt: Alle Einsender, deren Vorschläge wir bei einer
Neuauflage des Ratgebers „Die Beamtenversorgung“ verwenden, erhalten ein kostenloses
Exemplar der jeweils aktuellen Jahresausgabe von „Rund ums Geld im öffentlichen Dienst“.

Mit freundlichen Grüßen

Uwe Tillmann
Geschäftsführer
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Allgemeines

Allgemeines

Die Beamtenversorgung als eigenständiges System sozialer
Sicherung
Das Recht des öffentlichen Dienstes ist nach dem Grundgesetz „unter Berücksichtigung
der hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums zu regeln und fortzuentwickeln“.
Die Konkretisierung der hergebrachten Grundsätze und die Festlegung der Pflichten und
Rechte der Beamtinnen und Beamten unterliegen dem Gesetzesvorbehalt und werden
durch die Gesamtheit der gesetzlichen Regelungen des Beamtenrechts umgesetzt.
Ein Spezialgebiet dieses Beamtenrechts umfasst die gesetzlichen Regelungen zur finanziel-
len und sozialen Absicherung des Beamten und seiner Familie (als Hinterbliebene im Todes-
fall) bei Dienstunfällen und zur Alterssicherung bei Eintritt in den Ruhestand aufgrund von
Dienstunfähigkeit oder Erreichen der jeweiligen Altersgrenze. Die Absicherung dieser Risiken
wird für Beamtinnen und Beamte nicht vom Sozialrecht und den Sozialgesetzbüchern gere-
gelt, sondern durch das rechtlich und funktional eigenständig ausgestaltete Beamtenver-
sorgungsrecht. Das Beamtenversorgungsrecht unterscheidet sich in den Grundlagen, Struk-
turen und Berechnungsmethoden deutlich von der gesetzlichen Rentenversicherung – aber
auch von dem Recht der berufsständischen Alterssicherungssysteme. Die Eigenständigkeit
der Beamtenversorgung ist vor allem durch die verfassungsrechtliche Stellung des Berufs-
beamtentums, die Aufgaben und Funktionen der Beamtinnen und Beamten zur Erfüllung
hoheitlicher Aufgaben, das öffentlich-rechtliche Dienst- und Treueverhältnis und die lebens-
lange besondere Rechte- und Pflichtenstellung zwischen Dienstherr und Beamten zu erklären.
Die Gesamtheit der Regelungen zur Absicherung des Beamten im Alter, zur Absicherung
bei Dienstunfähigkeit, der Ansprüche der hinterbliebenen Witwen und Waisen, aber auch
z.B. zur Auswirkung der Ehescheidung auf die Alterssicherung, das Zusammentreffen von
verschiedenen Alterssicherungsansprüchen sowie Fragen der Unfallfürsorge bei Dienst-
unfall oder Schwerbehinderung, ist im Gesetz über die Versorgung der Beamten und Rich-
ter in Bund und Ländern – Beamtenversorgungsgesetz (BeamtVG) – enthalten. Das
BeamtVG ist als Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesrates erlassen worden.

Die Beamtenversorgung und der Geltungsbereich des BeamtVG
Das heutige BeamtVG regelt bislang noch im Wesentlichen die Versorgung der Bundes-
beamtinnen und Bundesbeamten, der Beamtinnen und Beamten der Länder, der Gemein-
den sowie der sonstigen der Aufsicht eines Landes unterstehenden Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen. Richterinnen und Richter des Bundes und der Länder sind nach
Maßgabe des Deutschen Richtergesetzes in den Anwendungsbereich einbezogen. Eben-
so gilt das BeamtVG für Beamtinnen und Beamte, die bei Aktiengesellschaften in den
privatisierten Bereichen der Post, Postbank, Telekom und Bahn beschäftigt sind.
Die einheitliche Regelung der Versorgung für alle Beamtinnen und Beamten sowie Richte-
rinnen und Richter in Bund, Ländern und Gemeinden durch Bundesgesetz mit Zustimmung
des Bundesrates erfolgte nach einer Verfassungsänderung vom 18. März 1971 (BGBl. I
S. 206). Damals wurde die einheitliche Regelungskompetenz für die Versorgung durch Bun-
desgesetz mit Zustimmung des Bundesrates geschaffen, um einer Zersplitterung des Ver-
sorgungsrechts entgegenzuwirken und um ein insgesamt ausgewogenes, transparentes
und nachvollziehbares System zu schaffen. Über die letzten drei Jahrzehnte wurde ein in
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allen Gebietskörperschaften und für alle Beamtinnen und Beamten einheitliches und gleich-
mäßig geltendes Versorgungsrecht durch das BeamtVG geschaffen.
Derzeit erhalten insgesamt ca. 1,4 Mio. Ruhegehaltsempfängerinnen und -empfänger,Witwen
und Waisen Versorgungsbezüge auf der Grundlage des BeamtVG (Stand: Januar 2007).
Einen Überblick über die Anzahl der vorhandenen Versorgungsempfänger in Bund, Län-
dern, Gemeinden, Bundeseisenbahnvermögen, Postnachfolgeunternehmen sowie im mit-
telbaren öffentlichen Dienst gibt nachfolgende Aufstellung.

Grafik: Zahl der Versorgungsempfänger

1) Einschl. Zweckverbände
2) Einschl. Versorgungsempfänger nach dem Gesetz zu Art. 131 des Grundgesetzes
3) Deutsche Post AG, Deutsche Telekom AG, Deutsche Postbank AG

Geltungsbereich des BeamtVG nach der Föderalismusreform 2006
und Übertragung der Gesetzgebungszuständigkeit auf die Länder
Im Juni/Juli 2006 haben Bundestag und Bundesrat die größte Grundgesetzänderung seit
1949 beschlossen und mit der erforderlichen verfassungsändernden 2/3 Mehrheit dem Gesetz
zur Änderung des Grundgesetzes zugestimmt, das am 31. August 2006 im Bundesgesetz-
blatt (BGBl. I S. 2034 ff.) veröffentlicht wurde und am 1. September 2006 in Kraft getreten ist.
Die Grundgesetzänderung hat wesentliche Auswirkungen auf die Beamtenversorgung, weil
nunmehr dem Bund nicht mehr das Recht zusteht, die Beamtenversorgung bundeseinheitlich
auch für die Beamtinnen und Beamten der Länder, Gemeinden sowie der sonstigen der Auf-
sicht eines Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen zu regeln. Mit
der Einführung eines Art. 74 Abs. 1 Nr. 27 GG (neu) haben ab September 2006 der Bund
und die Ländern die Gesetzgebungskompetenz für das Besoldungs-, Laufbahn- und Beam-
tenversorgungsrecht jeweils eigenständig. Der Bund und jedes Land können damit die Ver-
sorgung „ihrer“ Beamtinnen und Beamten autonom regeln, soweit nicht die in Art. 33 GG

Allgemeines

Versorgungsempfänger/-empfängerinnen am 1. Januar 2007 nach
Beamten- und Soldatenversorgungsrecht

Empfänger von

Beschäftigungsbereich Insgesamt Ruhegehalt Witwen-/ Waisengeld
Witwergeld

Unmittelbarer öffentlicher Dienst 1 390 932 987 099 373 001 30 832
Gebietskörperschaften 908 386 652 216 232 499 23 671

Bund 167 395 119 010 45 110 3 275
Beamte und Richter 80 416 54 221 24 304 1 891
Berufssoldaten 86 979 64 789 20 806 1 384

Länder 633 057 462 399 152 796 17 862
Schuldienst 297 094 238 041 50 179 8 874
Vollzugsdienst 135 805 92 054 40 387 3 364
Übrige Bereiche 200 158 132 304 62 230 5 624

Gemeinden/Gv.1) 107 934 70 807 34 593 2 534
Bundeseisenbahnvermögen2) 211 880 127 777 80 865 3 238
Post2) 3) 270 666 207 106 59 637 3 923

Mittelbarer öffentlicher Dienst 2) 27 385 19 271 7 491 623
Insgesamt 1 418 317 1 006 370 380 492 31 455



Allgemeines

geschützten hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums – und hier im Besonderen
der Grundsatz der amtsangemessenen Alimentation im Ruhestand – verletzt werden.

Weitergeltung des BeamtVG
Das Grundgesetz bestimmt bei Verfassungsänderungen, die die Gesetzgebungskompetenz
für das Bundesrecht betreffen, dass das als Bundesrecht erlassene Recht – also das BeamtVG
– fortgilt, solange und soweit es nicht durch Neurecht – z.B. durch ein neues Versorgungs-
gesetz für Bundesbeamte oder Versorgungsgesetze der jeweiligen Länder – ersetzt wird. In
der Praxis bedeutet dies, dass das bisherige BeamtVG in der Fassung von Ende August 2006
„eingefroren“ wurde – also in seinem Inhalt nicht mehr veränderlich ist. Dieser Gesetzes-
text ist im Anhang dieser Ausgabe abgedruckt. Das BeamtVG gilt damit in seiner letzten Fas-
sung von Ende August 2006 soweit und solange für alle Beamtinnen und Beamten in jeder
Gebietskörperschaft weiter, bis der Bund oder das jeweilige Land abweichende Regelungen
oder ein vollständig neues oder ein teilweise neues Versorgungsrecht erlassen hat.
Bis Mitte 2008 haben die Länder ihre neue Kompetenz noch nicht genutzt und vollständig
eigene Landesbeamtenversorgungsgesetze geschaffen. Allerdings hat z.B. das Land Baden-
Württemberg angekündigt, die allgemeine Altergrenze – und zwar schneller und früher als
dies im System der gesetzlichen Rentenversicherung vorgesehen ist – auf das 67. Lebensjahr
anzuheben. Das Land Berlin wiederum hat angekündigt, die Mindestanwartschaftszeit von
fünf ruhegehaltfähigen Dienstjahren für den Erwerb eines eigenständigen Alterssicherungs-
anspruchs auf acht bis zehn ruhegehaltfähige Dienstjahre ausweiten zu wollen (zu Einzel-
heiten siehe Kapitel „Aktuelles aus Bund und Ländern“). Der Bund hat bereits Ende
Januar 2007 ein Dienstrechtsneuordnungsgesetz (DNeuG) vorgelegt, das eine teilweise Neu-
regelung des BeamtVG beinhaltet, beispielsweise zur Berücksichtigung des „Nachhaltig-
keitsgedankens“ in der Bundesbeamtenversorgung. Das DNeuG (Drs. 16/7076) befindet sich
noch immer im parlamentarischen Verfahren – eine Verabschiedung durch den Deutschen
Bundestag erfolgt voraussichtlich erst nach der Sommerpause 2008. Im Wesentlichen bleiben
aber alle in diesem Buch dargestellten Regelungen erhalten. Unabhängig davon wird das heu-
tige bundeseinheitliche Versorgungsrecht als Grundlage für eventuelle neue Versorgungs-
gesetze dienen, da davon auszugehen ist, dass Bund und Länder auf langjährig bewährte –
und von der Rechtsprechung vielfach überprüfte – Versorgungsgrundsätze und Berechungs-
grundlagen zurückgreifen werden. Letztlich bildet das vorhandene Versorgungsrecht auch
Bewertungsmaßstäbe für den Grundsatz der amtsangemessenen Alimentation, ohne dass
sämtliche Versorgungsregelungen unverändert erhalten bleiben müssen.
Abzuwarten bleibt, ob und inwieweit mit ggf. 16 Landesversorgungsgesetzen, einem Ver-
sorgungsrecht für die Beamtinnen und Beamten des Bundes und einem weitergeltenden
(altem) BeamtVG eine zukunftssichere Weiterentwicklung der eigenständigen Beamten-
versorgung vor dem Hintergrund der demographischen Entwicklung geleistet werden kann.
Es ist nicht auszuschließen, dass einige Gebietskörperschaften ihre neue Kompetenz nicht
zu einer sachgerechten Weiterentwicklung, sondern ausschließlich zur „Kosteneinsparung“
nutzen wollen. Fragen der Attraktivität des öffentlichen Dienstes auch im Bereich der Alters-
sicherung oder des gewünschten Austausches von Beamtinnen und Beamten zwischen
den Gebietskörperschaften werden zu beantworten sein. Aus versorgungsrechtlicher Sicht
muss festgestellt werden, dass transparente, schlanke und verwaltungsextensive Weiter-
entwicklungen für einen längeren Zeitraum nicht zu erwarten sind.

www.die-beamtenversorgung.de 3



Allgemeines

Geschichtlicher Überblick zum Berufsbeamtentum

Beamtentum im Absolutismus und in der konstitutionellen Monarchie
Weitgehend wird die Entstehung des Berufsbeamtentums mit der Entwicklung in Bran-
denburg/Preußen und der Regentschaft unter dem „Großen Kurfürsten“ (1640 bis 1688)
verbunden. Als Schöpfer des preußischen und „Vater des Berufsbeamtentums“ wird Frie-
drich Wilhelm I., „der Soldatenkönig“, benannt.
Im Königtum unter Friedrich Wilhelm I. (1713 bis 1740) standen Reformen zur Wieder-
herstellung der wirtschaftlichen Tragfähigkeit Preußens, seiner Finanzverwaltung und der
Erwirtschaftung von Mitteln für das große Heer im Zentrum der staatlichen Betätigung.
Die Übertragung solcher „staatstragenden Aufgaben“, auch auf Personen, die nicht allein
durch Abstammung „qualifiziert“ waren, muss als revolutionär für die damalige ständi-
sche Ordnung bezeichnet werden. Die ersten Beamten mussten daher auch gegen die Vor-
rechte des oftmals korrupten und unfähigen Adels kämpfen. Der neue „Berufsstand“ wur-
de im Wesentlichen mit drei Idealen beschrieben: „Pflichtbewusstsein“, „Sachkenntnis“,
„Unbestechlichkeit“. Für ihre absolute „Hingabe und Dienst für den Monarchen bei Tag
und bei Nacht ein Leben lang“ erhielten Beamte als Gegenleistung Mittel, die die „Wür-
de und den Schutz des Standes, einen gerechten und anständigen Besoldungsgrad und
ein beruhigendes Schicksal ihrer hinterlassenen Witwen und Waisen“ sicherstellte.
Anwärter für das Beamtentum hatten sehr strenge Prüfungsvoraussetzungen zu erfüllen
und mussten aus eigener Kasse eine für damalige Verhältnisse hohe Prüfungsgebühr ent-
richten. Diejenigen, die im Examen für fähig befunden worden waren, wurden unentgelt-
lich mit bestandener Prüfung in ein Kollegium aufgenommen. Der Lohn für die Arbeit war,
dass sie auf eine Warteliste gesetzt wurden. Die Besoldung trat erst ein, wenn eine „Plan-
stelle“ frei wurde. Ab diesem Zeitpunkt war den Beamten, die allesamt hohe und höch-
ste Bildungsabschlüsse aufwiesen, zur unabhängigen Aufgabenwahrnehmung eine regel-
mäßige und nicht karge Bezahlung – auch nach dem aktiven Dienst – gewiss.
Der Beamtenstatus wurde im 18./19. Jahrhundert durch den Erlass einer Vielzahl von
Gesetzen in den einzelnen deutschen Staaten weiter gefestigt. In unterschiedlichen
Geschwindigkeiten waren mit den Vorreitern Preußen, Bayern und Württemberg bis 1815
keine einheitliche Tendenz zu erkennen. In fast allen Ländern des Deutschen Bundes
kam es jedoch bis 1867 zum Erlass von Beamtengesetzen, die alle für die besondere
Hingabe des Beamten an den Dienst eine lebenslange Alimentation für den Beamten
und seine Familie vorsahen. Die erste zusammenfassende Regelung des Beamtenrechts
fand sich in Deutschland im Allgemeinen Preußischem Landrecht von 1794. Von den
Rechten und Pflichten der Diener eines Staates handelte die Überschrift des zehnten
Titels im zweiten Teil. Damit wurden Beamte erstmals als „Staatsorgan“ gekennzeichnet.
Weiterentwickelt wurde das Beamtenrecht zunächst mit der „Bayerischen Hauptlandes-
Pragmatik“ vom 1. Juni 1805, die einen weiteren Schritt auf dem Weg zur Anerkennung
der Unabsetzbarkeit von Beamten einleitete. Für die absolute Hingabe und besondere
Pflichtenstellung gegenüber der Staatsmacht wurde die dauerhafte finanzielle Absiche-
rung des Beamten während des aktiven Dienstes und im Ruhestand auch seiner Fami-
lie gewährleistet. Dabei wurde von dem Beamten eine 40- bis 45-jährige Mindest-
dienstzeit erwartet, verbunden mit dem Anspruch auf eine Pension ab dem 70. bzw.
72. Lebensjahr.

www.die-beamtenversorgung.de4



Allgemeines

Deutsches Kaiserreich von 1871 und Weimarer Republik
Auch nach der Reichsgründung von 1871 prägte das Berufsbeamtentum eine Vielzahl von
unterschiedlichen Länderregelungen. Ein erster großer einheitlicher Ansatz erfolgte mit
dem „Gesetz betreffend der Rechtsverhältnisse der Reichsbeamten“ vom 31. März 1873
(RGBl. S. 61 bis 91) und ging als sogenanntes Reichsbeamtengesetz in die Geschichte ein.
In der Weimarer Zeit waren nicht weniger als 5 Hauptquellen des deutschen Beamten-
rechts unterscheidbar: Das Beamtenreichsrecht, das Reichsbeamtenrecht, das Landesbe-
amtenrecht, das gemeine Beamtenrecht und das Beamtenrecht gewisser Sondergruppen
(Reichsbahn, Reichsbankbeamte, Polizeibeamte, Lehrer).
In den 17 deutschen Ländern galten nicht weniger als 17 verschiedene Rechte für die
Landesbeamten. Das Recht der Gemeinden für die Beamten und deren Besoldung war
darüber hinaus in einer Vielzahl von Städte-, Kreis- und Provinzialordnungen und Orts-,
Kreis- und Provinzialsatzungen festgelegt. Flächendeckende Kommunalbeamtengesetze
und damit auch eine einheitliche Alimentation bestand lediglich in Preußen und in
Bayern.
Das Berufsbeamtentum überdauerte auch den Übergang von der konstitutionellen Mon-
archie zur parlamentarischen Demokratie der Weimarer Republik und wurde in der
Weimarer Reichsverfassung vom 11. August 1919 über die Artikel 128 bis 131 institutio-
nalisiert. Auf dieser Grundlage regelte eine Vielzahl von Gesetzen und Verordnungen das
Beamtenrecht, darunter das Beamtenreichsrecht, das Landesbeamtenrecht und das Beam-
tenrecht für Sondergruppen, wie etwa Lehrer und Polizisten.
Auch unter der Geltung der Weimarer Reichsverfassung war die Besoldung für Reichs-,
Landes- und Kommunalbeamte uneinheitlich. 1920 wurde für die Reichsbeamten und
Soldaten eine grundlegende Besoldungsreform durch Reichsbesoldungsgesetz vom
30. April 1920 (RGBl. 1920 S. 805) durchgeführt. Entgegen der Hoffnung der Reichs-
regierung übernahmen die Länder, Gemeinden und sonstigen öffentlich-rechtlichen Körper-
schaften diese Regelungen jedoch nicht.
Der andauernde Besoldungswettlauf sollte durch das Gesetz zur Sicherung einer einheit-
lichen Regelung der Beamtenbesoldung (Besoldungssperrgesetz) vom 21. Dezember 1920
(RGBl. 1920 S. 2017) dadurch unterbunden werden, dass die den Reichsbeamten gewähr-
te Besoldung von den Landesdienstherrn nicht überschritten werden durfte. Die beab-
sichtigte Wirkung wurde aber nicht erreicht, weil die Länder keine entsprechenden Geset-
ze erließen. Nach mehrmaligen Verlängerungen trat das Besoldungssperrgesetz mit
Änderung vom 24. März 1925 (RGBl. 1 S. 30) zum 1. April 1926 außer Kraft.

Beamtentum in der Zeit des Nationalsozialismus
Mit der Machtübernahme der Nationalsozialisten wurde mit dem Führerprinzip und der
Gleichschaltung das zersplitterte deutsche Beamtenrecht durch das Gesetz zur Wieder-
herstellung des Berufsbeamtentums, das Beamtenrechtsänderungsgesetz, das Deutsche
Beamtengesetz und die Reichsdienststrafordnung vereinheitlicht. Diese Gesetze galten für
alle Beamten im Reich, in den Ländern, in den Gemeinden sowie die Beamten der sonsti-
gen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. Zugleich wurden
die für Preußen bestehenden Strukturen in der Verwaltung beseitigt.
Mit dem Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 (RGBl. I
1933 S. 175 f.) konnten alle politisch wie rassisch unerwünschten Beamten entfernt
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werden. Nach dem Beamtenrechtsänderungsgesetz vom 30. Juni 1933 (RGBl. I 1933
S. 433) durfte als Beamter nur behalten bzw. berufen werden, wer die Gewähr dafür bot,
jederzeit rückhaltlos für den Nationalsozialistischen Staat einzutreten. Das deutsche Beam-
tengesetz von 1937 (RGBl. I 1937 S. 39 ff.) ging von einem Dienst- und Treueverhältnis
des Beamten zu Führer und Reich aus; der Treueid wurde auf den Führer geleistet. Jeder
Beamte konnte in den Ruhestand versetzt werden, wenn er nicht die Gewähr dafür bot, für
den nationalsozialistischen Staat einzutreten. Die nationalsozialistische Diktatur brachte
damit die Beamten in eine immer stärkere Abhängigkeit vom Staat und benutzte sie so
als unfreiwillige Handlanger unzählbarer Ungerechtigkeiten und Verbrechen. Nur wenige
Beamte leisteten Widerstand gegen dieses Unrecht.

Am Berufsbeamtentum festgehalten
Das Ende der Nazi-Herrschaft im Mai 1945 leitete eine große Debatte um die Existenz-
berechtigung des Berufsbeamtentums ein. Unzählige Beamte wurden aufgrund politischer
Überprüfung ihrer Ämter enthoben. Mit der sogenannten Entnazifizierung sollte das Berufs-
beamtentum schließlich grundlegend gesäubert werden.

Artikel 33 Abs. 4 und 5 Grundgesetz
(4) Die Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse ist als ständige Aufgabe in der Regel
Angehörigen des öffentlichen Dienstes zu übertragen, die in einem öffentlich-recht-
lichen Dienst- und Treueverhältnis stehen.
(5) Das Recht des öffentlichen Dienstes ist unter Berücksichtigung der hergebrachten
Grundsätze des Berufsbeamtentums zu regeln und fortzuentwickeln.

Obwohl der Fortbestand des Berufsbeamtentums stark in der Kritik stand und somit akut
gefährdet war, entschied sich der Parlamentarische Rat gegen alle Widerstände, am Beam-
tentum festzuhalten. In Art. 33 des Grundgesetzes wurde festgelegt, dass das Recht des
öffentlichen Dienstes unter Berücksichtigung der hergebrachten Grundsätze des Berufs-
beamtentums zu regeln ist. Die Rechtsverhältnisse der Beamten wurden mit der Verab-
schiedung des Bundesbeamtengesetzes (BBG) vom 14. Juli 1953 grundlegend geregelt.
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Grundlegendes zur Beamtenversorgung

Der Dritte Versorgungsbericht der Bundesregierung
Nach Artikel 17 des Gesetzes zur Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes und
sonstiger dienst- und versorgungsrechtlicher Vorschriften vom 18. Dezember 1989 in der
Fassung des Artikels 19 Abs. 8 des Versorgungsreformgesetzes 1998 hat die Bundes-
regierung den gesetzgebenden Körperschaften in jeder Wahlperiode des Deutschen
Bundestages einen Versorgungsbericht vorzulegen. Der Dritte Versorgungsbericht der
Bundesregierung (BR-Drs. 542/05 und BT-Drs. 15/5821) befasst sich nach den zuvor erstell-
ten Berichten von 1996 und 2001 erneut mit der Lage und Entwicklung der Alterssiche-
rungssysteme des öffentlichen Dienstes und liefert essenzielle Informationen zur Beurtei-
lung der langfristigen Tragfähigkeit dieser Systeme.
Wesentliche Schwerpunkte des Berichts sind:
: Darstellung der in Vergangenheit und Gegenwart erbrachten Versorgungsleistungen

im gesamten öffentlichen Dienst
: Modellrechnungen für die bis 2050 zu erwartenden Versorgungsausgaben
: Modellrechnungen zur Entwicklung der Versorgungsquote (Verhältnis der Versor-

gungsausgaben zum Bruttoinlandsprodukt) und der Versorgungs-Steuer-Quote (Ver-
hältnis der Versorgungsausgaben zu den Steuereinnahmen) bis 2050

: Analyse der Gründe der vorzeitigen Pensionierung wegen Dienstunfähigkeit
: Gesonderte Untersuchung der Entwicklung der Versorgungsausgaben in den neuen

Bundesländern
: Auswirkungen der seit 1992 eingeleiteten Reformen der Beamtenversorgung auf die

Versorgungsempfänger anhand ausgewählter Fallkonstellationen
: Gesonderte Darstellung der Beihilfeaufwendungen für Versorgungsempfänger
: Darstellung der Entwicklung der Zusatzversorgung der Arbeitnehmer im öffentlichen

Dienst und Vorausberechnung der Entwicklung der Ausgaben bis 2040
: Fortschreibung des Erfahrungsberichts zu versorgungsrelevanten Regelungen der Dien-

strechts- und Versorgungsreformgesetze und der Berichte „Eindämmung von Früh-
pensionierungen“ und „Altersteilzeit in der Bundesverwaltung“.

Überwiegend werden durch den Dritten Versorgungsbericht die in den beiden vorange-
gangenen Versorgungsberichten 1996 und 2001 festgestellten Grundtendenzen zur
Bestandsaufnahme und zukünftiger Entwicklung der Beamtenversorgung bestätigt.
Es ergeben sich jedoch zwei signifikante Abweichungen:
: Gegenüber dem Zweiten Versorgungsbericht von 2001 wird die vorausberechnete Zahl

der Versorgungsempfänger bei den Gebietskörperschaften im Jahre 2030 um etwa
170.000 höher und damit bei über 1,5 Millionen liegen. Der Grund für diese Ab-
weichung liegt in einer Ausweitung der (Alters-) Teilzeitbeschäftigung, einer deutlich
gestiegenen Verbeamtungsquote in den neuen Bundesländern sowie einer geänder-
ten Zugrundelegung des höheren durchschnittlichen Alters bei der Verbeamtung.

: Dagegen fällt der prognostizierte Anstieg der Versorgungsausgaben gegenüber den
Berechnungen des Zweiten Versorgungsberichts geringer aus. Die Ursache dieser Ab-
weichung sind die seinerzeit noch nicht berücksichtigten Einsparmaßnahmen durch
das Versorgungsänderungsgesetz 2001 und die teilweise drastische Reduzierung der
Sonderzahlungen in Bund und Ländern.
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Tabelle: Vorausberechnung der Zahl der Versorgungsempfänger nach
dem Dritten Versorgungsbericht:

Die Vorausberechnungen des Dritten Versorgungsberichts zeichnen kein mit absolutem
Gültigkeitsanspruch versehenes Szenario der zukünftigen Entwicklung der Versorgungs-
ausgaben, sondern vermitteln lediglich ein auf Fakten basierendes Bild der Auswirkungen
bestimmter Faktoren und Stellgrößen auf die künftige Entwicklung der Versorgungsaus-
gaben der Dienstherren. Die Darstellung im Bereich der Bundesländer erfolgt summarisch
und ohne Berücksichtigung der positiven und negativen Abweichungen von den durch-
schnittlich berechneten Kennzahlen.
Im Ergebnis sind folgende Ursachen für die zukünftige Entwicklung zu nennen:
: Die Erweiterung der öffentlichen Aufgaben und der damit verbundenen Personalver-

stärkungen vor allem von Mitte der 60er bis Ende der 70er Jahre trägt zu dem deutli-
chen Anstieg der Zahl der Versorgungsempfänger bei.

: Die mit dem steigenden Frauenanteil einhergehende Zunahme von Freistellungszeiten
(Beurlaubung, Teilzeit) führt dazu, dass heute bei gleicher Stellenzahl mehr Personen
beschäftigt werden, die später Versorgungsbezüge erhalten. Damit ist jedoch nicht eine
entsprechende Zunahme der Versorgungsausgaben verbunden, sondern eine die Durch-
schnittsausgaben mindernde Wirkung.

: Die insgesamt höhere Lebenserwartung und die daraus folgende längere Zahlungs-
dauer der Versorgungsbezüge führen zu einem dauerhaften und deutlichen Anstieg der
Versorgungsempfängerzahlen.

: In den fünf neuen Bundesländern ist die Zahl der Versorgungsempfänger zum jetzigen
Zeitpunkt noch sehr gering. Wenn die in den 90er Jahren verbeamteten Beschäftigten
in großer Zahl pensioniert werden, wird es hier zu einer deutlichen Zunahme kommen.
Dies erfolgt aufgrund des relativ hohen durchschnittlichen Alters bei der Verbeamtung
bereits auf kurze Sicht.

Anzahl der Versorgungsempfänger*

Gebietskörperschaften übrige Bereiche

Jahr Bund** Län- Gemein- gesamt mittelb. Bahn Post gesamt insge-
der den öffentl. samt

Dienst

in 1 000

2003 211 578 106 895 22 231 274 526 1 421
2005 204 618 107 929 23 220 277 520 1 448
2010 191 735 113 1 039 27 195 285 507 1 546
2015 187 885 122 1 194 32 173 292 498 1 692
2020 192 1 022 136 1 350 39 153 294 486 1 836
2025 200 1 113 153 1 465 44 133 287 464 1 929
2030 205 1 165 166 1 536 49 110 269 428 1 964
2035 205 1 197 175 1 577 52 87 243 382 1 960
2040 201 1 212 178 1 591 54 66 208 328 1 919
2045 196 1 215 176 1 558 54 48 169 270 1 858
2050 193 1 219 175 1 587 54 33 129 215 1 802

* Jahresdurchschnitt, Gebietsstand Deutschland
** einschließlich Versorgungsempfänger nach SVG und G 131
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: Gesetzliche Vorruhestandsregelungen wegen notwendiger Reduzierung des Personals,
so z.B. bei der Bundeswehr sowie bei Bahn und Post im Zuge der Privatisierung, erhöhen
die durchschnittlichen Versorgungslaufzeiten erheblich und damit auch im Zeitablauf
die Zahl der Versorgungsempfänger.

Die Ausweitung des öffentlichen Dienstes zur Gewährleistung eines konstant hohen
Niveaus staatlicher Aufgabenerfüllung stellt ein Anliegen der gesamten Gesellschaft dar.
Daher darf die Stabilisierung der Finanzierungsgrundlagen der Beamtenversorgung nicht
alleinige Aufgabe der Beamtenschaft über weitere Einsparungen sein, vielmehr ist die
Bewältigung der bevorstehenden Erhöhungen der Versorgungsausgaben eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe aller Bürger.
Der nächste (4.) Versorgungsbericht der Bundesregierung wird voraussichtlich im Herbst
des Jahres 2008 mit Beschränkung auf die Beamten des Bundes veröffentlicht werden –
in den Bundesländern sind prognostische Versorgungsdarstellungen bislang erst verein-
zelt vorhanden.

Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum
Versorgungsänderungsgesetz 2001
Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 27.09.2005 (2 BvR 1387/02) zum
Versorgungsänderungsgesetz 2001 (Absenkung des Versorgungshöchstsatzes von 75 v.H.
auf 71,75 v.H.) seine ständige Rechtsprechung zur verfassungsgemäßen Ausgestaltung
des Beamtenverhältnisses und zur Beamtenversorgung präzisiert und damit die zentralen
Festlegungen des Art. 33 GG erneut aufgezeigt.
Grundsätzlich stellt das Bundesverfassungsgericht fest, dass die oben genannte Absen-
kung des Versorgungsniveaus gerechtfertigt ist. Die Bestimmungen des VersÄndG 2001
verstoßen weder gegen Art. 33 V GG (hergebrachte Grundsätze des Berufsbeamtentums)
noch gegen Art. 20 GG (Grundsatz des Vertrauensschutzes) oder gegen Art. 3 Abs. 1 GG
(Gleichheitsgrundsatz), weil der Gesetzgeber sich auch im Bereich der eigenständigen Ver-
sorgung an Veränderungen der gesetzlichen Rentenversicherung orientieren durfte und
insbesondere die Alimentation kein absolut fixierter Maßstabsbegriff ist, sondern Verän-
derungen unterworfen ist:
: Die hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums – Alimentation, volle Hingabe,

Leistungsgrundsatz, Differenzierung nach Amt und Funktion und Versorgung aus dem
letzten Amt – sind als Kernbestand besonders umfassend geschützt.

: Ein Anspruch auf Besoldung und Versorgung in absoluter Höhe und unverändertem
Fortbestand sowie auf eine stets gleichmäßige Entwicklung von Besoldung und Ver-
sorgung besteht nach der Verfassung nicht.

: Die Beamtenversorgung ist eigenständig und in ihren Strukturen nicht vergleichbar mit
der gesetzlichen Rentenversicherung.

: Beamtenversorgung umfasst die Funktion der gesetzlichen Rente als auch die einer
Zusatzversorgung beziehungsweise betrieblichen Altersversorgung.

: Die Beamtenversorgung ist ein durch Dienstleistung erworbenes Recht des Beamten,
das durch Art. 33 V GG ebenso gesichert ist wie das Eigentum durch Art. 14 GG.

: Reformen in anderen Sicherungssystemen, die nach Art, Zweck und Inhalt gleichartige
Risiken abdecken sollen, können Orientierungsgröße für Veränderungen der Beamten-
versorgung sein.
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: Der Gesetzgeber kann bei vom Beamten beeinflussbaren Faktoren die Versorgung
absenken sowie auf die Versorgungslaufzeiten einwirken (zum Beispiel Versorgungs-
abschläge, Altersgrenzen).

: Das Alimentationsprinzip umfasst im Hinblick auf die Versorgungshöhe einen Abstand
zum Sozialhilfeniveau und verbietet dem Gesetzgeber, seiner Alimentationsverpflich-
tung gegenüber den unteren Besoldungsgruppen nur durch die Mindestversorgung
nachzukommen.

Abschließend stellt das Bundesverfassungsgericht heraus, dass durch die im System der
Beamtenversorgung bereits durchgeführten Reformmaßnahmen zum Zeitpunkt der Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts die Versorgungsempfänger bereits stärker und
früher belastet worden sind als die Rentner durch die Referenzreformen der gesetzlichen
Rentenversicherung. Dies ist von Seiten der Gesetzgeber bei zukünftigen Reformen in der
Beamtenversorgung zu berücksichtigen.

Versorgungsrücklage und Versorgungsfonds
Das Problem der Finanzierung der künftigen Versorgungsausgaben resultiert nicht unwe-
sentlich daraus, dass in der Vergangenheit keine ausreichende Vorsorge getroffen worden
ist. So sind z. B. bei der Neustrukturierung der Bundesbeamtenbesoldung in den 50er Jah-
ren die Bruttobezüge der Beamten – entsprechend dem Sozialversicherungsanteil – abge-
senkt festgesetzt worden. Wäre dieser Betrag zurückgelegt und angelegt worden, so gäbe
es die gegenwärtig bereits bestehenden und – aufgrund der Personalausweitung in den
60er und 70er Jahren – in der Zukunft sich verschärfenden Finanzierungsprobleme in der
Beamtenversorgung nicht.
Eine einfache und kurzfristige Lösung für die Versäumnisse der Vergangenheit gibt es nicht.
Ein Umsteuern auf eine zumindest partielle Kapitaldeckung ist jedoch der Weg, der von
der überwiegenden Zahl der Experten und Fachpolitiker als entscheidend und notwendig
für die langfristige Stabilisierung und Sicherung der Beamtenversorgung angesehen wird.
Dies beinhaltet die Ergänzung der reinen Umlagefinanzierung durch bereits im Aufbau
befindliche Versorgungsrücklagen und durch versicherungsmathematisch berechnete, lau-
fende Einzahlungen in Versorgungsfonds.

Versorgungsrücklage
Um die Versorgungsleistungen angesichts der demographischen Veränderungen und des
deutlichen Anstiegs der Versorgungsempfänger ab etwa 2018 sicherstellen zu können,
wurde ab dem Jahr 1999 über § 14 a BBesG die Bildung einer Versorgungsrücklage als
Sondervermögen aus Minderanpassungen von Besoldung und Versorgung gesetzlich vor-
geschrieben.
Vorgesehen war ursprünglich, die Besoldungs- und Versorgungsanpassungen im Zeitraum
vom 01.01.1999 bis zum 31.12.2013 in 15 Teilschritten um jeweils 0,2 v. H. zu vermin-
dern und den Unterschiedsbetrag gegenüber den nicht verminderten Anpassungen dem
Sondervermögen Versorgungsrücklage zuzuführen. Wegen der durch das Versorgungsän-
derungsgesetz 2001 festgelegten Verminderung des Versorgungshöchstsatzes um 4,33 v.
H. werden die auf den 31.12.2002 folgenden acht Anpassungen nicht um 0,2 v. H. redu-
ziert. Eine weitere Verminderung soll erst im Anschluss daran wieder aufgenommen und in
den verbleibenden Teilschritten fortgeführt werden. Bis dahin bleiben die aus den bisheri-
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gen Absenkungen der Bezügeanpassungen resultierenden Zuführungen an die Versor-
gungsrücklagen unberührt und werden in der bis jetzt erreichten Höhe weitergeführt.
Zusätzlich sind 50 v. H. der Verminderung der Versorgungsausgaben durch das Versor-
gungsänderungsgesetz 2001 (§ 69 e BeamtVG) der Versorgungsrücklage zuzuführen. Nach
2017 sollen die Versorgungsrücklagen zur Entlastung der öffentlichen Haushalte schritt-
weise wieder aufgelöst werden.
Die Versorgungsrücklagen in den Ländern sind nicht einheitlich ausgestaltet und weisen
gegenüber der Regelung der Versorgungsrücklage des Bundes wie auch untereinander
Besonderheiten auf. Der derzeitige und für 2017 prognostizierte Stand der Versorgungs-
rücklagen in Bund und Ländern ist im Dritten Versorgungsbericht der Bundesregierung
enthalten.

Versorgungsfonds
Versorgungsfonds bestehen aus laufenden Einstellungen in ein Sondervermögen, welche
sich nach der Höhe der Besoldung und der sich darauf beziehenden späteren Altersver-
sorgung bemessen.
Um eine spätere Vollabdeckung der Versorgungsansprüche aus einem kapitalisierten Ver-
mögen zu sichern, müssen nach Berechnungen von Versicherungsmathematikern für neu
einzustellende Beamte – je nach Laufbahngruppe – ca. 30 Prozent der jeweiligen Brutto-
Jahresbezüge in einen Versorgungsfonds eingezahlt werden. In einer solchen Kalkulation
wird die prognostizierte fallgruppenabhängige Lebenserwartung und damit die voraus-
sichtliche Versorgungslaufzeit berücksichtigt.
Eine zumindest teilweise Kapitaldeckung künftiger Ausgaben wird dadurch erreicht, dass
für neu berufene Beamtinnen und Beamte ein pauschaler monatlicher Betrag dem Ver-
sorgungsfonds zugeführt wird.
Die Finanzierung eines solchen Kapitalstocks erfolgt dabei aus dem laufenden Haushalt;
selbst eine Finanzierung durch Kredite ist dann als sinnvoll zu erachten, wenn die erwar-
teten Erträge des Fondskapitals die für die Aufnahme des Kapitals erforderlichen Zinsen
übersteigt, was bei optimierter, professioneller Vermögensanlage mit hoher Wahrschein-
lichkeit der Fall ist.
Die Personalkosten werden damit jeweils von der Generation getragen werden, die auch
die öffentlichen Dienstleistungen der Beamten in Anspruch genommen hat. Gleichzeitig
werden die Versorgungsausgaben in die aktive Phase des Beamtenverhältnisses vor-
verlagert. Dadurch wird jedoch auch der bisherige bedeutende Vorteil für die öffentlichen
Haushalte beseitigt, dass Beamte während ihrer aktiven Zeit deutlich kostengünstiger als
vergleichbare Angestellte oder Arbeiter sind.
Nachdem Rheinland-Pfalz bereits seit dem Jahr 1996 eine Vollabdeckung nach ver-
sicherungsmathematischen Grundsätzen für neu eingestellte Beamtinnen und Beamte
durchführt, haben weitere Länder und mittlerweile auch der Bund das Konzept
aufgegriffen. So wurden bzw. werden Versorgungsfonds (mitunter auch Pensionsfonds
oder Vorsorgefonds genannt) in unterschiedlicher Ausgestaltung hinsichtlich Zuführung
und Kapitalverwendung in Bayern, Baden-Württemberg, Bremen, Hamburg, Hessen, Meck-
lenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen, Sachsen-Anhalt und
beim Bund (hier ab 2007) eingerichtet. Im kommunalen Bereich praktizieren viele Ge-
meinden, Gemeindeverbände und selbstständige Einrichtungen über kommunale Ver-
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sorgungsverbände oder -kassen das Modell der Kapitaldeckung im Sinne einer voraus-
schauenden Zukunftssicherung zum Teil bereits seit geraumer Zeit.

Instrument der Nachversicherung
Beim Ausscheiden aus dem Beamtenverhältnis durch Entlassung, Nichtfortsetzung eines
Beamtenverhältnisses auf Widerruf oder Aberkennung des Ruhegehalts entfällt der
Anspruch auf eine beamtenrechtliche Versorgung. Beamtinnen und Beamten werden dann
in der gesetzlichen Rentenversicherung gemäß § 8 und §§ 181 bis 186 SGB VI nach-
versichert. Die Nachversicherungszeit gilt als Zeit einer Versicherungspflicht in der gesetz-
lichen Rentenversicherung, wobei rückwirkend eine Beitragsentrichtung gemäß den jewei-
ligen Bruttobezügen und den jeweils geltenden Beitragssätzen durchgeführt wird.
Eine Nachversicherung in der Arbeitslosenversicherung erfolgt jedoch nicht, was zur Folge
hat, dass nach Ausscheiden aus dem Beamtenverhältnis kein Anspruch auf Arbeitslosengeld
besteht. Ferner erstreckt sich die Nachversicherung nicht auf die Zusatzversorgungssysteme
des öffentlichen Dienstes.
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Versorgung der Beamten

Eintritt des Versorgungsfalles
Der Versorgungsfall entsteht durch die Versetzung des Beamten in den Ruhestand. Eine
Versetzung in den Ruhestand kann aus mehreren Gründen erfolgen, beispielsweise durch
das Erreichen der Altersgrenze. Nach geltender Rechtslage wird unterschieden zwischen
: der allgemeinen gesetzlichen Altersgrenze von 65 Jahren
: der besonderen Altersgrenze, etwa mit Vollendung des 60. Lebensjahres bei den Voll-

zugsdiensten der Polizei, der Justiz sowie bei der Feuerwehr.
Als Sonderfälle beim Eintritt in den Ruhestand gelten:
: ab dem 63. Lebensjahr (Bayern: 64. Lebensjahr) auf eigenen Antrag des Beamten
: als Schwerbehinderter auf eigenen Antrag ab dem 60. Lebensjahr
: wegen festgestellter dauernder Dienstunfähigkeit, unabhängig vom Alter
: einstweiliger Ruhestand
Der Versorgungsfall tritt auch durch den Tod der Beamtin bzw. des Beamten oder eines
Versorgungsberechtigten ein, wenn versorgungsberechtigte Hinterbliebene vorhanden sind.

Grafik: Versorgungsleistungen

Anspruchsvoraussetzungen und Wartezeit
Ein Anspruch auf Ruhegehalt oder Hinterbliebenenversorgung besteht, wenn der Beamte
eine fünfjährige Wartezeit im Beamtenverhältnis erfüllt hat. Bei Dienstunfall gilt die
Wartezeit als erfüllt. Bei einer Entlassung liegt es im Ermessen des Dienstherrn, einen
Unterhaltsbeitrag zu gewähren. Dieser darf jedoch nur bis zur Höhe des Ruhegehalts fest-
gesetzt werden. Bei Entlassung oder Tod vor Erfüllung der Wartezeit erfolgt eine Nachver-
sicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung.

Altersgrenzen/Beginn des Ruhestands
Die allgemeine Altersgrenze wird nach geltender Rechtslage in Bund und Ländern mit Ablauf
des Monats erreicht, in dem das 65. Lebensjahr vollendet wird. Der Bund hat jedoch im Ent-
wurf des Dienstrechtsneuordnungsgesetzes vorgesehen, die Altersgrenzen wie im Renten-
recht auf das 67. Lebensjahr anzuheben; in den Ländern gibt es hierzu bislang kein einheit-
liches Vorgehen.
Aufgrund der beruflichen Beanspruchung gibt es für den Polizei- und Justizvollzugsdienst
(60. Lebensjahr), den Einsatzdienst der Feuerwehr (60. Lebensjahr) und den Flug-
verkehrskontrolldienst (55. Lebensjahr) besondere Altersgrenzen. Auch für Lehrkräfte an
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Schulen und Lehrende an Hochschulen können besondere Altersgrenzen vorgesehen sein,
so z.B. – abhängig vom genauen Datum der Vollendung des 65. Lebensjahres – mit oder
nach Beendigung oder vor Beendigung des Schuljahres entsprechend dem jeweiligen Lan-
desrecht.
Darüber hinaus kann der Versorgungsfall durch eine Dienstunfähigkeit des Beamten aus-
gelöst werden. Solange ein wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzter Beam-
ter das 63. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, kann bei Wiedererlangung der Dienst-
fähigkeit eine Wiederberufung in das Beamtenverhältnis erfolgen. Eine Reaktivierung ist
auch bei Wiedererlangung einer begrenzten Dienstfähigkeit zulässig, wenn das maßgeb-
liche Beamtengesetz dies vorsieht.
Beamte auf Lebenszeit können unter Inkaufnahme von Versorgungsabschlägen ( siehe
Seiten 20 u. 21) auf eigenen Antrag und ohne Gesundheitsprüfung in den Ruhestand ver-
setzt werden, wenn sie das 63. Lebensjahr (in Bayern: 64. Lebensjahr) – sogenannte
Antragsaltergrenze – vollendet haben. Schwerbehinderte Beamtinnen und Beamte kön-
nen bereits mit Vollendung des 60. Lebensjahres in den Ruhestand gehen; auch hier wer-
den Versorgungsabschläge fällig. Diese Abschläge entfallen bei Dienstunfähigkeit und
Schwerbehinderung erst mit Vollendung des 63. Lebensjahres. Zu beachten ist, dass der
prozentuale Versorgungsabschlag auf das Ruhegehalt bezogen ist, nicht dagegen auf den
Ruhegehaltssatz. Der Versorgungsabschlag gilt für die Gesamtdauer des Versorgungsbe-
zugs. Sowohl das Bundesverwaltungsgericht als auch das Bundesverfassungsgericht haben
mit Entscheidungen aus 2005 und 2006 die Rechtsmäßigkeit des Versorgungsabschlags –
selbst bei mehr als 40 ruhegehaltfähigen Dienstjahren – bei vorzeitigem Eintritt in den
Ruhestand bejaht.

Dienstunfähigkeit
Als Dienstunfähigkeit wird die dauerhafte Unfähigkeit zur Erfüllung dienstlicher Pflichten
angesehen. Ist eine Beamtin bzw. ein Beamter infolge eines körperlichen Gebrechens oder
wegen Schwäche der körperlichen und geistigen Kräfte zur Erfüllung der Dienstpflichten
dauernd nicht in der Lage und liegt nach amtsärztlichem bzw. ärztlichem Gutachten eine
dauerhafte Dienstunfähigkeit vor, ist die Beamtin bzw. der Beamte in den Ruhestand zu
versetzen. Darüber hinaus kann eine Dienstunfähigkeit unterstellt werden, wenn der
Beamte innerhalb eines halben Jahres mehr als drei Monate wegen Krankheit dem Dienst
ferngeblieben ist und keine Aussicht besteht, dass die volle Dienstfähigkeit innerhalb eines
weiteren halben Jahres wiedererlangt wird.
Eine Versetzung in den Ruhestand soll unterbleiben, wenn dem Beamten ein anderes Amt
derselben oder einer anderen Laufbahn übertragen werden kann. Eine solche Maßnahme
ist ohne Zustimmung zulässig, wenn das neue Amt zum Bereich desselben Dienstherrn
gehört, es mit mindestens demselben Endgrundgehalt verbunden ist wie das bisherige
Amt und zu erwarten ist, dass der Beamte den gesundheitlichen Anforderungen des neuen
Amtes gewachsen ist. Verfügt der Beamte nicht über eine ausreichende Befähigung für
die andere Laufbahn, kann die Teilnahme an geeigneten Maßnahmen gefordert werden.
Zur Vermeidung einer Versetzung in den Ruhestand kann dem Beamten unter Beibehaltung
des bisherigen Amtes auch ohne Zustimmung eine geringerwertige Tätigkeit innerhalb der
Laufbahngruppe übertragen werden, wenn eine alternative Verwendung nicht möglich ist
und die Wahrnehmung der neuen Aufgabe unter Berücksichtigung der bisherigen Tätig-
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keit zugemutet werden kann. Da Stellenzulagen nicht als Bestandteil des Grundgehalts
behandelt werden, kann es in diesen Fällen zu Einkommensminderungen kommen.

Dienstunfähigkeit infolge Dienstbeschädigung bzw. Dienstunfall
Eine Dienstunfähigkeit kann auch durch eine Dienstbeschädigung oder einen Dienstunfall
eintreten. Eine Dienstbeschädigung liegt vor, wenn sich die Beamtin bzw. der Beamte ohne
grobes Eigenverschulden im Dienstbereich eine Verwundung oder sonstige Beschädigung
zuzieht, die zur Krankheit bzw. Dienstunfähigkeit führt. Als Dienstunfall gilt ein durch äuße-
re Einwirkung verursachtes Unglück, das in Ausübung oder infolge des Dienstes eingetre-
ten ist. Bei einem Dienstunfall besteht Anspruch auf Unfallfürsorge. Eine Dienstbeschädi-
gung kann auch im Beamtenverhältnis auf Probe zu einem Rechtsanspruch auf Versetzung
in den Ruhestand führen. ( Näheres im Kapitel „Unfallfürsorge“ Seiten 31ff.)

Begrenzte Dienstfähigkeit (Teildienstfähigkeit)
Die „begrenzte Dienstfähigkeit“ ist zum 1. Januar 1999 durch Ergänzung des Beamten-
rechtsrahmengesetzes und des Bundesbeamtengesetzes eingeführt und mittlerweile in die
Landesbeamtengesetze übernommen worden.
Eine begrenzte Dienstfähigkeit liegt vor, wenn der Beamte unter Beibehaltung des bisheri-
gen Amtes die Dienstpflichten noch mindestens mit der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit
erfüllen kann. Hierüber ist eine amtsärztliche bzw. ärztliche Feststellung – vergleichbar der
bei Dienstunfähigkeit – zu treffen. Das medizinische Gutachten soll neben einer Aussage zur
Dienstfähigkeit, begrenzten Dienstfähigkeit oder Dienstunfähigkeit auch eine Stellungnah-
me enthalten, ob der Beamte anderweitig ohne Beschränkung verwendet werden kann.
Gegen die beabsichtigte Feststellung der begrenzten Dienstfähigkeit kann der Beamte Ein-
wendungen erheben. Es handelt sich bei der begrenzten Dienstfähigkeit nicht um eine
Teilzeitbeschäftigung, da der Beamte die ihm individuell mögliche Dienstleistung voll-
ständig erbringt. Entsprechend dem Umfang der reduzierten Arbeitszeit wird Besoldung
gewährt, mindestens aber in Höhe des Ruhegehalts, das der Beamte bei Versetzung in den
Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit erhalten würde. Zu dem können Bund und Länder
nicht ruhegehaltfähige Zuschläge zur Besoldung bei begrenzter Dienstfähigkeit gewähren;
dies haben bislang die Länder Hessen, Bayern, Baden-Württemberg, Sachsen-Anhalt und
Thüringen durch Landesrecht umgesetzt, während für den Bund eine entsprechende
Zuschlagsverordnung in Kürze in Kraft treten soll (Stand: Juni 2008). Auch die zur Besol-
dung gehörenden Bezüge wie jährliche Sonderzahlung, Familienzuschlag und vermö-
genswirksame Leistungen werden im gleichen Verhältnis wie die Arbeitszeit verringert. Die
Zeit einer begrenzten Dienstfähigkeit ist grundsätzlich in dem Umfang ruhegehaltfähig,
der dem Verhältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht (§ 6 BeamtVG).
Die begrenzte Dienstfähigkeit ist keine Freistellung oder Teilzeit und führt daher nicht zur
Quotelung der Ausbildungszeiten und der im Fall der Dienstunfähigkeit zu berücksichti-
genden Zurechnungszeit. Die Regelung der Teildienstfähigkeit war zunächst bis 31. Dezem-
ber 2004 befristet und wurde mittlerweile in eine Dauerregelung umgewandelt.

Versorgung von Beamten auf Lebenszeit
Bei Dienstunfähigkeit werden Beamte auf Lebenszeit in den Ruhestand versetzt, wenn sie
eine ruhegehaltfähige Dienstzeit bzw. Wartezeit von mindestens fünf Jahren erfüllt haben.
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Ist diese Wartezeit bei Eintritt der Altersgrenze nicht erfüllt, kann ein Unterhaltsbeitrag bis
zur Höhe des Ruhegehalts bewilligt werden. Die Wartezeit gilt dennoch als erfüllt, wenn die
Dienstunfähigkeit durch Dienstbeschädigung eingetreten ist oder auf Dienstunfall beruht.

Versorgung von Beamten auf Probe
Beamtinnen und Beamte auf Probe verfügen über keine Anwartschaft auf Versorgung (
vgl. S. 12 zur Nachversicherung).
Bei Dienstbeschädigung oder Dienstunfall und darauf beruhender Dienstunfähigkeit werden
sie in den Ruhestand versetzt und erhalten ohne Rücksicht auf die Erfüllung der Wartezeit
von fünf Jahren ein Ruhegehalt auf der Grundlage ihrer Besoldung, wobei jene Stufe
zugrunde zu legen ist, die sie bis zur Altersgrenze hätten erreichen können; in jedem Fall
jedoch die Mindestversorgung. Bei Dienstunfähigkeit, die nicht auf Dienstbeschädigung
oder Dienstunfall zurückzuführen ist, können Beamte auf Probe in den Ruhestand versetzt
werden. Hier ist eine Ermessensentscheidung zu treffen, die sich an den Umständen des
Einzelfalls orientiert, es gelten strenge Maßstäbe (Würdigkeit, Bedürftigkeit und Art der
Erkrankung). Führt die Ermessensentscheidung dazu, dass Beamte auf Probe in den Ruhe-
stand versetzt werden, erhalten sie Ruhegehalt wie bei einer Dienstunfähigkeit.

Versorgung von Beamten auf Widerruf
Beamte auf Widerruf haben grundsätzlich keine Versorgungsansprüche. Ihr Ausscheiden
aus dem Beamtenverhältnis führt zur Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung. Lediglich bei einem Dienstunfall, der zur Entlassung aus dem Beamten-
verhältnis führt, besteht neben dem Anspruch auf Heilfürsorge das Recht auf einen
Unterhaltsbeitrag für die Dauer der durch den Dienstunfall verursachten Erwerbs-
beschränkung.

Berechnungsgrundlagen für das Ruhegehalt
Das Ruhegehalt berechnet sich aus den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen und der ruhe-
gehaltfähigen Dienstzeit ( siehe Grafik auf der nächsten Seite).

Ruhegehaltfähige Dienstbezüge
Ruhegehaltfähig sind die Dienstbezüge aus Vollbeschäftigung, die bei Eintritt in den Ruhe-
stand zugestanden haben oder zugestanden hätten, wenn eine Vollbeschäftigung aus-
geübt worden wäre. Dies gilt nicht bei Eintritt des Ruhestandes infolge eines Dienstunfalls
im Sinne des § 31 BeamtVG. In diesem Fall sind die Dienstbezüge ruhegehaltfähig, die bei
Weiterbeschäftigung bis zur Regelaltersgrenze erreicht worden wären.
Zu den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen zählen das Grundgehalt, der Familienzuschlag
der Stufe 1 und sonstige Dienstbezüge, wie etwa Zulagen, die im Besoldungsrecht aus-
drücklich als ruhegehaltfähig ausgewiesen sind. Der kinderbezogene Bestandteil des Fami-
lienzuschlages wird neben dem Ruhegehalt voll gezahlt.
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Grafik: Berechnungsgrundlage des Ruhegehalts

Mit dem Versorgungsreformgesetz 1998 wurde die Ruhegehaltfähigkeit der überwiegen-
den Zahl der Stellenzulagen gestrichen. Einen Bestandsschutz haben Beamte in den Besol-
dungsgruppen bis A 9, die bis zum 31. Dezember 2010 in den Ruhestand gehen. Für alle
übrigen Beamten endet der Bestandsschutz zum 31. Dezember 2007, sofern die betref-
fende Zulage erstmals vor dem 1. 1. 1999 gewährt worden ist; lediglich in Bayern wurde
auch für die Beamten ab A 9 zunächst der 31.Dezember 2010 als Ende der Ruhegehalt-
fähigkeit bestimmt.
Dienstbezüge aus einem Beförderungsamt sind nur dann ruhegehaltfähig, wenn die Besoldung
aus dem letzten Amt seit mindestens zwei Jahren bezogen worden ist (die vormals gesetzlich
bestimmte Drei-Jahres-Frist wurde vom Bundesverfassungsgericht mit Beschluss vom 20.März
2007 für nichtig erklärt). Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge werden in diese Zwei-
Jahres-Frist eingerechnet, wenn sie als ruhegehaltfähig zu berücksichtigen sind.
Für die Neuen Länder ist bei der Bemessung der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge die Besol-
dungs-Übergangsverordnung zu berücksichtigen ( siehe Seite 53 ff.).

Ruhegehaltfähige Dienstzeit
Unter ruhegehaltfähiger Dienstzeit ist die im Beamtenverhältnis zurückgelegte Zeit im
Dienst des Bundes, der Länder, der Gemeinden, der Gemeindeverbände oder sonstiger
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, mit Ausnahme der
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihrer Verbände (Art. 140 GG) zu ver-
stehen. Als ruhegehaltfähige Dienstzeiten gelten bzw. können ebenfalls berücksichtigt
werden:
: Berufsmäßiger Wehrdienst und vergleichbare Zeiten § 8 BeamtVG
: Nichtberufsmäßiger Wehrdienst und vergleichbare Zeiten § 9 BeamtVG
: Zeiten im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst § 10 BeamtVG
: Sonstige Zeiten § 11 BeamtVG
: Ausbildungszeiten § 12 BeamtVG
: Zeiten in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet § 12b BeamtVG

(grundsätzlich nur in Ausnahmefällen bis zu 5 Jahre)
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: Zurechnungszeit und Zeit gesundheitsschädigender Verwendung § 13 BeamtVG
Zu den gemäß § 12a BeamtVG nicht zu berücksichtigenden Zeiten staatsnaher berufli-
cher Verwendung in der früheren DDR siehe Seite 53 ff.
Bei der Ermittlung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit wird für jeden Einzelfall eine indivi-
duelle Berechnung vorgenommen. Ruhegehaltfähig ist die Dienstzeit, die nach vollendetem
17. Lebensjahr in einem Beamtenverhältnis verbracht worden ist. Als ruhegehaltfähig kön-
nen auch Dienstzeiten außerhalb eines Beamtenverhältnisses berücksichtigt werden, die für
die Laufbahn des Beamten förderlich sind und zur Ernennung geführt haben.
Nicht ruhegehaltfähig sind Zeiten einer Beurlaubung ohne Bezüge, es sei denn, die Beur-
laubung erfolgt aus öffentlichen Belangen oder dienstlichen Interessen. Ebenso wenig
zählen Zeiten, in denen Beamte ehrenamtliche Tätigkeiten wahrgenommen haben oder
unentschuldigt vom Dienst ferngeblieben sind.
Nach Vollendung des 17. Lebensjahres liegende Zeiten des berufsmäßigen Wehrdienstes
in der Bundeswehr oder der Nationalen Volksarmee (eingeschränkt durch § 12 b BeamtVG)
werden als ruhegehaltfähige Dienstzeit anerkannt. Ebenso sind die Zeiten des nichtbe-
rufsmäßigen Wehrdienstes oder des Polizeivollzugsdienstes oder eines Zivildienstes ruhe-
gehaltfähig.
Bestimmte Zeiten, wie Vordienstzeiten, Ausbildungszeiten oder Zurechnungszeiten, kön-
nen die ruhegehaltfähige Dienstzeit noch erhöhen. Diese Vorschriften sind sehr detailliert
und können unter www.die-beamtenversorgung.de eingesehen werden.

Höhe des Ruhegehaltssatzes
Nach dem bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Versorgungsrecht galt folgende degres-
sive Ruhegehaltsskala ( siehe Grafik).
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Danach betrug der Ruhegehaltssatz in den ersten zehn Jahren 35 Prozent und stieg in den
folgenden 15 Jahren um jeweils 2 Prozent und nach jedem weiteren Jahr um 1 Prozent
bis zum Höchstsatz von 75 Prozent. Die damals geltenden Rundungsvorschriften sehen
vor, dass Resttage eines Jahres von mehr als 182 Tagen ruhegehaltfähiger Dienstzeit zu
einem vollen Jahr aufgerundet wurden. Damit war die Höchstversorgung nach diesem
Recht bereits nach 35 Jahren erreicht.
Bei Anwendung des ab dem 1. Januar 1992 geltenden Versorgungsrechts beträgt der jähr-
liche Steigerungssatz 1,875 Prozent. Die degressive Ruhegehaltsskala wurde durch eine
durchgängig lineare Skala ersetzt ( siehe Grafik Seite 18, rechts). Die Höchstversor-
gung von 75 Prozent wird so nach einer ruhegehaltfähigen Dienstzeit von 40 Jahren
erreicht. Dieses Recht gilt auch für die Beamtinnen und Beamte, die vor dem 1. Januar
1992 in ein Beamtenverhältnis berufen worden sind, wenn dies für sie zu einer günstige-
ren Versorgung führt.
Durch das Versorgungsänderungsgesetz 2001 wird die erreichbare Höchstversorgung
schrittweise von 75 Prozent auf 71,75 Prozent abgesenkt. Die Überleitungsregelungen
sind im Detail sehr kompliziert (§ 69 e Abs. 3 und 4 BeamtVG). Sie beinhalten acht Schrit-
te, die jeweils durch allgemeine Anpassungen der Versorgung ausgelöst werden. Für Ver-
sorgungsfälle, die nach der achten Anpassung der Versorgungsbezüge nach dem
31. Dezember 2002 eintreten, gilt ein jährlicher Steigerungssatz von 1,79375 Prozent und
ein Höchstversorgungssatz von 71,75 Prozent ( siehe Übersicht Seite 22). Zur Zeit ist
(je nach Gebietskörperschaft) die dritte, vierte oder fünfte Absenkungsstufe erreicht und
der Versorgungshöchstsatz beträgt nach Anwendung des Anpassungsfaktors effektiv 73,78
Prozent bis 72,97 Prozent.
Für am 31. Dezember 1991 vorhandene Beamtinnen und Beamte gilt ein Übergangsrecht
(§ 85 BeamtVG). Danach ist der zum 31. Dezember 1991 erreichte Ruhegehaltssatz –
ohne Berücksichtigung von Versorgungsabschlägen – zu ermitteln. Hierbei werden die alte
Ruhegehaltsskala und die Bestimmungen zur Ermittlung der ruhegehaltfähigen Dienst-
zeit, wie sie bis zu diesem Stichtag anzuwenden waren, angewandt. Dieser zum Stichtag
– 31. Dezember 1991 – ermittelte Versorgungssatz gilt als sogenannter Besitzstandswert
und steigert sich ab dem 1. Januar 1992 um jeweils 1 Prozent für jedes weitere Jahr ruhe-
gehaltfähiger Dienstzeit.
Allerdings gilt, dass die Anwendung des Übergangsrechts nicht zu einem günstigeren
Ergebnis führen darf als die ununterbrochene Anwendung des alten – bis zum 31. Dezem-
ber 1991 geltenden – Rechts.

Höhe und Anpassung des Ruhegehalts
Gemäß § 70 Abs. 1 BeamtVG werden die Versorgungsbezüge allgemein in dem Umfang
erhöht oder vermindert, in dem nach § 14 BBesG die Dienstbezüge durch Gesetz ange-
passt werden. Dabei ist insbesondere die allgemeine finanzielle und wirtschaftliche Ent-
wicklung zu berücksichtigen.
Die Höhe der Versorgung bestimmt sich nach den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen und
dem Ruhegehaltssatz, welcher auf Grund der ruhegehaltfähigen Dienstzeit ermittelt wurde.
Beim Eintritt in den Ruhestand wird die anrechenbare ruhegehaltfähige Dienstzeit in Jahren
mit dem aktuellen jährlichen Steigerungssatz multipliziert und daraufhin mit den in den
zuletzt (für mind. 2 Jahre) erhaltenen ruhegehaltfähigen Dienstbezügen faktorisiert.
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Vorübergehende Erhöhung des Ruhegehaltssatzes
Gemäß § 14 a BeamtVG erhalten Beamte, die wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand
treten und zugleich eine Versicherungszeit von 60 Kalendermonaten in der gesetzlichen
Rentenversicherung erfüllt haben, auf Antrag eine vorübergehende Erhöhung der Versor-
gungsbezüge auf bis zu 70 (künftig 66,97) v.H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge.
Diese Erhöhung endet mit der Bezugsberechtigung für die Rente, spätestens jedoch mit
dem 65. Lebensjahr. Ab dem Zeitpunkt der Bezugsberechtigung für die Rentenzahlung
unterliegt diese sodann der Anrechnungsvorschrift des § 55 BeamtVG (Zusammentreffen
von Versorgungsbezügen mit Renten).

Versorgungsabschläge
Der Eintritt in den Ruhestand vor dem Erreichen der individuell maßgeblichen Altersgrenze
führt regelmäßig zu einem Abschlag von der Versorgung. Dieser Versorgungsabschlag min-
dert das Ruhegehalt (und nicht den Ruhegehaltssatz) und wirkt für die Gesamtdauer der
Versorgung. Wer die Antragsaltersgrenze ab Vollendung des 63. Lebensjahres in Anspruch
nimmt, muss für jedes Jahr, das vor der maßgeblichen Regelaltersgrenze liegt, einen Versor-
gungsabschlag hinnehmen, der 3,6 Prozent für jedes Jahr vorzeitigen Ruhestands beträgt.
Die Inanspruchnahme der Antragsaltersgrenze für Schwerbehinderte ab vollendetem
60. Lebensjahr führt zu einem Abschlag, wenn der Ruhestand vor Ablauf des Monats, in dem
das 63. Lebensjahr vollendet wird, beginnt. Er beträgt 3,6 Prozent für jedes Jahr Ruhestand
vor Vollendung des 63. Lebensjahres und ist somit auf 10,8 Prozent begrenzt.
Wird ein Beamter, der vor Ablauf des Monats, in dem das 63. Lebensjahr vollendet wird,
wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht, in den Ruhestand versetzt,
wird ebenfalls ein Versorgungsabschlag fällig. Auch dieser Abschlag beträgt 3,6 Prozent für
jedes Jahr Ruhestand vor Vollendung des 63. Lebensjahres, höchstens aber 10,8 Prozent.
Mit der Neuordnung der Versorgungsabschläge wurden alters- und zeitabhängige
Übergangsregelungen geschaffen, die den Versorgungsabschlag zusätzlich begrenzen oder
auf ihn verzichten. Diese Übergangsregelungen haben durch Zeitablauf mittlerweile nur
noch bei Schwerbehinderung Relevanz, welche bereits vor dem 16. November 2000
bestanden hat.
Da der Versorgungsabschlag das errechnete Ruhegehalt für die Gesamtdauer der Versor-
gungszahlung mindert, ist das um einen Versorgungsabschlag verminderte Ruhegehalt
auch Bemessungsgrundlage für die Ermittlung der Witwen- bzw. Witwerversorgung sowie
des Waisengeldes.

Berechnungsbeispiel:
36 Jahre,
3 Monate (ruhegehaltfähige Dienstzeit)

x 1,79375 (jährl. Steigerungssatz)
= 65,02 % (Ruhegehaltssatz)

2.400 Euro (ruhegehaltfähige Dienstbezüge)
x 65,02 % (Ruhegehaltssatz)
= 1,560,48 Euro Ruhegehalt (steuerpflichtig)

Hinweis: Die für die Versorgungs-
abschläge maßgeblichen Alters-
grenzen sollen für den Bereich des
Bundes durch das DNeuG um
jeweils 2 Jahre hinausgeschoben
werden. Der maximale Versor-
gungsabschlag soll jedoch – abge-
sehen vom Antragsruhestand mit
dem weiterhin 63. Lebensjahr –
auch künftig auf 10,8 % begrenzt
bleiben.
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Für Versorgungsfälle, die nach der achten Anpassung der Versorgungsbezüge nach dem
31. Dezember 2002 eintreten, gilt ein Berechnungsfaktor von 1,79375 Prozent und ein
Höchstversorgungssatz von 71,75 Prozent.
Vor der achten Anpassung der Versorgungsbezüge nach dem 31. Dezember 2002 wird für
zu diesem Zeitpunkt vorhandene Versorgungsfälle der der Versorgung zugrunde liegende
Vomhundertsatz mit einem Anpassungsfaktor 0,95667 vervielfältigt gekürzt. Dieser neue
Vomhundertsatz gilt als gesetzlich neu festgestellt. Der derzeitige Versorgungshöchstsatz
beträgt 73,78%, die jährliche Steigerungsrate 1,84453%.
Der Versorgungshöchstsatz in 2009 beträgt für Bundesbeamte 72,97 %, die jährliche
Steigerungsrate 1,82425. Voraussichtlich werden diese Werte auch nach Abschluss der
Einkommensrunde 2009 für die Mehrzahl der Landes- und Kommunalbeamten gelten.

Die nächsten linearen Erhöhungen erfolgten auf Bundesebene mit dem Bundesbesoldungs-
und -versorgungsanpassungsgesetz 2008/2009 (BGBL. I. S. 1582) für die Kalenderjahre
2008 und 2009.
Dies führt für die Versorgungsempfänger des Bundes zu folgenden Anpassungsschritten:
Anpassungsschritte Zeitpunkte Anpassungsfaktoren
4. und 5. Anpassung 1. Januar 2008 0,96750
6. Anpassung 1. Januar 2009 0,97292
Auch in den Bundesländern kam es zumindest im Jahre 2008 zu linearem Steigerungen,
allerdings in unterschiedlicher Höhe und zu unterschiedlichen Stichtagen. Die Einkom-
mensrunde 2009 und damit auch die Besoldungs- und Versorgungsanpassung der
Landesbeamten steht für die Länder noch bevor. Eine Kontinuität der Anpassungsschritte
zwischen Bund und Ländern, aber auch unter den Ländern selbst ist deshalb nicht ge-
geben.

Auswirkungen der Bundesbesoldungs- und Versorgungsanpas-
sungsgesetze 2003/2004 und 2008/2009 auf die Versorgung
: Grundlage für die allgemeine Anpassung der Versorgungsbezüge sind die pro-

zentualen Erhöhungen der Besoldung. Sie wurde in den Jahren 2003 und 2004
erhöht. Damit griffen gleichzeitig erstmals die mit dem Versorgungsände-
rungsgesetz 2001 eingeführten Absenkungsstufen.

: Das Versorgungsniveau wird seit dem Jahr 2003 in acht gleichen Schritten
von jeweils rund 0,54 Prozent um insgesamt 4,33 Prozent abgesenkt. In den
Jahren 2003 und 2004 griffen drei Stufen während 2005, 2006 und 2007
keine Erhöhung der Besoldung erfolgte:

Anpassungsschritte Zeitpunkte Anpassungsfaktoren
1. Anpassung 1. April/1. Juli 2003* 0,99458
2. Anpassung 1. April 2004 0,98917
3. Anpassung 1. August 2004 0,98375
* Am 1. April 2003 wurden die Bezüge der Besoldungsgruppen A 2 bis A 11 angehoben
und am 1. Juli 2003 die übrigen bis auf B 11.
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Versorgungsänderungsgesetz – Wichtigste Änderungen
: Absenkung des Versorgungsniveaus
Der Höchstruhegehaltssatz wird ab 1. 1. 2003 stufenweise von 75 Prozent auf
71,75 Prozent gesenkt.
Die Absenkung erfolgt in acht Schritten, jeweils bei einer Besoldungs- und Ver-
sorgungsanpassung. Die Erhöhung der Versorgungsbezüge wird deshalb ab 2003
um insgesamt 4,33 Prozent flacher ausfallen. Mit dieser Maßnahme will der
Gesetzgeber die im Rahmen der Rentenreform getroffenen Kürzungen wir-
kungsgleich auf die Beamtenversorgung übertragen. Nach jeder der sieben auf
den 31. Dezember 2002 folgenden Versorgungsanpassungen werden zunächst
die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge wie die Besoldung angepasst. Danach wer-
den die so ermittelten Dienstbezüge mit dem individuellen Ruhegehaltssatz nach
altem Recht (höchsten 75 Prozent) multipliziert. Die sich daraus ergebenden Ver-
sorgungsbezüge werden mit einem „Anpassungsfaktor“ multipliziert.

Dieser Anpassungsfaktor beträgt:
: nach der ersten auf den 1. 1. 2003 folgenden Versorgungsanpassung 0,99458
: nach der zweiten auf den 1. 1. 2003 folgenden Versorgungsanpassung 0,98917
: nach der dritten auf den 1. 1. 2003 folgenden Versorgungsanpassung 0,98375
: nach der vierten auf den 1. 1. 2003 folgenden Versorgungsanpassung 0,97833
: nach der fünften auf den 1. 1. 2003 folgenden Versorgungsanpassung 0,97292
: nach der sechsten auf den 1. 1. 2003 folgenden Versorgungsanpassung 0,96750
: nach der siebten auf den 1. 1. 2003 folgenden Versorgungsanpassung 0,96208
Vor der achten Anpassung wird der individuelle Ruhegehaltssatz mit dem Anpas-
sungsfaktor 0,95667 vervielfältigt. Er gilt dann als neu festgesetzt und ist bei der
Berechnung der Versorgungsbezüge zugrunde zu legen.
In diese Neuregelung werden alle vorhandenen und zukünftigen Versorgungs-
empfänger einbezogen (auch Beamte auf Zeit und versorgungsberechtigte Hin-
terbliebene). Lediglich die Mindestversorgung und das Unfallruhegehalt bleiben
hiervon ausgenommen.

Folgeänderungen
Die Absenkung der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge in den ersten sieben Anpas-
sungsstufen und des Höchstruhegehaltssatzes ab der achten Stufe zieht eine Rei-
he von Folgeänderungen nach sich. Dies wirkt sich insbesondere auf die Höchst-
grenzen beim Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Erwerbs- oder
Erwerbsersatzeinkommen (§ 53 Abs. 2 Nr. 3 BeamtVG) und beim Zusammentref-
fen mehrerer Versorgungsbezüge (§ 54 Abs. 2 BeamtVG) aus.

Mehr Informationen zu diesen Änderungen hat das BMI in
„Allgemeinen Durchführungshinweisen“ zum Versorgungsänderungs-
gesetz 2001 veröffentlicht. Ab Seite 109 ff. dokumentieren wir die
Vorschrift.
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Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen
Beamtinnen und Beamte, für die – wie etwa im Polizei- und Justizvollzugsdienst sowie im
Einsatzdienst der Feuerwehr – eine besondere Altersgrenze gilt und die vor Vollendung
des 65. Lebensjahres wegen einer für sie geltenden besonderen Altersgrenze in den Ruhe-
stand gehen, erhalten nach § 48 BeamtVG auf Grund der damit verbundenen finanziel-
len Nachteile neben dem Ruhegehalt einmalig einen Ausgleich in Höhe des Fünffachen
der Dienstbezüge aus Vollzeitbeschäftigung, welche ihnen im letzten Monat zugestanden
haben oder zugestanden hätten, allerdings höchstens 4.091 Euro. Der Ausgleichsbetrag
verringert sich um jeweils ein Fünftel für jedes Jahr, das über das vollendete 60. Lebensjahr
hinaus im Dienst verbracht wird. Der Ausgleich wird nur gezahlt, wenn die Versetzung in
den Ruhestand wegen des Erreichens der besonderen Altersgrenze erfolgt. Er entfällt etwa
bei Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit oder beim Tode des Beamten
vor der Versetzung in den Ruhestand. Der Ausgleichsbetrag wird in einer Summe gezahlt
und unterliegt nicht der Einkommensteuer.

Mindestversorgung
Wegen des Alimentationscharakters der Beamtenversorgung gibt es dort – im Gegensatz
zur Rentenversicherung, aber in Entsprechung der sog. Sozialen Grundsicherung im Alter
– eine Mindestversorgung. Sie beträgt 35 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge
(Amtsbezogene Mindestversorgung) oder – wenn es für die Beamtin bzw. den Beamten
günstiger ist – 65 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besol-
dungsgruppe A 4, zzgl. 30,68 Euro (Amtsunabhängige Mindestversorgung). Inzwischen
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Beispiel:
: Erdientes Ruhegehalt
Ruhegehaltfähige Dienstbezüge (unterstellt) 3000,00 Euro
Ruhegehaltfähige Dienstzeit (unterstellt) 18 Jahre
Ruhegehaltssatz 18 x 1,875 v. H. = 33,75 v. H.
Ruhegehalt 33,75 v. H. von 3 000,00 Euro = 1012,50 Euro
: Amtsbezogene Mindestversorgung
Ruhegehaltfähige Dienstbezüge 3000,00 Euro
Ruhegehaltssatz 35 v. H.
Ruhegehalt 35 v. H. aus 3 000,00 Euro = 1050,00 Euro
: Berechnung Amtsunabhängige Mindestversorgung (Stand: 01.07.2008)
Ruhegehaltfähige Dienstbezüge (Endstufe BesGr.A 4) 1947,21 Euro
Ruhegehaltssatz 65 v. H.
Ruhegehalt 65 v. H. von 1947,21 Euro 1265,69 Euro
Zuzüglich Erhöhungsbetrag nach § 14 Abs. 4 Satz 3 BeamtVG 30,68 Euro
Amtsunabhängige Mindestversorgung 1296,37 Euro
Gezahlt wird die amtsunabhängige Mindestversorgung, weil sie für den Beam-
ten bzw. die Beamtin günstiger ist. Diese Mindestversorgung ist umfassend steu-
erpflichtig und aus ihr muss der Beamte die Prämien für den Krankenversiche-
rungsschutz bestreiten.
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ist die Mindestversorgung aber längst nicht mehr in allen Fällen garantiert. Bleibt eine
Beamtin bzw. ein Beamter allein wegen langer Freistellungszeiten (Teilzeit oder Beurlau-
bung) hinter der Mindestversorgung zurück, wird nur noch das „erdiente“ Ruhegehalt
gezahlt, sofern sie nicht wegen Dienstunfähigkeit pensioniert werden. Längere Freistel-
lungszeiten (Teilzeit und Beurlaubungen) vor dem 1. 7. 1997 bleiben unberücksichtigt.

Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten

Sonderzahlung für Versorgungsempfänger
Zur Versorgung gehört auch die jährliche Sonderzahlung, besser bekannt als Weihnachts-
geld. Die ehemalige ‚Sonderzuwendung’ war seit 1993 eingefroren und nahm seit dieser
Zeit nicht mehr an den jährlichen Besoldungs- und Versorgungsanpassungen teil. Im Jahr
2002 wurde letztmalig ein „einheitliches Weihnachtsgeld“ in Höhe von 86,31 Prozent
(West) bzw. 64,73 Prozent (Ost) gewährt.
Mit dem Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetz 2003/2004 wurden sogenann-
te „Öffnungsklauseln“ bei Urlaubsgeld und Sonderzuwendung beschlossen, welche Bund
und Ländern eigenständige Sonderzahlungsregelungen ermöglichte.
Für den Bereich des Bundes wurde das „eingefrorene Weihnachtsgeld“ letztmalig im Jahr
2003 gezahlt, zum Jahresende 2004 erfolgte die Kürzung für Versorgungsempfänger auf
4,17 Prozent der jährlichen Versorgungsbezüge abzüglich eines Abschlags zur wirkungs-
gleichen Übertragung von Reformen in der gesetzlichen Pflegeversicherung (0,85 Prozent
der Jahresbezüge bis zur gesetzlichen Beitragsbemessungsgrenze).
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Neuregelungen der Kinder- und Pflegezuschläge
Mit dem Versorgungsänderungsgesetz 2001 wurden zum 1. 1. 2002 auch
Neuregelungen der Rentenreform 2000/2001 zur Berücksichtigung von Kinder-
erziehungs- und Pflegezeiten in das Beamtenversorgungsgesetz (BeamtVG) ein-
bezogen. Das Kindererziehungszuschlagsgesetz (KEZG), in dem der Kinder-
erziehungszuschlag seit dem 1. Januar 1992 geregelt war, trat zum gleichen
Zeitpunkt außer Kraft. Die Kernpunkte der Neuregelungen betreffen:
: Kindererziehungszuschlag
: Kindererziehungsergänzungszuschlag
: Kinderzuschlag zum Witwengeld
: Pflegezuschlag und Kinderpflegeergänzungszuschlag.
Nach § 50 a BeamtVG wird für Kinder, die ab dem 1. Januar 1992 geboren wurden,
für die Dauer von höchstens 36 Monaten Kindererziehungszeit zusätzlich zum Ruhe-
gehalt ein Betrag von 8,33 v.H. des aktuellen Rentenwerts nach dem Sechsten Buch
Sozialgesetzbuch gezahlt. Dies ist im Kindererziehungszuschlagsgesetz festgelegt.
Für Kinder, die vor dem 1. Januar 1992 geboren wurden, sind die ersten sechs
Lebensmonate des Kindes voll ruhegehaltfähig.

Mehr Informationen zu diesen Neuregelungen finden Sie auf den
Seiten 109 ff bzw. im Internet unter www.die-beamtenversorgung.de
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Einzelne Bundesländer setzten deutliche Kürzungen schon ab dem Jahr 2003 und teil-
weise erneut in den Folgejahren durch.
Ab dem Jahr 2006 halbierte die Bundesregierung die Sonderzahlung für Bundesbeamte
auf nunmehr 2,085 Prozent der jährlichen Versorgungsbezüge abzüglich des obigen ‚Pfle-
geanteils’. Diese Halbierung ist auf die Jahre 2006 bis 2010 befristet.
Die in den Ländern beschlossenen Regelungen sind äußerst unterschiedlich ausgestal-
tet. Gemeinsam ist allen Regelungen, dass für fast alle Gruppen von Beamtinnen und
Beamten das Niveau der Sonderzahlungen gegenüber den bisherigen Leistungen von
Urlaubs- und Weihnachtsgeld herabgesetzt wurde. Die Vielzahl der getroffenen Rege-
lungen für Versorgungsempfänger haben wir in der folgenden Übersicht zusammen-
gefasst.

Übersicht: Jährliche Sonderzahlung für Versorgungsempfänger
(sogenanntes „Weihnachtsgeld“)
Umsetzung der Öffnungsklauseln in Bund und Ländern (BBVAnpG 2003/2004 v.
10.09.2003, BGBl. I S. 1798), Stand: Juli 2008
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Bund/Länder Sonderzahlung

Bund : 2,085 % der Jahresbezüge, abzüglich 0,85 % der jährlichen Bezüge (laufende

Bezüge + Sonderzahlung) für „wirkungsgleiche“ Übertragung Pflegeversicherung.

Deckelung: 0,85 % der jährlichen Beitragsbemessungsgrenze Pflegeversicherung

Baden-Württemberg : In das Grundgehalt i.H.v. 2,5 % integriert.

Bayern : bis A 11: 60 %, ab A 12; 56 % von 1/12 der für das Kalenderjahr zustehenden Bezüge

: 84,29 % des Familienzuschlags (Auszahlung mit Dezemberbezügen)

Berlin : 320 Euro (Auszahlung mit Dezemberbezügen)

Brandenburg : 250 Euro (Auszahlung mit Dezemberbezügen)

Bremen : Nein.

Hamburg : bis BesGr. A 12, C 1: 66 %. Übrige: 60 % (Auszahlung mit Dezemberbezügen)

Hessen : 4,17 % eines Monatsbezugs (mtl. Auszahlung)

Mecklenburg- : bis A 9: 48,5 %, A 10 bis A 12, C 1: 42,5 %, Übrige: 37,5 % eines Monatsbezugs

Vorpommern (Auszahlung mit Dezemberbezügen, Bemessungsgrundlage: Bezüge West 2002)

Niedersachsen : Nein.

Nordrhein-Westfalen : bis A 6: 60 %, A 7 bis A 8: 39 , ab A 9: 22 % eines Monatsbezugs (Auszahlung mit

Dezemberbezügen)

Rheinland-Pfalz : 4,17 % eines Monatsbezugs (mtl. Auszahlung)

Saarland : bis A 10: 500 Euro, A 11 und höher sowie B, C, W und R: 400 Euro. Sonderbetrag je

Kind: 200 Euro (Auszahlung mit Dezemberbezügen)

Sachsen : einfacher bzw. mittlerer Dienst: 1.025 Euro; gehobener Dienst: 1.200 Euro; höherer

Dienst: 1.500 Euro (bis A 16, C 3, R 2, W 2). Übrige: 1.800 Euro, (Auszahlung mit

Dezemberbezügen) unter Berücksichtigung des maßgeblichen Ruhegehaltssatzes

Sachsen-Anhalt : Nein.

Schleswig-Holstein : bis A 10: 330 Euro, Hinterbliebene 200 Euro und Waisen 50 Euro (Auszahlung mit

Dezemberbezügen)

Thüringen : Integration der Sonderzahlung in das Grundgehalt

In einigen Ländern werden zusätzliche kinderbezogene Anteile gewährt.
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ab Anpassung Anpassung
Ost- an Westbesoldung

Bund 01.01.2008 Erhöhung Grundgehaltssätze i.H.v. für BesGr. A 2 bis A 9
50,00 Euro ab 1. Januar 2008;
Anwärter: 20,00 Euro; ab 1. April 2008 vollständige
anschließend Erhöhung um 3,1 % Angleichung für alle

01.04.2008 / für alle übrigen BesGr.

01.01.2009 2,8 %, /
zzgl. Einmalzahlung i.H.v. 225,00 Euro

Baden-Württemberg 01.01.2008 1,5 % /

01.08.2008 von BesGr. A 2 b bis A 9 = 1,4 % /

01.11.2008 von BesGr. A 2 b bis A 9 = 1,4 % /

Bayern 01.10.2007 3 % /

01.10.2007 Anwärter /

Berlin 01.01.2008 / für BesGr. A 2 bis A 9

(solange kein Gesetz 01.01.2010 / für alle übrigen BesGr.
vorliegt: gelten die
Regelungen des
BBVAnpG 2003/2004)

Brandenburg 01.01.2008 1,5 % für BesGr. A 2 bis A 9

01.01.2010 / für alle übrigen BesGr.

Bremen 01.11.2008 2,9 % /

Hamburg 01.01.2008 1,9 % /

Hessen 01.01.2008 3 % bis zur BesGr. A 8; 1. 4. 2008 bis zur
BesGr.A 12; 1. 7. 2008 3 % übrige BesGr

Mecklenburg- 01.01.2008 / für BesGr. A 2 bis A 9

Vorpommern 01.08.2008 2,9 %

01.01.2010 / für alle übrigen BesGr.

Niedersachsen 01.01.2008 3,0 % /

Nordrhein-Westfalen 01.07.2008 2,9 % /

Rheinland-Pfalz 01.07.2007 bis BesGr. A 6 = 1,7 %
von BesGr. A 7 – A 9 = 1,1 %
Übrige = 0,5 %/

01.07.2008 bis BesGr. A 6 = 2,2 %
von BesGr. A 7 – A 9 = 1,35 %
Übrige weitere = 0,5 % /

Saarland 01.04.2008 2,9 %

Sachsen 01.01.2008 / für BesGr. A 2 bis A 9

01.05.2008 2,9 % /

01.09.2008 ab BesGr. A 10, für alle übrigen BesGr.
BesGr. B, C, R und W

Sachsen-Anhalt 01.01.2008 / für BesGr. A 2 bis A 9

01.05.2008 2,9 % /

01.01.2010 / für alle übrigen BesGr.

Schleswig-Holstein 01.01.2008 2,9 %

Thüringen 01.01.2008 / für BesGr. A 2 bis A 9

01.07.2008 2,9 % /

01.01.2010 / für alle übrigen BesGr.

Die Besoldungstabellen für den Bund finden Sie auf den Seiten 60ff.

Übersicht Besoldungsanpassungen in Bund und Ländern
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Hinterbliebenenversorgung

Allgemeines zur Hinterbliebenenversorgung
Wie im Alterssicherungssystem der gesetzlichen Rentenversicherung erstreckt sich die
Beamtenversorgung nach dem Todesfall auch auf die Familienangehörigen. Hinterbliebe-
ne Ehegatten erhalten Witwen- oder Witwergeld, während für berücksichtigungsfähige
Kinder des Verstorbenen Waisengeld gezahlt wird.
Zur Hinterbliebenenversorgung gehören die Bezüge für den Sterbemonat, das Sterbegeld,
das Witwen- und Witwergeld, das Waisengeld und die Unterhaltsbeiträge.

Grafik: Hinterbliebenenversorgung

Bezüge für den Sterbemonat
Die regelmäßig gezahlten Dienst- oder Versorgungsbezüge des Sterbemonats verbleiben
den Erben. Die Erbeneigenschaft ergibt sich aus gesetzlicher Regelung oder testamenta-
rischer Verfügung. Eine anteilige Rückforderung bereits gezahlter Versorgungsbezüge findet
nicht statt. Sind dagegen Teile der Bezüge für den Sterbemonat ganz oder teilweise noch
nicht ausgezahlt worden, können sie auch an den überlebenden Ehegatten oder die Kinder
gezahlt werden.

Sterbegeld
Beim Tod von Beamten bzw. Ruhestandsbeamten erhalten der überlebende Ehegatte und
die Kinder des Verstorbenen ein Sterbegeld in zweifacher Höhe der Dienstbezüge aus Voll-
beschäftigung, der Anwärterbezüge, des Ruhegehaltes oder des Unterhaltsbeitrages. Sind
weder Ehegatte noch Kinder vorhanden können unter Umständen nachrangig auch ande-
re Angehörige aus häuslicher Gemeinschaft oder – falls ebenfalls nicht vorhanden – son-
stige Personen, die Krankheits- oder Bestattungskosten des Verstorbenen getragen haben,
auf Antrag Sterbegeld erhalten. Das Sterbegeld wird an den/die Berechtigten in einer Sum-
me gezahlt. Diese Leistung entspricht im Wesentlichen dem sogenannten Sterbeviertel-
jahr in der gesetzlichen Rentenversicherung, das die Weiterzahlung der Rente des Ver-
storbenen für 3 Monate über den Tod hinaus gewährleistet.
Stirbt ein Empfänger von Witwen- bzw. Witwergeld, haben die Waisen einen Anspruch auf
Sterbegeld in Höhe des zweifachen Witwen- bzw. Witwergeldes.

Witwen- und Witwergeld
Ein Anspruch auf Witwen- bzw. Witwergeld entsteht grundsätzlich erst dann, wenn die
Ehe mindestens ein Jahr bestanden hat. Diese Regelung gilt für Ehen, die nach dem
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31. Dezember 2001 geschlossen wurden. Für Ehen, die vor diesem Termin geschlossen
worden sind, muss die Ehe 3 Monate bestanden haben. Diese Regelungen sollen aus-
schließen, dass die Ehe lediglich zum überwiegenden Zwecke späterer Hinterbliebenen-
versorgung geschlossen worden ist. Die Annahme einer sogenannten Versorgungsehe kann
jedoch mit besonderen Umständen des Falles widerlegt werden, wenn eine solche Annah-
me trotz kurzer Ehezeit vor dem Tod als nicht gerechtfertigt erscheinen lässt.
Der Anspruch auf Witwen- bzw. Witwergeld ist ferner ausgeschlossen, wenn die kinderlo-
se Ehe erst nach Eintritt in den Ruhestand geschlossen wurde und zu diesem Zeitpunkt
bereits das 65. Lebensjahr des Beamten vollendet war (sog. Nachheirat). In diesen Fällen
kann jedoch gemäß § 22 BeamtVG ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Witwengeldes
gewährt werden, der sich im nach den Umständen des Einzelfalls, insbesondere der Dauer
der Ehe und dem jeweiligen Alter der Eheleute richtet.
Das Witwengeld beträgt 55 Prozent des Ruhegehalts, das der Verstorbene erhalten hat
oder hätte erhalten können, wenn er am Todestage in den Ruhestand getreten wäre. Dies
bedeutet, dass bei vorzeitigem Ableben auch Versorgungsabschläge in die fiktive Berech-
nung einbezogen werden.
Sofern der/die Verstorbene mehr als 20 Jahre älter als der/die Witwe war, wird die Wit-
wen- bzw. Witwerversorgung prozentual gekürzt, was jedoch durch die Dauer der Ehe
kompensiert werden kann (§ 20 Abs. 2 BeamtVG).
Durch die Neuregelung des Versorgungsänderungsgesetzes 2001 ( siehe Seiten 22
und 109 ff.) wurde das bisherige Niveau der Witwenversorgung – parallel zu den Kür-
zungen der Rentenreform durch das Altersvermögensergänzungsgesetz (AVmEG) – von
60 auf 55 Prozent reduziert. Für Witwen/Witwer bleibt das Niveau von 60 Prozent er-
halten; ( siehe Kasten: Übergangsregelungen).

Übergangsregelung:
Diese Kürzung gilt nicht, wenn die Ehe vor dem 31. Dezember 2001 geschlossen
worden ist und mindestens ein Ehepartner vor dem 2. Januar 1962 geboren ist.
In diesen Fällen beträgt das Witwen- bzw. Witwergeld weiterhin 60 Prozent des
Ruhegehalts, das der oder die Verstorbene bezogen hat oder aber bezogen hätte,
wenn am Todestag der Ruhestand eingetreten wäre (§ 69 e Abs. 5 BeamtVG).

Sind die Voraussetzungen für den Anspruch auf einen kinderbezogenen Anteil des Famili-
enzuschlages (Stufe 2 ff.) erfüllt, so wird dieser Betrag neben dem Witwen- bzw. Witwer-
geld in voller Höhe gezahlt. Ebenfalls tritt gemäß § 50 c BeamtVG für der/dem Hin-
terbliebenen zugeordnete Kindererziehungszeiten ein Kinderzuschlag zum Witwengeld
hinzu.
Im Falle der Wiederverheiratung besteht Anspruch auf eine Abfindung in Höhe des 24-
fachen Betrages des im Monat der erneuten Heirat zustehenden Witwen- oder Witwer-
geldes. Durch die Zahlung einer solchen Witwenabfindung (§ 21 BeamtVG) erlischt der
weitere Anspruch auf Witwen- oder Witwergeld, tritt jedoch bei Auflösung der neuen Ehe
unter Anrechnung von Ansprüchen aus dieser Ehe wieder in Kraft.
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Die Mindestwitwengeld beträgt 60 v.H. der Mindestversorgungsbezüge (jeweils ohne
Erhöhungsbetrag) des Verstorbenen zzgl. 30,68 Euro. Das Mindestwaisengeld beträgt 12
v.H. der Mindestversorgungsbezüge (20 v. H. bei Vollwaisen).

: Zur Mindestversorgung für Witwen/Witwer und Waisen siehe auch Seite 23

Waisengeld
Halbwaisen erhalten bis zum vollendeten 18. Lebensjahr 12 Prozent, Vollwaisen 20 Prozent
des Ruhegehalts des Verstorbenen. Ist der überlebende Elternteil einer Halbwaise nicht
witwen- oder witwergeldberechtigt, wird Vollwaisengeld gezahlt. Vom vollendeten 18.
bis zum vollendeten 27. Lebensjahr ist das Waisengeld von einem Antrag der Waisen und
davon abhängig, dass nach dem Kindergeldrecht dem Grunde nach ein Anspruch auf Kin-
dergeld gegeben ist.
Die Reduzierung der Bezugsdauer für das Kindergeld auf höchstens das 25. Lebensjahr
hat keine Auswirkung auf die künftige Höchstdauer des Waisengeldbezugs – es verbleibt
hier bei dem 27. Lebensjahr (§ 61 Abs. 2 BeamtVG).
Im Falle einer körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung kann das Waisengeld
auch länger gezahlt werden. Kein Waisengeld erhalten Kinder, die der Verstorbene erst
nach dem Beginn des Ruhestandes oder nach Vollendung des 65. Lebensjahres adoptiert
oder angenommen hat. In diesen Fällen kann jedoch ein Unterhaltsbeitrag bewilligt
werden.
Sind viele waisengeldberechtigte Kinder vorhanden und ergibt die Summe aus Witwen-
und Waisengeldern einen höheren Betrag als das zugrunde liegende Ruhegehalt, so wer-
den die einzelnen Bezüge jeweils im gleichen Verhältnis gemindert.

Unterhaltsbeitrag
Sofern im Falle einer sogenannten Nachheirat (nach Ruhestandseintritt und nach Vollen-
dung des 65. Lebensjahres) die Einzelfallprüfung ergibt, dass die vollständige Versagung
des Witwen-/Witwergelds nicht gerechtfertigt ist, ist ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe
des Witwen/Witwergeldes zu gewähren. Bei dessen Höhe ist maßgeblich die Dauer der
Ehe ebenso zu berücksichtigen wie der Altersunterschied der Eheleute.
Einen Unterhaltsbeitrag können auch die geschiedenen Ehepartner erhalten, wenn sie
Anspruch auf einen schuldrechtlichen Versorgungsausgleich hatten. Hinsichtlich der Höhe
des Unterhaltsbeitrags sind Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen des Hinterbliebenen
angemessen anzurechnen.
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Unfallfürsorge

Unfallfürsorge

Allgemeines
Der Anspruch auf Unfallfürsorge (§§ 30 ff BeamtVG) kann nur durch einen Dienstunfall
ausgelöst werden und kann insbesondere umfassen
: die Erstattung von Sachschäden und besonderen Aufwendungen
: das Heilverfahren
: den Unfallausgleich
: das Unfallruhegehalt / erhöhtes Unfallruhegehalt bzw. Unterhaltsbeitrag
: die Unfall-Hinterbliebenenversorgung
: die einmalige Unfallentschädigung
: den Schadensausgleich in besonderen Fällen
: die Einsatzversorgung bei besonderer Verwendung im Ausland
Diese Ansprüche sind somit das äquivalent zum Recht der gesetzlichen Unfallversicherung,
jedoch mit beamtenrechtlichen Besonderheiten. Mit dem „Versorgungsänderungsgesetz
2001“ wurde die Unfallfürsorgeleistung auch auf das Kind einer Beamtin ausgedehnt, das
durch deren Dienstunfall während der Schwangerschaft unmittelbar geschädigt wurde.
Damit entsteht für das geschädigte Kind ein eigener Anspruch auf bestimmte Unfallfür-
sorgeleistungen, beispielsweise Heilverfahren oder Unfallausgleich.

Dienstunfall
Dienstunfall ist ein auf äußerer Einwirkung beruhendes, plötzliches, örtlich und zeitlich
bestimmbares, einen Körperschaden verursachendes Ereignis, das in Ausübung oder infol-
ge des Dienstes eingetreten ist. Zum Dienst gehören
: Dienstreisen, Dienstgänge und die dienstliche Tätigkeit am Bestimmungsort
: die Teilnahme an dienstlichen Veranstaltungen
: Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst oder in dem ihm gleichstehenden Dienst, zu

deren Übernahme der Beamte gemäß § 64 des Bundesbeamtengesetzes oder ent-
sprechendem Landesrecht verpflichtet ist

: Tätigkeiten, deren Wahrnehmung vom Beamten im Zusammenhang mit den Dienstge-
schäften erwartet werden, sofern der Beamte hierbei nicht in der gesetzlichen Unfall-
versicherung versichert ist (§ 2 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch).

Als Dienst gilt auch das Zurücklegen des mit dem Dienst zusammenhängenden Weges
nach und von der Dienststelle. Der Zusammenhang mit dem Dienst gilt als nicht unter-
brochen, wenn der Beamte von dem unmittelbaren Weg zwischen der Wohnung und der
Dienststelle in vertretbarem Umfang abweicht, weil sein dem Grunde nach kindergeld-
berechtigendes Kind, das mit ihm in einem Haushalt lebt, wegen seiner oder seines Ehe-
gatten beruflichen Tätigkeit fremder Obhut anvertraut wird oder weil er mit anderen beruf-
stätigen oder in der gesetzlichen Unfallversicherung versicherten Personen gemeinsam ein
Fahrzeug für den Weg nach und von der Dienststelle benutzt. Ein Unfall, den der Verletz-
te bei Durchführung des Heilverfahrens (§ 33 BeamtVG) oder auf einem hierzu notwen-
digen Wege erleidet, gilt als Folge eines Dienstunfalls.
Erkrankt ein Beamter, der nach der Art seiner dienstlichen Verrichtung der Gefahr der
Erkrankung an bestimmten Krankheiten besonders ausgesetzt ist, an einer solchen Krank-
heit, so gilt dies als Dienstunfall, es sei denn, dass der Beamte sich die Krankheit außerhalb
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des Dienstes zugezogen hat. Die Erkrankung an einer solchen Krankheit gilt jedoch stets
als Dienstunfall, wenn sie durch gesundheitsschädigende Verhältnisse verursacht worden
ist, denen der Beamte am Ort seines dienstlich angeordneten Aufenthaltes im Ausland
besonders ausgesetzt war. Die in Betracht kommenden Krankheiten bestimmt der Gesetz-
geber.
Dem durch Dienstunfall verursachten Körperschaden ist ein Körperschaden gleichzuset-
zen, den ein Beamter außerhalb seines Dienstes erleidet, wenn er im Hinblick auf sein
pflichtgemäßes dienstliches Verhalten oder wegen seiner Eigenschaft als Beamter ange-
griffen wird. Gleichzuachten ist ferner ein Körperschaden, den ein Beamter im Ausland
erleidet, wenn er bei Kriegshandlungen, Aufruhr oder Unruhen, denen er am Ort seines
dienstlich angeordneten Aufenthaltes im Ausland besonders ausgesetzt war, angegriffen
wird.
Unfallfürsorge kann auch einem Beamten gewährt werden, der zur Wahrnehmung einer
Tätigkeit, die öffentlichen Belangen oder dienstlichen Interessen dient, beurlaubt worden
ist und in Ausübung oder infolge dieser Tätigkeit einen Körperschaden erleidet.
Unfallfürsorge wird auch gewährt, wenn eine gesundheitliche Schädigung bei dienstlicher
Verwendung oder bei Dienstgeschäften im Ausland auf einen Unfall oder eine Erkrankung
im Zusammenhang mit einer Verschleppung oder einer Gefangenschaft zurückzuführen
ist oder darauf beruht, dass der Beamte aus sonstigen mit dem Dienst zusammenhän-
genden Gründen, die er nicht zu vertreten hat, dem Einflussbereich des Dienstherrn ent-
zogen ist.

Erstattung von Sachschäden und besonderen Aufwendungen
Sind bei einem Dienstunfall Kleidungsstücke oder sonstige Gegenstände, die der Beamte mit
sich geführt hat, beschädigt oder zerstört worden oder abhanden gekommen, so kann dafür
Ersatz geleistet werden. Sind durch die Erste-Hilfe-Leistung nach dem Unfall besondere Kosten
entstanden, so ist dem Beamten bei Nachweis der notwendige Aufwand zu ersetzen.

Heilverfahren
Das Heilverfahren umfasst die notwendige ärztliche Behandlung, die notwendige Versor-
gung mit Arznei- oder anderen Hilfsmitteln und die notwendige Pflege. Ersetzt werden
können auch außergewöhnliche Kosten für Kleider- und Wäscheverschleiß, die eine Folge
des Dienstunfalls sind. Verletzte sind dabei grundsätzlich verpflichtet, sich der Behandlung
zu unterziehen, wenn dies zur Sicherung des Heilerfolgs notwendig ist. Bestehen Zweifel
an der Notwendigkeit und Angemessenheit, kann zum Vergleich das Beihilferecht dienen.
Gegenüber der Beihilfegewährung ist jedoch die Fürsorgepflicht des Dienstherrn gestei-
gert – das heißt: Die Beihilfe ist keine Obergrenze.
Die Durchführung richtet sich nach der Heilverfahrensverordnung (HeilvfV) vom 25. 4. 1979
(BGBl. I S. 502).

Unfallausgleich
Ein Unfallausgleich kommt für Beamtinnen und Beamte dann in Betracht, wenn infolge
eines Dienstunfalls ihre Erwerbsfähigkeit für länger als sechs Monate wesentlich einge-
schränkt ist. Der Ausgleich wird für die gesamte Dauer der Beschränkung gewährt und
neben den Dienst- und Anwärterbezügen oder dem Ruhegehalt gezahlt und ist steuerfrei
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(§ 3 Nr. 6 EStG). Die Höhe des Unfallausgleichs entspricht dem Betrag der Grundrente
nach dem Bundesversorgungsgesetz und richtet sich nach dem Grad der Erwerbsminde-
rung.

Tabelle: Beschädigtengrundrente

Tabelle: Grundrente für Schwerbeschädigte

Ändern sich die Verhältnisse, die für die Feststellung maßgebend gewesen sind, wesentlich,
erfolgt eine Neufeststellung.

Unfallruhegehalt
Wird ein Beamter infolge eines Dienstunfalls in den Ruhestand versetzt, hat er Anspruch auf
Zahlung eines Unfallruhegehalts. Die Anwendung des Versorgungsabschlags und des
Absenkungsfaktors nach § 69 e BeamtVG entfallen beim Unfallruhegehalt. Bei der Ermitt-
lung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit ist die Zurechnungszeit auf die Hälfte begrenzt (§13
Abs. 1 BeamtVG).
Das nach § 14 Abs. 1 BeamtVG ermittelte Ruhegehalt erhöht sich um 20 Prozent und
beträgt mindestens 66 2/3, höchstens aber 75 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbe-
züge. Das Unfallruhegehalt beträgt mindestens 75 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 4 (vgl. auch § 69e Abs. 6 BeamtVG).

Erhöhtes Unfallruhegehalt
Setzt sich eine Beamtin bzw. ein Beamter bei Ausübung einer dienstlichen Handlung einer
damit verbundenen besonderen Lebensgefahr aus und tritt infolge dieser Gefährdung ein
Dienstunfall mit daraus resultierender Dienstunfähigkeit ein („qualifizierter Dienstunfall“),
kommt ein erhöhtes Unfallruhegehalt in Betracht. Unterscheidungsmerkmal zum „nor-
malen“ Dienstunfall ist also der lebensgefährdende Dienst im Einzelfall.
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Nach § 31 Bundesversorgungsgesetz (BVG; Stand: 2008) beträgt die monatliche Beschädigten-
grundrente bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (Beträge West, Beitrittsgebiet)

um 30 vom Hundert 119 Euro

um 40 vom Hundert 162 Euro

um 50 vom Hundert 219 Euro

um 60 vom Hundert 276 Euro

um 70 vom Hundert 383 Euro

um 80 vom Hundert 463 Euro

um 90 vom Hundert 556 Euro

sowie bei Erwerbsunfähigkeit 624 Euro

Die Grundrente erhöht sich für Schwerbeschädigte, die das 65. Lebensjahr vollendet haben,
bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit

um 50 und 60 vom Hundert um 24 Euro

um 70 und 80 vom Hundert um 30 Euro

sowie um 90 vom Hundert und bei Erwerbsunfähigkeit um 37 Euro
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Bei der Bemessung des Unfallruhegehaltes sind 80 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge aus der Endstufe der übernächsten Besoldungsgruppe zugrunde zu legen. Die
übernächste Besoldungsgruppe von z.B. A 9 ist A 11 oder A 16 von B 3. Allerdings muss
der Beamte infolge des Dienstunfalls in den Ruhestand versetzt worden und zum Zeit-
punkt der Versetzung um mindestens 50 Prozent in seiner Erwerbsfähigkeit beschränkt
sein. Das erhöhte Unfallruhegehalt ist in den Laufbahnen des
: einfachen Dienstes mindestens aus der Besoldungsgruppe A 6,
: mittleren Dienstes mindestens aus der Besoldungsgruppe A 9,
: gehobenen Dienstes mindestens aus der Besoldungsgruppe A 12,
: höheren Dienstes mindestens aus der Besoldungsgruppe A 16
zu berechnen.
Das erhöhte Unfallruhegehalt kommt auch in Betracht, wenn der Beamte dienstunfähig
geworden ist, weil er
: in Ausübung des Dienstes durch einen rechtswidrigen Angriff oder
: einen außerhalb des Dienstes erlittenen Körperschaden, den er im Hinblick auf ein

pflichtgemäßes dienstliches Verhalten oder
: deswegen erlitten hat, weil er in seiner Eigenschaft als Beamter angegriffen wurde.

Unterhaltsbeitrag
Ein durch Dienstunfall verletzter ehemaliger Beamter, dessen Beamtenverhältnis nicht
durch Eintritt in den Ruhestand beendet wurde, erhält neben dem Heilverfahren für die
Dauer einer durch den Dienstunfall verursachten Erwerbsbeschränkung einen Unterhalts-
beitrag, dessen Höhe sich nach dem Grad der Erwerbsbeschränkung richtet.

Unfall-Hinterbliebenenversorgung
Stirbt ein Beamter, der Anspruch auf Unfallruhegehalt gehabt hätte, oder der Empfänger
von Unfallruhegehalt an den Folgen eines Dienstunfalls, erhalten die Hinterbliebenen eine
Unfall-Hinterbliebenenversorgung.
Danach beträgt das Witwen- oder Witwergeld 60 Prozent des Unfallruhegehalts; das Wai-
sengeld für jedes waisengeldberechtigte Kind und für jedes elternlose Enkelkind, sofern
deren Lebensunterhalt zur Zeit des Dienstunfalls ganz oder überwiegend durch den Ver-
storbenen bestritten wurde, ohne Unterscheidung zwischen Voll- und Halbwaisen 30 Pro-
zent des Unfallruhegehalts. Ist der Tod nicht durch den Dienstunfall verursacht, erhalten
die Hinterbliebenen allgemeine Hinterbliebenenversorgung; diese Bezüge sind aber unter
Zugrundelegung des Unfallruhegehalts zu berechnen.

Einmalige Unfallentschädigung in Höhe von 80.000 Euro
Eine einmalige Unfallentschädigung in Höhe von 80.000 Euro wird bei Beendigung des
Dienstverhältnisses neben dem Ruhegehalt an Beamte gezahlt, die bei Einsatz des Lebens
im Dienst oder bei besonders gefährlicher Verwendung so schwer verletzt wurden, dass
eine Minderung ihrer Erwerbsfähigkeit um mindestens 50 Prozent eingetreten ist („quali-
fizierter Dienstunfall“, vgl. § 37 BeamtVG).
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Tabelle: Einmalige Unfallentschädigung an Hinterbliebene

Diese Sätze gelten auch für Einsatzunfälle oder gleichstehende Ereignisse.

Schadensausgleich in besonderen Fällen
Zusätzlich kommen Ansprüche für Schäden in Frage, die z. B. aus Kriegshandlungen, Natur-
katastrophen oder Gewaltakten gegen staatliche Amtsträger entstanden sind. Diese wer-
den nach § 43a Abs. 1 BeamtVG „angemessen ersetzt“.

Einsatzversorgung bei besonderer Verwendung im Ausland
Das neue Institut der „Einsatzversorgung“ (§ 31 a BeamtVG) trägt dem Umstand Rech-
nung, dass im internationalen Rahmen durch Auslandseinsätze von Beamten, Soldaten
und sonstigen Angehörigen des öffentlichen Dienstes gesteigerte Verantwortung über-
nommen wird. Dementsprechend wurde durch das Gesetz zur Regelung der Versorgung
bei besonderer Auslandsverwendung (Einsatzversorgungsgesetz – EinsatzVG) vom
21. Dezember 2004 das Versorgungsrecht bei Auslandseinsätzen den veränderten Anfor-
derungen angepasst.
Ein „Einsatzunfall“ wird dann angenommen, wenn der Beamte oder Soldat während einer
besonders gefährlichen Verwendung im Ausland, d. h. bei humanitären und unterstützen-
den Einsätzen im Ausland aufgrund staatlicher Vereinbarung und auf Beschluss der Bun-
desregierung, in ursächlichem Zusammenhang mit dem Dienst einen Unfall oder eine
Erkrankung erleidet, die wiederum Ursache einer Gesundheitsschädigung ist. Umfasst sind
ferner die Fälle, bei denen Beamte oder Soldaten im Zusammenhang mit einer besonderen
Auslandsverwendung aufgrund gesundheitsschädigender oder anderer sich wesentlich
vom Inland unterscheidender Verhältnisse oder in dienstlicher Verwendung im Ausland im
Zusammenhang mit einer Gefangenschaft oder Verschleppung erkranken. Ausgeschlos-
sen ist jedoch das vorsätzliche oder grob fahrlässige Sich-Aussetzen einer Gefährdung.
Die Auswirkungen wurden in die einzelnen Erstattungsformen eingearbeitet, z.B. durch
Gewährung der erhöhten (sogenannten qualifizierten) Unfallversorgung (80 Prozent der
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der übernächsten Besoldungsgruppe)
bei Einsatzunfällen mit einer Verminderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 50 Pro-
zent.
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Im Todesfall wird eine einmalige Unfallentschädigung an die Hinterbliebenen gewährt:

Witwen sowie versorgungsberechtigte Kinder insgesamt 60.000 Euro

Eltern sowie nicht versorgungsberechtigte Kinder
(sofern keine Witwe oder versorgungsberechtigte Kinder vorhanden sind) insgesamt 20.000 Euro

Großeltern und Enkel
(sofern keine der o.g. Anspruchsberechtigten vorhanden sind) insgesamt 10.000 Euro
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Anrechnungs- und Ruhensregelungen

Das BeamtVG sieht Regelungen für das Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit
anderen Geldleistungen wie Erwerbs- und Ersatzeinkommen, anderen Versorgungsbezügen
oder Renten vor. Im Folgenden werden die Grundzüge dieser Anrechnungen dargestellt:

Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit anderen
Einkommensarten
Neben den Versorgungsbezügen können Beamte nur unter bestimmten Voraussetzungen
und Grenzen hinzuverdienen, ohne dass die Versorgung gekürzt, technisch gesprochen
ruhend gestellt wird (§ 53 BeamtVG). Dasselbe gilt auch für Witwen, Witwer und Waisen.
Dabei ist insbesondere die Altersgrenze „65. Lebensjahr“ von Bedeutung: Eine Anrech-
nung findet nach Vollendung des 65. Lebensjahres nur in den Fällen statt, in denen ein
Erwerbseinkommen aus einer Beschäftigung im öffentlichen Dienst (Verwendungsein-
kommen) erzielt wird; d.h. aus Beschäftigung im Dienst von Körperschaften, Anstalten,
Stiftungen des öffentlichen Rechts oder ihrer Verbände sowie über- oder zwischenstaat-
lichen Einrichtungen. Lediglich für hessische Beamte wird auch dann keine Anrechnung
mehr vorgenommen. Vor Vollendung des 65. Lebensjahres werden Erwerbs- und Erwerbs-
ersatzeinkommen ( siehe Seite 39) dagegen umfassend berücksichtigt.

Renten wegen Alters oder verminderter Erwerbsfähigkeit und vergleichbare Ersatzleistun-
gen wie Witwenrenten werden im Gegensatz zum Erwerbseinkommen auf Dauer durch
die Regelungen zum Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Renten § 55 BeamtVG
erfasst.
Wird berücksichtigungsfähiges Einkommen neben der Versorgung bezogen, ruhen die Ver-
sorgungsbezüge insoweit, als die Einkünfte die gesetzlich festgelegte Höchstgrenze (§ 53
Abs. 2 BeamtVG) übersteigen.

Berechnung der Höchstgrenze
Mit dem „Versorgungsreformgesetz 1998“ wurden neue Höchstgrenzen bei den Hinzu-
verdienstregelungen festgelegt. Für das Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit
Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen gilt seit dem 1. Januar 1999:
: Für Ruhestandsbeamte bzw. für Witwen und Witwer bilden die ruhegehaltfähigen

Dienstbezüge aus der Endstufe jener Besoldungsgruppe, aus der das Ruhegehalt berech-
net wird, die Einkommenshöchstgrenze. Die Höchstgrenze beträgt mindestens den
Betrag, der der Höhe des Anderthalbfachen der jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezü-
ge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 4, zuzüglich des jeweils zustehenden
Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1 BeamtVG entspricht. Der kinderbezogene Anteil
des Familienzuschlags bleibt somit in voller Höhe erhalten.

: Waisen erhalten 40 Prozent des Betrages, der sich aus der Berechnung für Ruhestands-
beamte oder Witwen ergibt. Der kinderbezogene Anteil des Familienzuschlags bleibt
ebenso in voller Höhe erhalten.

Anrechnungs- und Ruhensregelungen
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Tabelle: Beispiele Endgrundgehälter (West)

: Für Ruhestandsbeamte, die wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem Dienstunfall
beruht oder als Schwerbehinderte auf Antrag in den Ruhestand gegangen sind, gelten –
bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres – 71,75 Prozent (die Übergangsregelung nach
§ 69e Abs. 2 BeamtVG ist zu beachten; dadurch beträgt der Satz z.Zt. 73,78 Prozent) der
sich nach der Berechnung für Ruhestandsbeamte und Witwen ergebenden Höchstgrenze.
Hinzugerechnet wird ein Betrag in Höhe von 325 Euro als einheitlicher Festbetrag.
Zum Berechnungsschema vgl. auch Anhang „Durchführungshinweise“: VI. Anrech-
nungs-, Kürzungs- und Ruhensvorschriften.
Die jeweilige Höchstgrenze erhöht sich um Sonderzahlungen („Weihnachts- bzw.
Urlaubsgeld“) je nach jährlicher bzw. monatlicher Zahlungsweise ( vgl. hierzu die
Übersicht zu Sonderzahlungen für Versorgungsempfänger, Seite 25).
Bei Überschreitung der jeweils geltenden Höchstgrenze ruhen die Versorgungsbezüge um
den die Höchstgrenze übersteigenden Betrag. Das Ruhen bedeutet dabei, dass die Versor-
gungsbezüge um den diese Grenze übersteigenden Betrag vermindert werden.Allerdings
muss mindestens ein Betrag in Höhe von 20 Prozent der Versorgungsbezüge erhalten blei-
ben („Mindestbelassung“). Ausgenommen von der sog. Mindestbelassung ist lediglich
Verwendungseinkommen, das mindestens aus derselben Besoldungsgruppe oder einer
vergleichbaren Vergütungsgruppe berechnet wird.
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A 2

A 3

A 4

A 5

A 6

A 7

A 8

A 9

A 10

A 11

A 12

A 13

A 14

A 15

A 16

B 2

B 3

C 2

C 3

C 4

Bes.Gr. Endgrundgehalt in Euro

1.792,17

1.869,69

1.947,21

2.017,79

2.124,95

2.293,21

2.499,94

2.663,90

2.992,63

3.337,81

3.682,99

4.093,67

4.532,84

5.118,27

5.701,83

5.945,77

6.296,08

5.007,05

5.576,03

6.416,73

(Stand: Juli 2008, nur für die Beamten des Bundes – für Landes- und Kommunalbeamte
siehe die jeweilige Besoldungstabelle z.B. unter www.dbb.de)
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Erwerbseinkommen
Einkünfte aus nichtselbstständiger Tätigkeit einschließlich Abfindungen, aus selbstständi-
ger Arbeit, aus Gewerbebetrieben sowie aus der Land- und Forstwirtschaft sind Erwerbs-
einkommen. Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit vermindern sich dabei um die darauf
entfallenden Werbungskosten (Pauschbetrag bzw. durch entsprechende Nachweise im Ein-
zelfall).

Erwerbsersatzeinkommen
Leistungen, die aufgrund oder in entsprechender Anwendung öffentlich-rechtlicher Vor-
schriften kurzfristig erbracht werden, um Erwerbseinkommen zu ersetzen sind Erwerbser-
satzeinkommen. Dazu gehören nach § 18a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB IV Krankengeld, Ver-
letztengeld, Versorgungskrankengeld, Mutterschaftsgeld, Übergangsgeld, Unterhaltsgeld,
Kurzarbeitergeld, Winterausfallgeld, Arbeitslosengeld, Insolvenzgeld oder andere ver-
gleichbare Leistungen, nicht jedoch z. B. Sozialhilfe.

Anzeigepflichten
Die Aufnahme oder der Wechsel einer Tätigkeit, der Bezug von Einkünften, einschließlich
der Veränderung der Höhe der Einkünfte, ist anzuzeigen; auf Verlangen sind Nachweise
vorzulegen. (Näheres hierzu im Kapitel „Verfahren und Anzeigepflichten“)

Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezüge
Hat ein Beamter Anspruch auf zwei oder mehrere voneinander unabhängige Versor-
gungsansprüche (vgl. § 63 BeamtVG), so ist § 54 BeamtVG anzuwenden. Diese Ruhens-
regelung soll verhindern, dass mehrere Zahlungen aus öffentlichen Kassen ungekürzt an
eine Person erfolgen können. Grundsätzlich wird der zuletzt erworbene Versorgungsbe-
zug ungekürzt gezahlt.
Vom früher erworbenen Versorgungsbezug verbleibt nur so viel, bis die in § 54 Abs. 2
BeamtVG bezeichnete Höchstgrenze erreicht ist. Der die Höchstgrenze übersteigende
Betrag ruht. Erreicht oder übersteigt der spätere Versorgungsbezug die Höchstgrenze, ruht
der frühere Bezug ganz, sofern kein Mindestbelassungsbetrag zusteht oder mindestens
ein Betrag in Höhe des Unfallausgleichs zu zahlen ist.
Neben den Regelversorgungsbezügen (Ruhegehalt, Witwen- oder Waisengeld) sind auch
Sonderzahlungen oder der Unterschiedsbetrag nach § 50 Abs. 1 BeamtVG (kinderbezo-
gener Familienzuschlag) einbezogen. Maßgebend sind die Brutto-Bezüge entsprechend
der Pensionsfestsetzung. Die Lohnsteuer bezieht sich auf die Beträge nach Anwendung
der Ruhensregelung. Ausgenommen von der Ruhensregelung des § 54 BeamtVG sind
dagegen Übergangsgeld, Kindergeld, der Unfallausgleich oder Sterbegeld.

Beispiele
: Beide Eheleute sind Beamte. Nach dem Tod des einen hat der andere Anspruch auf

Witwen-/Witwergeld. Steht der überlebende Ehegatte noch im aktiven Dienst als Beam-
ter, unterliegt sein Witwengeld der Anrechnung über § 53 BeamtVG (Zusammentref-
fen von Versorgungsbezügen mit Erwerbseinkommen). Nach Eintritt in den Ruhestand
unterliegt das Witwengeld als zuerst erworbener Anspruch der Ruhensregelung nach
§ 54 Abs. 1 Nr. 3 BeamtVG ( siehe Seite 40).
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: Befinden sich beide Ehegatten mit jeweils eigenen Versorgungsansprüchen im Ruhestand,
wird nach Ableben des Ehegatten das neu zustehende Witwengeld ungekürzt gezahlt,
während das eigene Ruhegehalt der Ruhensregelung unterliegt (§ 54 Abs. 4 BeamtVG).

Berechnung der Höchstgrenze

Anrechnungs- und Ruhensregelungen
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Erhalten diese Personen neue
Versorgungsbezüge aus einer Verwendung
im öffentlichen Dienst:

Neben den neuen Versorgungsbezügen
sind die früheren Versorgungsbezüge nur
bis zum Erreichen dieser Höchstgrenze zu
zahlen

Beispiel 1: Ruhestandsbeamte mit zusätzlichem
Ruhegehalt oder ähnlicher Versorgung
(d.h. Pensionär erhält neuen, zusätzlichen
Versorgungsbezug)

Beispiel 2: Eine Witwe / ein Waiser) erhält neben
dem eigenen Versorgungsbezug Witwen/Waisengeld
oder eine ähnliche Versorgung als neuen Versor-
gungsbezug

Beispiel 3: Eine Witwe erhält neben Witwengeld ein
eigenes Ruhegehalt oder eine ähnliche Versorgung
als neuen Versorgungsbezug

Beispiel 4: Ruhestandsbeamter erwirbt zusätzlich
Witwengeld oder eine ähnliche Versorgung
(§ 54 Abs. 4 BeamtVG)

Das (fiktive) Ruhegehalt, das sich
: aus Zugrundelegung der gesamten ruhegehalt-

fähigen Dienstzeiten sowie
: aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der

sich das frühere Ruhegehalt berechnet
ergibt.

Witwen- oder Waisengeld, das sich aus dem
Ruhegehalt von Ruhestandsbeamten aus Beispiel 1
ergibt.

Versorgungsabschläge mindern bei Beispiel 1 und
Beispiel 2 jeweils die Höchstgrenze!

71,75 % (bzw. z.Zt.: 73,78 % aufgrund Übergangs-
recht) der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der
Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das
dem Witwengeld zugrundeliegende Ruhegehalt
bemisst (bei Unfallruhegehalt 75 % bzw. erhöhtem
Unfallruhegehalt „qualifizierter Dienstunfall“ 80 %).
Versorgungsabschläge mindern die Höchstgrenze,
jedoch sind mindestens 71,75 % zugrunde zu legen.
Neben dem Versorgungsbezug ist hier mindestens
ein Betrag i.H.v. 20 % zu belassen.

Die Höchstgrenze erhöht sich jeweils um kinderbezo-
gene Teile des Familienzuschlags!

Das Ruhegehalt wird bis zum Erreichen von 71,75 %
(bzw. z.Zt.: 73,78 %) der ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus
der sich das dem Witwengeld zugrundeliegende
Ruhegehalt bemisst (bei Unfallruhegehalt 75 % bzw.
erhöhtem Unfallruhegehalt „qualifizierter Dienst-
unfall“ 80 %) gezahlt.
Versorgungsabschläge mindern die Höchstgrenze,
jedoch sind mindestens 71,75 % zugrunde zu legen.
Die neuen Gesamtbezüge dürfen nicht hinter dem
Ruhegehalt (zzgl. kinderbezogenem
Familienzuschlag) sowie einem Betrag i.H.v. 20 %
des neuen Versorgungsbezugs zurückbleiben.
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Beispiel: Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezüge

Die neue Gesamtversorgung darf insgesamt nicht hinter der früherenVersorgung zurückbleiben.

Zusammentreffen von Versorgung und Renten
§ 55 BeamtVG regelt, welche Auswirkungen sich beim Zusammentreffen von Versor-
gungsbezügen mit Renten ergeben. Danach kommt es nicht darauf an, ob Rentenzeiten
und ruhegehaltfähige Dienstzeiten in der Versorgung berücksichtigt wurden, sondern nur
darauf, ob neben der Versorgung auch eine Rente zusteht. Die Rente ist auch zu berück-
sichtigen, wenn sie ausschließlich auf einer Erwerbstätigkeit beruht, die erst nach Eintritt
in den Ruhestand aufgenommen wurde. Als Ausfluss aus dem Alimentationsprinzip können
Beamte so durch rentenversicherungspflichtige Beschäftigungszeiten ihre Gesamtversor-
gung nicht über die festgelegte Höchstgrenze steigern. Durch ein Zusammentreffen von
Rente und Versorgung soll der Beamte nicht besser gestellt werden . Anknüpfungspunkt ist
das zuletzt innegehabte Amt und nicht rentenversicherungsrechtliche Regelungen.
Die Versorgung darf den Betrag nicht überschreiten, der sich aus der in § 55 Abs. 2 BeamtVG
geregelten Höchstgrenze abzüglich des nach § 55 Abs. 4 BeamtVG anzurechnenden Ren-
tenteils ergibt. Rententeile aufgrund freiwilliger Versicherung, zu denen der Arbeitgeber nicht
mindestens die Hälfte der Beiträge oder entsprechende Zuschüsse geleistet hat, werden nicht
angerechnet (so z.B. auch bei selbst aufgebauten Lebensversicherungen). Ebenfalls nicht als
anrechenbare Rente zählt die sog. Riester-Rente aus privaten und steuerlich geförderten
Altersvorsorgeverträgen. (Siehe hierzu auch Kapitel „Private Altersvorsorge“)
Als Renten gelten
: Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen (z.B. Deutsche Rentenversicherung:

BfA, LVA)
: Renten aus einer zusätzlichen Alters- oder Hinterbliebenenversorgung für Angehörige

des öffentlichen Dienstes (z.B. VBL)
: Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung, wobei ein dem Unfallausgleich (§ 35

BeamtVG) entsprechender Betrag unberücksichtigt bleibt; bei einer Minderung der Erwerbs-
fähigkeit um 20 vom Hundert bleiben zwei Drittel der Mindestgrundrente nach dem Bun-
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Eigenes Ruhegehalt 1.800,00 Euro

dazu tritt als neuer Bezug Witwengeld 840,00 Euro

Höchstgrenze:
71,75 % (bzw. z.Zt.: 73,78 %) der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge, aus denen sich
das Witwengeld berechnet 1.500,00 Euro

abzüglich Witwengeld 840,00 Euro

Restruhegehalt 660,00 Euro

Die Gesamtbezüge betragen mindestens das eigene Ruhegehalt zuzüglich
20 % des Witwengeldes (1.800,00 Euro + 168,00 Euro) 1.968,00 Euro

abzüglich Gesamtbezüge aus Restruhegehalt und Witwengeld – 1500,00 Euro

Differenz = 468,00 Euro

zzgl. Restruhegehalt + 660,00 Euro

vom Ruhegehalt sind zu zahlen =1.128,00 Euro

Die Gesamtversorgung aus Ruhegehalt und Witwengeld beträgt 1.968,00 Euro
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desversorgungsgesetz, bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 10 vom Hundert ein
Drittel der Mindestgrundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz unberücksichtigt

: Leistungen aus einer berufsständischen Versorgungseinrichtung oder aus einer befrei-
enden Lebensversicherung, zu denen der Arbeitgeber auf Grund eines Beschäfti-
gungsverhältnisses im öffentlichen Dienst mindestens die Hälfte der Beiträge oder
Zuschüsse in dieser Höhe geleistet hat

: Auslandsrenten (soweit nicht aus dem europäischen Wirtschaftsraum, sofern sie von
der Dauer der zurückgelegten Versicherungs- und Wohnzeiten abhängig sind).

Nicht zu berücksichtigen sind z. B. Hinterbliebenenrenten an Ruhestandsbeamte aus einer
Beschäftigung des verstorbenen Ehegatten oder für Witwen- und Waisengeldbezieher Ren-
ten aus einer eigenen Beschäftigung.
Als Höchstgrenze gilt der Betrag, der sich als Ruhegehalt zuzüglich des Unterschiedsbe-
trages nach § 50 Abs. 1 BeamtVG ergibt, wenn der Berechnung zugrunde gelegt werden:
: bei den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen die Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der

sich das Ruhegehalt berechnet zuzüglich des kinderbezogenen Familienzuschlags
: als ruhegehaltfähige Dienstzeit die Zeit vom vollendeten siebzehnten Lebensjahr bis zum

Eintritt des Versorgungsfalles zuzüglich evtl. Erhöhungszeiten (z. B. §§ 7, 13 Abs. 2 BeamtVG)
sowie die bei der Rente berücksichtigten Zeiten einer rentenversicherungspflichtigen Beschäf-
tigung oder Tätigkeit nach Eintritt des Versorgungsfalles. Damit werden z.B. auch Zeiten
dann voll berücksichtigt, wenn der Beamte jahrelang nicht beschäftigt war. Nach dem Über-
wechseln vom System der gesetzlichen Rentenversicherung in die Beamtenversorgung wird
so neben dem Ruhegehalt die Rente anrechnungsfrei belassen, die sich zur Deckung der
„Versorgungslücke“ aus Zeiten der „Nichtbeschäftigung“ ergibt. Renten aufgrund von frei-
willigen Beiträgen oder Höherversicherung, zu denen der Arbeitnehmer mehr als die Hälfte
der Beiträge selbst getragen hat, sollen dem Versorgungsempfänger erhalten bleiben.

Beispiel: Zusammentreffen von Versorgung und Renten
In den meisten Fällen wird die Höchstgrenze 75 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbe-
züge betragen. Auch in diesen Fällen ist der Anpassungsfaktor nach § 69 e BeamtVG anzu-
wenden.
Ist das zugrunde liegende Ruhegehalt um einen Versorgungsabschlag nach § 14 Abs. 3
BeamtVG gemindert, ist diese Minderung auch bei der Festsetzung der Höchstgrenze zu
berücksichtigen. Bei Witwen/Witwern ermittelt sich die Höchstgrenze entsprechend der
Anwendung der für Witwengeld einschlägigen Vorschriften.
Werden Sonderzahlungen gewährt, erhöht sich die Höchstgrenze in diesen Monaten ent-
sprechend.
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Ruhegehaltfähige Dienstbezüge 2.500,00 Euro

Höchstgrenze (zur Zeit: 72,97 %) 1.824,25 Euro

Ansprüche:

Ruhegehalt (65 % angenommen) 1.625,00 Euro

Rente 300,00 Euro

Summe 1.925,00 Euro

Höchstgrenze überschreitender Betrag 100,75 Euro

Verbleibender Versorgungsbezug
(Ruhegehalt abzüglich übersteigender Betrag) 1.524,25 Euro



Der Versorgungsausgleich

Der Versorgungsausgleich in der Beamtenversorgung

Allgemeines
Wird die Ehe eines Beamten oder einer Beamtin geschieden oder aufgehoben, stellt sich
die Frage ob, wie und in welcher Höhe die während der Ehe von den Ehepartnern erwor-
benen Alterssicherungsansprüche zu bewerten und gegebenenfalls zu verteilen sind. Soweit
einer oder beide Ehepartner Beamte sind und ein eigenständiger Anspruch auf Ruhege-
halt entstanden ist, werden durch § 57 BeamtVG (Kürzung der Versorgungsbezüge nach
der Ehescheidung) die Grundsätze, die Modalitäten der Berechnung und Verteilung, sowie
letztlich die Kürzung der Versorgungsbezüge – sogenannter beamtenrechtlicher Versor-
gungsausgleich – festgelegt.

Entstehungsgeschichte der familienrechtlichen Regelung des
Versorgungsausgleichs
Der Versorgungsausgleich als solcher wurde mit der Neuregelung des Ehescheidungsrechts
im Jahre 1977 in das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB, §§ 1587 – 1587 p) eingeführt und
hat eine eigenständige Altersversorgung für den ausgleichsberechtigten Ehegatten im Fall
der Ehescheidung zum Ziel. Im Familienrecht ist in § 1587 BGB festgelegt, dass zwischen
den geschiedenen Ehegatten ein Versorgungsausgleich stattfindet, soweit für sie oder
einen von ihnen in der Ehezeit Anwartschaften oder Aussichten auf eine Versorgung wegen
Alters oder verminderter Erwerbsfähigkeit begründet oder aufrechterhalten worden sind.
Als Ehezeit im Sinne der Vorschriften über den Versorgungsausgleich gelten dabei die Zeit
vom Beginn des Monats, in dem die Ehe geschlossen worden ist, bis zum Ende des Monats,
der dem Eintritt der Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags vorausgeht. Das Familien-
recht geht damit davon aus, dass die in der Ehezeit erworbenen Alterssicherungsansprüche
bei Auflösung der Ehe beiden Eheleuten zu gleichen Teilen zustehen. Demjenigen, der
während der Ehezeit keine oder nur geringe Alterssicherungsansprüche erworben hat,
steht ein Ausgleichsanspruch in Höhe der Hälfte des Wertunterschiedes zwischen seinen
eigenen Alterssicherungsansprüchen und denen des ausgleichspflichtigen Ehegatten zu.
Der Wertunterschied und der Ausgleichsbetrag werden durch Monatsbeträge in Euro aus-
gedrückt.
Das Verfahren des Versorgungsausgleichs ist in den Grundzügen in zwei Stufen ausge-
staltet.
Erste Stufe: Mit der Scheidung der Ehe werden durch das Familiengericht die zu übertra-
genden Alterssicherungsleistungen oder Alterssicherungsansprüche auf der Grundlage der
Bestimmungen des BGB festgestellt und aufgeteilt.
Zu diesem Zweck wird das während der Ehezeit „begründete Versorgungsvermögen“
gleichmäßig (also hälftig) zwischen den Ehegatten ausgeglichen. Das Versorgungsver-
mögen setzt sich aus gegebenenfalls bereits bezogenen Versorgungsleistungen (Renten,
Versorgungsbezüge) und den Versorgungsanwartschaften (Anrechte auf künftige Alters-
sicherungsleistungen) zusammen. Bei einer Versorgung oder Versorgungsanwartschaft aus
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis wird dabei von dem Betrag ausgegangen,
der sich im Zeitpunkt des Eintritts der Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags als Ver-
sorgung ergäbe – ausgedrückt in monatlichen Versorgungsbezügen in Euro. Dabei wird
die bis zu diesem Zeitpunkt zurückgelegte ruhegehaltfähige Dienstzeit um die Zeit bis zur
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Altersgrenze erweitert (Gesamtzeit). Maßgebender Wert ist der Teil der Versorgung, der
dem Verhältnis der in die Ehezeit fallenden ruhegehaltfähigen Dienstzeit zu der Gesamt-
zeit entspricht.
Sind die von einem Ehegatten während der Ehezeit erworbenen Leistungen oder Anwart-
schaften höher als die des anderen Ehegatten, so wird der Ehegatte, der keine oder gerin-
gere Anwartschaften erworben hat, an den höheren Anwartschaften zur Hälfte beteiligt. Auf
Grund und nach Maßgabe der Feststellungen des Familiengerichts wird mit der Entschei-
dung des Familiengerichts der zu übertragende monatliche Euro-Wert „eingefroren“ und
zugunsten des Versorgungsausgleichsberechtigten in der gesetzlichen Rentenversicherung
eine Rentenanwartschaft in entsprechender Höhe begründet.

Beispiel:
Eine 1950 geborene Lehrerin heiratet 1975 einen ebenfalls 1950 geborenen Ange-
stellten. Die Lehrerin war zunächst Angestellte und ab 1982 Beamte. Der Ehemann
hatte häufige Berufswechsel bei verschiedenen privatrechtlichen Unternehmen und
auch wiederholt beschäftigungslose Zeiten.
Im Jahr 2005 wird die Ehe geschieden. Das Familiengericht muss nun für die 30-
jährige Ehezeit feststellen, welche Alterssicherungsansprüche jeder Ehepartner in
welcher Höhe erworben hat (Ehefrau: z.B. 250 Euro Gesetzliche Rentenversicherung
und 50 Euro VBL sowie 1700 Euro Beamtenversorgung = Wert der während der Ehe-
zeit erworbenen Alterssicherungsansprüche = 2000 Euro. Eheman: z.B. 750 Euro
Gesetzliche Rentenversicherung und 250 Euro Betriebsrenten = Wert der während
der Ehezeit erworbenen Altersicherungsansprüche = 1000 Euro. Wertunterschied
1000 Euro; Ausgleichsanspruch 500 Euro). In Höhe von 500 Euro würde zugunsten
des ausgleichsberechtigten Ehemannes bei der gesetzlichen Rentenversicherung ein
Anwartschaftskonto begründet. Dadurch erwirbt der ausgleichsberechtigte Ehemann
eine unabhängige Anwartschaft. Dies hat zunächst keine unmittelbaren finanziellen
Auswirkungen für die Einkommen der geschiedenen Eheleute. Erst wenn der Ehe-
mann in die Altersrente eintritt erfolgen Leistungen aus dem Versorgungsausgleich.
Erst wenn die Ehefrau in den Ruhestand tritt, erfolgt eine Kürzung der von ihr erdien-
ten Versorgung durch den Versorgungsausgleich.

Schuldrechtlicher Versorgungsausgleich als Sonderform
Ein Wertausgleich der Versorgungsanrechte der geschiedenen Eheleute kann auch im „schuld-
rechtlichen Versorgungsausgleich“ vorgenommen werden. In diesem Fall trifft das Familien-
gericht eine Entscheidung nur auf Antrag und nur in bestimmten Fällen, beispielsweise bei
Anrechten gegen private oder ausländische Versorgungsträger. Der ausgleichsberechtigte
Ehegatte erwirbt hierdurch einen Anspruch auf Zahlung einer Geldrente, sogenannte „Aus-
gleichsrente“, gegen den ausgleichspflichtigen Ehegatten, gegen den Versorgungsträger
oder gegen die Witwe bzw. den Witwer des Ausgleichspflichtigen. Besteht der Anspruch eines
geschiedenen Ehegatten auf „Ausgleichsrente“ gegenüber einem Beamten oder Ruhe-
standsbeamten, hat die geschiedene Ehefrau nach dessen Tod unter bestimmten Vorausset-
zungen einen Anspruch auf Unterhaltsbeitrag nach § 22 Abs. 2 BeamtVG.
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Insgesamt ist der Versorgungsausgleich ein komplexes Verfahren, weil die jeweiligen
Ansprüche auf einen – oder gegebenenfalls mehrere – Alterssicherungsansprüche für jeden
Ehepartner ermittelt werden, der Wert der in der Ehe erworben Ansprüche festgestellt, ein
Vergleich zwischen den Ansprüchen vorgenommen – und – nach bilanzierender Betrach-
tung eine Verteilung zugunsten desjenigen vorgenommen werden muss, der in der Ehe-
zeit geringere Alterssicherungsansprüche erworben hat. Deshalb wird das Verfahren von
den Familiengerichten häufig von der schneller durchführbaren Ehescheidung sowie den
Fragen des ehelichen, nachehelichen sowie etwaigen Kindesunterhalts abgetrennt.
Zweite Stufe: Ist der ausgleichspflichtige Ehegatte Beamter oder Richter, werden die Ver-
sorgungsbezüge erst mit Eintritt in den Ruhestand in Höhe des Betrags gekürzt, der für
den ausgleichsberechtigten Ehegatten an Rentenanwartschaften begründet oder übertra-
gen wurde. Da zwischen der Ehescheidung und dem Eintritt in den Ruhestand unter
Umständen noch mehrere Jahrzehnte liegen können – und in diesem Zeitraum eine Vielzahl
von Veränderungen, z. B. Anpassungen oder Verminderungen von Renten- und Ver-
sorgungsbezügen erfolgen können – wird die konkrete Berechnung des tatsächlichen
Versorgungskürzungsbetrages gem. § 57 Abs. 2 BeamtVG „erst“ beim Eintritt in den Ruhe-
stand durchgeführt. Danach wird die durch das Familiengericht übertragene und begrün-
dete Anwartschaft erhöht oder vermindert um Vomhundertsätze der nach dem Ende der
Ehezeit und bis zu dem Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand eingetretenen Erhöhung
oder Verminderung der beamtenrechtlichen Versorgungsbezüge (z.B. durch Besoldungs-
und Versorgungsanpassungen oder auch durch Beamtenversorgungsrechtsreformen). Diese
Kürzung wird mit jeder Anpassung der Versorgungsbezüge fortgeschrieben.

Wann erfolgt die Kürzung der Versorgung?
Der Zeitpunkt, zu dem die Kürzung der Versorgung einsetzt, ist davon abhängig, ob die
Entscheidung über den Versorgungsausgleich vor Beginn des Ruhestandes (also noch im
aktiven Dienstverhältnis) oder nach Eintritt in den Ruhestand rechtskräftig geworden ist.
Normalfall: Versorgungsausgleich ist rechtskräftig vor Eintritt in den Ruhestand geworden;
die Ehe wurde während des aktiven Dienstes geschieden. Versorgungsbezüge können nicht
gekürzt werden, weil der Beamte noch nicht in den Ruhestand eingetreten ist und keine
Versorgungsbezüge erhält. Eine Kürzung der Dienstbezüge erfolgt nicht.
Abwandlung: Versorgungsausgleich ist rechtskräftig vor Eintritt in den Ruhestand gewor-
den; die Ehe wurde während des aktiven Dienstes geschieden. Der geschiedene Ehegatte
ist zwischenzeitlich in Rente und erhält Leistungen aus dem Versorgungsausgleich. Der
Beamte ist noch im aktiven Dienst. Auch hier gilt: keine Kürzung der Dienstbezüge.
Abwandlung: Versorgungsausgleich ist rechtskräftig vor Eintritt in den Ruhestand gewor-
den; die Ehe wurde während des aktiven Dienstes geschieden. Der Beamte ist zwi-
schenzeitlich in den Ruhestand getreten. Der Versorgungsausgleichsberechtigte ist noch
nicht in Rente und erhält keine Rentenleistungen. Grundsätzlich sind Versorgungsbezüge
ab Beginn des Ruhestandes zu kürzen. Dies gilt auch dann, wenn dem ausgleichsberech-
tigten Ehegatten noch keine Rente aus dem Versorgungsausgleich zu gewähren ist. Die
Kürzung findet auch unabhängig davon statt, ob der geschiedene Ehegatte zwischenzeit-
lich wieder verheiratet oder verstorben ist.
Ausnahme: Die Ehe wird geschieden. Der ausgleichsverpflichtete Beamte ist bereits im Ruhe-
stand und erhält Versorgungsbezüge. Hier gibt es einen Schutz für den Versorgungsempfän-

www.die-beamtenversorgung.de 45



Der Versorgungsausgleich

ger dahingehend, dass das zustehende Ruhegehalt erst gekürzt wird, wenn der ausgleichs-
berechtigte geschiedene Ehegatte aus der gesetzlichen Rentenversicherung eine Rente erhält
(sog. Pensionistenprivileg – in der gesetzlichen Rente: „Rentnerprivileg“).

Wird der Versorgungsausgleichsbetrag fortgeschrieben?
Ausgangsbetrag für die Kürzung ist der Betrag, der mit der Entscheidung des Familienge-
richts im Versorgungsausgleich in Euro festgesetzt wurde. Dieser Betrag wird – rückwir-
kend vom letzten Tag der Ehezeit an – angepasst und zwar in dem Verhältnis, wie sich die
Versorgungsbezüge erhöhen. Das bedeutet, dass der mit Eintritt der Rechtskraft festge-
setzte Betrag bei allgemeinen Erhöhungen oder Verminderungen der Versorgungsbezüge
– also auch im Ruhestand – entsprechend verändert wird.

Auswirkungen auf die Hinterbliebenenversorgung
Hat der ausgleichspflichtige Beamte oder Ruhestandsbeamte wieder geheiratet, erhält
nach seinem Tod der neue Ehegatte Hinterbliebenenversorgung. Die Hinterbliebenenver-
sorgung wird ebenfalls wegen des Versorgungsausgleichs des Verstorbenen gekürzt. Jedoch
wird die Kürzung nur in Höhe des Kürzungsbetrages vorgenommen, der dem Verhältnis
der Hinterbliebenenversorgung zum Ruhegehalt entspricht.

Ansprüche des ausgleichsberechtigten geschiedenen Ehegatten bei
schuldrechtlichem Versorgungsausgleich auf einen Unterhaltsbeitrag
Hatte die ausgleichsberechtigte geschiedene Ehefrau gegen den geschiedenen Beam-
ten oder Ruhestandsbeamten einen Anspruch auf Ausgleichsrente aufgrund des schuld-
rechtlichen Versorgungsausgleichs, so hat sie nach dem Tod des Beamten oder Ruhe-
standsbeamten unter bestimmten Voraussetzungen Anspruch auf einen
Unterhaltsbeitrag (§ 22 Abs. 2 BeamtVG). Neben den sachlichen Voraussetzungen müs-
sen hierfür folgende persönlichen Voraussetzungen durch die geschiedene Ehefrau
erfüllt sein:
: sie muss berufs- oder erwerbsunfähig im Sinne der Rentenversicherung (SGB VI) sein

oder mindestens ein waisengeldberechtigtes Kind erziehen bzw. für ein behindertes
waisengeldberechtigtes Kind sorgen oder

: das 60. Lebensjahr vollendet haben.
Die Höhe des Unterhaltsbeitrags richtet sich nach der Höhe des schuldrechtlichen Versor-
gungsausgleichs und ist auf den Betrag der Ausgleichsrente begrenzt; ferner darf er 5/6
des Witwengeldes nicht überschreiten.

Abwendung der Kürzung der Versorgungsbezüge durch Zahlung
eines Kapitalbetrages
Der ausgleichspflichtige Beamte kann die Kürzung der Versorgungsbezüge aufgrund des
Versorgungsausgleichs ganz oder teilweise durch Zahlung eines Kapitalbetrages an den
Dienstherrn abwenden (§ 58 BeamtVG). Ausgangsbetrag ist der Kapitalbetrag, der am Tag
der Entscheidung des Familiengerichts über den Versorgungsausgleich zur Begründung
einer Rentenanwartschaft in Höhe des vom Familiengericht festgestellten Ausgleichsbe-
trages zu zahlen wäre, wenn der Ausgleichsbetrag im Wege der Beitragsentrichtung in der
gesetzlichen Rentenversicherung zu begründen wäre.
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Entsprechende Anträge sind bei der zuständigen Personalstelle zu stellen. Hat der aus-
gleichspflichtige Beamte/Versorgungsempfänger die Absicht, den Versorgungsausgleich
durch Zahlung eines Kapitalbetrages ganz oder teilweise abzulösen, berechnet im Einzel-
fall die Versorgungsbehörde den maßgebenden Kapitalbetrag.
Nach der Scheidung des Beamten oder Ruhestandsbeamten steht in der Regel der Ehegat-
tenanteil des Familienzuschlags nicht mehr zu und wird nicht bei den Dienstbezügen bzw.
beim Ruhegehalt berücksichtigt. Anspruch auf den Ehegattenanteil des Familienzuschlags
besteht jedoch dann wieder, wenn eine Unterhaltsverpflichtung gegenüber dem geschiede-
nen Ehegatten besteht oder wenn der Beamte/Ruhestandsbeamte erneut heiratet.

Abwendung des Versorgungsausgleichs bei Härtefällen
Nach dem Gesetz zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich – VAHRG– kann auf
Antrag in bestimmten Sachverhalten eine Abwendung des Versorgungsausgleichs erreicht
werden. So z. B. bei Tod des Ausgleichsberechtigen (§ 4 VAHRG), wenn der Berechtigte
vor seinem Tod keine Leistungen aus dem im Versorgungsausgleich erworbenen Anrecht
erhalten hat.
Ist der Berechtigte gestorben und wurden oder werden aus dem Versorgungsausgleich
Leistungen gewährt, die insgesamt zwei Jahresbeträge einer auf das Ende des Leistungs-
bezuges berechneten Vollrente nicht übersteigen, werden die Versorgungsbezüge des Ver-
pflichteten oder seiner Hinterbliebenen nicht aufgrund des Versorgungsausgleichs gekürzt,
jedoch sind die gewährten Leistungen anzurechnen.
Die Kürzung der Versorgung kann auf Antrag auch vorübergehend ausgesetzt werden,
solange der Ausgleichsberechtigte keine Rente erhalten kann und gegen den Ausgleichs-
verpflichteten einen Anspruch auf Unterhalt – z.B. Unterhalt wegen Kindesbetreuung,
wegen Alters, wegen Krankheit oder Gebrechen – oder nur deshalb nicht hat, weil der
Verpflichtete zur Unterhaltsleistung aufgrund der aus dem Versorgungsausgleich folgenden
Kürzung der Versorgung außerstande ist.

Strukturreform des Versorgungsausgleichs
Durch den Gesetzentwurf zur Strukturreform des Versorgungsausgleichs (Bundes-
rats-Drucksache 343/08) soll das Verfahren des Versorgungsausgleichs umfassend
modernisiert und vereinfacht werden. Kernstück des Entwurfs ist, dass die Gesamt-
saldierung entfallen soll und stattdessen ein interner Ausgleich im jeweiligen Alters-
versorgungssystem durchgeführt werden soll. Weiterhin sollen geringfügige
Ansprüche als auch Anwartschaften aus weniger als zwei Jahren Ehedauer künftig
nicht mehr ausgleichspflichtig sein. Nicht mehr vorgesehen ist dagegen das sog. Pen-
sionistenprivileg (siehe oben). Die im Zuge der Reform des Versorgungsausgleichs
im Beamtenversorgungsrecht vorgesehenen Änderungen gelten dann jedoch auf-
grund der Auswirkungen der sog. Föderalismusreform nur noch für die Beamten, Sol-
daten und Richter des Bundes.
Der Gesetzentwurf wurde am 21. Mai 2008 vom Bundeskabinett beschlossen –
nähere Informationen sind erhältlich auf den Internetseiten des Bundesjustizmini-
steriums www.bmj.bund.de)
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Hinweise, Verfahrensvorschriften und Anzeigepflichten

Allgemeines
Während Zahlungen der gesetzlichen Rentenversicherungen nur auf entsprechenden
Antrag gewährt werden, werden Beamten mit dem Eintritt in den Ruhestand die Versor-
gungsbezüge von Amts wegen gezahlt. Dies gilt jedoch nicht für Witwen/Witwer- und Wai-
sengeldansprüche; hierzu ist die Vorlage der Sterbeurkunde bei der die Versorgung regeln-
den Stelle erforderlich.
Die zuständige Bezügestelle erlässt – in Gestalt eines Verwaltungsakts – einen Bescheid
über die Berechnungsfaktoren (ruhegehaltfähige Dienstzeiten und ruhegehaltfähige Dienst-
bezüge) und die sich daraus ergebende Höhe der Versorgungsbezüge. Die Berücksichtigung
ruhegehaltfähiger Zeiten nach §§ 10-12 BeamtVG soll dagegen bereits bei Berufung in
das Beamtenverhältnis vorab beschieden werden, jedoch erfolgt diese Entscheidung vor-
behaltlich eines Gleichbleibens der zugrunde liegenden Rechtslage.
Gemäß § 49 Abs. 7 BeamtVG hat der Versorgungsberechtigte für die Zahlung der Ver-
sorgungsbezüge ein Konto anzugeben oder gegebenenfalls einzurichten. Die Zahlung der
Versorgungsbezüge erfolgt dabei monatlich im Voraus, d.h. der Zahlungseingang ist unge-
fähr gegen Ultimo des betreffenden Vormonats.

Versorgungsausweis
Die meisten Versorgungsregelungsbehörden stellen dem Versorgungsempfänger mit Beginn
des Ruhestands einen Versorgungsausweis aus. Mit dem Versorgungsausweis können z.B.
Vergünstigungen bei kulturellen oder sportlichen Veranstaltungen in Anspruch genommen
werden. Es ist ratsam, sich bei der jeweiligen Bezügestelle zu erkundigen, ob ein solcher
Versorgungsausweis ausgestellt werden kann.

Lohnsteuerkarte
Versorgungsbezüge (auch Sterbegeld und Witwen-/Witwergeld) sind steuerlich als Ein-
künfte aus nichtselbstständiger Arbeit zu klassifizieren, so dass der Versorgungsbehörde
regelmäßig die Lohnsteuerkarte des jeweiligen Jahres vorzulegen ist. Sofern ein versor-
gungsberechtigter Hinterbliebener berufstätig ist und deshalb die Lohnsteuerkarte benötigt,
ist es erforderlich, bei der zuständigen Gemeinde eine zweite Lohnsteuerkarte zu bean-
tragen und einzureichen.

Abtretung und Verpfändung
Der Anspruch auf Versorgungsbezüge kann gemäß § 51 BeamtVG nur in dem Umfang
abgetreten oder verpfändet werden, in dem er der Pfändung nach den Vorschriften der
§§ 850 ff. ZPO unterliegt. Dies bedeutet, dass die darin enthaltenen Pfändungsfreigrenzen
und -beschränkungen beachtet werden müssen, damit ein Eingriff in das Existenzminimum
durch zivilrechtlich begründete Ansprüche ausgeschlossen werden kann.
Vollständig von Abtretung und Verpfändung ausgenommen sind nach § 51 Abs. 3
BeamtVG Ansprüche auf:
: Sterbegeld (§ 18)
: Erstattung von Heilverfahrenskosten (§ 33)
: Pflegekostenerstattung (§ 34)

www.die-beamtenversorgung.de 49



Verfahren und Anzeigepflichten

: Unfallausgleich (§ 35)
: Einmalige Unfallentschädigung (§ 43)
: Schadensausgleich in besonderen Fällen (§ 43 a)

Rückforderung von Versorgungsbezügen
Ergibt sich für einen Versorgungsberechtigten durch eine mit Rückwirkung ergangene
gesetzliche Änderung (Gesetze und Rechtsverordnungen nach BeamtVG) eine Überzah-
lung der Bezüge in der Vergangenheit, so müssen die entsprechenden Beträge durch den
Berechtigten nicht zurückgezahlt werden.
Sofern eine Überzahlung der Versorgungsbezüge durch fehlerhafte Rechtsanwendung oder
Irrtum erfolgt ist, werden die Beträge gemäß § 52 Abs. 2 BeamtVG entsprechend den
zivilrechtlichen Vorschriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung
(§ 818 ff. BGB) zurückgefordert.
Durch das Schuldrechtsmodernisierungsgesetz 2001 wurde die Verjährungsfrist für beam-
tenrechtliche Rückforderungsansprüche auf 3 Jahre verringert. Diese beginnt grundsätzlich
mit dem Schluss des Jahres, in dem der Rückforderungsanspruch des Dienstherrn
entstanden ist.
Weiterhin gilt, dass die Rückforderung von Beträgen von weniger als 5 Euro nicht durch-
geführt wird und die Behörde aus Billigkeitsgründen auf die Rückforderung ganz oder teil-
weise verzichten kann, falls die Umstände des Einzelfalls dies nahe legen. Hierzu bedarf
es jedoch der Zustimmung der obersten Dienstbehörde.
Regelmäßig dürfte eine Rückforderung im Wege der Aufrechnung mit künftigen
Versorgungsbezügen durchgeführt werden; hierbei sind jedoch die jeweiligen Pfändungs-
grenzen zu beachten.

Anzeigepflichten
Bezieher von Versorgungsbezügen (Empfänger von Ruhgehalt, Witwen/Witwergeld,
Waisengeld) haben gemäß § 62 Abs. 2 BeamtVG der Bezügestelle insbesondere anzuzei-
gen:
: Verlegung des Wohnsitzes
: Bezug von weiteren Einkünften und jede Änderung dieser Einkünfte (Renten, Erwerb-

seinkommen, weitere Versorgungsbezüge)
: Wiederverheiratung und auch den Erwerb von neuen Unterhalts-, Renten oder Versor-

gungsansprüchen nach etwaiger Auflösung der neuen Ehe (nur Witwen bzw. Witwer)
: Erfüllung der allgemeinen Wartezeit (60 Monate) in der gesetzlichen Rentenversiche-

rung in den Fällen des § 12 b (Beschäftigungszeiten in der früheren DDR) oder durch
§§ 50a bis e (Kindererziehungs- und Pflegezuschläge)

Weiterhin müssen auf Verlangen der Versorgungsbehörde für die Berechnung der Versor-
gungsbezüge erforderliche Unterlagen vorgelegt werden oder einer notwendigen Auskunft
durch Dritte zugestimmt werden. Auf diese Pflichten wird der Versorgungsempfänger bei
Beginn der Versorgungsberechtigung oder anlassbezogen durch entsprechende Merk-
blätter hingewiesen.
Bei einer schuldhaften Nichtbeachtung der oben genannten Pflichten durch den Versor-
gungsempfänger ist die Behörde berechtigt, die Zahlung der Versorgungsbezüge ganz oder
teilweise für einen gewissen Zeitraum oder dauerhaft einzustellen. Diese Maßnahmen kön-
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nen – durch Entscheidung der obersten Dienstbehörde – wieder rückgängig gemacht wer-
den, sofern die Umstände es erlauben. Im äußersten Fall – bei schwerwiegenden Verlet-
zungen der Anzeige- oder Mitwirkungspflichten – geht der dauerhafte Verlust der Versor-
gungsbezüge jedoch mit einer Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung
einher.

Erlöschen oder Entzug der Versorgungsbezüge
In folgenden Fällen geht der Anspruch auf Versorgungsbezüge für Ruhestandsbeamte ver-
loren:
: Begehung einer Tat vor Eintritt in den Ruhestand, die zu einem Verlust der Beamten-

rechte geführt hätte (§ 59 Abs. 1 Nr. 1 BeamtVG)
: Rechtskräftige Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von mindestens 2 Jahren wegen

einer vorsätzlichen Straftat nach Eintritt in den Ruhestand (§ 59 Abs. 1 Nr. 2 a BeamtVG)
: Rechtskräftige Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von mindestens 6 Monaten wegen

einer vorsätzlichen Straftat nach dem 1. oder 2. Abschnitt des Besonderen Teils des
Strafgesetzbuchs (§ 59 Abs. 1 Nr. 2 b BeamtVG)

: Verwirkung von Grundrechten durch eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
: Ablehnung einer erneuten Berufung trotz Rechtspflicht (§ 60 BeamtVG)

In diesen Fällen erlöschen die Versorgungsansprüche und es wird rückwirkend eine
Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung durchgeführt.
Für Witwen-/Witwer- und Waisengeldempfänger erfolgt eine Einstellung der Ver-
sorgungsbezüge:

: mit dem Tod (§ 61 Abs. 1 Nr. 1 BeamtVG)
: für Witwen/Witwer durch erneute Heirat (§ 61 Abs. 1 Nr. 2 BeamtVG), Wiederaufleben

durch Auflösung der neuen Ehe möglich (§ 61 Abs. 3 BeamtVG)
: für Waisen grundsätzlich mit Vollendung des 18. Lebensjahres (§ 61 Abs. 1 Nr. 3

BeamtVG), Ausnahmeregelungen bei Kindergeldberechtigung bis zum 27. Lebensjahr,
bei Behinderung oder verhinderter ehelicher Unterhaltsberechtigung (§ 61 Abs. 2
BeamtVG)

: durch rechtskräftige Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von mindestens 2 Jahren
wegen eines vorsätzlichen Verbrechens oder Grundrechtsverwirkung entsprechend den
Regelungen für Ruhestandsbeamte

: wegen festgestellter Betätigung gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung
(§ 64 BeamtVG)
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Übergangsrecht in den Neuen Ländern

Übergangsrecht in den Neuen Ländern

Allgemeines
Aus Anlass der Herstellung der Einheit Deutschlands mussten auch die Alterssicherungs-
systeme an die Veränderungen angepasst werden. Durch den Bundesgesetzgeber wurde
dabei nach der Wiedervereinigung die Wertung vollzogen, dass Beschäftigungszeiten in
den Neuen Ländern, die vor dem 3. Oktober 1990 liegen, einheitlich für alle Alterssiche-
rungssysteme in der gesetzlichen Rentenversicherung abgebildet werden. Die Umsetzung
dieses Grundsatzes in das Beamtenversorgungsrecht erfolgte mit Paragraph 107 a
BeamtVG, der die Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates ermächtigte, die versorgungsrechtlichen Modalitäten für die Neuen Länder zu
regeln. Auf dieser gesetzlichen Grundlage werden in den neuen Bundesländern die ver-
sorgungsrechtlichen Modalitäten unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse im
Beitrittsgebiet durch die Verordnung über beamtenversorgungsrechtliche Übergangsrege-
lungen nach Herstellung der Einheit Deutschlands (Beamtenversorgungs-Übergangsver-
ordnung -BeamtVÜV-) geregelt.
Die BeamtVÜV enthält insbesondere Bestimmungen zum Geltungsbereich, zur Anwendung
der Besoldungsübergangsverordnung, über die Höhe der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge,
der Berücksichtigung von vor der Berufung in das Beamtenverhältnis liegenden Zeiten und
besondere Regelungen zum Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Renten.

Anwendungsbereich
Die Versorgung der Beamten richtet sich grundsätzlich danach, bei welchem Dienstherrn
das Beamtenverhältnis begründet worden ist. So richtet sich die Besoldung und später die
Versorgung eines Beamten, der in den alten Bundesländern von der ersten Ernennung an
verwendet wird, aber z. B. in die neuen Bundesländern abgeordnet wird, nach dem
BeamtVG. Wird ein Beamter von der ersten Ernennung oder Wiederernennung an in den
neuen Bundesländern verwendet, findet demgegenüber die BeamtVÜV Anwendung.

Berechnungsgrundlagen
Es gelten die auf Seite 16ff. dargestellten Berechnungsgrundlagen. Für einen eigenständigen
Anspruch auf Beamtenversorgung muss auch der Beamte in den Neuen Ländern eine 5jähri-
ge Wartezeit im Beamtenverhältnis (ruhegehaltfähige Dienstzeit von mindestens 5 Jahren)
erfüllen. Erreicht er diese nicht vor Ablauf der maßgeblichen Altersgrenze, entsteht kein
Anspruch auf eine eigenständige Beamtenversorgung. Es liegt dann aber im Ermessen des
Dienstherrn, einen Unterhaltsbetrag zu gewähren, der jedoch nur bis zur Höhe des „Ruhe-
gehaltes“ festgesetzt werden darf. Bei einem Dienstunfall gilt die Wartezeit als erfüllt.

Besonderheiten bei der Anrechnung von Beschäftigungszeiten/
ruhegehaltfähigen Dienstzeiten
Beschäftigungszeiten im Beitrittsgebiet vor dem 3. Oktober 1990 sind grundsätzlich –
unabhängig vom Status – nicht als ruhegehaltfähige Dienstzeit zu berücksichtigen. Die
„Fiktion“ eines Beamtenstatus vor Oktober 1990 ist rechtlich unzulässig. Ebenso eindeu-
tig ist, dass Beamtenstatuszeiten nach dem 3. Oktober 1990 ruhegehaltfähige Dienst-
zeiten darstellen und im gesamten Bundesgebiet gleichmäßig berücksichtigt werden. Bei
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der Berechnungsgrundlage „ruhegehaltfähige Statusdienstzeiten nach dem 3. Oktober
1990“ – und daraus folgend dem Ruhegehaltssatz – ergeben sich damit grundsätzlich
keine Besonderheiten.
§ 12a BeamtVG bestimmt mit Verweisung auf § 30 BBesG, dass Zeiten einer Tätigkeit beim
Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nationale Sicherheit, als Angehöriger der Grenz-
truppen oder auch bei Tätigkeiten mit besonderer persönlicher Nähe zum politischen System
der DDR nicht als ruhegehaltfähige Dienstzeit Berücksichtigung finden können.
Dagegen gelten Wehrdienstzeiten nach den §§ 8 und 9 BeamtVG, die ein Beamter nach Voll-
endung des 17. Lebensjahres vor der Berufung in das Beamtenverhältnis im Dienst der Natio-
nalen Volksarmee „gedient“ hat, unter bestimmten Voraussetzungen und höchstens bis zu
fünf Jahren als ruhegehaltfähige Dienstzeit. Gemäß § 12 b Absatz 2 BeamtVG ist dies nur
dann der Fall, wenn die sog.Wartezeit in der gesetzlichen Rentenversicherung von 60 Mona-
ten (5 Jahre) noch nicht erfüllt ist. Dies gilt auch für vergleichbare Zeiten nach den §§ 8 und
9 BeamtVG, die ein Beamter bis zum 2. Oktober 1990 im Beitrittsgebiet absolviert hat.
Zeiten, die der Beamte bis zum 2. Oktober 1990 im Beitrittsgebiet hauptberuflich im öffent-
lichen Dienst zurückgelegt hat, können gemäß § 10 Abs. 1 BeamtVG höchstens bis zu 5 Jah-
ren als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden, sofern der Beamte ohne eine von ihm zu ver-
tretende Unterbrechung tätig war und die Tätigkeit zu seiner Ernennung geführt hat.
Sonstige Zeiten und Ausbildungszeiten nach dem Beamtenversorgungsgesetz, die der Beam-
te bis zum 2. Oktober 1990 im Beitrittsgebiet abgeleistet hat, können unter bestimmten Vor-
aussetzungen bis zu 5 Jahren als ruhegehaltfähige Dienstzeit anerkannt werden.
Wehrdienstzeiten und vergleichbare Zeiten laut §§ 8, 9 BeamtVG, Beschäftigungszeiten
gemäß § 10 BeamtVG und sonstige Zeiten nach §§ 11, 66 Abs. 7, 67 Abs. 2 BeamtVG, die
der Beamte bis zum 2. Oktober 1990 im Beitrittsgebiet absolviert hat, werden nicht als ruhe-
gehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt, soweit die allgemeine Wartezeit für die gesetzliche
Rentenversicherung erfüllt ist und diese Zeiten als rentenrechtliche Zeiten bei der Berech-
nung der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung zugrunde gelegt werden.
Ausbildungszeiten gemäß § 12 BeamtVG sind nicht ruhegehaltfähig, soweit die allgemeine
Wartezeit für die gesetzliche Rentenversicherung erfüllt ist. Rentenrechtliche Zeiten sind auch
solche im Sinne des Artikels 2 des Renten-Überleitungsgesetzes. Eine Ausnahme enthält § 12
b Abs. 2 BeamtVG, wonach Beschäftigungszeiten vor dem 3. Oktober 1990 ausnahmsweise
bis zu höchstens 5 Jahren berücksichtigt werden können, sofern die allgemeine Wartezeit für
die gesetzliche Rentenversicherung (5 Jahre) nicht erfüllt ist. Das Bundesverwaltungsgericht
hat entsprechende Regelungen als mit der Verfassung für vereinbar erklärt.

Besonderheiten bei den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen
Bedeutsam ist die Bemessung der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nach der Zweiten Besol-
dungsübergangsverordnung (2. BesÜV), welche grundsätzlich auf einen Bemessungssatz
von zuletzt 92,5 Prozent der sog. West-Besoldung festgelegt ist. Da der Ruhegehaltssatz
auf die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bezogen ist, sind auch die Versorgungsbezüge –
entsprechend der Besoldung – abgesenkt. Die Absenkung ist jedoch nicht dauerhaft mög-
lich und bereits zum Teil überwunden. Das Bundesverfassungsgericht hatte bereits im Jahr
2003 festgestellt, dass die niedrigere Besoldung zwar für einen Übergangszeitraum gerecht-
fertigt ist, jedoch eine dauerhafte Aufrechterhaltung zweier unterschiedlich bemessener
Besoldungen in Ost und West keine Grundlage in der Verfassung hat. Der Gesetzgeber hat-
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te deshalb mit dem Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetz 2003/2004 festgelegt,
dass eine vollständige Angleichung des Bemessungssatzes Ost für die Besoldungsgruppen
bis A 9 bis zum 31. Dezember 2007 erfolgen sollte. Zum Ablauf des 31. Dezember 2009
sollte die 2. BesÜV dann außer Kraft treten, damit es auch für alle übrigen Besoldungs-
gruppen keine Rechtsgrundlage mehr für eine unterschiedliche Besoldung in
Ost und West geben sollte. Diese grundsätzliche Festlegung hat für die Beamten der Neu-
en Bundesländer nach wie vor Gültigkeit. Es gelten daher zur Zeit (Juli 2008) folgende
Bemessungssätze:
: Für Bundes-, Landes- und Kommunalbeamte der Besoldungsgruppen A 2 bis A 9 im Rechts-

kreis Ost ist eine zuvor abgesenkte Besoldung mit Wirkung zum 01. Januar 2008 entfallen.
: Abweichend von den Regelungen der 2. BesÜV sind die Bezüge der Bundesbeamten

im Rechtskreis Ost der Besoldungsgruppen A 10 aufwärts mit Wirkung zum 01. April
2008 auf 100 Prozent der Westbesoldung angepasst worden.

: Landes- und Kommunalbeamte im Rechtskreis Ost der Besoldungsgruppen A 10 auf-
wärts erhalten gemäß den Bestimmungen der 2. BesÜV weiterhin 92,5 v.H. der Besol-
dung West bzw. der Bezüge nach Landesbesoldungsrecht; dies gilt jedoch längstens
bis zum 01.01.2010 und dem endgültigen Außerkrafttreten der Verordnung.

Ob und gegebenenfalls in welchem Umfang die Dienstherren in den Neuen Ländern die
vollständige Angleichung aufgrund der seit September 2006 bestehenden Gesetzge-
bungskompetenz schneller vollziehen, ist bislang nicht absehbar. Lediglich für Anwärter
wurde der abgesenkte Bemessungssatz zum Teil bereits jetzt aufgehoben – nach derzeitiger
Lage (Stand Juli 2008) ist davon auszugehen, dass die obigen Gesetzmäßigkeiten
grundsätzlich Gültigkeit behalten.

Anreize für Aufbauhilfe
Mit versorgungsrechtlichen Abweichungen wurden damals Anreize für die Aufbauhilfe in
den neuen Bundesländern geschaffen. Dazu gehören die Verdoppelung der ruhegehalt-
fähigen Dienstzeit während der Verwendungszeit, die Anrechnung von Arbeitnehmerzeiten
anlässlich der Verwendung auf die ruhegehaltfähige Dienstzeit und die rückwirkende Aus-
setzung der Anrechnung von Verwendungseinkommen auf Versorgungsbezüge. Die Rege-
lungen waren bis zum 31. Dezember 1995 befristet und galten auch nicht mehr für Ver-
wendungen, die nach dem 31. Dezember 1994 begonnen haben.
Später entschloss sich der Verordnungsgeber, auch die versorgungsrechtliche Absicherung
von kommunalen Wahlbeamten „der ersten Stunde“ im Beitrittsgebiet zu verbessern und
verordnete eine allgemeine Regelung zur Berücksichtigung von Vordienstzeiten im Bei-
trittsgebiet als ruhegehaltfähige Dienstzeit für Beamte. Daneben wurde auch das Zusam-
mentreffen von Mindestversorgung mit Renten geregelt. Im Einzelnen sind folgende Wei-
terungen eingeführt worden:
: Die Gewährung eines Unterhaltsbeitrags für nicht wiedergewählte kommunale Wahl-

beamte, die das 50. Lebensjahr vollendet haben sowie die Gewährung eines Über-
gangsgeldes für jüngere Beamte

: Die Berücksichtigung von Vordienstzeiten im Beitrittsgebiet bis zum 2. Oktober 1990,
soweit diese Zeiten bei der Berechnung der Rente aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung nicht zugrunde gelegt werden; bestimmte Zeiten werden als ruhegehalt-
fähige Dienstzeit ausgeschlossen
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: Die Anrechnung von Renten auf den nicht „erdienten“ Teil der Mindestversorgung
(diese Bestimmung hat über § 14 Abs. 5 BeamtVG mittlerweile Eingang in das allge-
meine Beamtenversorgungsrecht gefunden)

: die Gewährung eines einmaligen Ausgleichs für Soldaten
Schließlich wurden mit den Reformgesetzen von 1998 und 2001 weitere notwendige Ver-
besserungen der Versorgungssituation der kommunalen Wahlbeamten „erster Stunde“ in
den neuen Bundesländern durchgeführt.
Die Verordnung gilt für Beamte und Richter (auch wenn wir folgend nur Beamte nennen),
die nach Inkrafttreten des Einigungsvertrages von ihrer ersten Ernennung oder Wiederer-
nennung an in dem in Art. 3 des Einigungsvertrags genannten Gebiet verwendet oder in
das Beitrittsgebiet versetzt wurden. Die Verordnung gilt auch für Beamte aus dem frühe-
ren Bundesgebiet sowie für Beamte im Ruhestand, die im Beitrittsgebiet tätig werden. Für
Beamte aus dem früheren Bundesgebiet, die unmittelbar zu einem Dienstherrn im Beitritts-
gebiet wechseln, gelten einige besonderen Regelungen bei der Versorgung, so etwa hin-
sichtlich der Wartezeit gemäß § 4 BeamtVG.
Kommunale Wahlbeamte im Beitrittsgebiet, die mindestens eine zweijährige Amtszeit in
der ersten Kommunalwahlperiode absolviert haben, erhalten einen Unterhaltsbeitrag bis zur
Höhe des Ruhegehalts unter Anrechnung von Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen,
wenn sie trotz Bereitschaft zur Weiterführung des Amtes nicht wiedergewählt werden oder
nicht wiedergewählt werden können und bei Ablauf ihrer Amtszeit das 50. Lebensjahr voll-
endet haben. Soweit diese Beamten das 50. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, erhal-
ten sie abweichend von § 47 BeamtVG ein Übergangsgeld in Höhe des Sechsfachen der
Dienstbezüge des letzten Monats ihrer Amtszeit.

Anrechnung von Renten und Zusammentreffen von Rente
und Mindestversorgung
Aufgrund der Tatsache, dass viele heutige Beamte in den neuen Bundesländern vor der
Verbeamtung Rentenanwartschaften begründet haben und nur noch einen Teil ihrer
Lebensarbeitszeit dem Dienstherrn zur Verfügung stellen können, kommt dieser Perso-
nenkreis häufig mit Eintritt in den Ruhestand in den Genuss der Amtsunabhängigen Min-
destversorgung nach § 14 Abs. 4 BeamtVG – siehe hierzu Seite 23.
Mit Erreichen der für die gesetzliche Rente geltenden Altersgrenzen treffen daher häufig
Renten aus vorangegangener Arbeitnehmertätigkeit mit der Mindestversorgung zusam-
men und unterfallen daher grundsätzlich der Anrechnungsregelung des § 55 BeamtVG –

siehe auch Seiten 37 ff. Nach § 2 Nr. 9 BeamtVÜV und § 14 Abs. 5 BeamtVG wird die
Rente auf den nicht erdienten Teile der Mindestversorgung angerechnet. Dabei darf die
Summe aus Versorgung und Rente das Niveau der Mindestversorgung zwar überschrei-
ten, nicht jedoch unterschreiten. Weitere Sonderregelungen gibt es zur vorübergehenden
Erhöhung des Ruhegehaltssatzes bei einem Eintritt in den Ruhestand vor dem 65. Lebens-
jahr und einer Rentengewährung erst ab dem 65. Lebensjahr. Hier kann eine vorüberge-
hende Erhöhung des erdienten Anteils der Mindestversorgung durchgeführt werden. Ein
noch weitergehendes Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zur vorübergehenden
Erhöhung auch des nicht erdienten Ruhegehalts beim Bezug von Mindestversorgung ist
durch gesetzliche Konkretisierung mittlerweile obsolet geworden.
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Zusätzliche, freiwillige Altersvorsorge für Beamtinnen
und Beamte

Förderung der Eigenvorsorge
Mit der Rentenreform ist die Förderung der Eigenvorsorge als zusätzliche Säule der Alters-
sicherung eingeführt worden. Wer zusätzlich etwas für seine Altersversorgung tun will,
wird durch Zulagen und Steuererleichterungen vom Staat gefördert. Die zusätzliche Alters-
versorgung ist mit Anreizen verbunden; es besteht aber kein Zwang, privat vorzusorgen.
Gefördert werden alle Personen, die Pflichtmitglied in der gesetzlichen Rentenversicherung
oder Empfänger von Besoldung oder Amtsbezügen sind.
Aktive Beamte wurden mit dem Versorgungsänderungsgesetz 2001 ebenfalls in die
Förderung einbezogen, da durch die Anwendung von Anpassungsfaktoren (z.Zt. 0,97292,
entspricht einem Versorgungshöchstsatz i.H.v. 72,97 Prozent beim Bund) der Anstieg der
Versorgung – und letztlich der Höchstversorgungssatz von ehemals 75 Prozent auf 71,75
Prozent – abgesenkt wird. Dies gilt auch für beurlaubte Beamte ohne Besoldung, die in
dieser Zeit einer Beschäftigung nachgehen, auf die die Gewährung einer Versorgungsan-
wartschaft erstreckt wird. Dadurch wurde für aktive Beamte ein Weg eröffnetet, die Absen-
kung des Versorgungshöchstsatzes langfristig auszugleichen.
Bei Beurlaubung ohne Besoldung für die Zeiten der Kindererziehung in den ersten
3 Lebensjahren besteht dann ein Zulagenanspruch, wenn bei Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Rentenversicherung Kindererziehungszeiten zu berücksichtigen wären (vgl.
§ 56 SGB VI).

Förderberechtigt sind:
: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
: Bezieherinnen und Bezieher von Lohnersatzleistungen, einschließlich der Berech-

tigten zur Arbeitslosenhilfe, deren Leistung aufgrund der Anrechnung von Ein-
kommen und Vermögen ruht

: nichterwerbstätige Eltern in der Phase der Kindererziehung (sog. Kindererzie-
hungszeiten)

: geringfügig Beschäftigte, die auf die Sozialversicherungsfreiheit verzichtet
haben

: pflichtversicherte Selbstständige (z. B. Handwerker) in der gesetzlichen Renten-
versicherung

: Wehr- und Zivildienstleistende
: Pflichtversicherte in der Altenversicherung der Landwirte sowie deren Ehegatten
: Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Richter, Soldatinnen und Soldaten

Wichtig:
: Wenn nur ein Ehepartner zum förderfähigen Personenkreis gehört, kann auch der selbst

nicht förderfähige Ehepartner die Zulagenförderung erhalten.
: Auch nichterwerbstätige Ehepartner werden gefördert. Ein Vorteil z.B. für Mütter! Ist

eine Ehefrau (oder ein Ehemann) nicht erwerbstätig und nicht sozialversicherungs-
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pflichtig, kann sie/er trotzdem eigenständig für das Alter vorsorgen. Der Partner muss
lediglich einen Vertrag zur Altersvorsorge auf eigenen Namen abschließen. Zahlt der
förderfähige Ehepartner seine Eigenbeiträge, dann erhält auch er die Zulage. Die Aus-
nahme: Hat die Frau Kinder unter drei Jahren, erwirbt sie in dieser Zeit automatisch
eigene Rentenansprüche. Um die volle Förderung zu erhalten, muss sie dann einen klei-
nen Mindesteigenbeitrag leisten. Ist die gesetzliche dreijährige Kindererziehungszeit
vorbei, muss sie keinen Beitrag mehr leisten. Wenn nicht anders vereinbart, fließt die
Kinderzulage automatisch auf das Konto der Ehefrau.

Nicht gefördert werden:
: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit einer beamtenähnlichen Gesamtversorgung
: Selbstständige, die nicht rentenversicherungspflichtig sind (für diesen Personenkreis

sind andere Formen der Alterssicherung vorgesehen, z.B. die sog. „Rürup-Rente“)
: geringfügig Beschäftigte, die ihren Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung nicht auf-

stocken.
Grundsätzlich werden Anlageformen gefördert, die im Alter durch lebenslange Zah-
lungen die staatliche Rente ergänzen. Mit Beginn der staatlichen Förderung im Jahre
2002 werden von privaten Trägern wie Banken und Versicherungen zahlreiche Anla-
geformen angeboten. Das können Rentenversicherungen, Fonds oder Banksparpläne
sein. Auch bereits bestehende Verträge können unter bestimmten Voraussetzungen
dazu zählen.
Ob und in welcher Form eine zusätzliche Altersvorsorge aufgebaut werden soll ent-
scheidet jeder selbst. Der Staat fördert den gewählten Vertrag jedoch nur, wenn die
Angebote zertifiziert sind. Beiträge für zertifizierte zusätzliche Altersvorsorgeformen
können bei der Steuer als Sonderausgaben geltend gemacht werden. Zusätzlich blei-
ben in der Ansparphase sowohl Zinsen als auch die Erträge hieraus steuerfrei. Alters-
vorsorgeaufwendungen können als Sonderausgabenabzug geltend gemacht werden –
unabhängig vom individuellen Einkommen. Ab 2008 können im Rahmen der Einkom-
mensteuererklärung bis zu 2.100 Euro jährlich geltend gemacht werden. Das Finanz-
amt prüft automatisch – ähnlich wie bei Kindergeld und Kinderfreibetrag –, ob die
Steuerersparnis höher ist als die Zulage. Die Differenz wird dann bei der Steuer erstat-
tet.

Der Eigenbeitrag
Trotz der staatlichen Förderung und der möglichen Steuererleichterungen muss der Ein-
zelne auch einen Beitrag leisten. Schließlich kommt ihm das im Alter zugute. Die Höhe des
Eigenbeitrages ergibt sich aus 4 Prozent des maßgeblichen Einkommens abzüglich der
Zulagen. Ist die Zulage höher als der eigene Aufwand, muss ein bestimmter Mindestei-
genbeitrag geleistet werden, um die volle staatliche Förderung zu erhalten.
Seit 2005 muss unabhängig von der Zahl der Kinder mindestens ein Sockelbetrag i.H.v.
60 Euro geleistet werden. Ansonsten wird die Zulage nur anteilig gewährt.
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Mindestbeitrag bei voller Ausschöpfung der Zulage

Wer ab 2008 einen Anlagebetrag (Eigenbeitrag plus staatliche Zulage) von insgesamt
4 Prozent seines maßgeblichen Einkommens im Jahr zusätzlich anspart, erhält den maxi-
malen Fördersatz. Wäre die Steuerersparnis durch den Sonderausgabenabzug höher als
die Zulage, würde dem Steuerpflichtigen die Differenz gutgeschrieben.

Altersvorsorgezulage
Die Altersvorsorgezulage setzt sich aus der Grundzulage und der Kinderzulage zusammen.
Die Gewährung der vollen Zulage ist von einem Mindesteigenbetrag abhängig. Wird die-
ser nur teilweise erbracht erfolgt eine anteilige Kürzung.

Grundzulage:

Alleinstehende erhalten eine Grundzulage. Sind beide Ehegatten förderberechtigt, erhält
jeder Ehegatte die ihm zustehende Förderung. Dazu muss ein entsprechender Vertrag
geschlossen und jeweils die Eigenleistung erbracht werden). Wenn nur ein Ehegatte zum
begünstigten Personenkreis gehört ist es ausreichend, wenn der unmittelbar begünstigte
Ehegatte den Mindestbeitrag erbringt.

Kinderzulage

Für ab 2008 geborene Kinder wurde die Riester-Zulage auf 300 Euro erhöht. Für Kinder, die
bis einschließlich 2007 geboren wurden, bleibt es hingegen bei der Förderung in Höhe
von 185 Euro.
Die Kinderzulage ist grundsätzlich demjenigen Zulageberechtigten zuzuordnen, der auch
das Kindergeld erhält und wird so also nur einmal pro Kind gewährt. So soll sichergestellt
werden, dass die Kinderzulage in der Regel dem Elternteil zugute kommt, der die Erzie-
hungsleistungen erbringt.
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Beispiel: „Riester-Rente: staatliche Förderung der privaten
Altersvorsorge“:

(verheiratet, 2 Kinder, Jahresbruttoeinkommen: 40.000 Euro)

Ein lediger Arbeitnehmer ohne Kinder mit einem maßgeblichen Jahreseinkommen von
30.000 Euro spart davon jährlich 4 Prozent, also 1.200 Euro. Das sind 1.046 Euro Eigen-
betrag und 154 Euro Zulage. Hinzu kommt eine zusätzliche Steuerersparnis von 228 Euro.
Die effektive Belastung liegt demnach nur bei 818 Euro. Wird die Sparleistung 30 Jahre
erbracht und liegt die Verzinsung bei 4 Prozent, erhält er zusätzlich rund 564 Euro Rente
im Monat. Grundsätzlich gilt: Je früher man mit der Investition in die private Altersvorsor-
ge beginnt, desto höher sind später die Erträge.
Am 20.06.2008 hat der Bundestag mit dem Eigenheimrentengesetz zusätzlich den Weg für
das sogenannte „Wohn-Riester“ freigemacht. Damit kann der Bau bzw. Kauf von Wohnei-
gentum im Rahmen der staatlich geförderten Riester-Rente erfolgen.

Broschüre
Beim Bundesfinanzministerium (www.bundesfinanzministerium.de) ist unter
der Rubrik Steuern/Alterseinkünfte und Vorsorge zusätzlich die Broschüre „Vorsor-
gen und Steuern sparen“ erhältlich.

Die betriebliche Altersversorgung
Die betriebliche Altersversorgung hat in deutschen Unternehmen eine große Tradition. Viele
haben schon Mitte des 19. Jahrhunderts freiwillig Hilfs- und Unterstützungskassen für ihre
Arbeiterinnen und Arbeiter eingerichtet. In den letzten Jahren jedoch ging die Zahl der
Beschäftigten, die Anspruch auf eine betriebliche Altersvorsorge haben, in den alten Bun-
desländern stetig zurück. In den neuen Bundesländern sind bisher kaum Vereinbarungen
zur Altersvorsorge geschlossen worden. Um dieser wichtigen Säule der Alterssicherung
neue Impulse zu geben, wurde auch die betriebliche Altersvorsorge in die Rentenreform
einbezogen.
Die betriebliche Altersvorsorge war bisher eine freiwillige Leistung des Arbeitgebers und
wurde in der Regel von ihm allein finanziert. Eine Pflicht, sich an der Alterssicherung sei-
ner Beschäftigten finanziell zu beteiligen, ist für den Arbeitgeber auch durch das neue
Recht auf betriebliche Altersversorgung nicht entstanden. Die ersten Tarifverträge zur Alters-
sicherung zeigen aber, dass die Arbeitgeber bereit sind, ihre Beschäftigten beim Aufbau
einer zusätzlichen Altersversorgung finanziell zu unterstützen. Schließlich gibt es auch für
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Jahr 2003 2004 2005 2006 2007 2 0 0 8

Monatlicher Eigenbetrag 19,33 38,67 38,67 58,00 58,00 7 6 , 8 3

Jährlicher Eigenbetrag 232,00 464,00 464,00 696,00 696,00 9 2 2 , 0 0

Grundzulage 76,00 152,00 152,00 228,00 228,00 3 0 8 , 0 0

Kinderzulage 92,00 184,00 184,00 276,00 276,00 3 7 0 , 0 0

Sparleistung 400,00 800,00 800,00 1.200,00 1.200,00 1 . 6 0 0 , 0 0

Gesamtförderung 168,00 336,00 336,00 504,00 504,00 6 7 8 , 0 0



Private Altersvorsorge

Betriebe einen Anreiz für die betriebliche Altersversorgung. Sie können ihren Beschäftigten
ein zusätzliches, finanziell attraktives Angebot machen und müssen dafür weder Steuern
noch Sozialbeiträge zahlen.
Bisher lag die Entscheidung, ob ein Betrieb seinen Beschäftigten eine Altersvorsorge anbie-
tet, allein beim Arbeitgeber. Die entscheidende Neuerung der Rentenreform bei der betrieb-
lichen Altersvorsorge ist der individuelle Rechtsanspruch auf Entgeltumwandlung. Seit dem
1. Januar 2002 hat jede Arbeitnehmerin und jeder Arbeitnehmer einen Anspruch darauf,
Teile des Lohnes oder des Gehaltes in eine betriebliche Altersvorsorge einzuzahlen. Da der
öffentliche Dienst von der Entgeltumwandlung vorerst ausgenommen ist, verzichten wir
auf eine umfassende Erläuterung zur betrieblichen Altersvorsorge.
Interessierte können aber hierzu unter www.bma.de die Broschüre „Die betriebliche Alters-
versorgung“ einsehen oder herunterladen.
Eine „betriebliche Altersvorsorge“ oder eine „Entgeltumwandlung“ ist für Beamte auf-
grund der verfassungsrechtlichen Grundlagen nicht möglich, da die eigenständige Beam-
tenversorgung die Funktion von gesetzlicher Rente als auch die einer Zusatzversorgung
beziehungsweise der betrieblichen Altervorsorge umfasst.
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Tipps zur staatlichen Förde-
rung bei privater Vorsorge
u Lassen Sie sich individuell beraten

Grundlage für eine individuelle Beratung ist Bestandsaufnahme der bereits vor-
handenen Anlage- und Versicherungsverträge. Hieraus ergibt sich eine Ermittlung
Ihres Vorsorgebedarfes. Dabei sollten Sie auch darauf achten, dass geprüft wird,
inwieweit Ihre bisherigen Verträge auf einen staatlich geförderten Vertrag umge-
stellt werden könnten.

u Den Eigenanteil vorher ausrechnen lassen
Lassen Sie sich vor einem Vertragsabschluss ausrechnen, wie hoch der Betrag ist,
den Sie als Eigenanteil einbringen müssten, um die volle staatliche Förderung zu
erhalten. Die zusätzliche Belastung muss sich an Ihren „Geldbeutel“ anpassen.

u Nicht abwarten – sondern vorsorgen
Verlieren Sie keine Zeit. Sichern Sie sich die staatliche Zulage. Am besten sofort!

u Die staatliche Zertifizierung ist kein Gütesiegel
Die Zertifizierung bedeutet lediglich, dass der Vorsorgevertrag die formellen
Voraussetzungen erfüllt, die der Staat an die Förderfähigkeit stellt. Sie ist kein
wirtschaftliches Gütesiegel für das betreffende Produkt.

Sie haben die freie Wahl. Wenn Sie sicher gehen wollen, dann informieren Sie sich bei
den Mitgliedseinrichtungen, die sich im Deutschen Beamtenwirtschaftsring e.V.
(DBW) zusammengeschlossen haben. Profitieren auch Sie von den vorteilhaften
Angeboten und der Beratungskompetenz der Selbsthilfeeinrichtungen, die dem
DBW angehören.

www.dbw-online.de
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www.dbw-online.de

OnlineService des DBW
für nur 10 Euro im Jahr
Neben dem RatgeberService und AboService informiert der DBW die
Beschäftigten und ehemaligen Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes
auch im Internet über aktuelle und wichtige Themen. Mit dem
OnlineService können Sie sich auf mehr als 20 Websites informieren.
Das breite Themenangebot ist aktuell und übersichtlich gestaltet.

Wenn Sie sich für den OnlineService anmelden, erhalten Sie eine
Zugangskennung mit der Sie mehrere Hundert PDF‘s auf allen
Websites des DBW öffnen, lesen und ausdrucken können.

Im Angebot des OnlineService finden Sie auch einige Ratgeber
als OnlineBuch, beispielsweise Nebentätigkeitsrecht für Beamte
und Tarifbeschäftigte, FrauenSache im öffentlichen Dienst und
Gesundheit von A bis Z.

Das alles für nur 10,00 Euro (inkl. MwSt.) bei einer Laufzeit von
12 Monaten. Anmelden können Sie sich für den OnlineService unter
www.dbw-online.de/onlineservice.
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Aktuelles aus Bund und Ländern

Wesentliche Änderungen des Beamtenversorgungsrechts in Bund und
Ländern seit der Föderalismusreform

Im Anhang der Rechtsvorschriften ist das Beamtenversorgungsgesetz mit dem letzten bun-
deseinheitlichen Stand vor der Föderalismusreform abgedruckt. Nachfolgend sind – sofern
vorhanden – die wesentlichen Rechtsentwicklungen (oder offiziellen Absichten der Lan-
desregierungen) seit Übergang der Gesetzgebungskompetenz für das Beamtenversor-
gungsrecht aufgeführt. Für Versorgungsempfänger beachtlich ist, dass jede lineare Anpas-
sung gleichzeitig einen Absenkungsschritt bei der Bemessung der ruhegehaltfähigen
Dienstbezüge gemäß § 69 e BeamtVG auslöst. So sind nach dem in allen Gebietskörper-
schaften maßgeblichen 3. Absenkungsschritt vom 01.08.2004 die folgenden 4., 5. oder
6. Anpassungsfaktoren entsprechend der Anzahl der nachstehend aufgeführten allgemei-
nen Anpassungsschritte anzuwenden (siehe Übersicht auf Seite 22). Aktuell gültige Besol-
dungstabellen für den Bund und die jeweiligen Bundesländer finden Sie im Internet z.B.
unter www.dbb.de

Gebiets- Anpassung Wesentliche versorgungs-
körper- von Besoldung & rechtliche Änderungen
schaft Versorgung

Bund Zum 01. Jan. 2008 Im Entwurf eines Dienstrechtsneu-
1. 50 Euro Sockel- ordnungsgesetzes (DNeuG, BT-Drs.
betrag auf die 16/7076) – vom Kabinett beschlossen
Grundgehaltstabelle am 17.10.2007 – u.a. beabsichtigt:
2. 3,1 Prozent linear • Kürzung der Berücksichtigung von
Zum 01. Jan. 2009 Hochschul- und Fachhochschulzeiten
• 2,8 % linear von 3 Jahren auf 855 Tage

• Erhöhung der allgemeinen Altersgren-
ze auf 67 wie im Rentenrecht (entspre-
chend für besondere Altersgrenzen)
• Einführung des Anspruchs auf eine
Versorgungsauskunft bei berechtigtem
Interesse
• Evaluationsauftrag: Prüfung der Ver-
sorgungsentwicklung bis 31.12.2011
unter Berücksichtigung der allgemeinen
Entwicklung der Alterssicherungssysteme
und der Situation in den öffentlich-recht-
lichen Versorgungssystemen sowie der
Entwicklung der allgemeinen wirtschaft-
lichen und finanziellen Verhältnisse

www.die-beamtenversorgung.de 63



Aktuelles aus Bund und Ländern

www.die-beamtenversorgung.de64

Baden- Zum 01. Jan. 2008 • Die jährliche Sonderzahlung
Württem- • 1,5 % linear wurde in die monatlichenBesoldungs-
berg Zum 01. Aug. 2008 und Versorgungszahlungen integriert;

(bis BesGr A 9) zum Ausgleich der unterschiedlichen
Zum 01. Nov. 2008 Bemessungssätze werden bei Ver-
(ab BesGr A 10) sorgungsempfängern die ruhegehalt
• 1,4 % linear fähigen Dienstbezüge mit dem Faktor

0,984 multipliziert.
• Erhöhung der allgemeinen Alters-
grenzen um 2 Jahre beabsichtigt –
jedoch früher als beim bundesgesetz-
lichen Renteneintrittsalter

Bayern Zum 01. Okt. 2007 • Die Ruhegehaltfähigkeit der Stellen-
• 3,0 % linear zulagen bleibt über den bislang festge-

legten Zeitpunkt (Ende 2007) hinaus in
Bayern zunächst für alle Besoldungs-
gruppen bis Ende 2010 erhalten
• Eigenständiges Bayer. BeamtVG wird
nach der Landtagswahl 2008 erarbeitet

Berlin Verhandlungen mit • Gleichstellung eingetragener Lebens-
dem Berliner Senat partnerschaften im Versorgungsrecht
dauern an wird auf den Weg gebracht.
(Juli 2008) • Verlängerung der versorgungsrecht-

lichen Wartezeit und Kürzung der
Berücksichtigung von Hochschulzeiten
beabsichtigt.

Branden- Zum 01. Jan. 2008 • Einzelne Ersetzung des § 14 a
burg • 1,5 % linear BeamtVG sowie ergänzende Regelun-

gen zur Versorgung von Hochschulleh-
rern durch Landesrecht.
• Landesrechtliche Ersetzung der §§ 53
und 55 des Beamtenversorgungsgeset-
zes beabsichtigt

Bremen Zum 01. Nov. 2008 • Eingetragene Lebenspartner sind in
• 2,9 % linear versorgungsrechtlicher Sicht Ehepart-

nern gleichgestellt worden
• Einzelne Ersetzung des § 5 BeamtVG
sowie ergänzende Regelungen zur Ver-
sorgung von Hochschullehrern durch
Landesrecht
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Hamburg Zum 01. Jan. 2008 • Eingetragene Lebenspartner sind in
• 1,9 % linear versorgungsrechtlicher Sicht Ehepart-

nern gleichgestellt worden

Hessen Zum 01. Apr. 2008 • Anrechnung von Verwendungsein-
• 2,4 % linear kommen auf das Ruhegehalt nach Errei-

chen der jeweiligen gesetzlichen Alters-
grenze wurde aufgehoben

Mecklenburg- Zum 01. Aug. 2008 • Einzelne Ersetzung des § 14 a
Vorpommern • 2,9 % linear BeamtVG durch Landesrecht

Nieder- Zum 01. Jan. 2008 • Bislang noch keine nennenswerten
sachsen • 3,0 % linear Änderungen des BeamtVG

Nordrhein- Zum 01. Juli 2008 • Bislang noch keine nennenswerten
Westfalen • 2,9 % linear Änderungen des BeamtVG

Rheinland- Zum 01. Okt. 2007 • Landesrechtliche Änderung
Pfalz • 1,7 % linear des 4. und 5. Anpassungs-

(bis BesGr A 6) faktors nach § 69 e BeamtVG
• 1,1 % linear zur Vermeidung nominaler
(bis BesGr A 9) Einbußen bei Versorgungs-
• 0,5 % linear empfängern ab BesGr A 10
(ab BesGr A 10)
Zum 01. Okt. 2008
• 2,2 % linear
(bis BesGr A 6)
• 1,35 % linear
(bis BesGr A 9)
• 0,5 % linear
(ab BesGr A 10)

Saarland Zum 01. Apr. 2008 • Wortgleiche Überführung des
• 2,9 % linear BeamtVG in saarländisches Landesrecht

(SBeamtVG)
• Modifizierung des § 5 und des § 14 a
SBeamtVG sowie ergänzende Regelungen
zur Versorgung von Hochschullehrern.

Sachsen Zum 01. Mai 2008 • Fortgeltungsanordnung des BeamtVG
(bis BesGr A 9) als sächsisches Landesrecht mit
Zum 01. Sept. 2008 Ausnahme der §§ 71-73
(ab BesGr A 10)
• 2,9 % linear
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Sachsen- Zum 01. Mai 2008 • Bislang noch keine nennenswerten
Anhalt • 2,9 % linear Änderungen des BeamtVG

Schleswig- Zum 01. Jan. 2008 • Bislang noch keine nennenswerten
Holstein • 2,9 % linear Änderungen des BeamtVG

Thüringen Zum 01. Juli 2008 • Einzelne Ersetzung des § 14 a
• 2,9 % linear BeamtVG sowie ergänzende Regelun-

gen zur Versorgung von Hochschul-
lehrern durch Landesrecht.
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Rechtsvorschriften

zum Beamtenversorgungsrecht

S. 68 ff. Beamtenversorgungsgesetz – BeamtVG

S. 109 ff. Allgemeine Durchführungshinweise
des BMI zum Versorgungsänderungsgesetz
vom 20. 12. 2001

S. 142 ff. BMI – Rundschreiben vom 8. 8. 1997

S. 147 ff. BMI – Rundschreiben vom 15. 7. 1998

S. 155 f. Beamtenversorgungs-
Übergangsverordnung (BeamtVÜV)
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Gesetz über die Versorgung der Beamten und Richter in
Bund und Ländern (BeamtVG)
(Stand Juli 2008; zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.07.2006)
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Abschnitt I Allgemeine Vorschriften
§ 1 Geltungsbereich
(1) Dieses Gesetz regelt die Versorgung der Bundesbeamten, der Beamten der Länder, der Gemeinden, der Gemein-
deverbände sowie der sonstigen der Aufsicht eines Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen
des öffentlichen Rechts.
(2) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des Deutschen Richtergesetzes entsprechend für die Versorgung der Richter
des Bundes und der Länder.
(3) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihre Verbände.

§ 2 Arten der Versorgung
(1) Versorgungsbezüge sind
1. Ruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag,
2. Hinterbliebenenversorgung,
3. Bezüge bei Verschollenheit,
4. Unfallfürsorge,
5. Übergangsgeld,
6. Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen,
7. Erhöhungsbetrag nach § 14 Abs. 4 Satz 3 Halbsatz 1,
8. Unterschiedsbetrag nach § 50 Abs. 1 Satz 2,
9. Leistungen nach den §§ 50a bis 50e,
10. Ausgleichsbetrag nach § 50 Abs. 3,
11. Anpassungszuschlag nach § 69b Abs. 2 Satz 5.
(2) Zur Versorgung gehört ferner die jährliche Sonderzahlung nach § 50 Abs. 4 und 5.

§ 3 Regelung durch Gesetz
(1) Die Versorgung der Beamten und ihrer Hinterbliebenen wird durch Gesetz geregelt.
(2) Zusicherungen, Vereinbarungen und Vergleiche, die dem Beamten eine höhere als die ihm gesetzlich zustehende

Versorgung verschaffen sollen, sind unwirksam. Das gleiche gilt für Versicherungsverträge, die zu diesem Zweck
abgeschlossen werden.

(3) Auf die gesetzlich zustehende Versorgung kann weder ganz noch teilweise verzichtet werden.

Abschnitt II Ruhegehalt, Unterhaltsbeitrag
§ 4 Entstehen und Berechnung des Ruhegehalts
(1) Ein Ruhegehalt wird nur gewährt, wenn der Beamte
1. eine Dienstzeit von mindestens fünf Jahren abgeleistet hat oder
2. infolge Krankheit, Verwundung oder sonstiger Beschädigung, die er sich ohne grobes Verschulden bei Ausü-

bung oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen hat, dienstunfähig geworden ist.
Die Dienstzeit wird vom Zeitpunkt der ersten Berufung in das Beamtenverhältnis ab gerechnet und nur berück-
sichtigt, soweit sie ruhegehaltfähig ist. Zeiten, die kraft gesetzlicher Vorschrift als ruhegehaltfähig gelten oder
nach § 10 als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden, sind einzurechnen. Satz 3 gilt nicht für Zeiten,
die der Beamte vor dem 3. Oktober 1990 in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet zurück-
gelegt hat.
(2) Der Anspruch auf Ruhegehalt entsteht mit dem Beginn des Ruhestandes, in den Fällen des § 4 des Bundesbe-
soldungsgesetzes nach Ablauf der Zeit, für die Dienstbezüge gewährt werden.
(3) Das Ruhegehalt wird auf der Grundlage der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge und der ruhegehaltfähigen Dienst-
zeit berechnet.

§ 5 Ruhegehaltfähige Dienstbezüge
(1) Ruhegehaltfähige Dienstbezüge sind
1. das Grundgehalt,
2. der Familienzuschlag (§ 50 Abs. 1) der Stufe 1,
3. sonstige Dienstbezüge, die im Besoldungsrecht als ruhegehaltfähig bezeichnet sind,
4. Leistungsbezüge nach § 33 Abs. 1 des Bundesbesoldungsgesetzes, soweit sie nach § 33 Abs. 3 des Bundes-

besoldungsgesetzes ruhegehaltfähig sind, die dem Beamten in den Fällen der Nummern 1 und 3 zuletzt zuge-
standen haben oder in den Fällen der Nummer 2 nach dem Besoldungsrecht zustehen würden. Bei Teilzeitbe-
schäftigung und Beurlaubung ohne Dienstbezüge (Freistellung) gelten als ruhegehaltfähige Dienstbezüge die
dem letzten Amt entsprechenden vollen ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. Satz 2 gilt entsprechend bei einge-
schränkter Verwendung eines Beamten wegen begrenzter Dienstfähigkeit nach § 42a des Bundesbeamtenge-
setzes oder entsprechendem Landesrecht.
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(2) Ist der Beamte wegen Dienstunfähigkeit auf Grund eines Dienstunfalls im Sinne des § 31 in den Ruhestand
getreten, so ist das Grundgehalt der nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1, Absatz 3 oder 5 maßgebenden Besoldungsgruppe
nach der Stufe zugrunde zu legen, die er bis zum Eintritt in den Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze hätte
erreichen können.
(3) Ist ein Beamter aus einem Amt in den Ruhestand getreten, das nicht der Eingangsbesoldungsgruppe seiner
Laufbahn oder das keiner Laufbahn angehört, und hat er die Dienstbezüge dieses oder eines mindestens gleichwer-
tigen Amtes vor dem Eintritt in den Ruhestand nicht mindestens drei Jahre erhalten, so sind ruhegehaltfähig nur die
Bezüge des vorher bekleideten Amtes. Hat der Beamte vorher ein Amt nicht bekleidet, so setzt die oberste Dienst-
behörde im Einvernehmen mit dem für das Beamtenversorgungsrecht zuständigen Minister oder mit der von diesem
bestimmten Behörde die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bis zur Höhe der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge der
nächstniedrigeren Besoldungsgruppe fest; die Länder können andere Zuständigkeiten bestimmen. In die Dreijahresfrist
einzurechnen ist die innerhalb dieser Frist liegende Zeit einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, soweit sie als ruhe-
gehaltfähig berücksichtigt worden ist.
(4) Absatz 3 gilt nicht, wenn der Beamte vor Ablauf der Frist infolge von Krankheit, Verwundung oder sonstiger
Beschädigung, die er sich ohne grobes Verschulden bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen
hat, in den Ruhestand getreten ist.
(5) Das Ruhegehalt eines Beamten, der früher ein mit höheren Dienstbezügen verbundenes Amt bekleidet und die-
se Bezüge mindestens drei Jahre erhalten hat, wird, sofern der Beamte in ein mit geringeren Dienstbezügen verbun-
denes Amt nicht lediglich auf seinen im eigenen Interesse gestellten Antrag übergetreten ist, nach den höheren ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezügen des früheren Amtes und der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit berechnet. Absatz 3
Satz 3 und Absatz 4 gelten entsprechend. Das Ruhegehalt darf jedoch die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge des letz-
ten Amtes nicht übersteigen.

§ 6 Regelmäßige ruhegehaltfähige Dienstzeit
(1) Ruhegehaltfähig ist die Dienstzeit, die der Beamte vom Tage seiner ersten Berufung in das Beamtenverhältnis
an im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Beamtenverhältnis zurückgelegt hat. Dies gilt nicht für die
Zeit
1. vor Vollendung des siebzehnten Lebensjahres,
2. in einem Amt, das die Arbeitskraft des Beamten nur nebenbei beansprucht,
3. einer Tätigkeit als Beamter, der ohne Ruhegehaltsberechtigung nur Gebühren bezieht, soweit sie nicht nach

§ 11 Nr. 1 Buchstabe a berücksichtigt wird,
4. einer ehrenamtlichen Tätigkeit,
5. einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge; die Zeit einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge kann berücksichtigt wer-

den, wenn spätestens bei Beendigung des Urlaubs schriftlich zugestanden worden ist, dass dieser öffentlichen
Belangen oder dienstlichen Interessen dient,

6. eines schuldhaften Fernbleibens vom Dienst unter Verlust der Dienstbezüge,
7. für die eine Abfindung aus öffentlichen Mitteln gewährt ist.
Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung sind nur zu dem Teil ruhegehaltfähig, der dem Verhältnis der ermäßigten zur regel-
mäßigen Arbeitszeit entspricht; Zeiten einer Altersteilzeit nach § 72b des Bundesbeamtengesetzes oder entspre-
chendem Landesrecht sowie nach entsprechenden Bestimmungen für Richter sind zu neun Zehnteln der Arbeitszeit
ruhegehaltfähig, die der Bemessung der ermäßigten Arbeitszeit während der Altersteilzeit zugrunde gelegt worden
ist. War der Beamte insgesamt länger als zwölf Monate freigestellt (§ 5 Abs. 1 Satz 2), werden Ausbildungszeiten im
Beamtenverhältnis auf Widerruf nur in dem Umfang berücksichtigt, der dem Verhältnis der tatsächlichen ruhegehalt-
fähigen Dienstzeit zu der ruhegehaltfähigen Dienstzeit entspricht, die ohne die Freistellung erreicht worden wäre.
Satz 4 gilt nicht für Freistellungen wegen Kindererziehung bis zu einer Dauer von drei Jahren für jedes Kind. Zeiten
der eingeschränkten Verwendung eines Beamten wegen begrenzter Dienstfähigkeit nach § 42a des Bundesbeam-
tengesetzes oder entsprechendem Landesrecht sind nur zu dem Teil ruhegehaltfähig, der dem Verhältnis der ermäßig-
ten zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht, mindestens im Umfang des § 13 Abs. 1 Satz 1.
(2) Nicht ruhegehaltfähig sind Dienstzeiten
1. in einem Beamtenverhältnis, das durch eine Entscheidung der in § 48 des Bundesbeamtengesetzes bezeich-

neten Art oder durch Disziplinarurteil beendet worden ist,
2. in einem Beamtenverhältnis auf Probe oder auf Widerruf, wenn der Beamte entlassen worden ist, weil er eine

Handlung begangen hat, die bei einem Beamten auf Lebenszeit mindestens eine Kürzung der Dienstbezüge
zur Folge hätte,

3. in einem Beamtenverhältnis, das durch Entlassung auf Antrag des Beamten beendet worden ist,
a) wenn ihm ein Verfahren mit der Folge des Verlustes der Beamtenrechte oder der Entfernung aus dem Dienst

drohte oder
b) wenn der Beamte den Antrag gestellt hat, um einer drohenden Entlassung nach Nummer 2 zuvorzukommen.

Die oberste Dienstbehörde kann Ausnahmen zulassen; die Länder können andere Zuständigkeiten bestimmen.
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(3) Der im Beamtenverhältnis zurückgelegten Dienstzeit stehen gleich
1. die im Richterverhältnis zurückgelegte Dienstzeit,
2. die nach dem 8. Mai 1945 zurückgelegte Zeit als Mitglied der Bundesregierung oder einer Landesregierung,
3. die Zeit der Bekleidung des Amtes eines Parlamentarischen Staatssekretärs bei einem Mitglied der Bundesre-

gierung nach dem 14. Dezember 1972 oder bei einem Mitglied einer Landesregierung, soweit entsprechende
Voraussetzungen vorliegen,

4. die im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung zurückgelegte Dienstzeit;
Absatz 1 Satz 2 Nr. 7 findet keine Anwendung.

§ 7 Erhöhung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit
Die ruhegehaltfähige Dienstzeit nach § 6 erhöht sich um die Zeit, die ein Ruhestandsbeamter
1. in einer seine Arbeitskraft voll beanspruchenden entgeltlichen Beschäftigung als Beamter, Richter, Berufssoldat

oder in einem Amtsverhältnis im Sinne des § 6 Abs. 3 Nr. 2 und 3 zurückgelegt hat, ohne einen neuen Versor-
gungsanspruch zu erlangen,

2. in einer Tätigkeit im Sinne des § 6 Abs. 3 Nr. 4 zurückgelegt hat.
§ 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 und 6 und Abs. 2 gilt entsprechend, für die Anwendung des Satzes 1 Nr. 1 außerdem § 6 Abs.
1 Satz 2 Nr. 7.

§ 8 Berufsmäßiger Wehrdienst und vergleichbare Zeiten
(1) Als ruhegehaltfähig gilt die Dienstzeit, in der ein Beamter nach Vollendung des 17. Lebensjahres vor der Beru-
fung in das Beamtenverhältnis berufsmäßig im Dienst der Bundeswehr, der Nationalen Volksarmee der ehemaligen
Deutschen Demokratischen Republik oder im Vollzugsdienst der Polizei gestanden hat.
(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 bis 7, Satz 3 bis 5 und Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 9 Nichtberufsmäßiger Wehrdienst und vergleichbare Zeiten
(1) Als ruhegehaltfähig gilt die Zeit, während der ein Beamter nach Vollendung des 17. Lebensjahres vor der Beru-
fung in das Beamtenverhältnis
1. nichtberufsmäßigen Wehrdienst oder Polizeivollzugsdienst geleistet hat oder
2. sich insgesamt länger als drei Monate in einem Gewahrsam (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 9 des Häft-

lingshilfegesetzes in der bis zum 28. Dezember 1991 geltenden Fassung) befunden hat oder
3. sich auf Grund einer Krankheit oder Verwundung als Folge eines Dienstes nach Nummer 1 oder im Sinne des § 8

Abs. 1 im Anschluss an die Entlassung arbeitsunfähig in einer Heilbehandlung befunden hat.
(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, 5 bis 7 und Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 10 Zeiten im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst
Als ruhegehaltfähig sollen auch folgende Zeiten berücksichtigt werden, in denen ein Beamter nach Vollendung des
siebzehnten Lebensjahres vor der Berufung in das Beamtenverhältnis im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis im Dienst
eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn ohne von dem Beamten zu vertretende Unterbrechung tätig war, sofern die-
se Tätigkeit zu seiner Ernennung geführt hat:
1. Zeiten einer hauptberuflichen in der Regel einem Beamten obliegenden oder später einem Beamten übertra-

genen entgeltlichen Beschäftigung oder
2. Zeiten einer für die Laufbahn des Beamten förderlichen Tätigkeit.
Der Tätigkeit im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn steht die Tätigkeit im Dienst von Einrichtungen gleich,
die von mehreren der im Satz 1 bezeichneten Dienstherren durch Staatsvertrag oder Verwaltungsabkommen zur Erfül-
lung oder Koordinierung ihnen obliegender hoheitsrechtlicher Aufgaben geschaffen worden sind. Zeiten mit einer
geringeren als der regelmäßigen Arbeitszeit dürfen nur zu dem Teil als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden, der
dem Verhältnis der tatsächlichen zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht.

§ 11 Sonstige Zeiten
Die Zeit, während der ein Beamter nach Vollendung des siebzehnten Lebensjahres vor der Berufung in das Beamten-
verhältnis
1. a) als Rechtsanwalt oder Verwaltungsrechtsrat oder als Beamter oder Notar, der ohne Ruhegehaltsberechtigung nur

Gebühren bezieht, oder
b) hauptberuflich im Dienst öffentlich-rechtlicher Religionsgesellschaften oder ihrer Verbände (Artikel 140 des

Grundgesetzes) oder im öffentlichen oder nichtöffentlichen Schuldienst oder
c) hauptberuflich im Dienst der Fraktionen des Bundestages oder der Landtage oder kommunaler Vertretungs-

körperschaften oder
d) hauptberuflich im Dienst von kommunalen Spitzenverbänden oder ihren Landesverbänden sowie von Spitzen-

verbänden der Sozialversicherung oder ihren Landesverbänden tätig gewesen ist oder
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2. hauptberuflich im ausländischen öffentlichen Dienst gestanden hat oder
3. a) auf wissenschaftlichem, künstlerischem, technischem oder wirtschaftlichem Gebiet besondere Fachkenntnisse

erworben hat, die die notwendige Voraussetzung für die Wahrnehmung seines Amtes bilden, oder
b) als Entwicklungshelfer im Sinne des Entwicklungshelfergesetzes tätig gewesen ist,

kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden, die Zeit nach Nummer 1 Buchstabe a und Nr. 3 jedoch
höchstens bis zur Hälfte und in der Regel nicht über zehn Jahre hinaus.

§ 12 Ausbildungszeiten
(1) Die nach Vollendung des siebzehnten Lebensjahres verbrachte Mindestzeit
1. der außer der allgemeinen Schulbildung vorgeschriebenen Ausbildung (Fachschul-, Hochschul- und praktische

Ausbildung, Vorbereitungsdienst, übliche Prüfungszeit),
2. einer praktischen hauptberuflichen Tätigkeit, die für die Übernahme in das Beamtenverhältnis vorgeschrieben

ist,
kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden, die Zeit einer Fachschul- oder Hochschulausbildung
einschließlich der Prüfungszeit bis zu drei Jahren. Wird die allgemeine Schulbildung durch eine andere Art der Aus-
bildung ersetzt, so steht diese der Schulbildung gleich.
(2) Für Beamte des Vollzugsdienstes und des Einsatzdienstes der Feuerwehr können nach Vollendung des
17. Lebensjahres verbrachte Zeiten einer praktischen Ausbildung und einer praktischen hauptberuflichen Tätigkeit
anstelle einer Berücksichtigung nach Absatz 1 bis zu einer Gesamtzeit von fünf Jahren als ruhegehaltfähige Dienstzeit
berücksichtigt werden, wenn sie für die Wahrnehmung des Amtes förderlich sind. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.
(3) Hat der Beamte sein Studium nach der Festsetzung von Regelstudienzeiten in dem jeweiligen Studiengang
begonnen, kann die tatsächliche Studiendauer nur insoweit berücksichtigt werden, als die Regelstudienzeit
einschließlich der Prüfungszeit nicht überschritten ist.
(4) Bei anderen als Laufbahnbewerbern können Zeiten nach Absatz 1 als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden,
wenn und soweit sie für Laufbahnbewerber vorgeschrieben sind. Ist eine Laufbahn der Fachrichtung des Beamten bei
einem Dienstherrn noch nicht gestaltet, so gilt das gleiche für solche Zeiten, die bei Gestaltung der Laufbahn minde-
stens vorgeschrieben werden müssen.
(5) Für Ausbildungszeiten nach Absatz 1 bis 4 gilt § 6 Abs. 1 Satz 4 und 5 entsprechend.

§ 12a Nicht zu berücksichtigende Zeiten
Zeiten, die nach § 30 des Bundesbesoldungsgesetzes für das Besoldungsdienstalter nicht berücksichtigt werden, sind
nicht ruhegehaltfähig.

§ 12b Zeiten in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet
(1) Wehrdienstzeiten und vergleichbare Zeiten nach den §§ 8 und 9, Beschäftigungszeiten nach § 10 und sonsti-
ge Zeiten nach den §§ 11, 66 Abs. 9 und § 67 Abs. 2, die der Beamte vor dem 3. Oktober 1990 in dem in Artikel 3 des
Einigungsvertrages genannten Gebiet zurückgelegt hat, werden nicht als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt,
sofern die allgemeine Wartezeit für die gesetzliche Rentenversicherung erfüllt ist und diese Zeiten als rentenrechtli-
che Zeiten berücksichtigungsfähig sind; Ausbildungszeiten nach den §§ 12 und 66 Abs. 9 sind nicht ruhegehaltfähig,
soweit die allgemeine Wartezeit für die gesetzliche Rentenversicherung erfüllt ist. Rentenrechtliche Zeiten sind auch
solche im Sinne des Artikels 2 des Renten-Überleitungsgesetzes.
(2) Sofern die allgemeine Wartezeit für die gesetzliche Rentenversicherung nicht erfüllt ist, können die in Absatz
1 genannten Zeiten im Rahmen der dort genannten Vorschriften insgesamt höchstens bis zu fünf Jahren als ruhege-
haltfähig berücksichtigt werden.

§ 13 Zurechnungszeit und Zeit gesundheitsschädigender Verwendung
(1) Ist der Beamte vor Vollendung des sechzigsten Lebensjahres wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand getre-
ten, wird die Zeit vom Eintritt in den Ruhestand bis zum Ablauf des Monats der Vollendung des sechzigsten Lebens-
jahres, soweit diese nicht nach anderen Vorschriften als ruhegehaltfähig berücksichtigt wird, für die Berechnung des
Ruhegehalts der ruhegehaltfähigen Dienstzeit zu zwei Dritteln hinzugerechnet (Zurechnungszeit). Ist der Beamte nach
§ 45 des Bundesbeamtengesetzes oder dem entsprechenden Landesrecht erneut in das Beamtenverhältnis berufen
worden, so wird eine der Berechnung des früheren Ruhegehalts zugrunde gelegene Zurechnungszeit insoweit berück-
sichtigt, als die Zahl der dem neuen Ruhegehalt zugrunde liegenden Dienstjahre hinter der Zahl der dem früheren
Ruhegehalt zugrunde gelegenen Dienstjahre zurückbleibt. § 6 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend.
(2) Die Zeit der Verwendung eines Beamten in Ländern, in denen er gesundheitsschädigenden klimatischen Ein-
flüssen ausgesetzt ist, kann, soweit sie nach Vollendung des siebzehnten Lebensjahres liegt, bis zum Doppelten als
ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden, wenn sie ununterbrochen mindestens ein Jahr gedauert hat. Ent-
sprechendes gilt für einen beurlaubten Beamten, dessen Tätigkeit in den in Satz 1 genannten Gebieten öffentlichen
Belangen oder dienstlichen Interessen diente, wenn dies spätestens bei Beendigung des Urlaubs anerkannt worden ist.
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(3) Sind sowohl die Voraussetzungen des Absatzes 1 als auch die Voraussetzungen des Absatzes 2 erfüllt, findet
nur die für den Beamten günstigere Vorschrift Anwendung.

§ 14 Höhe des Ruhegehalts
(1) Das Ruhegehalt beträgt für jedes Jahr ruhegehaltfähiger Dienstzeit 1,79375 vom Hundert der ruhegehaltfähigen
Dienstbezüge (§ 5), insgesamt jedoch höchstens 71,75 vom Hundert. Der Ruhegehaltssatz ist auf zwei Dezimalstellen
auszurechnen. Dabei ist die zweite Dezimalstelle um eins zu erhöhen, wenn in der dritten Stelle eine der Ziffern fünf
bis neun verbleiben würde. Zur Ermittlung der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstjahre sind etwa anfallende Tage unter
Benutzung des Nenners dreihundertfünfundsechzig umzurechnen; die Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.
(2) (weggefallen)
(3) Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 vom Hundert für jedes Jahr, um das der Beamte
1. vor Ablauf des Monats, in dem er das 63. Lebensjahr vollendet, nach § 42 Abs. 4 Nr. 1 des Bundesbeamten-

gesetzes oder entsprechendem Landesrecht in den Ruhestand versetzt wird,
2. vor Ablauf des Monats, in dem er die für ihn geltende gesetzliche Altersgrenze erreicht, nach § 42 Abs. 4 Nr. 2

des Bundesbeamtengesetzes oder entsprechendem Landesrecht in den Ruhestand versetzt wird,
3. vor Ablauf des Monats, in dem er das 63. Lebensjahr vollendet, wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem

Dienstunfall beruht, in den Ruhestand versetzt wird;
die Minderung des Ruhegehalts darf 10,8 vom Hundert nicht übersteigen. Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.
Gilt für den Beamten eine vor der Vollendung des 63. Lebensjahres liegende Altersgrenze, tritt sie in den Fällen des Sat-
zes 1 Nr. 1 und 3 an die Stelle des 63. Lebensjahres. Gilt für den Beamten eine nach Vollendung des 65. Lebensjah-
res liegende Altersgrenze, wird in den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 nur die Zeit bis zum Ablauf des Monats berücksichtigt,
in dem der Beamte das 65. Lebensjahr vollendet.
(4) Das Ruhegehalt beträgt mindestens fünfunddreißig vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge (§ 5).
An die Stelle des Ruhegehalts nach Satz 1 treten, wenn dies günstiger ist, fünfundsechzig vom Hundert der jeweils
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 4. Die Mindestversorgung nach Satz 2
erhöht sich um sechzig Deutsche Mark für den Ruhestandsbeamten und die Witwe; der Erhöhungsbetrag bleibt bei
einer Kürzung nach § 25 außer Betracht. Bleibt ein Beamter allein wegen langer Freistellungszeiten (§ 5 Abs. 1 Satz 2)
mit seinem erdienten Ruhegehalt hinter der Mindestversorgung nach Satz 1 oder 2 zurück, wird nur das erdiente
Ruhegehalt gezahlt; dies gilt nicht, wenn ein Beamter wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand getreten ist.
(5) Übersteigt beim Zusammentreffen von Mindestversorgung nach Absatz 4 mit einer Rente nach Anwendung
des § 55 die Versorgung das nach Absatz 1 erdiente Ruhegehalt, so ruht die Versorgung bis zur Höhe des Unter-
schieds zwischen dem erdienten Ruhegehalt und der Mindestversorgung; in den von § 85 erfaßten Fällen gilt das
nach dieser Vorschrift maßgebliche Ruhegehalt als erdient. Der Erhöhungsbetrag nach Absatz 4 Satz 3 sowie der
Unterschiedsbetrag nach § 50 Abs. 1 bleiben bei der Berechnung außer Betracht. Die Summe aus Versorgung und
Rente darf nicht hinter dem Betrag der Mindestversorgung zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1
zurückbleiben. Zahlbar bleibt mindestens das erdiente Ruhegehalt zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs.
1. Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Witwen und Waisen.
(6) Bei einem in den einstweiligen Ruhestand versetzten Beamten beträgt das Ruhegehalt für die Dauer der Zeit,
die der Beamte das Amt, aus dem er in den einstweiligen Ruhestand versetzt worden ist, innehatte, mindestens für die
Dauer von sechs Monaten, längstens für die Dauer von drei Jahren, 71,75 vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, in der sich der Beamte zur Zeit seiner Versetzung in den jeweiligen
Ruhestand befunden hat. Das erhöhte Ruhegehalt darf die Dienstbezüge, die dem Beamten in diesem Zeitpunkt
zustanden, nicht übersteigen; das nach sonstigen Vorschriften ermittelte Ruhegehalt darf nicht unterschritten wer-
den.

§ 14a Vorübergehende Erhöhung des Ruhegehaltssatzes
(1) Der nach den sonstigen Vorschriften berechnete Ruhegehaltssatz erhöht sich vorübergehend, wenn der Beam-
te vor der Vollendung des fünfundsechzigsten Lebensjahres in den Ruhestand getreten ist und er
1. bis zum Beginn des Ruhestandes die Wartezeit von sechzig Kalendermonaten für eine Rente der gesetzlichen

Rentenversicherung erfüllt hat,
2. a) wegen Dienstunfähigkeit im Sinne des § 42 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes oder entsprechenden Landes-

rechts in den Ruhestand versetzt worden ist oder
b) wegen Erreichens einer besonderen Altersgrenze in den Ruhestand getreten ist und das sechzigste Lebensjahr

vollendet hat,
3. einen Ruhegehaltssatz von 66,97 vom Hundert noch nicht erreicht hat und
4. keine Einkünfte im Sinne des § 53 Abs. 7 bezieht. Die Einkünfte bleiben außer Betracht, soweit sie durch-

schnittlich im Monat 325 Euro nicht überschreiten.
(2) Die Erhöhung des Ruhegehalts beträgt 0,95667 vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge für je zwölf
Kalendermonate der für die Erfüllung der Wartezeit (Absatz 1 Nr. 1) anrechnungsfähigen Pflichtbeitragszeiten, soweit

www.die-beamtenversorgung.de 75



§

Rechtsvorschriften

sie nicht von § 50e Abs. 1 erfasst werden, nach Vollendung des 17. Lebensjahres und vor Begründung des Beamten-
verhältnisses zurückgelegt wurden und nicht als ruhegehaltfähig berücksichtigt sind. Der hiernach berechnete Ruhe-
gehaltssatz darf 66,97 vom Hundert nicht überschreiten. In den Fällen des § 14 Abs. 3 ist das Ruhegehalt, das sich nach
Anwendung der Sätze 1 und 2 ergibt, entsprechend zu vermindern. Für die Berechnung nach Satz 1 sind verbleiben-
de Kalendermonate unter Benutzung des Nenners 12 umzurechnen; § 14 Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.
(3) Die Erhöhung fällt spätestens mit Ablauf des Monats weg, in dem der Ruhestandsbeamte das fünfundsech-
zigste Lebensjahr vollendet. Sie endet vorher, wenn
der Ruhestandsbeamte
1. eine Versichertenrente der gesetzlichen Rentenversicherung bezieht, mit Ablauf des Tages vor dem Beginn der

Rente, oder
2. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 Buchstabe a nicht mehr dienstunfähig ist, mit Ablauf des Monats, in dem

ihm der Wegfall der Erhöhung mitgeteilt wird, oder
3. ein Erwerbseinkommen bezieht, mit Ablauf des Tages vor dem Beginn der Erwerbstätigkeit.
§ 35 Abs. 3 Satz 2 gilt sinngemäß.
(4) Die Erhöhung des Ruhegehaltssatzes wird auf Antrag vorgenommen. Anträge, die innerhalb von drei Monaten
nach Eintritt des Beamten in den Ruhestand gestellt werden, gelten als zum Zeitpunkt des Ruhestandseintritts gestellt.
Wird der Antrag zu einem späteren Zeitpunkt gestellt, so tritt die Erhöhung vom Beginn des Antragsmonats an ein.

§ 15 Unterhaltsbeitrag für entlassene Beamte auf Lebenszeit und auf Probe
(1) Einem Beamten auf Lebenszeit, der vor Ableistung einer Dienstzeit von fünf Jahren (§ 4 Abs. 1 Nr. 1) wegen
Dienstunfähigkeit oder Erreichens der Altersgrenze nach § 35 Satz 2 des Bundesbeamtengesetzes oder entspre-
chendem Landesbeamtenrecht entlassen ist, kann ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Ruhegehalts bewilligt
werden.
(2) Das gleiche gilt für einen Beamten auf Probe, der wegen Dienstunfähigkeit oder wegen Erreichens der
Altersgrenze entlassen ist (§ 31 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 5 des Bundesbeamtengesetzes oder entsprechendes Landes-
recht).

§ 15a Beamte auf Probe und auf Zeit in leitender Funktion
(1) § 15 findet auf Beamtenverhältnisse auf Probe und auf Zeit nach den §§ 12a und 12b des Beamtenrechts-
rahmengesetzes und nach den entsprechenden Vorschriften des Bundesbeamtengesetzes keine Anwendung.
(2) Aus diesen Beamtenverhältnissen auf Probe und auf Zeit ergibt sich kein selbständiger Anspruch auf Versor-
gung; die Unfallfürsorge bleibt hiervon unberührt.
(3) Tritt ein Beamter auf Zeit nach Ablauf der ersten Amtszeit wieder in sein vorheriges Amt im Beamtenverhält-
nis auf Lebenszeit oder im Richterverhältnis auf Lebenszeit ein, berechnen sich die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus
dem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder aus dem Richterverhältnis auf Lebenszeit zuzüglich eines Unterschieds-
betrages zwischen diesen und den Dienstbezügen, die im Beamtenverhältnis auf Zeit ruhegehaltfähig wären. Der
Unterschiedsbetrag wird gewährt in Höhe eines Viertels, wenn dem Beamten das Amt mindestens fünf Jahre, in Höhe
der Hälfte, wenn es mindestens fünf Jahre und zwei Amtszeiten übertragen war.
(4) Tritt der Beamte auf Zeit wegen Erreichens der gesetzlichen Altersgrenze in den Ruhestand, berechnen sich die
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus dem Beamtenverhältnis auf Zeit, wenn dem Beamten das Amt mindestens fünf
Jahre übertragen war.
(5) Wird der Beamte auf Zeit während seiner Amtszeit wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt, gilt
Absatz 4 entsprechend.

Abschnitt III Hinterbliebenenversorgung
§ 16 Allgemeines
Die Hinterbliebenenversorgung (§§ 17 bis 28) umfaßt
1. Bezüge für den Sterbemonat,
2. Sterbegeld,
3. Witwengeld,
4. Witwenabfindung,
5. Waisengeld,
6. Unterhaltsbeiträge,
7. Witwerversorgung.

§ 17 Bezüge für den Sterbemonat
(1) Den Erben eines verstorbenen Beamten, Ruhestandsbeamten oder entlassenen Beamten verbleiben für den
Sterbemonat die Bezüge des Verstorbenen. Dies gilt auch für eine für den Sterbemonat gewährte Aufwandsentschä-
digung.
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(2) Die an den Verstorbenen noch nicht gezahlten Teile der Bezüge für den Sterbemonat können statt an die Erben
auch an die in § 18 Abs. 1 bezeichneten Hinterbliebenen gezahlt werden.

§ 18 Sterbegeld
(1) Beim Tode eines Beamten mit Dienstbezügen oder eines Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst erhal-
ten der überlebende Ehegatte und die Abkömmlinge des Beamten Sterbegeld. Das Sterbegeld ist in Höhe des Zwei-
fachen der Dienstbezüge oder der Anwärterbezüge des Verstorbenen ausschließlich der Auslandskinderzuschläge und
der Vergütungen in einer Summe zu zahlen; § 5 Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Die Sätze 1 und 2 gelten ent-
sprechend beim Tode eines Ruhestandsbeamten oder eines entlassenen Beamten, der im Sterbemonat einen Unter-
haltsbeitrag erhalten hat; an die Stelle der Dienstbezüge tritt das Ruhegehalt oder der Unterhaltsbeitrag zuzüglich
des Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1.
(2) Sind Anspruchsberechtigte im Sinne des Absatzes 1 nicht vorhanden, so ist Sterbegeld auf Antrag zu gewähren
1. Verwandten der aufsteigenden Linie, Geschwistern, Geschwisterkindern sowie Stiefkindern, wenn sie zur Zeit des

Todes des Beamten mit diesem in häuslicher Gemeinschaft gelebt haben oder wenn der Verstorbene ganz oder
überwiegend ihr Ernährer gewesen ist,

2. sonstigen Personen, die die Kosten der letzten Krankheit oder der Bestattung getragen haben, bis zur Höhe
ihrer Aufwendungen, höchstens jedoch in Höhe des Sterbegeldes nach Absatz 1 Satz 2 und 3.

(3) Stirbt eine Witwe oder eine frühere Ehefrau eines Beamten, der im Zeitpunkt des Todes Witwengeld oder ein
Unterhaltsbeitrag zustand, so erhalten die in Absatz 1 genannten Kinder Sterbegeld, wenn sie berechtigt sind, Wai-
sengeld oder einen Unterhaltsbeitrag zu beziehen und wenn sie zur Zeit des Todes zur häuslichen Gemeinschaft der
Verstorbenen gehört haben. Absatz 1 Satz 2 erster Halbsatz gilt entsprechend mit der Maßgabe, daß an die Stelle der
Dienstbezüge das Witwengeld oder der Unterhaltsbeitrag tritt.
(4) Sind mehrere gleichberechtigte Personen vorhanden, so ist für die Bestimmung des Zahlungsempfängers die
Reihenfolge der Aufzählung in den Absätzen 1 und 2 maßgebend; bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann von die-
ser Reihenfolge abgewichen oder das Sterbegeld aufgeteilt werden.

§ 19 Witwengeld
(1) Die Witwe eines Beamten auf Lebenszeit, der die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 erfüllt hat, oder eines Ruhe-
standsbeamten erhält Witwengeld. Dies gilt nicht, wenn
1. die Ehe mit dem Verstorbenen nicht mindestens ein Jahr gedauert hat, es sei denn, dass nach den besonderen

Umständen des Falles die Annahme nicht gerechtfertigt ist, dass es der alleinige oder überwiegende Zweck der
Heirat war, der Witwe eine Versorgung zu verschaffen, oder

2. die Ehe erst nach dem Eintritt des Beamten in den Ruhestand geschlossen worden ist und der Ruhestandsbe-
amte zur Zeit der Eheschließung das fünfundsechzigste Lebensjahr bereits vollendet hatte.

(2) Absatz 1 gilt auch für die Witwe eines Beamten auf Probe, der an den Folgen einer Dienstbeschädigung (§ 46
Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes oder entsprechendes Landesrecht) verstorben ist oder dem die Entscheidung nach
§ 46 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes oder dem entsprechenden Landesrecht zugestellt war.

§ 20 Höhe des Witwengeldes
(1) Das Witwengeld beträgt 55 vom Hundert des Ruhegehalts, das der Verstorbene erhalten hat oder hätte erhal-
ten können, wenn er am Todestage in den Ruhestand getreten wäre. Das Witwengeld beträgt nach Anwendung des
§ 50c mindestens 60 vom Hundert des Ruhegehaltes nach § 14 Abs. 4 Satz 2; § 14 Abs. 4 Satz 3 ist anzuwenden.
§ 14 Abs. 6 und § 14a finden keine Anwendung. Änderungen des Mindestruhegehalts (§ 14 Abs. 4) sind zu berück-
sichtigen.
(2) War die Witwe mehr als zwanzig Jahre jünger als der Verstorbene und ist aus der Ehe ein Kind nicht hervorge-
gangen, so wird das Witwengeld (Absatz 1) für jedes angefangene Jahr des Altersunterschiedes über zwanzig Jahre
um fünf vom Hundert gekürzt, jedoch höchstens um fünfzig vom Hundert. Nach fünfjähriger Dauer der Ehe werden für
jedes angefangene Jahr ihrer weiteren Dauer dem gekürzten Betrag fünf vom Hundert des Witwengeldes hinzuge-
setzt, bis der volle Betrag wieder erreicht ist. Das nach Satz 1 errechnete Witwengeld darf nicht hinter dem Mindest-
witwengeld (Absatz 1 in Verbindung mit § 14 Abs. 4) zurückbleiben.
(3) Von dem nach Absatz 2 gekürzten Witwengeld ist auch bei der Anwendung des § 25 auszugehen.

§ 21 Witwenabfindung
(1) Eine Witwe, die Anspruch auf Witwengeld oder auf einen Unterhaltsbeitrag hat, erhält im Falle einer Wieder-
verheiratung eine Witwenabfindung.
(2) Die Witwenabfindung beträgt das Vierundzwanzigfache des für den Monat, in dem sich die Witwe wiederver-
heiratet, nach Anwendung der Anrechnungs-, Kürzungs- und Ruhensvorschriften zu zahlenden Betrages des Wit-
wengeldes oder Unterhaltsbeitrages; eine Kürzung nach § 25 und die Anwendung der §§ 53 und 54 Abs. 1 Nr. 3 blei-
ben jedoch außer Betracht. Die Abfindung ist in einer Summe zu zahlen.
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(3) Lebt der Anspruch auf Witwengeld oder auf Unterhaltsbeitrag nach § 61 Abs. 3 wieder auf, so ist die Witwen-
abfindung, soweit sie für eine Zeit berechnet ist, die nach dem Wiederaufleben des Anspruchs auf Witwengeld oder
Unterhaltsbeitrag liegt, in angemessenen monatlichen Teilbeträgen einzubehalten.

§ 22 Unterhaltsbeitrag für nicht witwengeldberechtigte Witwen und frühere Ehefrauen
(1) In den Fällen des § 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 ist, sofern die besonderen Umstände des Falles keine volle oder teil-
weise Versagung rechtfertigen, ein Unterhaltsbeitrag in Höhe des Witwengeldes zu gewähren. Erwerbseinkommen
und Erwerbsersatzeinkommen sind in angemessenem Umfang anzurechnen. Wird ein Erwerbsersatzeinkommen nicht
beantragt oder wird auf ein Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen verzichtet oder wird an deren Stelle eine Kapi-
talleistung, Abfindung oder Beitragserstattung gezahlt, ist der Betrag zu berücksichtigen, der ansonsten zu zahlen
wäre.
(2) Der geschiedenen Ehefrau eines verstorbenen Beamten oder Ruhestandsbeamten, die im Falle des Fortbe-
stehens der Ehe Witwengeld erhalten hätte, ist auf Antrag ein Unterhaltsbeitrag insoweit zu gewähren, als sie im
Zeitpunkt des Todes des Beamten oder Ruhestandsbeamten gegen diesen einen Anspruch auf schuldrechtlichen
Versorgungsausgleich nach § 1587f Nr. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs wegen einer Anwartschaft oder eines
Anspruchs nach § 1587a Abs. 2 Nr. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs hatte. Der Unterhaltsbeitrag wird jedoch nur
gewährt,
1. solange die geschiedene Ehefrau erwerbsgemindert im Sinne des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch ist oder

mindestens ein waisengeldberechtigtes Kind erzieht oder
2. wenn sie das sechzigste Lebensjahr vollendet hat.
Der Erziehung eines waisengeldberechtigten Kindes steht die Sorge für ein waisengeldberechtigtes Kind mit körper-
lichen oder geistigen Gebrechen gleich. Der nach Satz 1 festgestellte Betrag ist in einem Vomhundertsatz des Wit-
wengeldes festzusetzen; der Unterhaltsbeitrag darf fünf Sechstel des entsprechend § 57 gekürzten Witwengeldes
nicht übersteigen. § 21 gilt entsprechend.
(3) Absatz 2 gilt entsprechend für die frühere Ehefrau eines verstorbenen Beamten oder Ruhestandsbeamten, deren
Ehe mit diesem aufgehoben oder für nichtig erklärt war.

§ 23 Waisengeld
(1) Die Kinder eines verstorbenen Beamten auf Lebenszeit, eines verstorbenen Ruhestandsbeamten oder eines ver-
storbenen Beamten auf Probe, der an den Folgen einer Dienstbeschädigung (§ 46 Abs. 1 des Bundesbeamtengeset-
zes oder entsprechendes Landesrecht) verstorben ist oder dem die Entscheidung nach § 46 Abs. 2 des Bundesbeam-
tengesetzes oder dem entsprechenden Landesrecht zugestellt war, erhalten Waisengeld, wenn der Beamte die
Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 erfüllt hat.
(2) Kein Waisengeld erhalten die Kinder eines verstorbenen Ruhestandsbeamten, wenn das Kindschaftsverhältnis
durch Annahme als Kind begründet wurde und der Ruhestandsbeamte in diesem Zeitpunkt bereits im Ruhestand war
und das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet hatte. Es kann ihnen jedoch ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des
Waisengeldes bewilligt werden.

§ 24 Höhe des Waisengeldes
(1) Das Waisengeld beträgt für die Halbwaise zwölf vom Hundert und für die Vollwaise zwanzig vom Hundert des
Ruhegehalts, das der Verstorbene erhalten hat oder hätte erhalten können, wenn er am Todestag in den Ruhestand
getreten wäre. § 14 Abs. 6 und § 14a finden keine Anwendung. Änderungen des Mindestruhegehalts (§ 14 Abs. 4) sind
zu berücksichtigen.
(2) Wenn die Mutter des Kindes des Verstorbenen nicht zum Bezuge von Witwengeld berechtigt ist und auch kei-
nen Unterhaltsbeitrag in Höhe des Witwengeldes erhält, wird das Waisengeld nach dem Satz für Vollwaisen gezahlt;
es darf zuzüglich des Unterhaltsbeitrages den Betrag des Witwengeldes und des Waisengeldes nach dem Satz für
Halbwaisen nicht übersteigen.
(3) Ergeben sich für eine Waise Waisengeldansprüche aus Beamtenverhältnissen mehrerer Personen, wird nur das
höchste Waisengeld gezahlt.

§ 25 Zusammentreffen von Witwengeld, Waisengeld und Unterhaltsbeiträgen
(1) Witwen- und Waisengeld dürfen weder einzeln noch zusammen den Betrag des ihrer Berechnung zugrunde zu
legenden Ruhegehalts übersteigen. Ergibt sich an Witwen- und Waisengeld zusammen ein höherer Betrag, so wer-
den die einzelnen Bezüge im gleichen Verhältnis gekürzt.
(2) Nach dem Ausscheiden eines Witwen- oder Waisengeldberechtigten erhöht sich das Witwen- oder Waisengeld
der verbleibenden Berechtigten vom Beginn des folgenden Monats an insoweit, als sie nach Absatz 1 noch nicht den
vollen Betrag nach § 20 oder § 24 erhalten.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn neben Witwen- oder Waisengeld ein Unterhaltsbeitrag nach
§ 22 Abs. 2 oder 3 oder § 86 Abs. 1 gewährt wird.
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(4) Unterhaltsbeiträge nach § 22 Abs. 1 gelten für die Anwendung der Absätze 1 bis 3 als Witwengeld. Unter-
haltsbeiträge nach § 23 Abs. 2 dürfen nur insoweit bewilligt werden, als sie allein oder zusammen mit gesetzlichen Hin-
terbliebenenbezügen die in Absatz 1 Satz 1 bezeichnete Höchstgrenze nicht übersteigen.

§ 26 Unterhaltsbeitrag für Hinterbliebene von Beamten auf Lebenszeit und auf Probe
(1) Der Witwe, der geschiedenen Ehefrau (§ 22 Abs. 2, 3) und den Kindern eines Beamten, dem nach § 15 ein
Unterhaltsbeitrag bewilligt worden ist oder hätte bewilligt werden können, kann die in den §§ 19, 20 und 22 bis 25
vorgesehene Versorgung bis zu der dort bezeichneten Höhe als Unterhaltsbeitrag bewilligt werden.
(2) § 21 gilt entsprechend.

§ 27 Beginn der Zahlungen
(1) Die Zahlung des Witwen- und Waisengeldes sowie eines Unterhaltsbeitrages nach § 22 Abs. 1 oder § 23 Abs. 2
beginnt mit dem Ablauf des Sterbemonats. Kinder, die nach diesem Zeitpunkt geboren werden, erhalten Waisengeld
vom Ersten des Geburtsmonats an.
(2) Die Zahlung eines Unterhaltsbeitrages nach § 22 Abs. 2 oder 3 beginnt mit dem Ersten des Monats, in dem
eine der in § 22 Abs. 2 Satz 2 genannten Voraussetzungen eintritt, frühestens jedoch mit Ablauf des Sterbemonats.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Zahlung eines Unterhaltsbeitrages nach § 26.

§ 28 Witwerversorgung
Die §§ 19 bis 27 gelten entsprechend für den Witwer oder den geschiedenen Ehemann (§ 22 Abs. 2, 3) einer ver-
storbenen Beamtin oder Ruhestandsbeamtin. An die Stelle des Witwengeldes im Sinne der Vorschriften dieses Geset-
zes tritt das Witwergeld, an die Stelle der Witwe der Witwer.

Abschnitt IV Bezüge bei Verschollenheit
§ 29 Zahlung der Bezüge
(1) Ein verschollener Beamter, Ruhestandsbeamter oder sonstiger Versorgungsempfänger erhält die ihm zustehenden
Bezüge bis zum Ablauf des Monats, in dem die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle feststellt,
dass sein Ableben mit Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist.
(2) Vom Ersten des Monats ab, der dem in Absatz 1 bezeichneten Zeitpunkt folgt, erhalten die Personen, die im Falle
des Todes des Verschollenen Witwen- oder Waisengeld erhalten würden oder einen Unterhaltsbeitrag erhalten könn-
ten, diese Bezüge. Die §§ 17 und 18 gelten nicht.
(3) Kehrt der Verschollene zurück, so lebt sein Anspruch auf Bezüge, soweit nicht besondere gesetzliche Gründe ent-
gegenstehen, wieder auf. Nachzahlungen sind längstens für die Dauer eines Jahres zu leisten; die nach Absatz 2 für
den gleichen Zeitraum gewährten Bezüge sind anzurechnen.
(4) Ergibt sich, dass bei einem Beamten die Voraussetzungen des § 9 des Bundesbesoldungsgesetzes vorliegen, so
können die nach Absatz 2 gezahlten Bezüge von ihm zurückgefordert werden.
(5) Wird der Verschollene für tot erklärt oder die Todeszeit gerichtlich festgestellt oder eine Sterbeurkunde über den Tod
des Verschollenen ausgestellt, so ist die Hinterbliebenenversorgung von dem Ersten des auf die Rechtskraft der gericht-
lichen Entscheidung oder die Ausstellung der Sterbeurkunde folgenden Monats ab unter Berücksichtigung des fest-
gestellten Todeszeitpunktes neu festzusetzen.

Abschnitt V Unfallfürsorge
§ 30 Allgemeines
(1) Wird ein Beamter durch einen Dienstunfall verletzt, so wird ihm und seinen Hinterbliebenen Unfallfürsorge
gewährt. Unfallfürsorge wird auch dem Kind einer Beamtin gewährt, das durch deren Dienstunfall während der
Schwangerschaft unmittelbar geschädigt wurde. Satz 2 gilt auch, wenn die Schädigung durch besondere Einwirkun-
gen verursacht worden ist, die generell geeignet sind, bei der Mutter einen Dienstunfall im Sinne des § 31 Abs. 3 zu
verursachen.
(2) Die Unfallfürsorge umfasst
1. Erstattung von Sachschäden und besonderen Aufwendungen (§ 32),
2. Heilverfahren (§§ 33, 34),
3. Unfallausgleich (§ 35),
4. Unfallruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag (§§ 36 bis 38),
5. Unfall-Hinterbliebenenversorgung (§§ 39 bis 42),
6. einmalige Unfallentschädigung (§ 43),
7. Schadensausgleich in besonderen Fällen (§ 43a),
8. Einsatzversorgung im Sinne des § 31a.
Im Fall von Absatz 1 Satz 2 und 3 erhält das Kind der Beamtin Leistungen nach den Nummern 2 und 3 sowie nach § 38a.
(3) Im übrigen gelten die allgemeinen Vorschriften.
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§ 31 Dienstunfall
(1) Dienstunfall ist ein auf äußerer Einwirkung beruhendes, plötzliches, örtlich und zeitlich bestimmbares, einen Kör-
perschaden verursachendes Ereignis, das in Ausübung oder infolge des Dienstes eingetreten ist. Zum Dienst gehören auch
1. Dienstreisen, Dienstgänge und die dienstliche Tätigkeit am Bestimmungsort,
2. die Teilnahme an dienstlichen Veranstaltungen und
3. Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst oder in dem ihm gleichstehenden Dienst, zu deren Übernahme der

Beamte gemäß § 64 des Bundesbeamtengesetzes oder entsprechendem Landesrecht verpflichtet ist, oder Tätig-
keiten, deren Wahrnehmung von ihm im Zusammenhang mit den Dienstgeschäften erwartet wird, sofern der
Beamte hierbei nicht in der gesetzlichen Unfallversicherung versichert ist (§ 2 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch).

(2) Als Dienst gilt auch das Zurücklegen des mit dem Dienst zusammenhängenden Weges nach und von der Dienst-
stelle; hat der Beamte wegen der Entfernung seiner ständigen Familienwohnung vom Dienstort an diesem oder in des-
sen Nähe eine Unterkunft, so gilt Halbsatz 1 auch für den Weg von und nach der Familienwohnung. Der Zusammen-
hang mit dem Dienst gilt als nicht unterbrochen, wenn der Beamte von dem unmittelbaren Wege zwischen der Wohnung
und der Dienststelle in vertretbarem Umfang abweicht, weil sein dem Grunde nach kindergeldberechtigendes Kind, das
mit ihm in einem Haushalt lebt, wegen seiner oder seines Ehegatten beruflichen Tätigkeit fremder Obhut anvertraut wird
oder weil er mit anderen berufstätigen oder in der gesetzlichen Unfallversicherung versicherten Personen gemeinsam
ein Fahrzeug für den Weg nach und von der Dienststelle benutzt. Ein Unfall, den der Verletzte bei Durchführung des Heil-
verfahrens (§ 33) oder auf einem hierzu notwendigen Wege erleidet, gilt als Folge eines Dienstunfalles.
(3) Erkrankt ein Beamter, der nach der Art seiner dienstlichen Verrichtung der Gefahr der Erkrankung an bestimm-
ten Krankheiten besonders ausgesetzt ist, an einer solchen Krankheit, so gilt dies als Dienstunfall, es sei denn, dass der
Beamte sich die Krankheit außerhalb des Dienstes zugezogen hat. Die Erkrankung an einer solchen Krankheit gilt
jedoch stets als Dienstunfall, wenn sie durch gesundheitsschädigende Verhältnisse verursacht worden ist, denen der
Beamte am Ort seines dienstlich angeordneten Aufenthaltes im Ausland besonders ausgesetzt war. Die in Betracht
kommenden Krankheiten bestimmt die Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates.
(4) Dem durch Dienstunfall verursachten Körperschaden ist ein Körperschaden gleichzusetzen, den ein Beamter
außerhalb seines Dienstes erleidet, wenn er im Hinblick auf sein pflichtgemäßes dienstliches Verhalten oder wegen
seiner Eigenschaft als Beamter angegriffen wird. Gleichzuachten ist ferner ein Körperschaden, den ein Beamter im
Ausland erleidet, wenn er bei Kriegshandlungen, Aufruhr oder Unruhen, denen er am Ort seines dienstlich angeord-
neten Aufenthaltes im Ausland besonders ausgesetzt war, angegriffen wird.
(5) Unfallfürsorge wie bei einem Dienstunfall kann auch gewährt werden, wenn ein Beamter, der zur Wahrneh-
mung einer Tätigkeit, die öffentlichen Belangen oder dienstlichen Interessen dient, beurlaubt worden ist und in Aus-
übung oder infolge dieser Tätigkeit einen Körperschaden erleidet.
(6) (weggefallen)

§ 31a Einsatzversorgung
(1) Unfallfürsorge wie bei einem Dienstunfall wird auch dann gewährt, wenn ein Beamter auf Grund eines in Aus-
übung oder infolge des Dienstes eingetretenen Unfalls oder einer derart eingetretenen Erkrankung im Sinne des § 31
bei einer besonderen Verwendung im Ausland eine gesundheitliche Schädigung erleidet (Einsatzunfall). Eine besondere
Verwendung im Ausland ist eine Verwendung, die auf Grund eines Übereinkommens oder einer Vereinbarung mit
einer über- oder zwischenstaatlichen Einrichtung oder mit einem auswärtigen Staat auf Beschluss der Bundesregierung
im Ausland oder außerhalb des deutschen Hoheitsgebietes auf Schiffen oder in Luftfahrzeugen stattfindet, oder eine
Verwendung im Ausland oder außerhalb des deutschen Hoheitsgebietes auf Schiffen oder in Luftfahrzeugen mit ver-
gleichbar gesteigerter Gefährdungslage. Die besondere Verwendung im Ausland beginnt mit dem Eintreffen im Ein-
satzgebiet und endet mit dem Verlassen des Einsatzgebietes.
(2) Gleiches gilt, wenn bei einem Beamten eine Erkrankung oder ihre Folgen oder ein Unfall auf gesundheits-
schädigende oder sonst vom Inland wesentlich abweichende Verhältnisse bei einer Verwendung im Sinne des Absat-
zes 1 zurückzuführen sind oder wenn eine gesundheitliche Schädigung bei dienstlicher Verwendung im Ausland auf
einen Unfall oder eine Erkrankung im Zusammenhang mit einer Verschleppung oder einer Gefangenschaft zurückzu-
führen ist oder darauf beruht, dass der Beamte aus sonstigen mit dem Dienst zusammenhängenden Gründen dem
Einflussbereich des Dienstherrn entzogen ist.
(3) § 31 Abs. 5 gilt entsprechend.
(4) Die Unfallfürsorge ist ausgeschlossen, wenn sich der Beamte vorsätzlich oder grob fahrlässig der Gefährdung
ausgesetzt oder die Gründe für eine Verschleppung, Gefangenschaft oder sonstige Einflussbereichsentziehung her-
beigeführt hat, es sei denn, dass der Ausschluss für ihn eine unbillige Härte wäre.

§ 32 Erstattung von Sachschäden und besonderen Aufwendungen
Sind bei einem Dienstunfall Kleidungsstücke oder sonstige Gegenstände, die der Beamte mit sich geführt hat, beschä-
digt oder zerstört worden oder abhanden gekommen, so kann dafür Ersatz geleistet werden. Anträge auf Gewährung
von Sachschadenersatz nach Satz 1 sind innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Monaten zu stellen. Sind durch die
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erste Hilfeleistung nach dem Unfall besondere Kosten entstanden, so ist dem Beamten der nachweisbar notwendige
Aufwand zu ersetzen.

§ 33 Heilverfahren
(1) Das Heilverfahren umfasst
1. die notwendige ärztliche Behandlung,
2. die notwendige Versorgung mit Arznei- und anderen Heilmitteln, Ausstattung mit Körperersatzstücken, orthopä-

dischen und anderen Hilfsmitteln, die den Erfolg der Heilbehandlung sichern oder die Unfallfolgen erleichtern
sollen,

3. die notwendige Pflege (§ 34).
(2) An Stelle der ärztlichen Behandlung sowie der Versorgung mit Arznei- und anderen Heilmitteln kann Kranken-
hausbehandlung oder Heilanstaltspflege gewährt werden. Der Verletzte ist verpflichtet, sich einer Krankenhaus-
behandlung oder Heilanstaltspflege zu unterziehen, wenn sie nach einer Stellungnahme eines durch die Dienstbehörde
bestimmten Arztes zur Sicherung des Heilerfolges notwendig ist.
(3) Der Verletzte ist verpflichtet, sich einer ärztlichen Behandlung zu unterziehen, es sei denn, dass sie mit einer
erheblichen Gefahr für Leben oder Gesundheit des Verletzten verbunden ist. Das gleiche gilt für eine Operation dann,
wenn sie keinen erheblichen Eingriff in die körperliche Unversehrtheit bedeutet.
(4) Verursachen die Folgen des Dienstunfalles außergewöhnliche Kosten für Kleider- und Wäscheverschleiß, so sind
diese in angemessenem Umfang zu ersetzen. Ist der Verletzte an den Folgen des Dienstunfalles verstorben, so können
auch die Kosten für die Überführung und die Bestattung in angemessener Höhe erstattet werden.
(5) Die Durchführung regelt die Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates.

§ 34 Pflegekosten und Hilflosigkeitszuschlag
(1) Ist der Verletzte infolge des Dienstunfalles so hilflos, dass er nicht ohne fremde Wartung und Pflege auskommen
kann, so sind ihm die Kosten einer notwendigen Pflege in angemessenem Umfang zu erstatten. Die Dienstbehörde
kann jedoch selbst für die Pflege Sorge tragen.
(2) Nach dem Beginn des Ruhestandes ist dem Verletzten auf Antrag für die Dauer der Hilflosigkeit ein Zuschlag zu
dem Unfallruhegehalt bis zum Erreichen der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge zu gewähren; die Kostenerstattung nach
Absatz 1 entfällt.

§ 35 Unfallausgleich
(1) Ist der Verletzte infolge des Dienstunfalles in seiner Erwerbsfähigkeit länger als sechs Monate wesentlich
beschränkt, so erhält er, solange dieser Zustand andauert, neben den Dienstbezügen, den Anwärterbezügen oder dem
Ruhegehalt einen Unfallausgleich. Dieser wird in Höhe der Grundrente nach § 31 Abs. 1 bis 4 des Bundesversor-
gungsgesetzes gewährt.
(2) Die Minderung der Erwerbsfähigkeit ist nach der körperlichen Beeinträchtigung im allgemeinen Erwerbsleben
zu beurteilen. Hat bei Eintritt des Dienstunfalles eine abschätzbare Minderung der Erwerbsfähigkeit bereits bestan-
den, so ist für die Berechnung des Unfallausgleichs von der individuellen Erwerbsfähigkeit des Verletzten, die unmit-
telbar vor dem Eintritt des Dienstunfalles bestand, auszugehen und zu ermitteln, welcher Teil dieser individuellen
Erwerbsfähigkeit durch den Dienstunfall gemindert wurde. Beruht die frühere Erwerbsminderung auf einem Dienst-
unfall, so kann ein einheitlicher Unfallausgleich festgesetzt werden. Für äußere Körperschäden können Mindestvom-
hundertsätze festgesetzt werden.
(3) Der Unfallausgleich wird neu festgestellt, wenn in den Verhältnissen, die für die Feststellung maßgebend gewe-
sen sind, eine wesentliche Änderung eingetreten ist. Zu diesem Zweck ist der Beamte verpflichtet, sich auf Anord-
nung der obersten Dienstbehörde durch einen von ihr bestimmten Arzt untersuchen zu lassen; die oberste Dienst-
behörde kann diese Befugnis auf andere Stellen übertragen.
(4) Der Unfallausgleich wird auch während einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge gewährt.

§ 36 Unfallruhegehalt
(1) Ist der Beamte infolge des Dienstunfalles dienstunfähig geworden und in den Ruhestand getreten, so erhält er
Unfallruhegehalt.
(2) Für die Berechnung des Unfallruhegehalts eines vor Vollendung des 60. Lebensjahres in den Ruhestand getre-
tenen Beamten wird der ruhegehaltfähigen Dienstzeit nur die Hälfte der Zurechnungszeit nach § 13 Abs. 1 hinzuge-
rechnet; § 13 Abs. 3 gilt entsprechend.
(3) Der Ruhegehaltssatz nach § 14 Abs. 1 erhöht sich um zwanzig vom Hundert. Das Unfallruhegehalt beträgt min-
destens sechsundsechzigzweidrittel vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge und darf fünfundsiebzig vom
Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nicht übersteigen. Es darf nicht hinter fünfundsiebzig vom Hundert der
jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 4 zurückbleiben; § 14 Abs. 4 Satz 3
gilt entsprechend.
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§ 37 Erhöhtes Unfallruhegehalt
(1) Setzt sich ein Beamter bei Ausübung einer Diensthandlung einer damit verbundenen besonderen Lebensge-
fahr aus und erleidet er infolge dieser Gefährdung einen Dienstunfall, so sind bei der Bemessung des Unfallruhegehalts
80 vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der übernächsten Besoldungsgruppe zugrun-
de zu legen, wenn er infolge dieses Dienstunfalles dienstunfähig geworden und in den Ruhestand getreten und im
Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand infolge des Dienstunfalles in seiner Erwerbsfähigkeit um mindestens 50 vom
Hundert beschränkt ist. Satz 1 gilt mit der Maßgabe, daß sich für Beamte der Laufbahngruppe des einfachen Dien-
stes die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge mindestens nach der Besoldungsgruppe A 6, für Beamte der Laufbahngruppe
des mittleren Dienstes mindestens nach der Besoldungsgruppe A 9, für Beamte der Laufbahngruppe des gehobenen
Dienstes mindestens nach der Besoldungsgruppe A 12 und für Beamte der Laufbahngruppe des höheren Dienstes
mindestens nach der Besoldungsgruppe A 16 bemessen; die Einteilung in Laufbahngruppen gilt für die Polizeivoll-
zugsbeamten, die sonstigen Beamten des Vollzugsdienstes und die Beamten des Einsatzdienstes der Berufsfeuerwehr
im Bereich der Länder entsprechend.
(2) Unfallruhegehalt nach Absatz 1 wird auch gewährt, wenn der Beamte
1. in Ausübung des Dienstes durch einen rechtswidrigen Angriff oder
2. außerhalb seines Dienstes durch einen Angriff im Sinne des § 31 Abs. 4 einen Dienstunfall mit den in Absatz 1

genannten Folgen erleidet.
(3) Unfallruhegehalt nach Absatz 1 wird auch gewährt, wenn ein Beamter einen Einsatzunfall oder ein diesem
gleichstehendes Ereignis im Sinne des § 31a erleidet und er infolge des Einsatzunfalls oder des diesem gleichste-
henden Ereignisses dienstunfähig geworden und in den Ruhestand getreten und im Zeitpunkt des Eintritts in den
Ruhestand infolge des Einsatzunfalls oder des diesem gleichstehenden Ereignisses in seiner Erwerbsfähigkeit um min-
destens 50 vom Hundert beschränkt ist.
(4) weggefallen

§ 38 Unterhaltsbeitrag für frühere Beamte und frühere Ruhestandsbeamte
(1) Ein durch Dienstunfall verletzter früherer Beamter, dessen Beamtenverhältnis nicht durch Eintritt in den Ruhe-
stand geendet hat, erhält neben dem Heilverfahren (§§ 33, 34) für die Dauer einer durch den Dienstunfall verur-
sachten Erwerbsbeschränkung einen Unterhaltsbeitrag.
(2) Der Unterhaltsbeitrag beträgt
1. bei völliger Erwerbsunfähigkeit sechsundsechzigzweidrittel vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge

nach Absatz 4,
2. bei Minderung der Erwerbsfähigkeit um wenigstens zwanzig vom Hundert den der Minderung entsprechen-

den Teil des Unterhaltsbeitrages nach Nummer 1.
(3) Im Falle des Absatzes 2 Nr. 2 kann der Unterhaltsbeitrag, solange der Verletzte aus Anlass des Unfalles unver-
schuldet arbeitslos ist, bis auf den Betrag nach Nummer 1 erhöht werden. Bei Hilflosigkeit des Verletzten gilt § 34
entsprechend.
(4) Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bestimmen sich nach § 5 Abs. 1. Bei einem früheren Beamten auf Wider-
ruf im Vorbereitungsdienst sind die Dienstbezüge zugrunde zu legen, die er bei der Ernennung zum Beamten auf Pro-
be zuerst erhalten hätte; das gleiche gilt bei einem früheren Polizeivollzugsbeamten auf Widerruf mit Dienstbezügen.
Ist der Beamte wegen Dienstunfähigkeit infolge des Dienstunfalles entlassen worden, gilt § 5 Abs. 2 entsprechend.
Der Unterhaltsbeitrag für einen früheren Beamten auf Widerruf, der ein Amt bekleidete, das seine Arbeitskraft nur
nebenbei beanspruchte, ist nach billigem Ermessen festzusetzen.
(5) Ist der Beamte wegen Dienstunfähigkeit infolge des Dienstunfalles entlassen worden, darf der Unterhaltsbeitrag
nach Absatz 2 Nr. 1 nicht hinter dem Mindestunfallruhegehalt (§ 36 Abs. 3 Satz 3) zurückbleiben. Ist der Beamte
wegen Dienstunfähigkeit infolge eines Dienstunfalles der in § 37 bezeichneten Art entlassen worden und war er im
Zeitpunkt der Entlassung infolge des Dienstunfalles in seiner Erwerbsfähigkeit um mindestens fünfzig vom Hundert
beschränkt, treten an die Stelle des Mindestunfallruhegehalts achtzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbe-
züge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, die sich bei sinngemäßer Anwendung des § 37 ergibt. Absatz 4 Satz 4
gilt entsprechend.
(6) Die Minderung der Erwerbsfähigkeit ist nach der körperlichen Beeinträchtigung im allgemeinen Erwerbsleben
zu beurteilen. Zum Zwecke der Nachprüfung des Grades der Minderung der Erwerbsfähigkeit ist der frühere Beamte
verpflichtet, sich auf Anordnung der obersten Dienstbehörde durch einen von ihr bestimmten Arzt untersuchen zu las-
sen; die oberste Dienstbehörde kann diese Befugnis auf andere Stellen übertragen.
(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten entsprechend für einen durch Dienstunfall verletzten früheren Ruhestandsbeamten,
der seine Rechte als Ruhestandsbeamter verloren hat oder dem das Ruhegehalt aberkannt worden ist.

§ 38a Unterhaltsbeitrag bei Schädigung eines ungeborenen Kindes
(1) Der Unterhaltsbeitrag wird im Fall des § 30 Abs. 1 Satz 2 und 3 für die Dauer der durch einen Dienstunfall der
Mutter verursachten Minderung der Erwerbsfähigkeit gewährt
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1. bei Verlust der Erwerbsfähigkeit in Höhe des Mindestunfallwaisengeldes nach § 39 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung
mit § 36 Abs. 3 Satz 3,

2. bei Minderung der Erwerbsfähigkeit um mindestens 20 vom Hundert in Höhe eines der Minderung der Erwerbs-
fähigkeit entsprechenden Teils des Unterhaltsbeitrages nach Nummer 1.

(2) § 38 Abs. 6 gilt entsprechend. Bei Minderjährigen wird die Minderung der Erwerbsfähigkeit nach den Auswir-
kungen bemessen, die sich bei Erwachsenen mit gleichem Gesundheitsschaden ergeben würden. Die Sorgeberech-
tigten sind verpflichtet, Untersuchungen zu ermöglichen.
(3) Der Unterhaltsbeitrag beträgt vor Vollendung des 14. Lebensjahres 30 vom Hundert, vor Vollendung des 18.
Lebensjahres 50 vom Hundert der Sätze nach Absatz 1.
(4) Der Anspruch auf Unterhaltsbeitrag ruht insoweit, als während einer Heimpflege von mehr als einem Kalen-
dermonat Pflegekosten gemäß § 34 Abs. 1 erstattet werden.
(5) Hat ein Unterhaltsbeitragsberechtigter Anspruch auf Waisengeld nach diesem Gesetz, wird nur der höhere Ver-
sorgungsbezug gezahlt.

§ 39 Unfall-Hinterbliebenenversorgung
(1) Ist ein Beamter, der Unfallruhegehalt erhalten hätte, oder ein Ruhestandsbeamter, der Unfallruhegehalt bezog,
an den Folgen des Dienstunfalles verstorben, so erhalten seine Hinterbliebenen Unfall-Hinterbliebenenversorgung.
Für diese gelten folgende besondere Vorschriften:
1. Das Witwengeld beträgt sechzig vom Hundert des Unfallruhegehaltes (§§ 36, 37).
2. Das Waisengeld beträgt für jedes waisengeldberechtigte Kind (§ 23) dreißig vom Hundert des Unfallruhege-

halts. Es wird auch elternlosen Enkeln gewährt, deren Unterhalt zur Zeit des Dienstunfalles ganz oder über-
wiegend durch den Verstorbenen bestritten wurde.

(2) Ist ein Ruhestandsbeamter, der Unfallruhegehalt bezog, nicht an den Folgen des Dienstunfalles verstorben, so
steht den Hinterbliebenen nur Versorgung nach Abschnitt III (§§ 16 bis 28) zu; diese Bezüge sind aber unter Zugrun-
delegung des Unfallruhegehalts zu berechnen.

§ 40 Unterhaltsbeitrag für Verwandte der aufsteigenden Linie
Verwandten der aufsteigenden Linie, deren Unterhalt zur Zeit des Dienstunfalles ganz oder überwiegend durch den Ver-
storbenen (§ 39 Abs. 1) bestritten wurde, ist für die Dauer der Bedürftigkeit ein Unterhaltsbeitrag von zusammen
dreißig vom Hundert des Unfallruhegehalts zu gewähren, mindestens jedoch vierzig vom Hundert des in § 36 Abs. 3
Satz 3 genannten Betrages. Sind mehrere Personen dieser Art vorhanden, so wird der Unterhaltsbeitrag den Eltern
vor den Großeltern gewährt; an die Stelle eines verstorbenen Elternteiles treten dessen Eltern.

§ 41 Unterhaltsbeitrag für Hinterbliebene
(1) Ist in den Fällen des § 38 der frühere Beamte oder der frühere Ruhestandsbeamte an den Folgen des Dienst-
unfalles verstorben, so erhalten seine Hinterbliebenen einen Unterhaltsbeitrag in Höhe des Witwen- und Waisengel-
des, das sich nach den allgemeinen Vorschriften unter Zugrundelegung des Unterhaltsbeitrages nach § 38 Abs. 2 Nr. 1
ergibt.
(2) Ist der frühere Beamte oder der frühere Ruhestandsbeamte nicht an den Folgen des Dienstunfalles verstorben,
so kann seinen Hinterbliebenen ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Witwen- und Waisengeldes bewilligt werden,
das sich nach den allgemeinen Vorschriften unter Zugrundelegung des Unterhaltsbeitrages ergibt, den der Verstor-
bene im Zeitpunkt seines Todes bezogen hat.
(3) Für die Hinterbliebenen eines an den Unfallfolgen verstorbenen Beamten gilt Absatz 1 entsprechend, wenn
nicht Unfall-Hinterbliebenenversorgung nach § 39 zusteht.
(4) § 21 gilt entsprechend.

§ 42 Höchstgrenzen der Hinterbliebenenversorgung
Die Unfallversorgung der Hinterbliebenen (§§ 39 bis 41) darf insgesamt die Bezüge (Unfallruhegehalt oder Unter-
haltsbeitrag) nicht übersteigen, die der Verstorbene erhalten hat oder hätte erhalten können. Abweichend von Satz 1
sind in den Fällen des § 37 als Höchstgrenze mindestens die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der
übernächsten anstelle der von dem Verstorbenen tatsächlich erreichten Besoldungsgruppe zugrunde zu legen. § 25 ist
entsprechend anzuwenden. Der Unfallausgleich (§ 35) sowie der Zuschlag bei Hilflosigkeit (§ 34 Abs. 2) oder bei
Arbeitslosigkeit (§ 38 Abs. 3 Satz 1) bleiben sowohl bei der Berechnung des Unterhaltsbeitrages nach § 41 als auch
bei der vergleichenden Berechnung nach § 25 außer Betracht.

§ 43 Einmalige Unfallentschädigung und einmalige Entschädigung
(1) Ein Beamter, der einen Dienstunfall der in § 37 bezeichneten Art erleidet, erhält neben einer beamtenrechtlichen
Versorgung bei Beendigung des Dienstverhältnisses eine einmalige Unfallentschädigung von 80.000 Euro, wenn er
infolge des Unfalles in seiner Erwerbsfähigkeit in diesem Zeitpunkt um wenigstens 50 vom Hundert beeinträchtigt ist.
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(2) Ist ein Beamter an den Folgen eines Dienstunfalles der in § 37 bezeichneten Art verstorben, wird seinen Hin-
terbliebenen eine einmalige Unfallentschädigung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen gewährt:
1. Die Witwe sowie die versorgungsberechtigten Kinder erhalten eine Entschädigung in Höhe von insgesamt

60.000 Euro.
2. Sind Anspruchsberechtigte im Sinne der Nummer 1 nicht vorhanden, so erhalten die Eltern und die in Nummer

1 bezeichneten, nicht versorgungsberechtigten Kinder eine Entschädigung in Höhe von insgesamt 20.000 Euro.
3. Sind Anspruchsberechtigte im Sinne der Nummern 1 und 2 nicht vorhanden, so erhalten die Großeltern und

Enkel eine Entschädigung in Höhe von insgesamt 10.000 Euro.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn ein Beamter, der
1. als Angehöriger des besonders gefährdeten fliegenden Personals während des Flugdienstes,
2. als Helm- oder Schwimmtaucher während des besonders gefährlichen Tauchdienstes,
3. im Bergrettungsdienst während des Einsatzes und der Ausbildung oder
4. als Angehöriger des besonders gefährdeten Munitionsuntersuchungspersonals während des dienstlichen

Umgangs mit Munition oder
5. als Angehöriger eines Verbandes der Bundespolizei für besondere polizeiliche Einsätze oder eines entspre-

chenden Polizeiverbandes der Länder bei einer besonders gefährlichen Diensthandlung im Einsatz oder in der
Ausbildung dazu oder

6. im Einsatz beim Ein- oder Aushängen von Außenlasten bei einem Drehflügelflugzeug
einen Unfall erleidet, der nur auf die eigentümlichen Verhältnisse des Dienstes nach den Nummern 1 bis 6 zurückzu-
führen ist. Die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates den Personen-
kreis des Satzes 1 und die zum Dienst im Sinne des Satzes 1 gehörenden dienstlichen Verrichtungen. Die Sätze 1 und
2 gelten entsprechend für andere Angehörige des öffentlichen Dienstes, zu deren Dienstobliegenheiten Tätigkeiten
der in Satz 1 Nr. 1 bis 6 bezeichneten Art gehören.
(4) (weggefallen)
(5) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn ein Beamter oder ein anderer Angehöriger des öffentlichen Dienstes einen
Einsatzunfall oder ein diesem gleichstehendes Ereignis im Sinne des § 31a erleidet.
(6) Die Hinterbliebenen erhalten eine einmalige Entschädigung nach Maßgabe des Absatzes 2, wenn ein Beam-
ter oder ein anderer Angehöriger des öffentlichen Dienstes an den Folgen eines Einsatzunfalls oder eines diesem
gleichstehenden Ereignisses im Sinne des § 31a verstorben ist.
(7) Für die einmalige Entschädigung nach den Absätzen 5 und 6 gelten § 31 Abs. 5 und § 31a Abs. 4 entspre-
chend. Besteht aufgrund derselben Ursache Anspruch sowohl auf eine einmalige Unfallentschädigung nach den Ab-
sätzen 1 bis 3 als auch auf eine einmalige Entschädigung nach Absatz 5 oder 6, wird nur die einmalige Entschädi-
gung gewährt.

§ 43a Schadensausgleich in besonderen Fällen
(1) Schäden, die einem Beamten oder anderen Angehörigen des öffentlichen Dienstes während einer Verwendung
im Sinne des § 31a Abs. 1 infolge von besonderen, vom Inland wesentlich abweichenden Verhältnissen, insbesonde-
re infolge von Kriegshandlungen, kriegerischen Ereignissen, Aufruhr, Unruhen oder Naturkatastrophen oder als Fol-
ge der Ereignisse nach § 31a Abs. 2 entstehen, werden ihm in angemessenem Umfang ersetzt. Gleiches gilt für Schä-
den des Beamten oder anderen Angehörigen des öffentlichen Dienstes durch einen Gewaltakt gegen staatliche
Amtsträger, Einrichtungen oder Maßnahmen, wenn der Beamte oder andere Angehörige des öffentlichen Dienstes
von dem Gewaltakt in Ausübung des Dienstes oder wegen seiner Eigenschaft als Beamter oder anderer Angehöriger
des öffentlichen Dienstes betroffen ist.
(2) Im Falle einer Verwendung im Sinne des § 31a Abs. 1 wird einem Beamten oder anderen Angehörigen des
öffentlichen Dienstes ein angemessener Ausgleich auch für Schäden infolge von Maßnahmen einer ausländischen
Regierung, die sich gegen die Bundesrepublik Deutschland richten, gewährt.
(3) Ist ein Beamter oder anderer Angehöriger des öffentlichen Dienstes an den Folgen des schädigenden Ereignis-
ses der in Absatz 1 oder 2 bezeichneten Art verstorben, wird ein angemessener Ausgleich gewährt
1. der Witwe sowie den versorgungsberechtigten Kindern,
2. den Eltern sowie den nicht versorgungsberechtigten Kindern, wenn Hinterbliebene der in Nummer 1 bezeich-

neten Art nicht vorhanden sind.
Der Ausgleich für ausgefallene Versicherungen wird der natürlichen Person gewährt, die der Beamte oder andere
Angehörige des öffentlichen Dienstes im Versicherungsvertrag begünstigt hat.
(4) Der Schadensausgleich nach den Absätzen 1 bis 3 wird nur einmal gewährt. Wird er aufgrund derselben Ursa-
che nach § 63b des Soldatenversorgungsgesetzes vorgenommen, sind die Absätze 1 bis 3 nicht anzuwenden.
(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auch auf Schäden bei dienstlicher Verwendung im Ausland anzuwenden, die im Zusam-
menhang mit einer Verschleppung oder einer Gefangenschaft entstanden sind oder darauf beruhen, dass der Geschä-
digte aus sonstigen mit dem Dienst zusammenhängenden Gründen dem Einflussbereich des Dienstherrn entzogen ist.
(6) Für den Schadensausgleich gelten § 31 Abs. 5 und § 31a Abs. 4 entsprechend.
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§ 44 Nichtgewährung von Unfallfürsorge
(1) Unfallfürsorge wird nicht gewährt, wenn der Verletzte den Dienstunfall vorsätzlich herbeigeführt hat.
(2) Hat der Verletzte eine die Heilbehandlung betreffende Anordnung ohne gesetzlichen oder sonstigen wichtigen
Grund nicht befolgt und wird dadurch seine Dienst- oder Erwerbsfähigkeit ungünstig beeinflußt, so kann ihm die
oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle die Unfallfürsorge insoweit versagen. Der Verletzte ist auf
diese Folgen schriftlich hinzuweisen.
(3) Hinterbliebenenversorgung nach den Unfallfürsorgevorschriften wird im Falle des § 22 Abs. 1 nicht gewährt.

§ 45 Meldung und Untersuchungsverfahren
(1) Unfälle, aus denen Unfallfürsorgeansprüche nach diesem Gesetz entstehen können, sind innerhalb einer Aus-
schlussfrist von zwei Jahren nach dem Eintritt des Unfalles bei dem Dienstvorgesetzten des Verletzten zu melden. § 32
Satz 2 bleibt unberührt. Die Frist nach Satz 1 gilt auch dann als gewahrt, wenn der Unfall bei der für den Wohnort
des Berechtigten zuständigen unteren Verwaltungsbehörde gemeldet worden ist.
(2) Nach Ablauf der Ausschlussfrist wird Unfallfürsorge nur gewährt, wenn seit dem Unfall noch nicht zehn Jahre
vergangen sind und gleichzeitig glaubhaft gemacht wird, dass mit der Möglichkeit einer den Anspruch auf Unfallfür-
sorge begründenden Folge des Unfalles nicht habe gerechnet werden können oder daß der Berechtigte durch außer-
halb seines Willens liegende Umstände gehindert worden ist, den Unfall zu melden. Die Meldung muss, nachdem mit
der Möglichkeit einer den Anspruch auf Unfallfürsorge begründenden Folge des Unfalles gerechnet werden konnte
oder das Hindernis für die Meldung weggefallen ist, innerhalb dreier Monate erfolgen. Die Unfallfürsorge wird in die-
sen Fällen vom Tage der Meldung an gewährt; zur Vermeidung von Härten kann sie auch von einem früheren Zeit-
punkt an gewährt werden.
(3) Der Dienstvorgesetzte hat jeden Unfall, der ihm von Amts wegen oder durch Meldung der Beteiligten bekannt
wird, sofort zu untersuchen. Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle entscheidet, ob ein Dienst-
unfall vorliegt und ob der Verletzte den Unfall vorsätzlich herbeigeführt hat. Die Entscheidung ist dem Verletzten oder
seinen Hinterbliebenen bekannt zu geben.
(4) Unfallfürsorge nach § 30 Abs. 1 Satz 2 wird nur gewährt, wenn der Unfall der Beamtin innerhalb der Fristen
nach den Absätzen 1 und 2 gemeldet und als Dienstunfall anerkannt worden ist. Der Anspruch auf Unfallfürsorge
nach § 30 Abs. 2 Satz 2 ist innerhalb von zwei Jahren vom Tag der Geburt an von den Sorgeberechtigten geltend zu
machen. Absatz 2 gilt mit der Maßgabe, dass die Zehn-Jahres-Frist am Tag der Geburt zu laufen beginnt. Der Antrag
muss, nachdem mit der Möglichkeit einer Schädigung durch einen Dienstunfall der Mutter während der Schwanger-
schaft gerechnet werden konnte oder das Hindernis für den Antrag weggefallen ist, innerhalb von drei Monaten
gestellt werden.

§ 46 Begrenzung der Unfallfürsorgeansprüche
(1) Der verletzte Beamte und seine Hinterbliebenen haben aus Anlass eines Dienstunfalles gegen den Dienstherrn
nur die in den §§ 30 bis 43a geregelten Ansprüche. Ist der Beamte nach dem Dienstunfall in den Dienstbereich eines
anderen öffentlich-rechtlichen Dienstherrn versetzt worden, so richten sich die Ansprüche gegen diesen; das gleiche
gilt in den Fällen des gesetzlichen Übertritts oder der Übernahme bei der Umbildung von Körperschaften.
(2) Weitergehende Ansprüche aufgrund allgemeiner gesetzlicher Vorschriften können gegen einen öffentlich-recht-
lichen Dienstherrn im Geltungsbereich dieses Gesetzes oder gegen die in seinem Dienst stehenden Personen nur dann
geltend gemacht werden, wenn der Dienstunfall durch eine vorsätzliche unerlaubte Handlung einer solchen Person
verursacht worden ist. Jedoch findet das Gesetz über die erweiterte Zulassung von Schadenersatzansprüchen bei
Dienst- und Arbeitsunfällen vom 7. Dezember 1943 (RGBl. I S. 674) Anwendung.
(3) Ersatzansprüche gegen andere Personen bleiben unberührt.
(4) Auf laufende und einmalige Geldleistungen, die nach diesem Gesetz wegen eines Körper-, Sach- oder Vermö-
gensschadens im Rahmen einer besonderen Auslandsverwendung im Sinne des § 31a gewährt werden, sind Geld-
leistungen anzurechnen, die wegen desselben Schadens von anderer Seite erbracht werden. Hierzu gehören insbe-
sondere Geldleistungen, die von Drittstaaten oder von zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtungen gewährt
oder veranlasst werden. Nicht anzurechnen sind Leistungen privater Schadensversicherungen, die auf Beiträgen der
Beamten oder anderen Angehörigen des öffentlichen Dienstes beruhen.

§ 46a
(weggefallen)

Abschnitt VI Übergangsgeld, Ausgleich
§ 47 Übergangsgeld
(1) Ein Beamter mit Dienstbezügen, der nicht auf eigenen Antrag entlassen wird, erhält als Übergangsgeld nach
vollendeter einjähriger Beschäftigungszeit das Einfache und bei längerer Beschäftigungszeit für jedes weitere volle
Jahr ihrer Dauer die Hälfte, insgesamt höchstens das Sechsfache der Dienstbezüge (§ 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 des Bun-
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desbesoldungsgesetzes) des letzten Monats. § 5 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Das Übergangsgeld wird auch dann
gewährt, wenn der Beamte im Zeitpunkt der Entlassung ohne Dienstbezüge beurlaubt war. Maßgebend sind die
Dienstbezüge, die der Beamte im Zeitpunkt der Entlassung erhalten hätte.
(2) Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununterbrochener hauptberuflicher entgeltlicher Tätigkeit im Dienste des-
selben Dienstherrn oder der Verwaltung, deren Aufgaben der Dienstherr übernommen hat, sowie im Falle der Verset-
zung die entsprechende Zeit im Dienste des früheren Dienstherrn; die vor einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge lie-
gende Beschäftigungszeit wird mit berücksichtigt. Zeiten mit einer Ermäßigung der regelmäßigen Arbeitszeit sind nur
zu dem Teil anzurechnen, der dem Verhältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht.
(3) Das Übergangsgeld wird nicht gewährt, wenn
1. der Beamte wegen eines Verhaltens im Sinne der §§ 28, 29 und 31 Abs. 1 Nr. 1 des Bundesbeamtengesetzes

oder des entsprechenden Landesrechts oder des § 33 Abs. 2 des Beamtenrechtsrahmengesetzes entlassen wird
oder

2. ein Unterhaltsbeitrag nach § 15 bewilligt wird oder
3. die Beschäftigungszeit als ruhegehaltfähige Dienstzeit angerechnet wird oder
4. der Beamte mit der Berufung in ein Richterverhältnis oder mit der Ernennung zum Beamten auf Zeit entlassen

wird.
(4) Das Übergangsgeld wird in Monatsbeträgen für die der Entlassung folgende Zeit wie die Dienstbezüge gezahlt.
Es ist längstens bis zum Ende des Monats zu zahlen, in dem der Beamte die für sein Beamtenverhältnis bestimmte
gesetzliche Altersgrenze erreicht hat. Beim Tode des Empfängers ist der noch nicht ausgezahlte Betrag den Hin-
terbliebenen in einer Summe zu zahlen.
(5) Bezieht der entlassene Beamte Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen im Sinne des § 53 Abs. 7, verringert
sich das Übergangsgeld um den Betrag dieser Einkünfte.

§ 47a Übergangsgeld für entlassene politische Beamte
(1) Ein Beamter, der aus einem Amt im Sinne des § 36 des Bundesbeamtengesetzes oder des entsprechenden Lan-
desrechts nicht auf eigenen Antrag entlassen wird, erhält ein Übergangsgeld in Höhe von 71,75 vom Hundert der
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, in der er sich zur Zeit seiner Entlassung
befunden hat. § 4 des Bundesbesoldungsgesetzes gilt entsprechend.
(2) Das Übergangsgeld wird für die Dauer der Zeit, die der Beamte das Amt, aus dem er entlassen worden ist,
innehatte, mindestens für die Dauer von sechs Monaten, längstens für die Dauer von drei Jahren, gewährt.
(3) § 47 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 und Abs. 4 gilt entsprechend.
(4) Bezieht der entlassene Beamte Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen im Sinne des § 53 Abs. 7, so verrin-
gern sich die in entsprechender Anwendung des § 4 des Bundesbesoldungsgesetzes fortgezahlten Bezüge und das
Übergangsgeld um den Betrag dieser Einkünfte; § 63 Nr. 10 findet keine Anwendung.

§ 48 Ausgleich bei besonderen Altersgrenzen
(1) Beamte des Vollzugsdienstes, Beamte des Einsatzdienstes der Feuerwehr und Beamte im Flugverkehrskontroll-
dienst, die vor Vollendung des fünfundsechzigsten Lebensjahres wegen Erreichens der Altersgrenze in den Ruhestand
treten, erhalten neben dem Ruhegehalt einen Ausgleich in Höhe des Fünffachen der Dienstbezüge (§ 1 Abs. 2 Nr. 1,
3 und 4 des Bundesbesoldungsgesetzes) des letzten Monats, jedoch nicht über 4.091 Euro. Dieser Betrag verringert
sich um jeweils ein Fünftel für jedes Jahr, das über das vollendete sechzigste Lebensjahr hinaus abgeleistet wird. § 5
Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Der Ausgleich ist bei Eintritt in den Ruhestand in einer Summe zu zahlen. Der Aus-
gleich wird nicht neben einer einmaligen (Unfall-)Entschädigung im Sinne des § 43 gewährt.
(2) Schwebt zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand gegen den Beamten ein Verfahren auf Rücknahme der
Ernennung oder ein Verfahren, das nach § 48 des Bundesbeamtengesetzes oder nach dem entsprechenden Landes-
recht zum Verlust der Beamtenrechte führen könnte, oder ist gegen den Beamten Disziplinarklage erhoben worden,
darf der Ausgleich erst nach dem rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens und nur gewährt werden, wenn kein Ver-
lust der Versorgungsbezüge eingetreten ist. Die disziplinarrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt.
(3) Der Ausgleich wird im Falle der Bewilligung von Urlaub bis zum Eintritt in den Ruhestand nach § 72e Abs. 1
Nr. 2 des Bundesbeamtengesetzes oder entsprechendem Landesrecht nicht gewährt.

Abschnitt VII Gemeinsame Vorschriften
§ 49 Zahlung der Versorgungsbezüge
(1) Die oberste Dienstbehörde setzt die Versorgungsbezüge fest, bestimmt die Person des Zahlungsempfängers
und entscheidet über die Berücksichtigung von Zeiten als ruhegehaltfähige Dienstzeit sowie über die Bewilligung von
Versorgungsbezügen auf Grund von Kannvorschriften. Sie kann diese Befugnisse, für Beamte des Bundes und der
Länder im Einvernehmen mit dem für das Versorgungsrecht zuständigen Minister, auf andere Stellen übertragen. Die
Länder können andere Zuständigkeiten bestimmen.
(2) Entscheidungen über die Bewilligung von Versorgungsbezügen aufgrund von
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Kannvorschriften dürfen erst beim Eintritt des Versorgungsfalles getroffen werden; vorherige Zusicherungen sind
unwirksam. Ob Zeiten aufgrund der §§ 10 bis 12 als ruhegehaltfähige Dienstzeit zu berücksichtigen sind, soll in der
Regel bei der Berufung in das Beamtenverhältnis entschieden werden; diese Entscheidungen stehen unter dem Vor-
behalt eines Gleichbleibens der Rechtslage, die ihnen zugrunde liegt.
(3) Entscheidungen in versorgungsrechtlichen Angelegenheiten, die eine grundsätzliche, über den Einzelfall hin-
ausgehende Bedeutung haben, sind von dem für das Versorgungsrecht zuständigen Minister zu treffen; Absatz 1
Satz 3 gilt entsprechend.
(4) Die Versorgungsbezüge sind, soweit nichts anderes bestimmt ist, für die gleichen Zeiträume und im gleichen
Zeitpunkt zu zahlen wie die Dienstbezüge der Beamten.
(5) Werden Versorgungsbezüge nach dem Tag der Fälligkeit gezahlt, so besteht kein Anspruch auf Verzugszinsen.
(6) Hat ein Versorgungsberechtigter seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt außerhalb des Geltungsbereichs
dieses Gesetzes, so kann die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle die Zahlung der Versor-
gungsbezüge von der Bestellung eines Empfangsbevollmächtigten im Geltungsbereich dieses Gesetzes abhängig
machen.
(7) Für die Zahlung der Versorgungsbezüge hat der Empfänger auf Verlangen der zuständigen Behörde ein Konto
anzugeben oder einzurichten, auf das die Überweisung erfolgen kann. Die Übermittlungskosten mit Ausnahme der
Kosten für die Gutschrift auf dem Konto des Empfängers trägt die die Versorgungsbezüge zahlende Stelle; bei einer
Überweisung der Versorgungsbezüge auf ein im Ausland geführtes Konto trägt der Versorgungsempfänger die Kosten
und die Gefahr der Übermittlung der Versorgungsbezüge sowie die Kosten einer Meldung nach § 59 der Außenwirt-
schaftsverordnung in der jeweils geltenden Fassung. Die Kontoeinrichtungs-, Kontoführungs- oder Buchungsgebühren
trägt der Empfänger. Eine Auszahlung auf andere Weise kann nur zugestanden werden, wenn dem Empfänger die
Einrichtung oder Benutzung eines Kontos aus wichtigem Grund nicht zugemutet werden kann.
(8) Bei der Berechnung von Versorgungsbezügen sind die sich ergebenden Bruchteile eines Cents unter 0,5 ab-
zurunden und ab 0,5 aufzurunden. Zwischenrechnungen werden jeweils auf zwei Dezimalstellen durchgeführt.
Jeder Versorgungsbestandteil ist einzeln zu runden. Abweichend von den Sätzen 1 und 2 sind bei der Berechnung
von Leistungen nach den §§ 50a bis 50d die Regelungen des § 121 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch anzu-
wenden.
(9) Beträge von weniger als fünf Euro sind nur auf Verlangen des Empfangsberechtigten auszuzahlen.

§ 50 Familienzuschlag, Ausgleichsbetrag, jährliche Sonderzahlung
(1) Auf den Familienzuschlag (§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) finden die für die Beamten geltenden Vorschriften des Besol-
dungsrechts Anwendung. Der Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der nach dem Besoldungsrecht in Betracht
kommenden Stufe des Familienzuschlags wird neben dem Ruhegehalt gezahlt. Er wird unter Berücksichtigung der
nach den Verhältnissen des Beamten oder Ruhestandsbeamten für die Stufen des Familienzuschlags in Betracht kom-
menden Kinder neben dem Witwengeld gezahlt, soweit die Witwe Anspruch auf Kindergeld für diese Kinder hat oder
ohne Berücksichtigung der §§ 64, 65 des Einkommensteuergesetzes oder der §§ 3, 4 des Bundeskindergeldgesetzes
haben würde; soweit hiernach ein Anspruch auf den Unterschiedsbetrag nicht besteht, wird er neben dem Waisen-
geld gezahlt, wenn die Waise bei den Stufen des Familienzuschlags zu berücksichtigen ist oder zu berücksichtigen
wäre, wenn der Beamte oder Ruhestandsbeamte noch lebte. Sind mehrere Anspruchsberechtigte vorhanden, wird der
Unterschiedsbetrag auf die Anspruchsberechtigten nach der Zahl der auf sie entfallenden Kinder zu gleichen Teilen
aufgeteilt.
(2) (weggefallen)
(3) Neben dem Waisengeld wird ein Ausgleichsbetrag gezahlt, der dem Betrag für das erste Kind nach § 66 Abs. 1
des Einkommensteuergesetzes entspricht, wenn in der Person der Waise die Voraussetzungen des § 32 Abs. 1 bis 5 des
Einkommensteuergesetzes erfüllt sind, Ausschlußgründe nach § 65 des Einkommensteuergesetzes nicht vorliegen,
keine Person vorhanden ist, die nach § 62 des Einkommensteuergesetzes oder nach § 1 des Bundeskindergeldgeset-
zes anspruchsberechtigt ist, und die Waise keinen Anspruch auf Kindergeld nach § 1 Abs. 2 des Bundeskindergeld-
gesetzes hat. Der Ausgleichsbetrag gilt für die Anwendung der §§ 53 und 54 nicht als Versorgungsbezug. Im Falle
des § 54 wird er nur zu den neuen Versorgungsbezügen gezahlt.
(4) Soweit der Bund oder die Länder durch Gesetz eine jährliche Sonderzahlung an Versorgungsberechtigte
gewähren, darf diese im Kalenderjahr den monatlichen Versorgungsbezug nicht überschreiten. Das Gesetz hat die
Zahlungsweise zu bestimmen. Es kann festlegen, dass die Sonderzahlung an der allgemeinen Anpassung nach § 70
teilnimmt. Daneben kann für jedes Kind eines Versorgungsberechtigten ein Sonderbetrag bis zur Höhe von 25,56 Euro
gewährt werden.
(5) Bei der Anwendung von Ruhens- und Anrechnungsvorschriften ist die jährliche Sonderzahlung nach Absatz 4
und eine entsprechende Leistung, die der Versorgungsberechtigte aus einer Erwerbstätigkeit oder zu seinen früheren
Versorgungsbezügen erhält, entsprechend der gesetzlich bestimmten Zahlungsweise zu berücksichtigen. Die bei der
Anwendung von Ruhensvorschriften maßgebenden Höchstgrenzen erhöhen sich um den Bemessungssatz der jährli-
chen Sonderzahlung und den Sonderbetrag nach Absatz 4 Satz 4.
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§ 50a Kindererziehungszuschlag
(1) Hat ein Beamter ein nach dem 31. Dezember 1991 geborenes Kind erzogen, erhöht sich sein Ruhegehalt für
jeden Monat einer ihm zuzuordnenden Kindererziehungszeit um einen Kindererziehungszuschlag nach Maßgabe die-
ses Gesetzes. Dies gilt nicht, wenn der Beamte wegen der Erziehung des Kindes in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung versicherungspflichtig (§ 3 Satz 1 Nr. 1 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch) war und die allgemeine Wartezeit für eine
Rente der gesetzlichen Rentenversicherung erfüllt ist.
(2) Die Kindererziehungszeit beginnt nach Ablauf des Monats der Geburt und endet nach 36 Kalendermonaten,
spätestens jedoch mit dem Ablauf des Monats, in dem die Erziehung endet. Wird während dieses Zeitraums vom erzie-
henden Elternteil ein weiteres Kind erzogen, für das ihm eine Kindererziehungszeit zuzuordnen ist, wird die Kinder-
erziehungszeit für dieses und jedes weitere Kind um die Anzahl der Kalendermonate der gleichzeitigen Erziehung ver-
längert.
(3) Für die Zuordnung der Kindererziehungszeit zu einem Elternteil (§ 56 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 3 Nr. 2 und
3 Erstes Buch Sozialgesetzbuch) gilt § 56 Abs. 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend.
(4) Die Höhe des Kindererziehungszuschlags entspricht für jeden Monat der Kindererziehungszeit dem in § 70
Abs. 2 Satz 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch bestimmten Bruchteil des aktuellen Rentenwerts.
(5) Der um den Kindererziehungszuschlag erhöhte Betrag, der sich unter Berücksichtigung der ruhegehaltfähigen
Dienstbezüge und der auf die Kindererziehungszeit entfallenden ruhegehaltfähigen Dienstzeit als Ruhegehalt erge-
ben würde, darf die Höchstgrenze nicht übersteigen. Als Höchstgrenze gilt der Betrag, der sich unter Berücksichtigung
des aktuellen Rentenwerts nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch und des auf die Jahre der Kindererziehungs-
zeit entfallenden Höchstwerts an Entgeltpunkten in der Rentenversicherung nach Anlage 2b zum Sechsten Buch Sozi-
algesetzbuch als Rente ergeben würde.
(6) Das um den Kindererziehungszuschlag erhöhte Ruhegehalt darf nicht höher sein als das Ruhegehalt, das sich
unter Berücksichtigung des Höchstruhegehaltssatzes und der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der
Besoldungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt berechnet, ergeben würde.
(7) Für die Anwendung des § 14 Abs. 3 sowie von Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften gilt der Kin-
dererziehungszuschlag als Teil des Ruhegehalts.
(8) Hat ein Beamter vor der Berufung in ein Beamtenverhältnis ein vor dem 1. Januar 1992 geborenes Kind erzogen,
gelten die Absätze 1 bis 7 entsprechend mit der Maßgabe, dass die Kindererziehungszeit zwölf Kalendermonate nach
Ablauf des Monats der Geburt endet. Die §§ 249 und 249a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch gelten entsprechend.

§ 50b Kindererziehungsergänzungszuschlag
(1) Das Ruhegehalt erhöht sich um einen Kindererziehungsergänzungszuschlag, wenn
1. nach dem 31. Dezember 1991 liegende Zeiten der Erziehung eines Kindes bis zur Vollendung des zehnten

Lebensjahres oder Zeiten der nichterwerbsmäßigen Pflege eines pflegebedürftigen Kindes (§ 3 Sechstes Buch
Sozialgesetzbuch) bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres

a) mit entsprechenden Zeiten für ein anderes Kind zusammentreffen oder
b) mit Zeiten im Beamtenverhältnis, die als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden, oder Zeiten nach § 50d Abs. 1

Satz 1 zusammentreffen,
2. für diese Zeiten kein Anspruch nach § 70 Abs. 3a Satz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch besteht und
3. dem Beamten die Zeiten nach § 50a Abs. 3 zuzuordnen sind.
Der Kindererziehungsergänzungszuschlag wird nicht für Zeiten gewährt, für die ein Kindererziehungszuschlag zusteht.
(2) Die Höhe des Kindererziehungsergänzungszuschlags entspricht für jeden angefangenen Monat, in dem die Vor-
aussetzungen nach Absatz 1 erfüllt waren,
1. im Fall von Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a dem in § 70 Abs. 3a Satz 2 Buchstabe b des Sechsten Buches Sozial-

gesetzbuch bestimmten Bruchteil des aktuellen Rentenwerts,
2. im Fall von Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe b einem Bruchteil in Höhe von 0,0208 des aktuellen Rentenwerts.
(3) § 50a Abs. 5 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass in Satz 1 neben den Kindererziehungszuschlag der Kin-
dererziehungsergänzungszuschlag und eine Leistung nach § 50d Abs. 1 sowie bei der Ermittlung der Höchstgrenze
an die Stelle des in Satz 2 genannten Höchstwerts an Entgeltpunkten für jeden Monat der Zeiten nach den §§ 50a und
50b der in § 70 Abs. 2 Satz 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch bestimmte Bruchteil des aktuellen Rentenwerts
tritt. § 50a Abs. 6 und 7 gilt entsprechend.

§ 50c Kinderzuschlag zum Witwengeld
(1) Das Witwengeld nach § 20 Abs. 1 erhöht sich für jeden Monat einer nach § 50a Abs. 3 zuzuordnenden Kinderer-
ziehungszeit bis zum Ablauf des Monats, in dem das Kind das dritte Lebensjahr vollendet hat, um einen Kinderzuschlag.
Der Zuschlag ist Bestandteil der Versorgung. Satz 1 gilt nicht bei Bezügen nach § 20 Abs. 1 in Verbindung mit § 14 Abs. 4.
(2) War die Kindererziehungszeit dem vor Vollendung des dritten Lebensjahres des Kindes Verstorbenen zugeord-
net, erhalten Witwen und Witwer den Kinderzuschlag anteilig mindestens für die Zeit, die bis zum Ablauf des Monats,
in dem das Kind das dritte Lebensjahr vollendet hat, fehlt. Stirbt ein Beamter vor der Geburt des Kindes, sind der
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Berechnung des Kinderzuschlags 36 Kalendermonate zugrunde zu legen, wenn das Kind innerhalb von 300 Tagen
nach dem Tod geboren wird. Ist das Kind später geboren, wird der Zuschlag erst nach Ablauf des in § 50a Abs. 2
Satz 1 genannten Zeitraums gewährt. Verstirbt das Kind vor der Vollendung des dritten Lebensjahres, ist der Kinder-
zuschlag anteilig zu gewähren.
(3) Die Höhe des Kinderzuschlags entspricht für jeden Monat der Kindererziehungszeit, in dem die Voraussetzun-
gen des Absatzes 1 erfüllt waren, 55 vom Hundert des in § 78a Abs. 1 Satz 3 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch
bestimmten Bruchteils des aktuellen Rentenwerts.
(4) § 50a Abs. 7 und § 69e Abs. 5 Satz 2 gelten entsprechend.

§ 50d Pflege- und Kinderpflegeergänzungszuschlag
(1) War ein Beamter nach § 3 Satz 1 Nr. 1a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch versicherungspflichtig, weil er
einen Pflegebedürftigen nicht erwerbsmäßig gepflegt hat, erhält er für die Zeit der Pflege einen Pflegezuschlag zum
Ruhegehalt. Dies gilt nicht, wenn die allgemeine Wartezeit in der gesetzlichen Rentenversicherung erfüllt ist.
(2) Hat ein Beamter ein ihm nach § 50a Abs. 3 zuzuordnendes pflegebedürftiges Kind nicht erwerbsmäßig gepflegt
(§ 3 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch), erhält er neben dem Pflegezuschlag einen Kinderpflegeergänzungszuschlag.
Dieser wird längstens für die Zeit bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres des pflegebedürftigen Kindes und nicht
neben einem Kindererziehungsergänzungszuschlag oder einer Leistung nach § 70 Abs. 3a des Sechsten Buches Sozi-
algesetzbuch gewährt.
(3) Die Höhe des Pflegezuschlags ergibt sich aus der Vervielfältigung der nach § 166 Abs. 2 in Verbindung mit
§ 70 Abs. 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch für die Zeit der Pflege nach Absatz 1 ermittelten Entgeltpunkte mit
dem aktuellen Rentenwert. Die Höhe des Kinderpflegeergänzungszuschlags ergibt sich aus dem in § 70 Abs. 3a
Satz 2 Buchstabe a und Satz 3 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch bestimmten Bruchteil des aktuellen Renten-
werts.
(4) § 50a Abs. 5 bis 7 gilt entsprechend. § 50a Abs. 5 gilt bei der Anwendung des Absatzes 2 mit der Maßgabe, dass
bei der Ermittlung der Höchstgrenze an die Stelle des in Satz 2 genannten Höchstwerts an Entgeltpunkten für jeden
Monat berücksichtigungsfähiger Kinderpflegezeit der in § 70 Abs. 2 Satz 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch
bestimmte Bruchteil des aktuellen Rentenwerts tritt.

§ 50e Vorübergehende Gewährung von Zuschlägen
(1) Versorgungsempfänger, die vor Vollendung des 65. Lebensjahres in den Ruhestand treten, erhalten vorüber-
gehend Leistungen entsprechend den §§ 50a, 50b und 50d, wenn
1. bis zum Beginn des Ruhestandes die allgemeine Wartezeit für eine Rente der gesetzlichen Rentenversicherung

erfüllt ist,
2. a) sie wegen Dienstunfähigkeit im Sinne des § 42 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes oder entsprechenden Lan-

desrechts in den Ruhestand versetzt worden sind oder
b) sie wegen Erreichens einer besonderen Altersgrenze in den Ruhestand getreten sind und das 60. Lebensjahr

vollendet haben,
3. entsprechende Leistungen nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch dem Grunde nach zustehen, jedoch vor

dem Erreichen der maßgebenden Altersgrenze noch nicht gewährt werden,
4. sie einen Ruhegehaltssatz von 66,97 vom Hundert noch nicht erreicht haben,
5. keine Einkünfte im Sinne des § 53 Abs. 7 bezogen werden; die Einkünfte bleiben außer Betracht, soweit sie

durchschnittlich im Monat 325 Euro nicht überschreiten.
Durch die Leistung nach Satz 1 darf der Betrag nicht überschritten werden, der sich bei Berechnung des Ruhegehalts
mit einem Ruhegehaltssatz von 66,97 vom Hundert ergibt.
(2) Die Leistung entfällt spätestens mit Ablauf des Monats, in dem der Versorgungsempfänger das 65. Lebensjahr
vollendet. Sie endet vorher, wenn der Versorgungsempfänger
1. eine Versichertenrente der gesetzlichen Rentenversicherung bezieht, mit Ablauf des Tages vor dem Beginn der

Rente, oder
2. ein Erwerbseinkommen über durchschnittlich im Monat 325 Euro hinaus bezieht, mit Ablauf des Tages vor

Beginn der Erwerbstätigkeit.
(3) Die Leistung wird auf Antrag gewährt. Anträge, die innerhalb von drei Monaten nach Eintritt des Beamten in den
Ruhestand gestellt werden, gelten als zum Zeitpunkt des Ruhestandseintritts gestellt. Wird der Antrag zu einem spä-
teren Zeitpunkt gestellt, so wird die Leistung vom Beginn des Antragsmonats an gewährt.

§ 51 Abtretung, Verpfändung, Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrecht
(1) Ansprüche auf Versorgungsbezüge können, wenn bundesgesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur insoweit
abgetreten oder verpfändet werden, als sie der Pfändung unterliegen.
(2) Gegenüber Ansprüchen auf Versorgungsbezüge kann der Dienstherr ein Aufrechnungs- oder Zurück-
behaltungsrecht nur in Höhe des pfändbaren Teils der Versorgungsbezüge geltend machen. Dies gilt nicht, soweit
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gegen den Versorgungsberechtigten ein Anspruch auf Schadenersatz wegen vorsätzlicher unerlaubter Handlung
besteht.
(3) Ansprüche auf Sterbegeld (§ 18), auf Erstattung der Kosten des Heilverfahrens (§ 33) und der Pflege (§ 34),
auf Unfallausgleich (§ 35) sowie auf eine einmalige Unfallentschädigung (§ 43) und auf Schadensausgleich in beson-
deren Fällen (§ 43a) können weder gepfändet noch abgetreten noch verpfändet werden. Forderungen des Dienstherrn
gegen den Verstorbenen aus Vorschuss- oder Darlehnsgewährungen sowie aus Überzahlungen von Dienst- oder Ver-
sorgungsbezügen können auf das Sterbegeld angerechnet werden.

§ 52 Rückforderung von Versorgungsbezügen
(1) Wird ein Versorgungsberechtigter durch eine gesetzliche Änderung seiner Versorgungsbezüge mit rückwirken-
der Kraft schlechter gestellt, so sind die Unterschiedsbeträge nicht zu erstatten.
(2) Im Übrigen regelt sich die Rückforderung zuviel gezahlter Versorgungsbezüge nach den Vorschriften des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung, soweit gesetzlich nichts anderes
bestimmt ist. Der Kenntnis des Mangels des rechtlichen Grundes der Zahlung steht es gleich, wenn der Mangel so
offensichtlich war, dass der Empfänger ihn hätte erkennen müssen. Von der Rückforderung kann aus Billigkeitsgrün-
den mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle ganz oder teilweise abgesehen
werden.
(3) Die Rückforderung von Beträgen von weniger als fünf Euro unterbleibt. Treffen mehrere Einzelbeträge zusam-
men, gilt die Grenze für die Gesamtrückforderung.
(4) Geldleistungen, die für die Zeit nach dem Tode des Versorgungsberechtigten auf ein Konto bei einem Geldinstitut
überwiesen wurden, gelten als unter dem Vorbehalt der Rückforderung erbracht. Das Geldinstitut hat sie der über-
weisenden Stelle zurück zu überweisen, wenn diese sie als zu Unrecht erbracht zurückfordert. Eine Verpflichtung zur
Rücküberweisung besteht nicht, soweit über den entsprechenden Betrag bei Eingang der Rückforderung bereits ander-
weitig verfügt wurde, es sei denn, dass die Rücküberweisung aus einem Guthaben erfolgen kann. Das Geldinstitut
darf den überwiesenen Betrag nicht zur Befriedigung eigener Forderungen verwenden.
(5) Soweit Geldleistungen für die Zeit nach dem Tode des Versorgungsberechtigten zu Unrecht erbracht worden
sind, haben die Personen, die die Geldleistungen in Empfang genommen oder über den entsprechenden Betrag ver-
fügt haben, diesen Betrag der überweisenden Stelle zu erstatten, sofern er nicht nach Absatz 4 von dem Geldinstitut
zurück überwiesen wird. Ein Geldinstitut, das eine Rücküberweisung mit dem Hinweis abgelehnt hat, dass über den
entsprechenden Betrag bereits anderweitig verfügt wurde, hat der überweisenden Stelle auf Verlangen Namen und
Anschrift der Personen, die über den Betrag verfügt haben, und etwaiger neuer Kontoinhaber zu benennen. Ein
Anspruch gegen die Erben bleibt unberührt.

§ 53 Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Erwerbs- und Erwerbsersatz*-
einkommen
(1) Bezieht ein Versorgungsberechtigter Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen (Absatz 7), erhält er daneben sei-
ne Versorgungsbezüge nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze.
(2) Als Höchstgrenze gelten
1. für Ruhestandsbeamte und Witwen die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungs-

gruppe, aus der sich das Ruhegehalt berechnet, mindestens ein Betrag in Höhe des Eineinhalbfachen der jeweils
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 4, zuzüglich des jeweils zustehen-
den Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1,

2. für Waisen vierzig vom Hundert des Betrages, der sich nach Nummer 1 unter Berücksichtigung des ihnen zuste-
henden Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1 ergibt,

3. für Ruhestandsbeamte, die wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht, oder nach § 42 Abs.
4 Nr. 1 des Bundesbeamtengesetzes oder entsprechendem Landesrecht in den Ruhestand getreten sind, bis zum
Ablauf des Monats, in dem das 65. Lebensjahr vollendet wird, 71,75 vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt berechnet, mindestens ein Betrag
in Höhe des Eineinhalbfachen der jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe
A 4, zuzüglich des jeweils zustehenden Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1 sowie 325 Euro.

(3) Die Höchstgrenze nach Absatz 2 ist für den jeweiligen Auszahlungsmonat um den nach § 67 Abs. 1 Satz 4 des
Bundesbesoldungsgesetzes zu zahlenden Betrag zu erhöhen. Entsprechende Leistungen, die der Versorgungsberech-
tigte aus einer Erwerbstätigkeit erhält, sind im jeweiligen Auszahlungsmonat zu berücksichtigen.
(4) (weggefallen)
(5) Dem Versorgungsberechtigten ist mindestens ein Betrag in Höhe von 20 vom Hundert seines jeweiligen Ver-
sorgungsbezuges (§ 2) zu belassen. Satz 1 gilt nicht beim Bezug von Verwendungseinkommen, das mindestens aus der-
selben Besoldungsgruppe oder einer vergleichbaren Vergütungsgruppe berechnet wird, aus der sich auch die ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezüge bestimmen. Für sonstiges in der Höhe vergleichbares Verwendungseinkommen gelten
Satz 2 und Absatz 7 Satz 5 entsprechend.
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(6) Bei der Ruhensberechnung für einen früheren Beamten oder früheren Ruhestandsbeamten, der Anspruch auf
Versorgung nach § 38 hat, ist mindestens ein Betrag als Versorgung zu belassen, der unter Berücksichtigung seiner
Minderung der Erwerbsfähigkeit infolge des Dienstunfalles dem Unfallausgleich entspricht. Dies gilt nicht, wenn wegen
desselben Unfalls Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz zusteht.
(7) Erwerbseinkommen sind Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit einschließlich Abfindungen, aus selbständi-
ger Arbeit sowie aus Gewerbebetrieb und aus Land- und Forstwirtschaft. Nicht als Erwerbseinkommen gelten Auf-
wandsentschädigungen, ein Unfallausgleich (§ 35) sowie Einkünfte aus Tätigkeiten, die nach Art und Umfang
Nebentätigkeiten im Sinne des § 42 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 des Beamtenrechtsrahmengesetzes entsprechen. Erwerbs-
ersatzeinkommen sind Leistungen, die auf Grund oder in entsprechender Anwendung öffentlich-rechtlicher Vor-
schriften kurzfristig erbracht werden, um Erwerbseinkommen zu ersetzen (§ 18a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 des Vierten
Buches Sozialgesetzbuch). Die Berücksichtigung des Erwerbs- und des Erwerbsersatzeinkommens erfolgt monats-
bezogen. Wird Einkommen nicht in Monatsbeträgen erzielt, ist das Einkommen des Kalenderjahres, geteilt durch
zwölf Kalendermonate, anzusetzen.
(8) Nach Ablauf des Monats, in dem der Versorgungsberechtigte das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet, gelten
die Absätze 1 bis 7 nur für Erwerbseinkommen aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst (Verwendungseinkom-
men). Dies ist jede Beschäftigung im Dienst von Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des deutschen öffentlichen
Rechts oder ihrer Verbände; ausgenommen ist die Beschäftigung bei öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften
oder ihren Verbänden. Der Verwendung im öffentlichen Dienst steht gleich die Verwendung im öffentlichen Dienst
einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, an der eine Körperschaft oder ein Verband im Sinne des
Satzes 2 durch Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer Weise beteiligt ist. Ob die Voraussetzungen
zutreffen, entscheidet auf Antrag der zuständigen Stelle oder des Versorgungsberechtigten das für das Versorgungs-
recht zuständige Ministerium oder die von ihm bestimmte Stelle.
(9) Bezieht ein Wahlbeamter auf Zeit im Ruhestand neben seinen Versorgungsbezügen Verwendungseinkommen
nach Absatz 8, findet anstelle der Absätze 1 bis 8 § 53 in der bis zum 31. Dezember 1998 geltenden Fassung Anwen-
dung. Satz 1 gilt entsprechend für Hinterbliebene.
(10) Bezieht ein Beamter im einstweiligen Ruhestand Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen nach Absatz 7, das
nicht Verwendungseinkommen nach Absatz 8 ist, ruhen die Versorgungsbezüge um fünfzig vom Hundert des Betrages,
um den sie und das Einkommen die Höchstgrenze übersteigen.

§ 54 Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezüge
(1) Erhalten aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst (§ 53 Abs. 8) an neuen Versorgungsbezügen
1. ein Ruhestandsbeamter Ruhegehalt oder eine ähnliche Versorgung,
2. eine Witwe oder Waise aus der Verwendung des verstorbenen Beamten oder Ruhestandsbeamten Witwengeld,

Waisengeld oder eine ähnliche Versorgung,
3. eine Witwe Ruhegehalt oder eine ähnliche Versorgung, so sind neben den neuen Versorgungsbezügen die frühe-

ren Versorgungsbezüge nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze zu zahlen. Dabei darf
die Gesamtversorgung nicht hinter der früheren Versorgung zurückbleiben.

(2) Als Höchstgrenze gelten
1. für Ruhestandsbeamte (Absatz 1 Nr. 1) das Ruhegehalt, das sich unter Zugrundelegung der gesamten ruhe-

gehaltfähigen Dienstzeit und der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus
der sich das frühere Ruhegehalt berechnet, ergibt, zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1,

2. für Witwen und Waisen (Absatz 1 Nr. 2) das Witwen- oder Waisengeld, das sich aus dem Ruhegehalt nach
Nummer 1 ergibt, zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1,

3. für Witwen (Absatz 1 Nr. 3) 71,75 vom Hundert, in den Fällen des § 36 fünfundsiebzig vom Hundert, in den
Fällen des § 37 achtzig vom Hundert, der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungs-
gruppe, aus der sich das dem Witwengeld zugrunde liegende Ruhegehalt bemisst, zuzüglich des Unter-
schiedsbetrages nach § 50 Abs. 1.

Ist bei einem an der Ruhensregelung nach Satz 1 Nr. 1 oder 2 beteiligten Versorgungsbezug das Ruhegehalt nach
§ 14 Abs. 3 gemindert, ist das für die Höchstgrenze maßgebende Ruhegehalt in sinngemäßer Anwendung dieser Vor-
schrift festzusetzen. Ist bei der Ruhensregelung nach Satz 1 Nr. 3 das dem Witwengeld zugrunde liegende Ruhegehalt
nach § 14 Abs. 3 gemindert, ist die Höchstgrenze entsprechend dieser Vorschrift zu berechnen, wobei dem zu ver-
mindernden Ruhegehalt mindestens ein Ruhegehaltssatz von 71,75 vom Hundert zugrunde zu legen ist. Ist bei einem
an der Ruhensregelung nach Satz 1 Nr. 1 oder 2 beteiligten Versorgungsbezug der Ruhegehaltssatz nach § 14 Abs. 1
Satz 1 Halbsatz 2 oder 3 dieses Gesetzes in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung gemindert, ist der
für die Höchstgrenze maßgebende Ruhegehaltssatz in sinngemäßer Anwendung dieser Vorschrift festzusetzen. Ist bei
der Ruhensregelung nach Satz 1 Nr. 3 der Ruhegehaltssatz des dem Witwengeld zugrunde liegenden Ruhegehalts
nach § 14 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 oder 3 dieses Gesetzes in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung
gemindert, ist die Höchstgrenze entsprechend dieser Vorschrift zu berechnen, wobei der zu vermindernde Ruhege-
haltssatz mindestens 71,75 vom Hundert beträgt.
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(3) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 3 ist neben dem neuen Versorgungsbezug mindestens ein Betrag in Höhe von zwan-
zig vom Hundert des früheren Versorgungsbezuges zu belassen.
(4) Erwirbt ein Ruhestandsbeamter einen Anspruch auf Witwengeld oder eine ähnliche Versorgung, so erhält er
daneben sein Ruhegehalt zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1 nur bis zum Erreichen der in Absatz 2
Satz 1 Nr. 3 sowie Satz 3 und 5 bezeichneten Höchstgrenze. Die Gesamtbezüge dürfen nicht hinter seinem Ruhege-
halt zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1 sowie eines Betrages in Höhe von zwanzig vom Hundert
des neuen Versorgungsbezuges zurückbleiben.
(5) § 53 Abs. 6 gilt entsprechend.

§ 55 Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Renten
(1) Versorgungsbezüge werden neben Renten nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze
gezahlt. Als Renten gelten
1. Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen,
2. Renten aus einer zusätzlichen Alters- oder Hinterbliebenenversorgung für Angehörige des öffentlichen Dien-

stes,
3. Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung, wobei ein dem Unfallausgleich (§ 35) entsprechender

Betrag unberücksichtigt bleibt; bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 20 vom Hundert bleiben zwei
Drittel der Mindestgrundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz, bei einer Minderung der Erwerbs-
fähigkeit um 10 vom Hundert ein Drittel der Mindestgrundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz
unberücksichtigt,

4. Leistungen aus einer berufsständischen Versorgungseinrichtung oder aus einer befreienden Lebensversiche-
rung, zu denen der Arbeitgeber aufgrund eines Beschäftigungsverhältnisses im öffentlichen Dienst mindestens
die Hälfte der Beiträge oder Zuschüsse in dieser Höhe geleistet hat.

Wird eine Rente im Sinne des Satzes 2 nicht beantragt oder auf sie verzichtet oder wird an deren Stelle eine Kapi-
talleistung, Beitragserstattung oder Abfindung gezahlt, so tritt an die Stelle der Rente der Betrag, der vom Lei-
stungsträger ansonsten zu zahlen wäre. Bei Zahlung einer Abfindung, Beitragserstattung oder eines sonstigen Kapi-
talbetrages ist der sich bei einer Verrentung ergebende Betrag zugrunde zu legen. Dies gilt nicht, wenn der
Ruhestandsbeamte innerhalb von drei Monaten nach Zufluss den Kapitalbetrag zuzüglich der hierauf gewährten
Zinsen an den Dienstherrn abführt. Zu den Renten und den Leistungen nach Nummer 4 rechnet nicht der Kinder-
zuschuss. Renten, Rentenerhöhungen und Rentenminderungen, die auf § 1587b des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder
§ 1 des Gesetzes zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich beruhen, bleiben unberücksichtigt.
(2) Als Höchstgrenze gelten
1. für Ruhestandsbeamte der Betrag, der sich als Ruhegehalt zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs.

1 ergeben würde, wenn der Berechnung zugrunde gelegt werden
a) bei den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen die Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt

berechnet,
b) als ruhegehaltfähige Dienstzeit die Zeit vom vollendeten siebzehnten Lebensjahr bis zum Eintritt des Versor-

gungsfalles abzüglich von Zeiten nach § 12a, zuzüglich der Zeiten, um die sich die ruhegehaltfähige Dienst-
zeit erhöht, und der bei der Rente berücksichtigten Zeiten einer rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung
oder Tätigkeit nach Eintritt des Versorgungsfalles,

2. für Witwen der Betrag, der sich als Witwengeld zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1, für Wai-
sen der Betrag, der sich als Waisengeld zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1, wenn dieser
neben dem Waisengeld gezahlt wird, aus dem Ruhegehalt nach Nummer 1 ergeben würde.

Ist bei einem an der Ruhensregelung beteiligten Versorgungsbezug das Ruhegehalt nach § 14 Abs. 3 gemindert, ist das
für die Höchstgrenze maßgebende Ruhegehalt in sinngemäßer Anwendung dieser Vorschrift festzusetzen. Ist bei einem
an der Ruhensregelung beteiligten Versorgungsbezug der Ruhegehaltssatz nach § 14 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 oder 3
dieses Gesetzes in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung gemindert, ist der für die Höchstgrenze maß-
gebende Ruhegehaltssatz in sinngemäßer Anwendung dieser Vorschrift festzusetzen.
(3) Als Renten im Sinne des Absatzes 1 gelten nicht
1. bei Ruhestandsbeamten (Absatz 2 Nr. 1) Hinterbliebenenrenten aus einer Beschäftigung oder Tätigkeit des Ehe-

gatten,
2. bei Witwen und Waisen (Absatz 2 Nr. 2) Renten auf Grund einer eigenen Beschäftigung oder Tätigkeit.
(4) Bei Anwendung der Absätze 1 und 2 bleibt außer Ansatz der Teil der Rente (Absatz 1), der
1. dem Verhältnis der Versicherungsjahre auf Grund freiwilliger Weiterversicherung oder Selbstversicherung zu

den gesamten Versicherungsjahren oder, wenn sich die Rente nach Werteinheiten berechnet, dem Verhältnis
der Werteinheiten für freiwillige Beiträge zu der Summe der Werteinheiten für freiwillige Beiträge, Pflichtbeiträge,
Ersatzzeiten und Ausfallzeiten oder, wenn sich die Rente nach Entgeltpunkten berechnet, dem Verhältnis der
Entgeltpunkte für freiwillige Beiträge zu der Summe der Entgeltpunkte für freiwillige Beiträge, Pflichtbeiträge,
Ersatzzeiten, Zurechnungszeiten und Anrechnungszeiten entspricht,
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2. auf einer Höherversicherung beruht.
Dies gilt nicht, soweit der Arbeitgeber mindestens die Hälfte der Beiträge oder Zuschüsse in dieser Höhe geleistet hat.
(5) Bei Anwendung des § 53 ist von der nach Anwendung der Absätze 1 bis 4 verbleibenden Gesamtversorgung
auszugehen.
(6) Beim Zusammentreffen von zwei Versorgungsbezügen mit einer Rente ist zunächst der neuere Versorgungs-
bezug nach den Absätzen 1 bis 4 und danach der frühere Versorgungsbezug unter Berücksichtigung des gekürzten
neueren Versorgungsbezuges nach § 54 zu regeln. Der hiernach gekürzte frühere Versorgungsbezug ist unter Berück-
sichtigung des gekürzten neueren Versorgungsbezuges nach den Absätzen 1 bis 4 zu regeln; für die Berechnung der
Höchstgrenze nach Absatz 2 ist hierbei die Zeit bis zum Eintritt des neueren Versorgungsfalles zu berücksichtigen.
(7) § 53 Abs. 6 gilt entsprechend.
(8) Den in Absatz 1 bezeichneten Renten stehen entsprechende wiederkehrende Geldleistungen gleich, die auf
Grund der Zugehörigkeit zu Zusatz- oder Sonderversorgungssystemen der ehemaligen Deutschen Demokratischen
Republik geleistet werden oder die von einem ausländischen Versicherungsträger nach einem für die Bundesrepublik
Deutschland wirksamen zwischen- oder überstaatlichen Abkommen gewährt werden.

§ 56 Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Versorgung aus zwischenstaatlicher
und überstaatlicher Verwendung
(1) Erhält ein Ruhestandsbeamter aus der Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder
überstaatlichen Einrichtung eine Versorgung, ruht sein deutsches Ruhegehalt in Höhe des Betrages, um den die
Summe aus der genannten Versorgung und dem deutschen Ruhegehalt die in Absatz 2 genannte Höchstgrenze
übersteigt, mindestens jedoch in Höhe des Betrages, der einer Minderung des Vomhundertsatzes von 1,79375 für
jedes Jahr im zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Dienst entspricht; der Unterschiedsbetrag nach § 50 Abs. 1
ruht in Höhe von 2,39167 vom Hundert für jedes Jahr im zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Dienst. § 14
Abs. 1 Satz 2 bis 4 ist entsprechend anzuwenden. Die Versorgungsbezüge ruhen in voller Höhe, wenn der Ruhe-
standsbeamte als Invaliditätspension die Höchstversorgung aus seinem Amt bei der zwischenstaatlichen oder über-
staatlichen Einrichtung erhält. Bei der Anwendung des Satzes 1 wird die Zeit, in welcher der Beamte, ohne ein Amt
bei einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung auszuüben, dort einen Anspruch auf Vergütung oder
sonstige Entschädigung hat und Ruhegehaltsansprüche erwirbt, als Zeit im zwischenstaatlichen oder überstaatli-
chen Dienst gerechnet; entsprechendes gilt für Zeiten nach dem Ausscheiden aus dem Dienst einer zwi-
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, die dort bei der Berechnung des Ruhegehalts wie Dienstzeiten
berücksichtigt werden.
(2) Als Höchstgrenze gelten die in § 54 Abs. 2 bezeichneten Höchstgrenzen sinngemäß, wobei diese im Monat
Dezember nicht zu verdoppeln sind; dabei ist als Ruhegehalt dasjenige deutsche Ruhegehalt zugrunde zu legen, das
sich unter Einbeziehung der Zeiten einer Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder über-
staatlichen Einrichtung als ruhegehaltfähige Dienstzeit und auf der Grundlage der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge
aus der Endstufe der nächsthöheren Besoldungsgruppe ergibt.
(3) Verzichtet der Beamte oder Ruhestandsbeamte bei seinem Ausscheiden aus dem öffentlichen Dienst einer zwi-
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung auf eine Versorgung oder wird an deren Stelle eine Abfindung, Bei-
tragserstattung oder ein sonstiger Kapitalbetrag gezahlt, so findet Absatz 1 mit der Maßgabe Anwendung, dass an
die Stelle der Versorgung der Betrag tritt, der vom Leistungsträger ansonsten zu zahlen wäre; erfolgt die Zahlung
eines Kapitalbetrages, weil kein Anspruch auf laufende Versorgung besteht, so ist der sich bei einer Verrentung des
Kapitalbetrages ergebende Betrag zugrunde zu legen. Satz 1 gilt nicht, wenn der Beamte oder Ruhestandsbeamte
innerhalb eines Jahres nach Beendigung der Verwendung oder der Berufung in das Beamtenverhältnis den Kapital-
betrag zuzüglich der hierauf gewährten Zinsen an seinen Dienstherrn abführt.
(4) Hat der Beamte oder Ruhestandsbeamte schon vor seinem Ausscheiden aus dem zwischenstaatlichen oder
überstaatlichen öffentlichen Dienst unmittelbar oder mittelbar Zahlungen aus dem Kapitalbetrag erhalten oder hat
die zwischenstaatliche oder überstaatliche Einrichtung diesen durch Aufrechnung oder in anderer Form verringert, ist
die Zahlung nach Absatz 3 in Höhe des ungekürzten Kapitalbetrages zu leisten.
(5) Erhalten die Witwe oder die Waisen eines Beamten oder Ruhestandsbeamten Hinterbliebenenbezüge von der
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung, ruht ihr deutsches Witwengeld und Waisengeld in Höhe des
Betrages, der sich unter Anwendung der Absätze 1 und 2 nach dem entsprechenden Anteilsatz ergibt. Absatz 1 Satz 1
zweiter Halbsatz, Abs. 3, 4 und 6 finden entsprechende Anwendung.
(6) Der Ruhensbetrag darf die von der zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung gewährte Versorgung
nicht übersteigen. Dem Ruhestandsbeamten ist mindestens ein Betrag in Höhe von zwanzig vom Hundert seines deut-
schen Ruhegehalts zu belassen. Satz 2 gilt nicht, wenn die Unterschreitung der Mindestbelassung darauf beruht, dass
1. das deutsche Ruhegehalt in Höhe des Betrages ruht, der einer Minderung des Vomhundertsatzes um 1,79375

für jedes Jahr im zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Dienst entspricht, oder
2. Absatz 1 Satz 3 anzuwenden ist.
(7) § 53 Abs. 6 gilt entsprechend.
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§ 57 Kürzung der Versorgungsbezüge nach der Ehescheidung
(1) Sind Anwartschaften in einer gesetzlichen Rentenversicherung nach § 1587b Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs durch Entscheidung des Familiengerichts begründet worden, werden nach Wirksamkeit dieser Entscheidung
die Versorgungsbezüge des verpflichteten Ehegatten und seiner Hinterbliebenen nach Anwendung von Ruhens-, Kür-
zungs- und Anrechnungsvorschriften um den nach Absatz 2 oder 3 berechneten Betrag gekürzt. Das Ruhegehalt, das
der verpflichtete Ehegatte im Zeitpunkt der Wirksamkeit der Entscheidung des Familiengerichts über den Versor-
gungsausgleich erhält, wird erst gekürzt, wenn aus der Versicherung des berechtigten Ehegatten eine Rente zu
gewähren ist. Das einer Vollwaise zu gewährende Waisengeld wird nicht gekürzt, wenn nach dem Recht der gesetz-
lichen Rentenversicherungen die Voraussetzungen für die Gewährung einer Waisenrente aus der Versicherung des
berechtigten Ehegatten nicht erfüllt sind.
(2) Der Kürzungsbetrag für das Ruhegehalt berechnet sich aus dem Monatsbetrag der durch die Entscheidung des
Familiengerichts begründeten Anwartschaften. Dieser Monatsbetrag erhöht oder vermindert sich bei einem Beamten
um die Vomhundertsätze der nach dem Ende der Ehezeit bis zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand eingetre-
tenen Erhöhungen oder Verminderungen der beamtenrechtlichen Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen festge-
setzt sind. Vom Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand an, bei einem Ruhestandsbeamten vom Tag nach dem Ende
der Ehezeit an, erhöht oder vermindert sich der Kürzungsbetrag in dem Verhältnis, in dem sich das Ruhegehalt vor
Anwendung von Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften durch Anpassung der Versorgungsbezüge erhöht
oder vermindert.
(3) Der Kürzungsbetrag für das Witwen- und Waisengeld berechnet sich aus dem Kürzungsbetrag nach Absatz 2 für
das Ruhegehalt, das der Beamte erhalten hat oder hätte erhalten können, wenn er am Todestag in den Ruhestand
getreten wäre, nach den Anteilssätzen des Witwen- oder Waisengeldes.
(4) Ein Unterhaltsbeitrag nach § 22 Abs. 2 oder 3 oder nach entsprechendem bisherigen Recht und eine Abfin-
dungsrente nach bisherigem Recht (§ 153 des Bundesbeamtengesetzes und entsprechende Vorschriften) werden nicht
gekürzt.
(5) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 und des § 5 des Gesetzes zur Regelung von Härten im Versorgungsaus-
gleich vom 21. Februar 1983 (BGBl. I S. 105) steht die Zahlung des Ruhegehalts des verpflichteten Ehegatten für den
Fall rückwirkender oder erst nachträglich bekannt werdender Rentengewährung an den berechtigten Ehegatten unter
dem Vorbehalt der Rückforderung.

§ 58 Abwendung der Kürzung der Versorgungsbezüge
(1) Die Kürzung der Versorgungsbezüge nach § 57 kann von dem Beamten oder Ruhestandsbeamten ganz oder teil-
weise durch Zahlung eines Kapitalbetrages an den Dienstherrn abgewendet werden.
(2) Als voller Kapitalbetrag wird der Betrag angesetzt, der aufgrund der Entscheidung des Familiengerichts nach
§ 1587b Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zur Begründung der Anwartschaft auf die bestimmte Rente zu leisten
gewesen wäre, erhöht oder vermindert um die Hundertsätze der nach dem Tage, an dem die Entscheidung des Fami-
liengerichts ergangen ist, bis zum Tag der Zahlung des Kapitalbetrages eingetretenen Erhöhungen oder Verminde-
rungen der beamtenrechtlichen Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen festgesetzt sind. Vom Zeitpunkt des Eintritts
in den Ruhestand an, bei einem Ruhestandsbeamten von dem Tage, an dem die Entscheidung des Familiengerichts
ergangen ist, erhöht oder vermindert sich der Kapitalbetrag in dem Verhältnis, in dem sich das Ruhegehalt vor Anwen-
dung von Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften durch Anpassung der Versorgungsbezüge erhöht oder
vermindert.
(3) Bei teilweiser Zahlung vermindert sich die Kürzung der Versorgungsbezüge in dem entsprechenden Verhältnis;
der Betrag der teilweisen Zahlung soll den Monatsbetrag der Dienstbezüge des Beamten oder des Ruhegehalts des
Ruhestandsbeamten nicht unterschreiten.

§ 59 Erlöschen der Versorgungsbezüge wegen Verurteilung
(1) Ein Ruhestandsbeamter,
1. gegen den wegen einer vor Beendigung des Beamtenverhältnisses begangenen Tat eine Entscheidung ergan-

gen ist, die nach § 48 des Bundesbeamtengesetzes oder entsprechendem Landesrecht zum Verlust der Beam-
tenrechte geführt hätte, oder

2. der wegen einer nach Beendigung des Beamtenverhältnisses begangenen Tat durch ein deutsches Gericht im
Geltungsbereich dieses Gesetzes im ordentlichen Strafverfahren

a) wegen einer vorsätzlichen Tat zu Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren oder
b) wegen einer vorsätzlichen Tat, die nach den Vorschriften über Friedensverrat, Hochverrat, Gefährdung des demo-

kratischen Rechtsstaates oder Landesverrat und Gefährdung der äußeren Sicherheit strafbar ist, zu Freiheits-
strafe von mindestens sechs Monaten verurteilt worden ist,

verliert mit der Rechtskraft der Entscheidung seine Rechte als Ruhestandsbeamter. Entsprechendes gilt, wenn der
Ruhestandsbeamte aufgrund einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts gemäß Artikel 18 des Grundgesetzes
ein Grundrecht verwirkt hat.
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(2) Die §§ 50 und 51 des Bundesbeamtengesetzes oder das entsprechende Landesrecht finden entsprechende
Anwendung.

§ 60 Erlöschen der Versorgungsbezüge bei Ablehnung einer erneuten Berufung
Kommt ein Ruhestandsbeamter entgegen den Vorschriften der §§ 39 und 45 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes oder
des entsprechenden Landesrechts einer erneuten Berufung in das Beamtenverhältnis schuldhaft nicht nach, obwohl
er auf die Folgen eines solchen Verhaltens schriftlich hingewiesen worden ist, so verliert er für diese Zeit seine Ver-
sorgungsbezüge. Die oberste Dienstbehörde stellt den Verlust der Versorgungsbezüge fest. Eine disziplinarrechtliche
Verfolgung wird dadurch nicht ausgeschlossen.

§ 61 Erlöschen der Witwen- und Waisenversorgung
(1) Der Anspruch der Witwen und Waisen auf Versorgungsbezüge erlischt
1. für jeden Berechtigten mit dem Ende des Monats, in dem er stirbt,
2. für jede Witwe außerdem mit dem Ende des Monats, in dem sie sich verheiratet,
3. für jede Waise außerdem mit dem Ende des Monats, in dem sie das achtzehnte Lebensjahr vollendet,
4. für jeden Berechtigten, der durch ein deutsches Gericht im Geltungsbereich dieses Gesetzes im ordentlichen

Strafverfahren wegen eines Verbrechens zu Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren oder wegen einer vor-
sätzlichen Tat, die nach den Vorschriften über Friedensverrat, Hochverrat, Gefährdung des demokratischen
Rechtsstaates oder Landesverrat und Gefährdung der äußeren Sicherheit strafbar ist, zu Freiheitsstrafe von min-
destens sechs Monaten verurteilt worden ist, mit der Rechtskraft des Urteils.

Entsprechendes gilt, wenn der Berechtigte auf Grund einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts gemäß Arti-
kel 18 des Grundgesetzes ein Grundrecht verwirkt hat. In den Fällen des Satzes 1 Nr. 4 und des Satzes 2 gilt § 41
sinngemäß. Die §§ 50 und 51 des Bundesbeamtengesetzes oder das entsprechende Landesrecht finden entspre-
chende Anwendung.
(2) Das Waisengeld wird nach Vollendung des achtzehnten Lebensjahres auf Antrag gewährt, solange die in § 32 Abs. 4
Satz 1 Nr. 2 Buchstabe a, b und d, Nr. 3 und Abs. 5 Satz 1, 2 und 4 des Einkommensteuergesetzes in der bis zum 31. Dezem-
ber 2006 geltenden Fassung genannten Voraussetzungen gegeben sind. Im Falle einer körperlichen, geistigen oder
seelischen Behinderung im Sinne des § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 des Einkommensteuergesetzes in der bis zum 31. Dezember
2006 geltenden Fassung wird das Waisengeld ungeachtet der Höhe eines eigenen Einkommens dem Grunde nach gewährt;
soweit ein eigenes Einkommen der Waise das Zweifache des Mindestvollwaisengeldes (§ 14 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung
mit § 24 Abs. 1) übersteigt, wird es zur Hälfte auf das Waisengeld zuzüglich des Unterschiedsbetrages (§ 50 Abs. 1) ange-
rechnet. Das Waisengeld nach Satz 2 wird über das siebenundzwanzigste Lebensjahr hinaus nur gewährt, wenn
1. die Behinderung bei Vollendung des siebenundzwanzigsten Lebensjahres bestanden hat oder bis zu dem sich nach

§ 32 Abs. 5 des Einkommensteuergesetzes in der bis zum 31. Dezember 2006 geltenden Fassung ergebenden
Zeitpunkt eingetreten ist, wenn die Waise sich in verzögerter Schul- oder Berufsausbildung befunden hat, und

2. die Waise ledig oder verwitwet ist oder ihr Ehegatte oder früherer Ehegatte ihr keinen ausreichenden Unter-
halt leisten kann oder dem Grunde nach nicht unterhaltspflichtig ist und sie nicht unterhält.

(3) Hat eine Witwe sich wieder verheiratet und wird die Ehe aufgelöst, so lebt der Anspruch auf Witwengeld wie-
der auf; ein von der Witwe infolge Auflösung der Ehe erworbener neuer Versorgungs-, Unterhalts- oder Rentenan-
spruch ist auf das Witwengeld und den Unterschiedsbetrag nach § 50 Abs. 1 anzurechnen. Wird eine in Satz 1 genann-
te Leistung nicht beantragt oder wird auf sie verzichtet oder wird an ihrer Stelle eine Abfindung, Kapitalleistung oder
Beitragserstattung gezahlt, ist der Betrag anzurechnen, der ansonsten zu zahlen wäre. Der Auflösung der Ehe steht die
Nichtigerklärung gleich.

§ 62 Anzeigepflicht
(1) Die Beschäftigungsstelle hat der die Versorgungsbezüge anweisenden Stelle (Regelungsbehörde) oder der die
Versorgungsbezüge zahlenden Kasse jede Verwendung eines Versorgungsberechtigten unter Angabe der gewährten
Bezüge, ebenso jede spätere Änderung der Bezüge oder die Zahlungseinstellung sowie die Gewährung einer Versor-
gung unverzüglich anzuzeigen.
(2) Der Versorgungsberechtigte ist verpflichtet, der Regelungsbehörde oder der die Versorgungsbezüge zahlenden
Kasse
1. die Verlegung des Wohnsitzes,
2. den Bezug und jede Änderung von Einkünften nach den §§ 10, 14 Abs. 5, §§ 14a, 22 Abs. 1 Satz 2 und §§

47, 47a sowie den §§ 53 bis 56 und 61 Abs. 2,
3. die Witwe auch die Verheiratung (§ 61 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2) sowie im Falle der Auflösung der neuen Ehe den

Erwerb und jede Änderung eines neuen Versorgungs-, Unterhalts- oder Rentenanspruchs (§ 61 Abs. 3 Satz 1
zweiter Halbsatz),

4. die Begründung eines neuen öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses oder eines privatrechtlichen Arbeitsver-
hältnisses im öffentlichen Dienst in den Fällen des § 47 Abs. 5 und des § 47a,
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5. die Erfüllung der allgemeinen Wartezeit nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch in den Fällen des § 12b
sowie im Rahmen der §§ 50a bis 50e

unverzüglich anzuzeigen. Auf Verlangen der Regelungsbehörde ist der Versorgungsberechtigte verpflichtet, Nachwei-
se vorzulegen oder der Erteilung erforderlicher Nachweise oder Auskünfte, die für die Versorgungsbezüge erheblich
sind, durch Dritte zuzustimmen.
(3) Kommt ein Versorgungsberechtigter der ihm nach Absatz 2 Nr. 2 und 3 auferlegten Verpflichtung schuldhaft
nicht nach, so kann ihm die Versorgung ganz oder teilweise auf Zeit oder Dauer entzogen werden. Beim Vorliegen
besonderer Verhältnisse kann die Versorgung ganz oder teilweise wieder zuerkannt werden. Die Entscheidung trifft
die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle.

§ 62a Mitteilungspflicht für den Versorgungsbericht
Öffentliche Stellen im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Bundesdatenschutzgesetzes, die Dienstvorgesetzte im Sinne des
§ 3 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes oder entsprechenden Landesrechtes sind, übermitteln dem Bundesministeri-
um des Innen die für die Erstellung des Berichtes der Bundesregierung über die Entwicklung der Versorgungsleistun-
gen erforderlichen Daten
1. zu den Gründen der Dienstunfähigkeit nach Hauptdiagnoseklassen und
2. zur Person und letzten Beschäftigung des Betroffenen, die zur statistischen Auswertung erforderlich sind.
Soweit entsprechende Daten nicht vorliegen, können bei anderen als den in Satz 1 genannten Stellen, insbesondere
solchen, die mit der ärztlichen Begutachtung beauftragt wurden, Angaben zu Gründen einer Versetzung in den Ruhe-
stand erhoben werden.

§ 63 Anwendungsbereich
Für die Anwendung des Abschnitts VII gelten
1. ein Unterhaltsbeitrag nach § 15 als Ruhegehalt,
2. ein Unterhaltsbeitrag nach § 38 als Ruhegehalt, außer für die Anwendung des § 59,
3. ein Unterhaltsbeitrag nach § 26 als Witwen- oder Waisengeld,
4. ein Unterhaltsbeitrag nach den §§ 41 und 61 Abs. 1 Satz 3 als Witwen- oder Waisengeld, außer für die Anwen-

dung des § 61 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und Satz 2,
5. ein Unterhaltsbeitrag nach § 22 Abs. 1 und § 40 als Witwengeld,
6. ein Unterhaltsbeitrag nach § 22 Abs. 2 oder 3 als Witwengeld, außer für die Anwendung des § 57,
7. ein Unterhaltsbeitrag nach § 23 Abs. 2 als Waisengeld,
7a. ein Unterhaltsbeitrag nach § 38a als Waisengeld,
8. ein Unterhaltsbeitrag nach § 50 des Bundesbeamtengesetzes und entsprechendem Landesrecht, den §§ 59

und 61 Abs. 1 Satz 4 und § 68 als Ruhegehalt, Witwen- oder Waisengeld,
9. die Bezüge der nach § 32 des Deutschen Richtergesetzes oder einer entsprechenden gesetzlichen Vorschrift

nicht im Amt befindlichen Richter und Mitglieder einer obersten Rechnungsprüfungsbehörde als Ruhegehalt,
10. die Bezüge, die nach oder entsprechend § 4 Abs. 1 Satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes gewährt werden, als

Ruhegehalt;
die Empfänger dieser Versorgungsbezüge gelten als Ruhestandsbeamte, Witwen oder Waisen.

Abschnitt VIII Sondervorschriften
§ 64 Entzug von Hinterbliebenenversorgung
(1) Die oberste Dienstbehörde kann Empfängern von Hinterbliebenenversorgung die Versorgungsbezüge auf Zeit
teilweise oder ganz entziehen, wenn sie sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grund-
gesetzes betätigt haben; § 41 gilt sinngemäß. Die diese Maßnahme rechtfertigenden Tatsachen sind in einem Unter-
suchungsverfahren festzustellen, in dem die eidliche Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen zulässig und der
Versorgungsberechtigte zu hören ist. Die Länder können andere Zuständigkeiten bestimmen.
(2) § 61 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und Satz 2 bleibt unberührt.

§ 65 Nichtberücksichtigung der Versorgungsbezüge
Werden Versorgungsberechtigte im öffentlichen Dienst (§ 53 Abs. 8) verwendet, so sind ihre Bezüge aus dieser Beschäf-
tigung ohne Rücksicht auf die Versorgungsbezüge zu bemessen. Das gleiche gilt für eine auf Grund der Beschäfti-
gung zu gewährende Versorgung.

Abschnitt IX Versorgung besonderer Beamtengruppen
§ 66 Beamte auf Zeit
(1) Für die Versorgung der Beamten auf Zeit und ihrer Hinterbliebenen gelten die Vorschriften für die Versorgung
der Beamten auf Lebenszeit und ihrer Hinterbliebenen entsprechend, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt
ist.
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(2) Für Beamte auf Zeit, die eine ruhegehaltfähige Dienstzeit von zehn Jahren zurückgelegt haben, beträgt das
Ruhegehalt, wenn es für sie günstiger ist, nach einer Amtszeit von acht Jahren als Beamter auf Zeit fünfunddreißig
vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge und steigt mit jedem weiteren vollen Amtsjahr als Beamter auf Zeit
um 1,91333 vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bis zum Höchstruhegehaltssatz von 71,75 vom Hun-
dert. Als Amtszeit rechnet hierbei auch die Zeit bis zur Dauer von fünf Jahren, die ein Beamter auf Zeit im einstweili-
gen Ruhestand zurückgelegt hat. § 14 Abs. 3 findet Anwendung. Die Sätze 1 bis 3 finden auf zu Beamten auf Zeit
ernannte Militärgeistliche keine Anwendung.
(3) Ein Übergangsgeld nach § 47 wird nicht gewährt, wenn der Beamte auf Zeit einer gesetzlichen Verpflichtung,
sein Amt nach Ablauf der Amtszeit unter erneuter Berufung in das Beamtenverhältnis weiterzuführen, nicht nach-
kommt.
(4) Führt der Beamte auf Zeit nach Ablauf seiner Amtszeit sein bisheriges Amt unter erneuter Berufung als Beam-
ter auf Zeit oder durch Wiederwahl für die folgende Amtszeit weiter, gilt für die Anwendung dieses Gesetzes das
Beamtenverhältnis als nicht unterbrochen. Satz 1 gilt entsprechend für Beamte auf Zeit, die aus ihrem bisherigen Amt
ohne Unterbrechung in ein vergleichbares oder höherwertiges Amt unter erneuter Berufung als Beamter auf Zeit
gewählt werden.
(5) Wird ein Beamter auf Zeit wegen Dienstunfähigkeit entlassen, gelten die §§ 15 und 26 entsprechend.
(6) Bei einem wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzten Wahlbeamten auf Zeit ist § 14 Abs. 3 Satz 1
Nr. 3 nicht anzuwenden, wenn er nach Ablauf seiner Amtszeit sein Amt weitergeführt hatte, obwohl er nicht gesetz-
lich dazu verpflichtet war und mit Ablauf seiner Amtszeit bereits eine Versorgungsanwartschaft erworben hatte. § 13
Abs. 1 Satz 1 findet in der bis zum 31. Dezember 2000 geltenden Fassung Anwendung.
(7) § 53 Abs. 10 gilt entsprechend für Wahlbeamte auf Zeit im Ruhestand.
(8) Wird ein Wahlbeamter auf Zeit abgewählt, erhält er bis zum Ablauf seiner Amtszeit, bei einem vorherigen Ein-
tritt in den Ruhestand oder der Entlassung längstens bis zu diesem Zeitpunkt, Versorgung mit der Maßgabe, dass das
Ruhegehalt während der ersten fünf Jahre 71,75 vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstu-
fe der Besoldungsgruppe, in der sich der Beamte zur Zeit seiner Abwahl befunden hat, beträgt. Die ruhegehaltfähige
Dienstzeit nach § 6 erhöht sich um die Zeit, in der ein Wahlbeamter auf Zeit Versorgung nach Satz 1 erhält, bis zu
fünf Jahren; das Höchstruhegehalt nach Absatz 2 darf nicht überschritten werden.
(9) Zeiten, während der ein Wahlbeamter auf Zeit nach Vollendung des siebzehnten Lebensjahres durch eine haupt-
berufliche Tätigkeit oder eine Ausbildung außerhalb der allgemeinen Schulbildung Fachkenntnisse erworben hat, die
für die Wahrnehmung des Amtes förderlich sind, können bis zu einer Gesamtzeit von vier Jahren als ruhegehaltfähig
berücksichtigt werden, die Zeit einer Fachschul- oder Hochschulausbildung einschließlich der Prüfungszeit bis zu drei
Jahren. § 49 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 67 Professoren an Hochschulen, Hochschuldozenten, Oberassistenten, Oberingenieure,
Wissenschaftliche und Künstlerische Assistenten mit Bezügen nach § 77 Abs. 3 des Bundes-
besoldungsgesetzes sowie Professoren und hauptberufliche Leiter und Mitglied
(1) Für die Versorgung der zu Beamten ernannten Professoren an Hochschulen, Hochschuldozenten, Oberassi-
stenten, Oberingenieure, Wissenschaftlichen und Künstlerischen Assistenten mit Bezügen nach § 77 Abs. 3 des Bun-
desbesoldungsgesetzes und ihrer Hinterbliebenen gelten die Vorschriften dieses Gesetzes, soweit nachfolgend nichts
anderes bestimmt ist. Satz 1 gilt auch für die Versorgung der zu Beamten ernannten Professoren und der hauptbe-
ruflichen Leiter und Mitglieder von Leitungsgremien an Hochschulen mit Bezügen nach der Bundesbesoldungsord-
nung W und ihre Hinterbliebenen.
(2) Ruhegehaltfähig ist auch die Zeit, in der die Professoren, Hochschuldozenten, Oberassistenten, Oberingenieure,
Wissenschaftlichen und Künstlerischen Assistenten nach der Habilitation dem Lehrkörper einer Hochschule angehört
haben.Als ruhegehaltfähig gilt auch die zur Vorbereitung Vorbereitung für die Promotion benötigte Zeit bis zu zwei Jah-
ren. Die in einer Habilitationsordnung vorgeschriebene Mindestzeit für die Erbringung der Habilitationsleistungen oder son-
stiger gleichwertiger wissenschaftlicher Leistungen kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden; soweit die
Habilitationsordnung eine Mindestdauer nicht vorschreibt, sind bis zu drei Jahre berücksichtigungsfähig. Die nach erfol-
greichem Abschluss eines Hochschulstudiums vor der Ernennung zum Professor, Hochschuldozenten, Oberassistenten,
Oberingenieur, Wissenschaftlichen und Künstlerischen Assistenten liegende Zeit einer hauptberuflichen Tätigkeit, in der
besondere Fachkenntnisse erworben wurden, die für die Wahrnehmung des Amtes förderlich sind, soll im Falle des § 44
Abs. 1 Nr. 4 Buchstabe c des Hochschulrahmengesetzes als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden; im Übrigen kann sie
bis zu fünf Jahren in vollem Umfang, darüber hinaus bis zur Hälfte als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden. Zeiten
nach Satz 4 können in der Regel insgesamt nicht über zehn Jahre hinaus als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden. Zei-
ten mit einer geringeren als der regelmäßigen Arbeitszeit dürfen nur zu dem Teil als ruhegehaltfähig berücksichtigt wer-
den, der dem Verhältnis der tatsächlichen zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht.
(3) Über die Ruhegehaltfähigkeit von Zeiten nach Absatz 2 sowie auf Grund der §§ 10 bis 12 soll in der Regel bei
der Berufung in das Beamtenverhältnis entschieden werden. Diese Entscheidungen stehen unter dem Vorbehalt eines
Gleichbleibens der Rechtslage, die ihnen zugrunde liegt.
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(4) Für Hochschuldozenten, Oberassistenten, Oberingenieure, Wissenschaftliche und Künstlerische Assistenten
beträgt das Übergangsgeld abweichend von § 47 Abs. 1 Satz 1 für ein Jahr Dienstzeit das Einfache, insgesamt höch-
stens das Sechsfache der Dienstbezüge (§ 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 des Bundesbesoldungsgesetzes) des letzten Monats.

§ 68 Ehrenbeamte
Erleidet der Ehrenbeamte einen Dienstunfall (§ 31), so hat er Anspruch auf ein Heilverfahren (§ 33). Außerdem kann
ihm Ersatz von Sachschäden (§ 32) und von der obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle, für Ehren-
beamte des Bundes und der Länder im Einvernehmen mit dem für das Versorgungsrecht zuständigen Ministerium
oder der von ihm bestimmten Stelle, ein nach billigem Ermessen festzusetzender Unterhaltsbeitrag bewilligt werden.
Das gleiche gilt für seine Hinterbliebenen.

Abschnitt X Vorhandene Versorgungsempfänger
§ 69 Anwendung bisherigen und neuen Rechts für am 1. Januar 1977 vorhandene
Versorgungsempfänger
(1) Die Rechtsverhältnisse der am 1. Januar 1992 vorhandenen Ruhestandsbeamten, entpflichteten Hochschul-
lehrer, Witwen, Waisen und sonstigen Versorgungsempfänger regeln sich, sofern der Versorgungsfall oder die Ent-
pflichtung vor dem 1. Januar 1977 eingetreten oder wirksam geworden ist, nach dem bis zum 31. Dezember 1976
geltenden Recht mit folgenden Maßgaben:
1. Die Witwenabfindung richtet sich nach diesem Gesetz.
2. Die §§ 3, 9, 22 Abs. 1 Satz 2 und 3, §§ 33, 34, 42 Satz 2, §§ 49 bis 50a, 51, 52, 55 Abs. 1 Satz 3 bis 7 und Abs.

2 bis 8, §§ 57 bis 65, 69e Abs. 3 und 4 sowie § 70 dieses Gesetzes sind anzuwenden. § 6 Abs. 1 Satz 5, § 10
Abs. 2, § 14a Abs. 1, 3 und 4, § 55 Abs. 1 Satz 1 und 2 und § 56 sind in der bis zum 31. Dezember 1991 gel-
tenden Fassung anzuwenden. § 14a Abs. 2 und die §§ 53 und 54 sind in der am 1. Januar 2002 geltenden
Fassung anzuwenden. In den Fällen der §§ 140 und 141a des Bundesbeamtengesetzes in der Fassung vom
28. Juli 1972 (BGBl. I S. 1288) oder des entsprechenden Landesrechts richten sich die ruhegehaltfähigen Dienst-
bezüge und der Ruhegehaltssatz nach den §§ 36 und 37 in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fas-
sung; § 69e Abs. 3 und 4 ist in diesen Fällen nicht anzuwenden. Ist in den Fällen des § 54 dieses Gesetzes die
Ruhensregelung nach dem bis zum 31. Dezember 1976 geltenden Recht für den Versorgungsempfänger gün-
stiger, verbleibt es dabei, solange eine weitere Versorgung besteht. Solange ein über den 1. Januar 1999 hin-
aus bestehendes Beschäftigungsverhältnis andauert, finden, wenn dies für den Versorgungsempfänger günsti-
ger ist, die §§ 53 und 53a in der bis zum 31. Dezember 1998 geltenden Fassung, längstens für weitere sieben
Jahre vom 1. Januar 1999 an, mit folgenden Maßgaben Anwendung:

a) Ist in den Fällen des § 53 die Ruhensregelung nach dem bis zum 31. Dezember 1976 geltenden Recht für den
Versorgungsempfänger günstiger, verbleibt es dabei, solange ein über den 31. Dezember 1976 hinaus beste-
hendes Beschäftigungsverhältnis andauert.

b) Ist in den Fällen des § 53 die Ruhensregelung nach dem bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Recht günsti-
ger, verbleibt es dabei, solange ein über den 31. Dezember 1991 hinaus bestehendes Beschäftigungsverhältnis
andauert.

c) Bei der Anwendung des § 53a Abs. 1 Satz 1 treten an die Stelle der dort genannten Vorschriften die entspre-
chenden Vorschriften des bis zum 31. Dezember 1976 geltenden Rechts.

d) § 53a gilt nicht, solange eine am 31. Dezember 1991 über diesen Zeitpunkt hinaus bestehende Beschäftigung
oder Tätigkeit eines Ruhestandsbeamten andauert.

3. Die Mindestversorgungsbezüge (§ 14 Abs. 4 Satz 2 und 3) und die Mindestunfallversorgungsbezüge bestim-
men sich nach diesem Gesetz.

4. Als Ruhegehalt im Sinne der §§ 53 bis 58, 62 und 65 gelten auch die Bezüge der entpflichteten beamteten
Hochschullehrer; die Empfänger dieser Bezüge gelten als Ruhestandsbeamte. Die Bezüge der entpflichteten
beamteten Hochschullehrer gelten unter Hinzurechnung des dem Entpflichteten zustehenden, mindestens des
zuletzt zugesicherten Vorlesungsgeldes (Kolleggeldpauschale) als Höchstgrenze im Sinne des § 53 Abs. 2 Nr. 1
und 3 dieses Gesetzes und als ruhegehaltfähige Dienstbezüge im Sinne des § 53a Abs. 2 in der bis zum 31.
Dezember 1998 geltenden Fassung. § 65 gilt nicht für entpflichtete Hochschullehrer, die die Aufgaben der von
ihnen bis zur Entpflichtung innegehabten Stelle vertretungsweise wahrnehmen.

5. Die Rechtsverhältnisse der Hinterbliebenen eines Ruhestandsbeamten, der nach dem 31. Dezember 1976 und
vor dem 1. Januar 1992 verstorben ist, richten sich nach diesem Gesetz in der bis zum 31. Dezember 1991 gel-
tenden Fassung, jedoch unter Zugrundelegung des bisherigen Ruhegehalts; § 22 Abs. 1 Satz 2 und § 55 Abs.
4 finden in der ab 1. Januar 1992 geltenden Fassung dieses Gesetzes Anwendung. § 53 findet Anwendung.
§ 53 findet, wenn dies für den Versorgungsempfänger günstiger ist, in der bis zum 31. Dezember 1998 gel-
tenden Fassung, längstens für weitere sieben Jahre vom 1. Januar 1999 an, Anwendung, solange ein über den
1. Januar 1999 hinaus bestehendes Beschäftigungsverhältnis andauert. § 53 findet, wenn dies für den Versor-
gungsempfänger günstiger ist, in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung Anwendung, solange ein
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über den 31. Dezember 1991 hinaus bestehendes Beschäftigungsverhältnis, längstens für weitere sieben Jah-
re vom 1. Januar 1999 an, andauert. § 26 dieses Gesetzes ist auch auf Hinterbliebene eines früheren Beam-
ten auf Lebenszeit oder auf Widerruf anwendbar, dem nach dem bis zum 31. Dezember 1976 geltenden Recht
ein Unterhaltsbeitrag bewilligt war oder hätte bewilligt werden können. Für die Hinterbliebenen eines ent-
pflichteten Hochschullehrers, der nach dem 31. Dezember 1976 und vor dem 1. Januar 1992 verstorben ist,
gilt § 91 Abs. 2 Nr. 3 in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung entsprechend.

6. Die Rechtsverhältnisse der Hinterbliebenen eines Ruhestandsbeamten, der nach dem 31. Dezember 1991 ver-
storben ist, regeln sich nach diesem Gesetz, jedoch unter Zugrundelegung des bisherigen Ruhegehalts; § 56
findet in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung Anwendung. Für die Hinterbliebenen eines ent-
pflichteten Hochschullehrers, der nach dem 31. Dezember 1991 verstorben ist, gilt § 91 Abs. 2 Nr. 3 entspre-
chend.

(2) Für die am 1. Januar 1977 vorhandenen früheren Beamten, früheren Ruhestandsbeamten und ihre Hinterblie-
benen gelten die §§ 38, 41 und 61 Abs. 1 Satz 3; § 82 findet in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung
Anwendung. Für eine sich danach ergebende Versorgung gelten die Vorschriften des Absatzes 1, wobei § 38 Abs. 4
Satz 3 und § 38 Abs. 5 anzuwenden sind.
(3) Haben nach bisherigem Recht Versorgungsbezüge nicht zugestanden, werden Zahlungen nur auf Antrag
gewährt, und zwar vom Ersten des Monats, in dem der Antrag gestellt worden ist. Anträge, die bis zum 31. Dezember
1977 gestellt werden, gelten als am 1. Januar 1977 gestellt.
(4) Absatz 1 Nr. 2 Satz 3 ist mit dem Inkrafttreten der achten auf den 31. Dezember 2002 folgenden Anpassung
nach § 70 nicht mehr anzuwenden. Ab dem genannten Zeitpunkt sind die §§ 14a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 2,
§§ 53 und 54 dieses Gesetzes anzuwenden.

§ 69a Anwendung bisherigen und neuen Rechts für am 1. Januar 1992 vorhandene
Versorgungsempfänger
Die Rechtsverhältnisse der am 1. Januar 1992 vorhandenen Ruhestandsbeamten, entpflichteten Hochschullehrer, Wit-
wen, Waisen und sonstigen Versorgungsempfänger regeln sich, sofern der Versorgungsfall oder die Entpflichtung nach
dem 31. Dezember 1976 eingetreten oder wirksam geworden ist, nach dem bis zum 31. Dezember 1991 geltenden
Recht mit folgenden Maßgaben:
1. § 22 Abs. 1 Satz 2 und 3, § 42 Satz 2, §§ 49 bis 50a, §§ 52, 55 Abs. 1 Satz 3 bis 7 und Abs. 2 bis 8, §§ 61, 62

und 69e Abs. 3, 4 und 6 dieses Gesetzes sind anzuwenden. § 14a Abs. 2 und die §§ 53 und 54 sind in der am
1. Januar 2002 geltenden Fassung anzuwenden.

2. Solange ein über den 1. Januar 1999 hinaus bestehendes Beschäftigungsverhältnis andauert, finden, wenn
dies für den Versorgungsempfänger günstiger ist, die §§ 53 und 53a in der bis zum 31. Dezember 1998 gel-
tenden Fassung, längstens für weitere sieben Jahre vom 1. Januar 1999 an, mit folgenden Maßgaben Anwen-
dung:

a) Ist in den Fällen des § 53 die Ruhensregelung nach dem bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Recht günsti-
ger, verbleibt es dabei, solange ein über den 31. Dezember 1991 hinaus bestehendes Beschäftigungsverhältnis
andauert.

b) Bei der Anwendung des § 53a Abs. 1 Satz 1 treten an die Stelle der dort genannten Vorschriften die entspre-
chenden Vorschriften des bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Rechts.

c) § 53a gilt nicht, solange eine am 31. Dezember 1991 über diesen Zeitpunkt hinaus bestehende Beschäftigung
oder Tätigkeit eines Ruhestandsbeamten andauert.

3. Die Rechtsverhältnisse der Hinterbliebenen eines Ruhestandsbeamten, der nach dem 31. Dezember 1991 ver-
storben ist, regeln sich nach den ab dem 1. Januar 1992 geltenden Vorschriften, jedoch unter Zugrundelegung
des bisherigen Ruhegehalts. § 56 findet in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung Anwendung.
Für die Hinterbliebenen eines entpflichteten Hochschullehrers, der nach dem 31. Dezember 1991 verstorben
ist, gilt § 91 Abs. 2 Nr. 3 entsprechend.

4. § 69 Abs. 1 Nr. 3 gilt entsprechend.
5. Nummer 1 Satz 2 ist mit dem Inkrafttreten der achten auf den 31. Dezember 2002 folgenden Anpassung nach

§ 70 nicht mehr anzuwenden. Ab dem genannten Zeitpunkt sind § 14a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 2 sowie die
§§ 53 und 54 dieses Gesetzes anzuwenden.

§ 69b Übergangsregelungen für vor dem 1. Juli 1997 bewilligte Freistellungen und
eingetretene Versorgungsfälle
(1) § 6 Abs. 1 Satz 4 und 5, § 12 Abs. 5, § 13 Abs. 1 Satz 3 und § 14 Abs. 4 Satz 4 gelten nicht für Freistellungen,
die vor dem 1. Juli 1997 bewilligt und angetreten worden sind.
(2) Für Versorgungsfälle, die vor dem 1. Juli 1997 eingetreten sind, finden § 5 Abs. 2, § 12 Abs. 1 Satz 1, § 13
Abs. 1 Satz 1, § 36 Abs. 2 und § 66 Abs. 7 in der bis zum 30. Juni 1997 geltenden Fassung Anwendung. Satz 1 gilt
entsprechend für künftige Hinterbliebene eines vor dem 1. Juli 1997 vorhandenen Versorgungsempfängers. Ver-
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sorgungsempfänger, die am 28. Februar 1997 einen Erhöhungsbetrag nach § 14 Abs. 2 in der an diesem Tag gelten-
den Fassung bezogen haben, erhalten diesen weiter mit der Maßgabe, dass sich dieser Erhöhungsbetrag bei der näch-
sten allgemeinen Erhöhung der Versorgungsbezüge um die Hälfte verringert; die Verringerung darf jedoch die Hälfte
der allgemeinen Erhöhung nicht übersteigen. Bei einer weiteren allgemeinen Erhöhung der Versorgungsbezüge ent-
fällt der verbleibende Erhöhungsbetrag. Versorgungsempfänger, die am 30. Juni 1997 einen Anpassungszuschlag
gemäß § 71 in der an diesem Tag geltenden Fassung bezogen haben, erhalten diesen in Höhe des zu diesem Zeit-
punkt zustehenden Betrages weiter. Künftige Hinterbliebene der in den Sätzen 3 und 5 genannten Versorgungsemp-
fänger erhalten die jeweiligen Beträge entsprechend anteilig.

§ 69c Übergangsregelungen für vor dem 1. Januar 1999 eingetretene Versorgungsfälle und
für am 1. Januar 1999 vorhandene Beamte
(1) Für Versorgungsfälle, die vor dem 1. Januar 1999 eingetreten sind, finden § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, § 5 Abs. 3
bis 5, die §§ 7, 14 Abs. 6 sowie die §§ 43 und 66 Abs. 6 in der bis zum 31. Dezember 1998 geltenden Fassung Anwen-
dung. Satz 1 gilt entsprechend für künftige Hinterbliebene eines vor dem 1. Januar 1999 vorhandenen Versorgungs-
empfängers.
(2) Für Beamte, die vor dem 1. Januar 2001 befördert worden sind oder denen ein anderes Amt mit höherem End-
grundgehalt verliehen worden ist, findet § 5 Abs. 3 bis 5 in der bis zum 31. Dezember 1998 geltenden Fassung Anwen-
dung.
(3) Für Beamte, denen erstmals vor dem 1. Januar 1999 ein Amt im Sinne des § 36 des Bundesbeamtengesetzes
oder des entsprechenden Landesrechts übertragen worden war, finden § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, die §§ 7 und 14 Abs. 6
in der bis zum 31. Dezember 1998 geltenden Fassung Anwendung.
(4) Die §§ 53 und 53a in der bis zum 31. Dezember 1998 geltenden Fassung finden, wenn dies für den Versor-
gungsempfänger günstiger ist, längstens für weitere sieben Jahre vom 1. Januar 1999 an, Anwendung, solange eine
am 31. Dezember 1998 über diesen Zeitpunkt hinaus ausgeübte Beschäftigung oder Tätigkeit des Versorgungsemp-
fängers andauert. Im Falle des Satzes 1 sind ebenfalls anzuwenden § 2 Abs. 5 Satz 4, Abs. 7 und 8 des Gesetzes zur
Übernahme der Beamten und Arbeitnehmer der Bundesanstalt für Flugsicherung vom 23. Juli 1992 (BGBl. I S. 1370,
1376) in der bis zum 31. Dezember 1998 geltenden Fassung sowie § 2 Abs. 3 des Bundeswehrbeamtenanpassungs-
gesetzes vom 20. Dezember 1991 (BGBl. I S. 2378) in der bis zum 31. Dezember 1997 geltenden Fassung und § 2
Abs. 3 des Gesetzes zur Verbesserung der personellen Struktur in der Bundeszollverwaltung vom 11. Dezember 1990
(BGBl. I S. 2682, 2690) in der bis zum 31. Dezember 1995 geltenden Fassung.
(5) § 56 findet Anwendung, soweit Zeiten im Sinne des § 56 erstmals nach dem 1. Januar 1999 zurückgelegt wer-
den. Im Übrigen ist § 56 in der bis zum 30. September 1994 geltenden Fassung anzuwenden, es sei denn, die Anwen-
dung des § 56 in der bis zum 31. Dezember 1998 geltenden Fassung ist für den Versorgungsempfänger günstiger.
Bei der Anwendung des Satzes 2 bleibt § 85 Abs. 6 unberührt; dies gilt nicht, wenn Zeiten im Sinne des § 56 Abs. 1
erstmals ab dem 1. Januar 1999 zurückgelegt worden sind.
(6) und (7) (weggefallen)

§ 69d Übergangsregelungen für vor dem 1. Januar 2001 eingetretene Versorgungsfälle und
für am 1. Januar 2001 vorhandene Beamte und Versorgungsempfänger
(1) Auf Versorgungsfälle, die vor dem 1. Januar 2001 eingetreten sind, sind § 13 Abs. 1 Satz 1, § 14 Abs. 3
und § 36 Abs. 2 in der bis zum 31. Dezember 2000 geltenden Fassung anzuwenden; § 85a ist in der bis zum 31.
Dezember 2000 geltenden Fassung anzuwenden, wenn dies für den Versorgungsempfänger günstiger ist. Satz 1
gilt entsprechend für künftige Hinterbliebene eines vor dem 1. Januar 2001 vorhandenen Versorgungsempfän-
gers.
(2) Für am 1. Januar 2001 vorhandene Wahlbeamte auf Zeit im Ruhestand, deren Beschäftigungsverhältnis über den
1. Januar 2001 hinaus andauert, gilt § 53a in der bis zum 31. Dezember 2000 geltenden Fassung längstens bis zum
31. Dezember 2007, wenn dies für den Versorgungsempfänger günstiger ist als die Anwendung des § 53 Abs. 10.
Für am 1. Januar 1992 vorhandene Wahlbeamte auf Zeit im Ruhestand bleibt § 69a unberührt.
(3) Für am 1. Januar 2001 vorhandene Beamte, die bis zum 31. Dezember 2003 wegen Dienstunfähigkeit in den
Ruhestand versetzt werden, gilt Folgendes:
1. § 14 Abs. 3 ist mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

Zeitpunkt der Minderung des Ruhegehalts Höchstsatz
Versetzung in für jedes Jahr des vorgezogenen der Gesamtminderung des

den Ruhestand Ruhestandes (vom Hundert) Ruhegehalts (vom Hundert)

vor dem 1. 1. 2002 1,8 3,6
vor dem 1. 1. 2003 2,4 7,2
vor dem 1. 1. 2004 3,0 10,8
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2. § 13 Abs. 1 Satz 1 ist mit folgenden Maßgaben anzuwenden:

Zeitpunkt der Versetzung Umfang der Berücksichtigung als
in den Ruhestand Zurechnungszeit in Zwölfteln

vor dem 1. 1. 2002 5
vor dem 1. 1. 2003 6
vor dem 1. 1. 2004 7

(4) Für am 1. Januar 2001 vorhandene Beamte, die vor dem 1. Januar 1942 geboren sind, wegen Dienstunfähig-
keit in den Ruhestand versetzt werden und zu diesem Zeitpunkt mindestens 40 Jahre ruhegehaltfähige Dienstzeit
nach § 6, § 8 oder § 9 zurückgelegt haben, gilt Absatz 1 entsprechend.
(5) Auf am 1. Januar 2001 vorhandene Beamte, die bis zum 16. November 1950 geboren und am 16. November
2000 schwerbehindert im Sinne des § 2 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sind sowie nach § 42 Abs. 4
Nr. 1 des Bundesbeamtengesetzes oder entsprechendem Landesrecht in den Ruhestand versetzt werden, ist § 14
Abs. 3 nicht anzuwenden.
(6) Für am 1. Januar 2001 vorhandene Beamte, die nach dem 16. November 2000 schwerbehindert im Sinne des
§ 2 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch werden und nach § 42 Abs. 4 Nr. 1 des Bundesbeamtengesetzes
oder entsprechendem Landesrecht in den Ruhestand versetzt werden, ist § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 mit der Maßgabe
anzuwenden, dass an die Stelle der Vollendung des 63. Lebensjahres

a) die Vollendung des 61. Lebensjahres tritt, wenn sie vor dem 1. Januar 1942 geboren sind,
b) die Vollendung des 62. Lebensjahres tritt, wenn sie vor dem 1. Januar 1943 geboren sind;

sind sie vor dem 1. Januar 1941 geboren, ist § 14 Abs. 3 nicht anzuwenden.

§ 69e Übergangsregelungen aus Anlass des Versorgungsänderungsgesetzes 2001
(1) Die Rechtsverhältnisse der am 1. Januar 2002 vorhandenen Ruhestandsbeamten, entpflichteten Hochschul-
lehrer, Witwen, Waisen und sonstigen Versorgungsempfänger regeln sich nach dem bis zum 31. Dezember 2001 gel-
tenden Recht mit folgenden Maßgaben: Die Absätze 3, 4 und 6, § 22 Abs. 1 Satz 3, § 42 Satz 2, §§ 49 bis 50a, 50b,
50d, 50e, 52, 54 Abs. 1 Satz 2, § 55 Abs. 1 Satz 3 bis 7 sowie die §§ 61, 62 und 85 Abs. 11 dieses Gesetzes sind
anzuwenden.
(2) Auf Versorgungsfälle, die nach dem 31. Dezember 2001 eintreten, sind § 14 Abs. 1 und 6, § 14a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3
und Abs. 2, § 47a Abs. 1, §§ 50e, 53 Abs. 2 Nr. 3, § 54 Abs. 2 sowie § 66 Abs. 2 und 8 in der bis zum 31. Dezember 2002
geltenden Fassung anzuwenden; § 56 Abs. 1 und 6 dieses Gesetzes ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass anstelle der
Zahl „1,79375“ die Zahl „1,875“ sowie anstelle der Zahl „2,39167“ die Zahl „2,5“ tritt. § 50e Abs. 1 dieses Gesetzes ist
mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle der Zahl „66,97“ die Zahl „70“ tritt. Die Sätze 1 und 2 sind mit dem
Inkrafttreten der achten auf den 31. Dezember 2002 folgenden Anpassung nach § 70 nicht mehr anzuwenden.
(3) Ab der ersten auf den 31. Dezember 2002 folgenden Anpassung nach § 70 werden die der Berechnung der
Versorgungsbezüge zugrunde liegenden ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bis zur siebten Anpassung nach § 70 durch
einen Anpassungsfaktor nach Maßgabe der folgenden Tabelle vermindert:

Anpassung nach dem Anpassungsfaktor
31. 12. 2002

1. 0,99458
2. 0,98917
3. 0,98375
4. 0,97833
5. 0,97292
6. 0,96750
7. 0,96208

Dies gilt nicht für das Ruhegehalt, das durch Anwendung des § 14 Abs. 4 Satz 1 und 2 und § 91 Abs. 2 Nr. 1 ermit-
telt ist. Für Versorgungsbezüge, deren Berechnung ein Ortszuschlag nach dem Bundesbesoldungsgesetz in der bis
zum 30. Juni 1997 geltenden Fassung nicht zugrunde liegt, und für Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen fest-
gesetzt sind, sowie bei der Anwendung von Ruhensvorschriften (§§ 53 bis 56) gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend.
Zu den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen im Sinne des Satzes 1 gehören auch die Anpassungszuschläge, der Struk-
turausgleich sowie Erhöhungszuschläge nach den Artikeln 5 und 6 des Siebenten Gesetzes zur Änderung des Bun-
desbesoldungsgesetzes vom 15. April 1970 (BGBl. I S. 339) und entsprechendem Landesrecht. Für die von den
Erhöhungen 2003/2004 nach § 71 ausgenommenen Versorgungsempfänger beginnt die Verminderung nach Satz 1
am 1. Januar 2005 mit dem dritten Anpassungsfaktor.
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(4) In Versorgungsfällen, die vor der achten auf den 31. Dezember 2002 folgenden Anpassung nach § 70 einge-
treten sind, wird der den Versorgungsbezügen zugrunde liegende Ruhegehaltssatz mit dem Inkrafttreten und vor dem
Vollzug der achten Anpassung nach § 70 mit dem Faktor 0,95667 vervielfältigt; § 14 Abs. 1 Satz 2 und 3 ist anzu-
wenden. Der nach Satz 1 verminderte Ruhegehaltssatz gilt als neu festgesetzt. Er ist ab dem Tag der achten Anpas-
sung nach § 70 der Berechnung der Versorgungsbezüge zugrunde zu legen.
(4a) Für die Verteilung der Versorgungslasten bei Beamten und Richtern, die vor dem 1. Januar 2002 in den Dienst
eines anderen Dienstherrn übernommen worden sind, gilt § 107b Abs. 1 in der bis zum 31. Dezember 2001 gelten-
den Fassung.
(5) § 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 ist in der bis zum 31. Dezember 2001 geltenden Fassung anzuwenden, wenn die Ehe
vor dem 1. Januar 2002 geschlossen wurde. § 20 Abs. 1 Satz 1 ist in der bis zum 31. Dezember 2001 geltenden Fas-
sung anzuwenden, wenn die Ehe vor dem 1. Januar 2002 geschlossen wurde und mindestens ein Ehegatte vor dem
2. Januar 1962 geboren ist. § 50c ist in diesen Fällen nicht anzuwenden. Im Übrigen gilt Absatz 1 für künftige Hin-
terbliebene eines vor dem 1. Januar 2002 vorhandenen Versorgungsempfängers entsprechend.
(6) Für die Anwendung des § 36 Abs. 3 gilt unbeschadet des § 85 der § 14 Abs. 1 Satz 1 in der bis zum 31. Dezem-
ber 2002 geltenden Fassung. In den Fällen des Satzes 1 sowie des § 37 sind die Absätze 3 und 4 sowie § 85 Abs. 11
nicht anzuwenden.

Abschnitt XI Anpassung der Versorgungsbezüge
§ 70 Allgemeine Anpassung
(1) Werden die Dienstbezüge der Besoldungsberechtigten allgemein erhöht oder vermindert, sind von demselben
Zeitpunkt an die Versorgungsbezüge durch Bundesgesetz entsprechend zu regeln.
(2) Als allgemeine Änderung der Dienstbezüge im Sinne des Absatzes 1 gelten auch die Neufassung der Grund-
gehaltstabelle mit unterschiedlicher Änderung der Grundgehaltssätze und die allgemeine Erhöhung oder Verminderung
der Dienstbezüge um feste Beträge.

§ 71 Erhöhung der Versorgungsbezüge
(1) Bei Versorgungsempfängern gilt die Erhöhung nach § 14 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes entsprechend
für die in Artikel 2 § 2 Abs. 1 bis 5 des Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungsgesetzes 1995 vom 18.
Dezember 1995 (BGBl. I S. 1942) genannten Bezügebestandteile sowie für die in § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und § 84
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4, 5 und 7 des Bundesbesoldungsgesetzes aufgeführten Stellenzulagen und Bezüge, soweit von der
Ermächtigung nach Absatz 4 innerhalb von drei Monaten nach dem 21. Dezember 2004 kein Gebrauch gemacht wird.
Satz 1 gilt für Empfänger von Versorgungsbezügen der weggefallenen Besoldungsgruppe A 1 entsprechend. § 14
Abs. 2 Satz 3 des Bundesbesoldungsgesetzes gilt entsprechend.
(2) Versorgungsbezüge, deren Berechnung ein Ortszuschlag nach dem Bundesbesoldungsgesetz in der bis zum
30. Juni 1997 geltenden Fassung nicht zugrunde liegt, werden ab 1. August 2004 um 0,9 vom Hundert erhöht, wenn
der Versorgungsfall vor dem 1. Juli 1997 eingetreten ist, soweit von der Ermächtigung nach Absatz 4 innerhalb von drei
Monaten nach dem 21. Dezember 2004 kein Gebrauch gemacht wird. § 14 Abs. 2 Satz 3 des Bundesbesoldungsge-
setzes gilt entsprechend. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für
1. Hinterbliebene eines vor dem 1. Juli 1997 vorhandenen Versorgungsempfängers,
2. Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen festgesetzt sind,
3. den Betrag nach Artikel 13 § 2 Abs. 4 des Fünften Gesetzes zur Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften vom

28. Mai 1990 (BGBl. I S. 967).
(3) Bei Versorgungsempfängern, deren Versorgungsbezügen ein Grundgehalt der Besoldungsgruppen A 1 bis A 8
oder ein Grundgehalt nach Zwischenbesoldungsgruppen zugrunde liegt, vermindert sich das Grundgehalt ab 1. August
2004 um 47,71 Euro, wenn ihren ruhegehaltfähigen Dienstbezügen die Stellenzulage nach Vorbemerkung Nummer 27
Abs. 1 Buchstabe a oder b der Bundesbesoldungsordnungen A und B bei Eintritt in den Ruhestand nicht zugrunde
gelegen hat.
(4) Die Länder werden ermächtigt, jeweils für ihren Bereich durch Gesetz zu regeln, dass die Anpassung nach
Absatz 1 für die Ämter der den Staatssekretären des Bundes vergleichbaren Versorgungsempfänger in den Ländern ent-
sprechend § 14 Abs. 2 Satz 3 des Bundesbesoldungsgesetzes bestimmt werden kann.

§ 72 Einmalzahlung im Jahr 2004
(1) Am 1. November 2004 vorhandene Empfänger von laufenden Versorgungsbezügen erhalten, soweit von der
Ermächtigung nach Absatz 5 innerhalb von drei Monaten nach dem 16. September 2003 kein Gebrauch gemacht
wird, eine Einmalzahlung, die sich nach dem jeweiligen maßgebenden Ruhegehaltssatz und den Anteilssätzen des
Witwen- und Waisengeldes sowie des Unterhaltsbeitrages aus dem Betrag von 50 Euro ergibt. § 85 Abs. 1 Satz 2 des
Bundesbesoldungsgesetzes gilt entsprechend.
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Empfänger von Versorgungsbezügen nach § 2 Nr. 2 der Beamtenversorgungs-
Übergangsverordnung mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Betrages von 50 Euro der Betrag von 46,25 Euro tritt.
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(3) Am 1. November 2004 vorhandene Empfänger von laufenden Versorgungsbezügen im Sinne des § 71 Abs. 2
erhalten eine Einmalzahlung in Höhe von 30 Euro. Witwen und versorgungsberechtigte geschiedene Ehefrauen erhal-
ten 18 Euro, Empfänger von Vollwaisengeld 6 Euro und Empfänger von Halbwaisengeld 4 Euro. Die Einmalzahlun-
gen der Sätze 1 und 2 werden für die Versorgungsempfänger nach Absatz 5 sowie deren Hinterbliebene im Sinne des
Satzes 2 und versorgungsberechtigten geschiedenen Ehegatten nur gewährt, soweit von der Ermächtigung nach
Absatz 5 innerhalb von drei Monaten nach dem 16. September 2003 kein Gebrauch gemacht wird.
(4) Zu den laufenden Versorgungsbezügen im Sinne der Absätze 1 bis 3 gehören auch der Ausgleich und der Min-
destbelassungsbetrag nach Artikel 2 § 2 Abs. 1 bis 3 und Artikel 3 § 3 Abs. 2 bis 4 des 2. Haushaltsstrukturgesetzes
vom 22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1523), geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 29. Juni 1998 (BGBl. I S. 1666).
Bei Empfängern von Mindestversorgungsbezügen gilt der jeweils maßgebende Mindestruhegehaltssatz; Absatz 3 ist
im Falle der Gewährung von Mindestversorgung nicht anzuwenden.
(5) Die Länder werden ermächtigt, jeweils für ihren Bereich durch Gesetz zu regeln, dass die Einmalzahlung nach
Absatz 1 für die Ämter der den Staatssekretären des Bundes vergleichbaren Versorgungsempfänger in den Ländern ent-
sprechend § 85 Abs. 1 Satz 2 des Bundesbesoldungsgesetzes bestimmt werden kann.

§ 73 Gewährung der Einmalzahlung
(1) Die Einmalzahlungen nach § 85 des Bundesbesoldungsgesetzes und nach § 72 werden nicht nebeneinander
gewährt; dies gilt auch bei mehreren Ansprüchen nach einer dieser Rechtsnormen. Die Einmalzahlung bleibt bei son-
stigen Versorgungsleistungen unberücksichtigt.
(2) Der Anspruch aus einem Dienstverhältnis geht dem Anspruch aus dem Rechtsverhältnis als Versorgungsemp-
fänger vor. Der Anspruch aus einem späteren Rechtsverhältnis als Versorgungsempfänger geht dem Anspruch aus
einem früheren Rechtsverhältnis als Versorgungsempfänger vor. Beim Zusammentreffen von Ruhegehalt mit Hin-
terbliebenenversorgung bemisst sich die Einmalzahlung nach dem Ruhegehalt; sie wird neben dem Ruhegehalt gezahlt.
(3) Ruhens- und Anrechnungsvorschriften sowie Vorschriften über die anteilige Kürzung sind nicht anzuwenden.
(4) Im Sinne der Absätze 1 und 2 stehen der Einmalzahlung entsprechende Leistungen aus einem anderen Rechts-
verhältnis im öffentlichen Dienst (§ 40 Abs. 6 des Bundesbesoldungsgesetzes und § 53 Abs. 8) nach diesen Vorschriften
gleich. Dem öffentlichen Dienst im Sinne des Satzes 1 steht der Dienst bei öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften
und ihren Verbänden gleich.

§§ 74 bis 76
(weggefallen)

Abschnitt XII
(weggefallen)

Abschnitt XIII Übergangsvorschriften neuen Rechts
§ 84 Ruhegehaltfähige Dienstzeit
Für am 1. Januar 1977 vorhandene Beamte können zum Ausgleich von Härten Zeiten, die nach dem bis zum 31.
Dezember 1976 geltenden Recht ruhegehaltfähig waren, als ruhegehaltfähig galten oder als ruhegehaltfähig berück-
sichtigt werden konnten und vor dem 1. Januar 1977 zurückgelegt worden sind, im Anwendungsbereich des bis zum
31. Dezember 1976 geltenden Rechts als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden. Die Entscheidung trifft der für das
Versorgungsrecht zuständige Minister oder die von ihm bestimmte Stelle.

§ 85 Ruhegehaltssatz für am 31. Dezember 1991 vorhandene Beamte
(1) Hat das Beamtenverhältnis, aus dem der Beamte in den Ruhestand tritt, oder ein unmittelbar vorangehendes
anderes öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis bereits am 31. Dezember 1991 bestanden, bleibt der zu diesem Zeit-
punkt erreichte Ruhegehaltssatz gewahrt. Dabei richtet sich die Berechnung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit und
des Ruhegehaltssatzes nach dem bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Recht; § 14 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 und 3
findet hierbei keine Anwendung. Der sich nach den Sätzen 1 und 2 ergebende Ruhegehaltssatz steigt mit jedem Jahr,
das vom 1. Januar 1992 an nach dem von diesem Zeitpunkt an geltenden Recht als ruhegehaltfähige Dienstzeit
zurückgelegt wird, um eins vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bis zum Höchstsatz von fünfundsiebzig
vom Hundert; insoweit gilt § 14 Abs. 1 Satz 2 und 3 entsprechend. Bei der Anwendung von Satz 3 bleiben Zeiten bis
zur Vollendung einer zehnjährigen ruhegehaltfähigen Dienstzeit außer Betracht; § 13 Abs. 1 findet in der bis zum 31.
Dezember 1991 geltenden Fassung Anwendung. § 14 Abs. 3 findet Anwendung.
(2) Für die Beamten auf Zeit, deren Beamtenverhältnis über den 31. Dezember 1991 hinaus fortbesteht, ist § 66
Abs. 2, 4 und 6 in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung anzuwenden.
(3) Hat das Beamtenverhältnis, aus dem der Beamte in den Ruhestand tritt, oder ein unmittelbar vorangehendes
anderes öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis bereits am 31. Dezember 1991 bestanden und erreicht der Beamte vor
dem 1. Januar 2002 die für ihn jeweils maßgebende gesetzliche Altersgrenze, so richtet sich die Berechnung der ruhe-
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gehaltfähigen Dienstzeit und des Ruhegehaltssatzes nach dem bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Recht. Satz 1
gilt entsprechend, wenn ein von dieser Vorschrift erfasster Beamter vor dem Zeitpunkt des Erreichens der jeweils maß-
gebenden gesetzlichen Altersgrenze wegen Dienstunfähigkeit oder auf Antrag in den Ruhestand versetzt wird oder
verstirbt.
(4) Der sich nach Absatz 1, 2 oder 3 ergebende Ruhegehaltssatz wird der Berechnung des Ruhegehalts zugrunde
gelegt, wenn er höher ist als der Ruhegehaltssatz, der sich nach diesem Gesetz für die gesamte ruhegehaltfähige
Dienstzeit ergibt. Der sich nach Absatz 1 ergebende Ruhegehaltssatz darf den Ruhegehaltssatz, der sich nach dem
bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Recht ergäbe, nicht übersteigen.
(5) Hat das Beamtenverhältnis, aus dem der Beamte in den Ruhestand tritt, oder ein unmittelbar vorangehendes
anderes öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis bereits am 31. Dezember 1991 bestanden, ist § 14 Abs. 3 mit folgen-
den Maßgaben anzuwenden:

Bei Erreichen der Altersgrenze beträgt der
nach § 42 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Vomhundertsatz
des Bundesbeamtengesetzes oder der Minderung
entsprechendem Landesrecht für jedes Jahr
vor dem 1. Januar 1998 0,0
nach dem 31. Dezember 1997 0,6
nach dem 31. Dezember 1998 1,2
nach dem 31. Dezember 1999 1,8
nach dem 31. Dezember 2000 2,4
nach dem 31. Dezember 2001 3,0
nach dem 31. Dezember 2002 3,6

(6) Errechnet sich der Ruhegehaltssatz nach Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 4 Satz 2, Abs. 2 oder 3, ist ent-
sprechend diesen Vorschriften auch der Ruhegehaltssatz für die Höchstgrenze nach § 54 Abs. 2 und § 55 Abs. 2 zu
berechnen. Bei Zeiten im Sinne des § 56 Abs. 1, die bis zum 31. Dezember 1991 zurückgelegt sind, ist § 56 in der
bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung anzuwenden; soweit Zeiten im Sinne des § 56 Abs. 1 nach diesem Zeit-
punkt zurückgelegt sind, ist § 56 in der vom 1. Januar 1992 an geltenden Fassung mit der Maßgabe anzuwenden,
daß an die Stelle des Vomhundertsatzes von 1,875 der Satz von 1,0 und an die Stelle des Vomhundertsatzes von
2,5 der Satz von 1,33 tritt. Errechnet sich der Versorgungsbezug nach Absatz 2 oder 3, ist § 56 in der bis zum 31.
Dezember 1991 geltenden Fassung anzuwenden. In Fällen der Sätze 2 und 3 wird bei der Berechnung des Ruhens-
betrages auch die Dienstzeit bei einer zwischen- oder überstaatlichen Einrichtung berücksichtigt, die über volle Jah-
re hinausgeht.
(7) Die Berücksichtigung der Zeit einer Kindererziehung für ein vor dem 1. Januar 1992 geborenes Kind richtet
sich nach § 6 Abs. 1 Satz 4 und 5 in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung. Für nach dem 31. Dezem-
ber 1991 innerhalb des Beamtenverhältnisses geborene Kinder gilt hinsichtlich der Kindererziehungszeit § 50a Abs. 1
bis 7 auch dann, wenn die Berechnung des Ruhegehaltssatzes nach dem bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Recht
vorzunehmen ist.
(8) Auf die am 31. Dezember 1991 vorhandenen Beamten, denen aufgrund eines bis zu diesem Zeitpunkt erlittenen
Dienstunfalles ein Unfallausgleich gewährt wird, findet § 35 in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung
Anwendung.
(9) Bei der Anwendung der Absätze 1 und 3 bleibt der am 31. Dezember 1991 erreichte Ruhegehaltssatz auch
dann gewahrt, wenn dem Beamtenverhältnis, aus dem der Beamte in den Ruhestand tritt, mehrere öffentlich-recht-
liche Dienstverhältnisse in unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang mit dem am 31. Dezember 1991 bestehenden
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis vorangegangen sind.
(10) Einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis steht ein Beschäftigungsverhältnis im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 2
und des § 6 Abs. 1 Nr. 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch gleich.
(11) Für den nach den Absätzen 1 bis 4 ermittelten Ruhegehaltssatz sowie die in Absatz 6 Satz 2 genannten Vom-
hundertsätze gilt § 69e Abs. 4 entsprechend.

§ 85a Erneute Berufung in das Beamtenverhältnis
Bei einem nach § 39 oder § 45 des Bundesbeamtengesetzes oder dem entsprechenden Landesrecht erneut in das
Beamtenverhältnis berufenen Beamten bleibt der am Tag vor der erneuten Berufung in das Beamtenverhältnis vor
Anwendung von Ruhens-, Kürzungs- und Anrechnungsvorschriften zustehende Betrag des Ruhegehalts gewahrt. Tritt
der Beamte erneut in den Ruhestand, wird die ruhegehaltfähige Dienstzeit und das Ruhegehalt nach dem im Zeit-
punkt der Zurruhesetzung geltenden Recht berechnet. Bei der Anwendung des § 85 Abs. 1 und 3 gilt die Zeit des
Ruhestandes nicht als Unterbrechung des Beamtenverhältnisses; die Zeit im Ruhestand ist nicht ruhegehaltfähig. Das
höhere Ruhegehalt wird gezahlt.
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§ 86 Hinterbliebenenversorgung
(1) Die Gewährung von Unterhaltsbeiträgen an geschiedene Ehegatten richtet sich nach den bis zum 31. Dezem-
ber 1976 geltenden beamtenrechtlichen Vorschriften, wenn die Ehe vor dem 1. Juli 1977 geschieden, aufgehoben
oder für nichtig erklärt worden ist.
(2) Die Vorschrift des § 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 über den Ausschluss von Witwengeld findet keine Anwendung, wenn
die Ehe am 1. Januar 1977 bestanden und das bis zu diesem Zeitpunkt geltende Landesrecht den Ausschlussgrund
nicht enthalten hat. An die Stelle des fünfundsechzigsten Lebensjahres in § 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 tritt ein in der bis
zum 31. Dezember 1976 geltenden landesrechtlichen Vorschrift vorgesehenes höheres Lebensalter, wenn die Ehe am
1. Januar 1977 bestanden hat.
(3) Die Vorschriften über die Kürzung des Witwengeldes bei großem Altersunterschied der Ehegatten (§ 20 Abs. 2)
finden keine Anwendung, wenn die Ehe am 1. Januar 1977 bestanden und das bis zu diesem Zeitpunkt für den Beam-
ten oder Ruhestandsbeamten geltende Landesrecht entsprechende Kürzungsvorschriften nicht enthalten hat.
(4) Die Vorschrift des § 22 Abs. 2 in der bis zum 31. Juli 1989 geltenden Fassung findet Anwendung, wenn ein
Scheidungsverfahren bis zum 31. Juli 1989 rechtshängig geworden ist oder die Parteien bis zum 31. Juli 1989 eine
Vereinbarung nach § 1587o des Bürgerlichen Gesetzbuchs getroffen haben.

§ 87 Unfallfürsorge
(1) Für die am 1. Januar 1977 vorhandenen Beamten steht ein vor diesem Zeitpunkt erlittener Dienstunfall im Sin-
ne des bisherigen Bundes- oder Landesrechts dem Dienstunfall im Sinne dieses Gesetzes gleich.
(2) Bis zum Erlass der Rechtsverordnungen nach § 31 Abs. 3, § 33 Abs. 5 und § 43 Abs. 3 gelten die bisherigen
Verordnungen des Bundes und der Länder weiter, soweit dieses Gesetz dem nicht entgegensteht.
(3) Eine Entschädigung aus einer Unfallversicherung, für die der Dienstherr die Beiträge gezahlt hat, ist auf die
Unfallentschädigung nach § 43 Abs. 3 anzurechnen.

§ 88 Abfindung
(1) Bei der Entlassung einer verheirateten Beamtin bis zum 31. August 1977 finden die bisherigen Vorschriften
über die Abfindung nach § 152 des Bundesbeamtengesetzes oder dem entsprechenden bisherigen Landesrecht wei-
ter Anwendung.
(2) Eine erneut in das Beamtenverhältnis berufene Beamtin kann eine früher erhaltene Abfindung an ihren neuen
Dienstherrn zurückzahlen. Hierbei sind an Stelle der Dienstbezüge, die der Abfindung zugrunde lagen, die Dienstbe-
züge nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 des Bundesbesoldungsgesetzes nach der Besoldungsgruppe des vor der Abfindung
innegehabten Amtes zugrunde zu legen, die sich ergeben würden, wenn die im Zeitpunkt der erneuten Berufung in das
Beamtenverhältnis maßgebenden Grundgehalts- und Familienzuschlagssätze im Monat vor der Entlassung gegolten
hätten. Der Antrag auf Rückzahlung ist innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Geset-
zes, bei erneuter Berufung in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes innerhalb
einer Ausschlussfrist von zwei Jahren nach der Berufung in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zu stellen. Eine teil-
weise Rückzahlung der Abfindung ist nicht zulässig. Nach der Rückzahlung werden die Zeiten vor der Entlassung aus
dem früheren Dienstverhältnis besoldungs- und versorgungsrechtlich so behandelt, als wäre eine Abfindung nicht
gewährt worden. Satz 5 gilt entsprechend, wenn eine Beamtin bei erneuter Berufung in das Beamtenverhältnis inner-
halb der Ausschlussfrist nach Satz 3 auf eine zugesicherte aber noch nicht gezahlte Abfindungsrente verzichtet.

§ 89
(weggefallen)

§ 90 Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Versorgung aus zwischenstaatlicher
und überstaatlicher Verwendung
(1) Bei der Anwendung des § 56 Abs. 1 bleibt die Zeit, die ein Beamter oder Ruhestandsbeamter vor dem 1. Juli
1968 im Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung tätig war, bis zu sechs Jahren außer Betracht.
(2) Auf die am 1. Juli 1968 vorhandenen Versorgungsempfänger findet § 56 Abs. 1 Satz 3 mit der Maßgabe Anwen-
dung, dass ihnen zwölf vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge als Versorgung verbleiben.
(3) Hat ein Beamter oder Versorgungsempfänger vor dem 1. Juli 1968 bei seinem Ausscheiden aus dem öffentlichen
Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung anstelle einer Versorgung einen Kapitalbetrag als Abfin-
dung oder Zahlung aus einem Versorgungsfonds erhalten, sind Absatz 1, § 56 Abs. 3 und § 69c Abs. 5 anzuwenden.

§ 91 Hochschullehrer, Wissenschaftliche Assistenten und Lektoren
(1) Auf die Versorgung der Hochschullehrer, Wissenschaftlichen Assistenten und Lektoren im Sinne des Kapitels I,
Abschnitt V, 3. Titel des Beamtenrechtsrahmengesetzes in der vor dem Inkrafttreten des Hochschulrahmengesetzes
geltenden Fassung, die nicht als Professoren oder als Hochschulassistenten übernommen worden sind, und ihrer Hin-
terbliebenen finden die für Beamte auf Lebenszeit, auf Probe oder auf Widerruf geltenden Vorschriften dieses Geset-
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zes nach Maßgabe der bis zum 31. Dezember 1976 geltenden landesrechtlichen Vorschriften Anwendung. § 67 Abs. 2
Satz 1 gilt entsprechend.
(2) Für Professoren, die nach dem 31. Dezember 1976 von ihren amtlichen Pflichten entbunden werden (Ent-
pflichtung), und ihre Hinterbliebenen gilt Folgendes:
1. Die §§ 53 bis 58, 62 und 65 finden Anwendung; hierbei gelten die Bezüge der entpflichteten Professoren als

Ruhegehalt, die Empfänger als Ruhestandsbeamte. § 65 gilt nicht für entpflichtete Hochschullehrer, die die Auf-
gaben der von ihnen bis zur Entpflichtung innegehabten Stelle vertretungsweise wahrnehmen.

2. Die Bezüge der entpflichteten Professoren gelten unter Hinzurechnung des dem Entpflichteten zustehenden,
mindestens des zuletzt vor einer Überleitung nach dem nach § 72 des Hochschulrahmengesetzes erlassenen
Landesgesetz zugesicherten Vorlesungsgeldes (Kolleggeldpauschale) als Höchstgrenze im Sinne des § 53 Abs. 2
Nr. 1 und 3 dieses Gesetzes sowie als ruhegehaltfähige Dienstbezüge im Sinne des § 53a Abs. 2 in der bis zum
31. Dezember 1998 geltenden Fassung.

3. Für die Versorgung der Hinterbliebenen eines entpflichteten Hochschullehrers gilt dieses Gesetz mit der Maß-
gabe, dass sich die Bemessung des den Hinterbliebenenbezügen zugrunde zu legenden Ruhegehalts sowie die
Bemessung des Sterbe-, Witwen- und Waisengeldes der Hinterbliebenen nach dem vor dem 1. Januar 1977
geltenden Landesrecht bestimmt. Für die Anwendung des § 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und des § 23 Abs. 2 gelten
die entpflichteten Professoren als Ruhestandsbeamte.

4. Für Professoren, die unter § 76 Abs. 4 des Hochschulrahmengesetzes fallen, wird abweichend von Nummer 2
das Vorlesungsgeld (Kolleggeldpauschale), das ihnen beim Fortbestand ihres letzten Beamtenverhältnisses als
Professor im Landesdienst vor der Annahme des Beamtenverhältnisses an einer Hochschule der Bundeswehr
zuletzt zugesichert worden wäre, der Höchstgrenze im Sinne des § 53 Abs. 2 Nr. 1 und 3 dieses Gesetzes sowie
den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen im Sinne des § 53a Abs. 2 in der bis zum 31. Dezember 1998 gelten-
den Fassung hinzugerechnet. Für ihre Hinterbliebenen gilt in den Fällen der Nummer 3 das Landesrecht, das
für das Beamtenverhältnis als Professor im Landesdienst maßgebend war.

(3) Die Versorgung der Hinterbliebenen eines nach dem nach § 72 des Hochschulrahmengesetzes erlassenen Lan-
desgesetz übergeleiteten Professors, der einen Antrag nach § 76 Abs. 2 des Hochschulrahmengesetzes nicht gestellt
hat, regelt sich nach § 67 dieses Gesetzes, wenn der Professor vor der Entpflichtung verstorben ist.

Abschnitt XIV
(weggefallen)

Abschnitt XV Schlussvorschriften
§ 105 Außerkrafttreten
Soweit Rechtsvorschriften den Vorschriften dieses Gesetzes entsprechen oder widersprechen, treten sie mit dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes außer Kraft. Dies gilt nicht für die nachstehenden Vorschriften in der beim Inkrafttreten dieses
Gesetzes geltenden Fassung:
1. § 27 Abs. 2 des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg,
2. Artikel 77 Abs. 2, Artikel 77a, 123 des Gesetzes über kommunale Wahlbeamte des Landes Bayern,
3. § 191 des Landesbeamtengesetzes Berlin,
4. § 209 des Hamburgischen Beamtengesetzes,
5. Landesgesetze und Verwaltungsvereinbarungen über die Anwendung der Ruhensvorschriften bei Verwendung

im Dienst öffentlich-rechtlicher Religionsgesellschaften und ihrer Verbände oder bei Ersatzschulen,
6. Vorschriften über die Rechtsstellung der in den Bundestag oder den Landtag gewählten Beamten und Richter;

solche Vorschriften können auch nach Inkrafttreten dieses Gesetzes noch erlassen werden.

§ 106 Verweisung auf aufgehobene Vorschriften
Soweit in Gesetzen und Verordnungen auf Vorschriften oder Bezeichnungen verwiesen wird, die durch dieses Gesetz
außer Kraft treten oder aufgehoben werden, treten an ihre Stelle die entsprechenden Vorschriften oder die Bezeich-
nungen dieses Gesetzes.

§ 107 Ermächtigung zum Erlass von Verwaltungsvorschriften und Zuständigkeitsregelungen
(1) Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvorschriften erlässt die Bundes-
regierung mit Zustimmung des Bundesrates.
(2) Die Landesregierungen können durch Rechtsverordnung die nach diesem Gesetz den obersten Dienstbehör-
den zugewiesenen Befugnisse auf andere Stellen übertragen.

§ 107a Überleitungsregelungen aus Anlass der Herstellung der Einheit Deutschlands
(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die bis zum 31. Dezember 2009 zu erlassen
ist, mit Zustimmung des Bundesrates für die Beamtenversorgung Übergangsregelungen zu bestimmen, die den beson-
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deren Verhältnissen in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet Rechnung tragen. Diese Verord-
nungsermächtigung erstreckt sich insbesondere auf Berechnungsgrundlagen, Höhe von Versorgungsleistungen und
Ruhensregelungen abweichend von diesem Gesetz.
(2) Die Landesregierungen in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet werden ermächtigt, durch
Rechtsverordnung zu bestimmen, dass hinsichtlich der Voraussetzungen einer zweijährigen Amtszeit und des Alters
im Sinne des § 2 Nr. 1 der Beamtenversorgungs-Übergangsverordnung auf das reguläre Ende der Kommunalwahl-
periode abzustellen ist, wenn das Amt auf Grund landesrechtlicher Vorschriften vorzeitig entfällt.

§ 107b Verteilung der Versorgungslasten
(1) Wird ein Beamter oder Richter eines Dienstherrn in den Dienst eines anderen Dienstherrn übernommen und
stimmen beide Dienstherren der Übernahme vorher zu, so tragen der aufnehmende Dienstherr und der abgebende
Dienstherr bei Eintritt des Versorgungsfalles die Versorgungsbezüge anteilig nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5, wenn
der Beamte oder Richter bereits auf Lebenszeit ernannt worden ist und dem abgebenden Dienstherrn nach Ablegung
der Laufbahnprüfung oder Feststellung der Befähigung mindestens fünf Jahre zur Dienstleistung zur Verfügung stand;
dies gilt nicht für Beamte auf Zeit sowie für Beamte, die beim aufnehmenden Dienstherrn in ein Beamtenverhältnis auf
Zeit berufen werden.
(2) Versorgungsbezüge im Sinne des Absatzes 1 sind alle regelmäßig wiederkehrenden Leistungen aus dem Beam-
ten- oder Richterverhältnis, die mit oder nach Eintritt des Versorgungsfalles fällig werden. Ist dem Beamten oder Rich-
ter aus Anlass oder nach der Übernahme vom aufnehmenden Dienstherrn ein höherwertiges Amt verliehen worden,
so bemisst sich der Anteil des abgebenden Dienstherrn so, wie wenn der Beamte oder Richter in dem beim abge-
benden Dienstherrn zuletzt bekleideten Amt verblieben wäre. Entsprechendes gilt für Berufungsgewinne im Hoch-
schulbereich und für Zulagen für die Wahrnehmung einer höherwertigen Funktion.
(3) Wird der übernommene Beamte oder Richter vom aufnehmenden Dienstherrn in den einstweiligen Ruhestand
versetzt, beginnt die Versorgungslastenbeteiligung des abgebenden Dienstherrn erst mit der Antragsaltersgrenze (§ 26
Abs. 4 des Beamtenrechtsrahmengesetzes) des Beamten oder Richters, spätestens jedoch mit Einsetzen der Hin-
terbliebenenversorgung.
(4) Die Versorgungsbezüge werden in dem Verhältnis der beim abgebenden Dienstherrn abgeleisteten ruhege-
haltfähigen Dienstzeiten zu den beim aufnehmenden Dienstherrn abgeleisteten ruhegehaltfähigen Dienstzeiten auf-
geteilt, dabei bleiben Ausbildungszeiten (z. B. Studium, Vorbereitungsdienst) unberücksichtigt; Zeiten einer Beurlau-
bung, für die der beurlaubende Dienstherr die Ruhegehaltfähigkeit anerkannt oder zugesichert hat, stehen den bei
ihm abgeleisteten ruhegehaltfähigen Dienstzeiten gleich. Im Falle des Absatzes 3 wird die Zeit im einstweiligen Ruhe-
stand, soweit sie ruhegehaltfähig ist, zu Lasten des aufnehmenden Dienstherrn berücksichtigt. Zeiten, für die der
Beamte oder Richter vor der Übernahme bereits zum aufnehmenden Dienstherrn abgeordnet war, gelten als beim
abgebenden Dienstherrn abgeleistete Dienstzeiten.
(5) Der aufnehmende Dienstherr hat die vollen Versorgungsbezüge auszuzahlen. Ihm steht gegen den abgeben-
den Dienstherrn ein Anspruch auf die in den Absätzen 2 und 4 genannten Versorgungsanteile zu. Zahlt an Stelle des
aufnehmenden Dienstherrn eine Versorgungskasse die Versorgungsbezüge aus, hat der aufnehmende Dienstherr den
ihm nach Satz 2 erstatteten Betrag an die Versorgungskasse abzuführen.

§ 107c Verteilung der Versorgungslasten bei erneuter Berufung in ein öffentlich-
rechtliches Dienstverhältnis in dem Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet
Erwirbt ein Ruhestandsbeamter oder Richter im Ruhestand eines Dienstherrn im Gebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land nach dem Stand vom 2. Oktober 1990 aufgrund einer zwischen dem 3. Oktober 1990 und dem 31. Dezember
1999 erfolgten Berufung in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis bei einem Dienstherrn in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet gegen diesen einen weiteren Versorgungsanspruch, so erstattet der frühere
Dienstherr dem neuen Dienstherrn die Versorgungsbezüge in dem Umfang, in dem die beim früheren Dienstherrn ent-
standenen Versorgungsansprüche infolge der Ruhensvorschrift des § 54 nicht zur Auszahlung gelangen, sofern der
Ruhestandsbeamte oder Richter im Ruhestand im Zeitpunkt der Berufung in das neue öffentlich-rechtliche Dienst-
verhältnis das fünfzigste Lebensjahr vollendet hatte.

§ 108
(weggefallen)

§ 109 (Inkrafttreten)
BeamtVG Anhang EV Auszug aus EinigVtr Anlage I Kap. XIX Sachgebiet A Abschnitt III (BGBl. II 1990, 889, 1142)
Bundesrecht tritt in dem in Artikel 3 des Vertrages genannten Gebiet mit folgenden Maßgaben in Kraft:
...
9. Beamtenversorgungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Februar 1987 (BGBl. I S. 570, 1339),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juni 1990 (BGBl. I S. 1221), mit folgenden Maßgaben:
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a) Das Gesetz findet in der ab 1. Januar 1992 geltenden Fassung Anwendung.
b) Die Wartezeit des § 4 Abs. 1 kann nur durch die darin bezeichneten Zeiten ab Wirksamwerden des Beitritts

erfüllt werden. Diese Übergangsregelung endet fünf Jahre nach Wirksamwerden des Beitritts.
c) §§ 69, 69a, 77 bis 82, 84 bis 106, 108 und 109 finden keine Anwendung.

...
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Allgemeine Durchführungshinweise
des Bundesinnenministeriums zum Versorgungsänderungs-
gesetz 2001 vom 20. Dezember 2001

(VersorgÄndG 2001, BGBl. I S. 3926)
hier: Allgemeine Durchführungshinweise

Zur Durchführung und einheitlichen Anwendung des Versorgungsänderungsgesetzes 2001 im Bereich des Versor-
gungsrechts gebe ich folgende Hinweise:
Inhaltsverzeichnis
A. Abflachung des Anstiegs der Versorgungsbezüge
I. Höhe des Ruhegehalts
II. Übergangsregelung

B. Hinterbliebenenversorgung
I. Erweiterung der Frist für die gesetzliche Vermutung einer Versorgungsehe
II. Absenkung des Witwengeldes
III. Kinderzuschlag zum Witwengeld
IV. Verschärfung der Anrechnungsvorschriften

C. Weitere Zuschläge zum Ruhegehalt
I. Allgemeines
II. Gemeinsame Hinweise
III. Kindererziehungszuschlag
IV. Kindererziehungsergänzungszuschlag
V. Pflegezuschlag (sonstige Änderung)
VI. Kinderpflegeergänzungszuschlag
VII. Vorübergehende Gewährung von Zuschlägen
VIII. Zusammentreffen mehrerer Zuschläge
IX. Einzelfragen

D. Weitere Neuregelungen
I. Ruhegehaltfähige Dienstzeiten
II. Vorübergehende Erhöhung des Ruhegehaltssatzes
III. Unfallfürsorge
IV. Rundungsvorschriften und Zahlung der Versorgungsbezüge
V. Rückforderung von Versorgungsbezügen
VI. Anrechnungs-, Kürzungs- und Ruhensvorschriften
VII. Erneute Berufung in das Beamtenverhältnis
VIII. Verteilung der Versorgungslasten
IX. Beamtenversorgungs- Übergangsverordnung

E. Anlagen
I. Übersicht zu Inkrafttreten und Übergangsregelungen
II. Gesamtübersicht Zuschläge zum Ruhegehalt
III. Aktuelle Rentenwerte
IV. Jährliche Höchstwerte an Entgeltpunkten
V. Durchschnittsentgelte
VI. Gesamtbeispiel zu den Zuschlägen zum Ruhegehalt
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Das Versorgungsänderungsgesetz 2001 ist im Wesentlichen am 01.01.2002 in Kraft getreten. Ausgenommen davon
sind die in Artikel 20 Abs. 2 bis 7 genannten Regelungen, auf die bei den einschlägigen Hinweisen eigens Bezug
genommen wird (vgl. Anlage I).

Im Einzelnen gilt Folgendes:

A. Abflachung des Anstiegs der Versorgungsbezüge

I. Höhe des Ruhegehalts, § 14 BeamtVG
§ 14 Abs. 1 S. 1 BeamtVG wird mit Wirkung vom 01.01.2003 neu gefasst. Die Neufassung gilt für Versorgungsfälle,
die nach der achten auf den 31.12.2002 folgenden Anpassung gemäß § 70 BeamtVG eintreten (§ 69e Abs. 2 S. 3
BeamtVG). Danach steigt der Ruhegehaltssatz mit jedem Jahr ruhegehaltfähiger Dienstzeit linear um 1,79375 v. H.
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge (§ 5 BeamtVG) bis zu 71,75 v. H. als Höchstruhegehaltssatz.
Für die Berechnung der Mindestversorgungsbezüge (§ 69e Abs. 3 S. 2 BeamtVG) sowie des Unfallruhegehalts und
der Unfallhinterbliebenenversorgung findet das bis zum 31.12.2002 geltende Recht Anwendung (§ 69 Abs. 6
BeamtVG).

Versorgungsausgleich:
Für den Bundesbereich gilt Folgendes:
Sind im Versorgungsausgleich Anwartschaften im Sinne von § 1587 a Abs. 2 Nr. 1 BGB auszugleichen, rege ich fol-
gende Lösungen für die Wertermittlung und für die Methode des Versorgungsausgleichs eines aktiven Beamten oder
Ruhestandsbeamten an:
– Für die Berechnung von Anwartschaften ist nicht das zum Bewertungsstichtag (Ende der Ehezeit) maßgebende,

unter Berücksichtigung von § 69e Abs. 2 und 3 BeamtVG bemessene Anrecht zugrunde zu legen, sondern von den
Wertverhältnissen auszugehen, welche die künftigen Ansprüche dauerhaft prägen. Wird die im Einzelfall zu
berücksichtigende Altersgrenze nach der achten auf den 31.12.2002 folgenden Anpassung liegen, ist § 14 Abs.
1 BeamtVG in der Fassung ab 01.01.2003 zugrunde zu legen. Wenn bei der Berechnung der Versorgungsan-
wartschaften nach neuem Recht der Vomhundertsatz 1,79375 verwendet wird, muss aus Vergleichbarkeits-
gründen der zugrunde liegende Ruhegehaltssatz nach Übergangsrecht (§ 85 Abs. 1 BeamtVG), ggf. begrenzt
nach altem Recht (§ 85 Abs. 3 BeamtVG), mit dem Faktor 0,95667 vervielfältigt werden.
Die Bewertung von Versorgungsanwartschaften in Fällen, in denen die geltende Altersgrenze voraussichtlich vor
der achten auf den 31.12.2002 folgenden Anpassung liegt, ist nach der gleichen Berechnungsmethode vorzu-
nehmen.
Hat der Versorgungsinhaber zum Bewertungsstichtag bereits einen Anspruch auf Versorgung erworben, so ist
auf die tatsächlich gezahlte, unter Anwendung vom Übergangsrecht (§ 69e BeamtVG) bemessene Versor-
gung abzustellen.

– Eine weitere Lösung zur Bewertung der Versorgungsanwartschaften besteht durch Kombination von öffent-
lich-rechtlichem und schuldrechtlichem Versorgungsausgleich. Danach ist von einer Kernversorgung und von
einem degressiv bemessenen Erhöhungsbetrag auszugehen. Die Kernversorgung ist dabei die auf der
Grundlage von § 14 Abs. 1 BeamtVG in der Fassung ab 01.01.2003 bemessene Versorgung, während sich der
Erhöhungsbetrag aus der Differenz zwischen der jeweils nach § 69e Abs. 2 und 3 BeamtVG bemessenen Ver-
sorgung und der Kernversorgung ergibt. Hieraus folgt, dass die Kernversorgung im öffentlich-rechtlichen Versor-
gungsausgleich zu berücksichtigen und der Erhöhungsbetrag im schuldrechtlichen Versorgungsausgleich auszu-
gleichen wären.

Die Lösungsvorschläge sichern eine möglichst realitätsnahe Erfassung des im Wege einer Prognose zu bestimmen-
den künftigen Versorgungswerts und dienen der effektiven Verwirklichung des an den materiellen Ergebnissen zu
messenden Halbteilungsgedankens. Sie entsprechen den Anforderungen des Bundesgerichtshofs an Konkretisierung
des Halbteilungsprinzips, das es gebietet, eine Bewertung auf der Grundlage bloß fiktiver Werte möglichst zu ver-
meiden. Die Berücksichtigung der Wirkungen des Versorgungsänderungsgesetzes 2001 im Versorgungsausgleich ist
eine zwingende Konsequenz des Umstandes, dass die im Recht der gesetzlichen Rentenversicherung vorgesehenen
Leistungskürzungen möglichst zeit- und wirkungsgleich auf die Beamtenversorgung übertragen werden sollten. Das
aufgeschobene Inkrafttreten der Neufassung des § 14 Abs. 1 S. 1 BeamtVG in der Fassung ab 01.01.2003 hat allein
berechnungstechnische Gründe. Dies ergibt sich insbesondere daraus, dass die Übergangsregelungen des § 69e
BeamtVG bereits am 01.01.2002 in Kraft getreten sind. Diese Übergangsregelungen beziehen sich auf Beamte, die sich
am 01.01.2002 bereits im Ruhestand befanden oder die im Laufe des Jahres 2002 in den Ruhestand treten. Deren
Versorgung bestimmt sich zwar vorläufig noch nach altem Recht, doch ist bereits wirksam geregelt, dass das Ruhe-
gehalt stufenweise auf das Niveau abgeschmolzen wird, das sich aus § 14 Abs. 1 S. 1 BeamtVG in der Fassung ab
01.01.2003 ergibt.
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Bei Auskünften an die Familiengerichte ist von der dargelegten Rechtsauffassung auszugehen. Die Familiengerichte sind
an die Auskünfte allerdings nicht gebunden. Ihrem Ersuchen um Auskunft oder ergänzende Auskunft unter Berück-
sichtigung einer abweichenden Rechtsauffassung ist jeweils im Einzelfall zu entsprechen.
Die Erhöhung des Kürzungsbetrages nach § 57 BeamtVG bestimmt sich nach dem Monatsbetrag, der durch
die Entscheidung des Familiengerichts als Anwartschaft begründet ist. Dieser Betrag wird nach beamtenrechtlichen
Grundsätzen dynamisiert. Als Konsequenz aus den angeregten Lösungsvorschlägen erfolgt die Dynamisierung des
Monatsbetrages (Versorgungsausgleichsbetrag) bis zum Eintritt in den Ruhestand für aktive Beamte unter Berück-
sichtigung der eintretenden Änderungen der Vomhundertsätze der in festen Beträgen festgesetzten Versorgungsbe-
züge. Die Dynamisierung des Monatsbetrages erfolgt bis zur achten auf den 31.12.2002 folgenden Anpassungen
nach § 70 BeamtVG ohne Anwendung der Anpassungsfaktoren (§ 69e Abs. 3 BeamtVG). Vom Zeitpunkt des Eintritts
in den Ruhestand an, erhöht oder vermindert sich der Kürzungsbetrag in dem Verhältnis, in dem sich das Ruhegehalt
durch die Anpassung der Versorgungsbezüge – einschließlich Anpassungsfaktoren – erhöht oder vermindert.

II. Übergangsregelungen, § 69e BeamtVG
§ 69e Abs. 1 BeamtVG regelt, welche Vorschriften des Versorgungsänderungsgesetzes 2001 auf die am
01.01.2002 vorhandenen Versorgungsempfänger Anwendung finden. Weitere Übergangsregelungen
der §§ 69 bis 69d, 85, 85a, 86 und 90 BeamtVG sind zu beachten (vgl. Anlage I).
Zu den am 01.01.2002 vorhandenen Versorgungsempfängern gehören auch die Beamtinnen und Beamten, die mit
Ablauf des 31.12.2001 in den Ruhestand getreten oder versetzt worden sind.
§ 69e Abs. 2 BeamtVG bestimmt für die nach dem 31.12.2001 eintretenden Versorgungsfälle die Anwendung
des bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Rechts, soweit es als Berechnungsgrundlage für die schrittweise Abflachung der
acht auf den 31.12.2002 folgenden Versorgungsanpassungen der Versorgungsbezüge erforderlich ist.
Die Vomhundertsätze des BeamtVG in der Fassung bis zum 31.12.2002 sind mit dem Inkrafttreten der achten auf
den 31.12.2002 folgenden Anpassung nach § 70 BeamtVG nicht mehr anzuwenden. Die Anwendung des § 69e Abs.
2 S. 1 und 2 BeamtVG ist daher befristet. Der abschließende Vollzug von der siebenten zur achten Anpassung wird
durch § 69e Abs. 4 BeamtVG geregelt.
§ 69e Abs. 3 BeamtVG bestimmt, dass die Verminderung der Anpassung der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge
nach § 70 BeamtVG durch Einführung eines sich schrittweise verändernden Anpassungsfaktors erfolgt.
Ausgenommen von der Maßnahme ist
– das amtsabhängige Mindestruhegehalt (§ 14 Abs. 4 S. 1 BeamtVG) und
– das amtsunabhängige Mindestruhegehalt (§ 14 Abs. 4 S. 2 BeamtVG) sowie
– die Mindestversorgungsbezüge der Hinterbliebenen.
Weiterhin ausgenommen sind
– Versorgungsbezüge nach §§ 36 bis 41 BeamtVG (§ 69e Abs. 6 BeamtVG) und
– die Emeritenbezüge für Professoren, die von ihren amtlichen Pflichten entbunden wurden.

Beispiel zur Anpassung der Versorgungsbezüge Tabelle (Ruhegehalt; fiktiv):
lfd. Berechnungsschritte E u r o

a Grundgehalt 2 0 0 0 , 0 0
b Allgemeine Stellenzulage 5 0 , 0 0
c Familienzuschlag 1 0 0 , 0 0
d Strukturausgleich 1 0 , 0 0
e Anpassungszuschlag 2 5 , 0 0
f ruhegehaltfähige Dienstbezüge (Summe =a + b + c + d + e) 2 1 8 5 , 0 0
g Anpassungsfaktor 0,99458 (1. Anpassung)
h Zwischenergebnis (Produkt = f x g) 2.173,1573
i vermindert ruhegehaltfähige Dienstbezüge (Rundung) 2 1 7 3 , 1 6
j Ruhegehaltssatz in Höhe von 75,00 v.H.
k Zwischenergebnis (Produkt = i x 0,75) 1 6 2 9 , 8 7
l Ruhegehalt (Rundung) 1 6 2 9 , 8 7

m Versorgungsabschlag in Höhe von 4,21 v.H.
n Zwischenergebnis (Produkt = l x 0,0421) 6 8 , 6 1 7 5
o Versorgungsabschlag (Rundung) 6 8 , 6 2
p bleibt Ruhegehalt (Subtraktion = l ./. o) 1 5 6 1 , 2 5
q Mindestversorgung 1 2 0 0 , 0 0

r Verbleiben Ruhegehalt 1 5 6 1 , 2 5
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Der Anpassungsfaktor ist bei der Anwendung der in §§ 53 bis 56 BeamtVG geregelten Ruhensvorschriften zu berück-
sichtigen. Danach sind alle auf einen Ruhegehaltssatz abgestellten Höchstgrenzenbeträge nach §§ 53 bis 56 BeamtVG
entsprechend zu vermindern.
§ 69e Abs. 4 BeamtVG regelt den Rechtszustand nach der achten auf den 31.12.2002 folgenden Versorgungsan-
passung und damit den Abschluss der Anpassungsmaßnahmen nach § 69e Abs. 3 BeamtVG. Der sich danach erge-
bende neue verminderte Ruhegehaltssatz gilt als neu festgesetzt (§ 69 Abs. 4 S. 2 BeamtVG). Er ist dem Versor-
gungsempfänger mitzuteilen.
§ 69e Abs. 4a BeamtVG regelt die Anwendung des § 107b Abs. 1 BeamtVG für vor dem 01.01.2002 erfolgte Über-
nahmen in den Dienst eines anderen Dienstherrn.
Zu § 69e Abs. 5 BeamtVG verweise ich auf meine Ausführungen zur Hinterbliebenenversorgung (vgl. Abschnitt B).
Nach § 69e Abs. 6 BeamtVG gilt für die Berechnung des Unfallruhegehalts weiterhin das bis zum 31.12.2002 gel-
tende Recht.

B. Hinterbliebenenversorgung
Die nachfolgend beschriebenen Änderungen sind am 01.01.2002 in Kraft getreten. Sie gelten, soweit für die einzel-
nen Vorschriften nichts Abweichendes geregelt ist, für nach dem 31.12.2001 eintretende Versorgungsfälle.

I. Erweiterung der Frist für die gesetzliche Vermutung einer Versorgungsehe,
§ 19 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 BeamtVG
Die Frist für die widerlegbare Vermutung einer Versorgungsehe wird mit der Neufassung des § 19 Abs. 1 S. 2 Nr. 1
BeamtVG von bisher 3 Monaten auf 1 Jahr verlängert und damit der Regelung in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung angepasst. Für Ehen, die vor dem 01.01.2002 geschlossen wurden, gilt nach § 69e Abs. 5 S. 1 BeamtVG die
Frist von 3 Monaten weiter. Für nach dem 31.12.2001 geschlossene Ehen ist die Frist von 1 Jahr anzuwenden, auch
wenn der Versorgungsurheber bereits am 01.01.2002 Ruhestandsbeamter war.

II. Absenkung des Witwen-/Witwergeldes, § 20 BeamtVG
Durch die Änderung des § 20 Abs. 1 S. 1 BeamtVG wird das Niveau der Witwenversorgung von 60 % auf 55 % des
Ruhegehalts, das der Verstorbene erhalten hat oder hätte erhalten können, wenn er am Todestag in den Ruhestand
getreten wäre, abgesenkt. Ausgenommen davon sind:
– das amtsunabhängige Mindestwitwengeld (§ 20 Abs. 1 S. 2 BeamtVG),
– das Unfallwitwengeld nach § 39 Abs. 1 BeamtVG und
– vor dem 01.01.2002 geschlossene Ehen, wenn mindestens ein Ehegatte vor dem 02.01.1962 geboren ist

(§ 69e Abs. 5 S. 2 BeamtVG).

III. Kinderzuschlag zum Witwen- / Witwergeld, § 50c BeamtVG
Als Ausgleich zur Niveauabsenkung für Witwen, die ein Kind erzogen haben, ist mit der Vorschrift des § 50c BeamtVG
ein Kinderzuschlag zum Witwengeld eingeführt worden. Der Kinderzuschlag zum Witwengeld wird nicht in den von der
Niveauabsenkung ausgenommenen Fällen gewährt (§§ 50c Abs. 1 S. 3 und 69e Abs. 5 S. 3 BeamtVG). Das amtsab-
hängige Mindestwitwengeld ist um einen Kinderzuschlag zu erhöhen, da es nicht von der Niveauabsenkung des Wit-
wengeldes ausgenommen ist.
Der Kinderzuschlag zum Witwengeld ist von Amts wegen festzusetzen. Der Kinderzuschlag erhöht das Witwengeld
und die Versorgungsbezüge (z.B. Unterhaltsbeitrag nach § 22 Abs. 1 BeamtVG), die für die Anwendung von Abschnitt
VII des BeamtVG als Witwengeld gelten (§ 63 BeamtVG). Der Kinderzuschlag gehört zum Witwengeld und ist kein
eigenständiger Versorgungsbezug (§ 50c Abs. 1 S. 2 BeamtVG).

1. Anspruchsvoraussetzungen/Dauer
Der Kinderzuschlag zum Witwengeld wird für die Zeit der Erziehung eines Kindes beginnend nach Ablauf des Monats
der Geburt bis zum Ablauf des Monats der Vollendung des dritten Lebensjahres des Kindes gewährt. Bei Geburten
am ersten eines Monats beginnt die Dauer der zu berücksichtigenden Monate auch am ersten des Geburtsmonats
(vgl. § 78a Abs. 1 S. 2 SGB VI). Anders als bei den kinderbezogenen Zuschlägen zum Ruhegehalt erhält die Witwe
den Kinderzuschlag auch für vor dem 01.01.1992 geborene Kinder und vor diesem Zeitpunkt liegende Kindererzie-
hungszeiten.
Die Kindererziehungszeit wirkt sich in der Regel nur dann versorgungssteigernd aus, wenn sie der Witwe zuzuordnen
ist. Wegen der Frage der Zuordnung von Erziehungszeiten wird auf Abschnitt C.II.4 verwiesen.
War jedoch die Kindererziehungszeit dem vor Vollendung des dritten Lebensjahres des Kindes Verstorbenen zuge-
ordnet, so richtet sich die Erhöhung des Witwengeldes um einen Kinderzuschlag nach § 50c Abs. 2 S. 1 BeamtVG.
Danach ist die Zeit nach Ablauf des Sterbemonats bis zum Ablauf des Monats, in dem das Kind das dritte Lebensjahr
vollendet generell zu berücksichtigen und zwar auch dann, wenn die maßgebende Erziehungszeit der Witwe nicht
zuzuordnen ist.
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Ist das Kind innerhalb von 300 Tagen nach dem Tod des Beamten geboren, so werden der Berechnung des Kinder-
zuschlags stets 36 Kalendermonate zugrunde gelegt. Das Witwengeld ist um den Kinderzuschlag mit Ablauf des
Monats der Geburt des Kindes – bei Geburten auf den ersten des Monats, ab dem Geburtsmonat – zu erhöhen.
Bei Kindern, die nach Ablauf von 300 Tagen nach dem Tod des Beamten geboren werden, erhöht sich das Witwengeld
um den Kinderzuschlag erst nach Ablauf der der Witwe zuzuordnenden Kindererziehungszeit.
Werden mehrere Kinder, die das dritte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, gleichzeitig erzogen, ist für die Ermitt-
lung des Kinderzuschlags auf den jeweiligen zeitlichen Umfang der berücksichtigungsfähigen Erziehungszeiten für
jedes einzelne Kind getrennt abzustellen.
Ausschlüsse oder Begrenzungen, wie sie für die Zuschläge zum Ruhegehalt anzuwenden sind, bestehen für den Kin-
derzuschlag zum Witwengeld nicht.

2. Höhe
Das Witwengeld erhöht sich für jeden Monat einer zu berücksichtigenden Kindererziehungszeit um 55 % des in § 78a
Abs. 1 S. 3 SGB VI bestimmten Bruchteils des aktuellen Rentenwerts (§ 50c Abs. 3 BeamtVG). Danach sind für die
ersten 36 Kalendermonate jeweils 55 % eines Bruchteils in Höhe von 0,1010 (insgesamt ca. 2 Entgeltpunkte) und
für jeden weiteren zu berücksichtigenden Kalendermonat 55 % eines Bruchteils in Höhe von 0,0505 (insgesamt für
jeweils 36 Kalendermonate ca. 1 Entgeltpunkt) des aktuellen Rentenwerts zu gewähren.

Für die Berechnung gilt folgende Formel:
Kalendermonate der Erziehung x maßgebender Bruchteil (0,1010 für jeden der ersten 36 Kalen-
dermonate und 0,0505 für jeden weiteren Kalendermonat) x 55% x aktueller Rentenwert oder
aktueller Rentenwert (Ost)

Beispiel:
Für die Erziehung von zwei am 15.03.1985 und am 25.06.1993 geborenen Kindern beträgt der Kinderzuschlag
zum Witwengeld für die höchstmöglichen berücksichtigungsfähigen Kindererziehungszeiten:

01.04.1985 – 31.03.1988:
36 Monate x 0,1010 x 55% x 25,86 Euro = 51,71 Euro
01.07.1993 – 30.06.1996:
36 Monate x 0,0505 x 55% x 25,86 Euro = 25,86 Euro
Insgesamt: = 77,57 Euro

Für die Berechnung des Kinderzuschlages zum Witwengeld wird hinsichtlich der Rundung und des aktuellen Renten-
werts auf Abschnitt C.II.5 Abs. 1 bis 4 verwiesen. Mit jeder Anpassung des aktuellen Rentenwerts ist der Kinderzu-
schlag zum Witwengeld neu zu berechnen.

3. Einzelfragen

3.1. Kinderzuschlag und amtsunabhängige Mindestwitwenversorgung
Ist die amtsunabhängige Mindestwitwenversorgung höher als das aus dem erdienten Ruhegehalt des Verstorbenen
unter Berücksichtigung des Kinderzuschlags nach § 50c BeamtVG berechnete Witwengeld, ist die amtsunabhängige
Mindestwitwenversorgung zu gewähren (§ 20 Abs. 1 S. 2 BeamtVG). Für die Zahlung wird auf Abschnitt C.IX.1 Abs. 2
verwiesen.

Beispiel:
Annahmen (fiktiv):
Ruhegehaltfähige Dienstbezüge des Versorgungsurhebers: 2.000,00 Euro
Ruhegehaltssatz: 64 %
Der Witwe zuzuordnende Kindererziehungszeiten bis zum Ablauf
des Monats der Vollendung des 3. Lebensjahres der Kinder: insgesamt 108 Monate
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Vergleichsberechnung:
Witwengeld auf der Grundlage Amtsunabhängiges

des erdienten Ruhegehaltes Mindestwitwengeld

Ruhegehaltfähige 2 000,00 Euro 1 856,16 Euro

Dienstbezüge

Ruhegehaltssatz 64,00 % 65,00 %

Ruhegehalt/Mindestruhegehalt 1 280,00 Euro 1 206,50 Euro

Bemessungssatz / Witwengeld 55,00 % 60,00 %

Mindestwitwengeld

Witwengeld

Mindestwitwengeld 704,00 Euro 723,90 Euro

Erhöhungsbetrag amts- – 30,68 Euro
unabhängiges Mindest-
witwengeld

Kinderzuschlag zum Witwengeld 103,42 Euro –

Witwengeld/Mindestwitwengeld 807,42 Euro 754,58 Euro

Ergebnis: Das auf der Grundlage des erdienten Ruhegehalts berechnete und um den Kinderzuschlag erhöh-
te Witwengeld ist zu gewähren, da es die Mindestwitwenversorgung übersteigt.

3.2. Kinderzuschlag und Anrechnungs-, Kürzungs- und Ruhensvorschriften
Gegenstand von Anrechnungs-, Kürzungs- und Ruhensvorschriften ist das um den Kinderzuschlag erhöhte Witwengeld.
Für die erweiterte Ruhensregelung des § 14 Abs. 5 BeamtVG und des § 2 Nr. 9 BeamtVÜV ist der Kinderzuschlag
Bestandteil des erdienten Witwengeldes.
Bei der Berechnung der Mindestbelassung nach § 53 Abs. 5 oder § 54 Abs. 3 und Abs. 4 S. 2 BeamtVG ist der Kin-
derzuschlag zum Witwengeld zu berücksichtigen.
Der Hinweis in § 50c Abs. 4 BeamtVG zur entsprechenden Anwendung von § 50a Abs. 7 BeamtVG bedeutet jedoch
nicht, dass der Kinderzuschlag zum Witwengeld um einen so genannten Versorgungsabschlag nach § 14 Abs. 3
BeamtVG zu mindern ist.
Bei der Anwendung der Ruhensvorschrift nach § 55 Abs. 1 BeamtVG ist die Summe aus Rente und um den Kinder-
zuschlag erhöhtem Witwengeld der Höchstgrenze nach § 55 Abs. 2 BeamtVG gegenüberzustellen. Bei der Höchst-
grenze nach § 55 Abs. 2 BeamtVG handelt es sich um ein mit bestimmten Maßgaben zu ermittelndes (fiktives) Wit-
wengeld. Daher ist für die Höchstgrenzenberechnung § 50c BeamtVG entsprechend anzuwenden.

3.3. Versteuerung des Kinderzuschlags und jährliche Sonderzuwendung
Der Kinderzuschlag zum Witwengeld ist wie die Zuschläge zum Ruhegehalt auf Grund der Sonderregelung des § 3
Nr. 67 EStG steuerfrei. Für die Berechnung des nach Anwendung von Anrechnungs-, Kürzungs- und Ruhensvorschrif-
ten steuerfrei zu belassenden im Restwitwengeld / Mindestbelassungsbetrag anteilig enthaltenen Kinderzuschlags
verweise ich auf Abschnitt C.IX.7 Abs. 2.
Hinsichtlich der Bemessung der jährlichen Sonderzuwendung ist Abschnitt C.IX.8 zu beachten.

IV. Erweiterung der Vorschrift über die Anrechnung von Einkommen auf den Unterhalts-
beitrag (§ 22 Abs. 1 S. 3 BeamtVG) und die wiederaufgelebte Witwenversorgung (§ 61 Abs.
3 S. 2 BeamtVG)
Die Änderungen gelten auch für am 01.01.2002 vorhandene Versorgungsfälle (§ 69 Abs. 1 Nr. 2 S. 1, § 69a Nr. 1 und
§ 69e Abs. 1 BeamtVG).
Die Witwe ist darauf hinzuweisen, dass sie der Regelungsbehörde unverzüglich mitzuteilen hat, wenn sie eine der
nach der jeweiligen Vorschrift anzurechnenden Leistung nicht beantragt, auf sie verzichtet oder an deren Stelle eine
Kapitalleistung, Abfindung oder Beitragserstattung erhält. Auf Verlangen der Regelungsbehörde hat sie Nachweise
über die Höhe des Betrages, der ansonsten zu zahlen wäre, vorzulegen oder der Erteilung erforderlicher Nachweise oder
Auskünfte durch Dritte zuzustimmen (§ 62 Abs. 2 S. 2 BeamtVG).

C. Zuschläge zum Ruhegehalt, §§ 50a, 50b, 50d und 50e BeamtVG
I. Allgemeines
Mit den Vorschriften der §§ 50a, 50b, 50d und 50e BeamtVG wurden neue Zuschläge zum Ruhegehalt eingeführt,
wobei § 50a BeamtVG inhaltlich dem bisherigen Kindererziehungszuschlagsgesetz entspricht. Zugleich ist das Kin-
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dererziehungszuschlagsgesetz mit Wirkung vom 01.01.2002 aufgehoben worden (Gesamtübersicht über die Zuschlä-
ge zum Ruhegehalt siehe Anlage II).

II. Gemeinsame Hinweise
1. Geltungsbereich der Regelungen
Die §§ 50a, 50b, 50d und 50e BeamtVG gelten sowohl für vorhandene wie für künftige Versorgungsfälle.
Die Zuschläge sind von Amts wegen festzusetzen. Hiervon ausgenommen sind lediglich die vorübergehend nach § 50e
BeamtVG zu gewährenden Zuschläge. Ihre Festsetzung erfolgt nur auf Antrag des Ruhegehaltsempfängers.

2. Rechtsnatur der Zuschläge
Gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 9 BeamtVG gehören die Zuschläge zur Versorgung. Sie sind aber keine eigenständigen Versor-
gungsbezüge, sondern Bestandteil des Ruhegehaltes.

3. Grundsätzliche Begrenzungen der Zuschläge
Durch die Zuschläge darf die Höchstversorgung (Ruhegehalt ermittelt aus dem Höchstruhegehaltssatz und den ruhege-
haltfähigen Dienstbezügen aus der Endstufe der versorgungswirksamen Besoldungsgruppe) nicht überschritten werden.
Hat der Beamte Anspruch auf entsprechende Leistungen in der gesetzlichen Rentenversicherung, entfällt eine ver-
sorgungsrechtliche Berücksichtigung der Zuschläge. Gegebenenfalls kommt in diesen Fällen eine vorübergehende
Gewährung nach § 50e BeamtVG in Betracht.
Die Zuschläge werden auch für Zeiten gewährt, in denen der Beamte berufstätig war. Zu beachten sind jedoch die
bei den einzelnen Zuschlägen im Interesse der Gleichbehandlung von Rentnern und Pensionären getroffenen Begren-
zungen auf die insgesamt erzielbaren Versorgungssteigerungen.

4. Zuordnung der Kindererziehungszeiten
Die Gewährung aller kinderbezogenen Zuschläge (Kindererziehungszuschlag, Kindererziehungsergänzungszuschlag,
Kinderpflegeergänzungszuschlag) setzt voraus, dass die für den jeweiligen Zuschlag zu berücksichtigende Zeit dem
Beamten als Kindererziehungszeit zuzuordnen ist (§ 50a Abs. 1 S. 1, § 50b Abs. 1 S. 1 Nr. 3 und § 50d Abs. 2 S.1
BeamtVG).
§ 50a Abs. 3 BeamtVG bestimmt für die Zuordnung der Kindererziehungszeit die entsprechende Geltung des § 56
Abs. 2 SGB VI. Danach ist die Kindererziehungszeit dem Elternteil zuzuordnen, der sein Kind erzogen hat. Der Begriff
des Elternteils ist in § 56 Abs. 1 des Ersten Sozialgesetzbuches (SGB I) definiert (Eltern, Stiefeltern, Pflegeeltern).
Einem alleinerziehenden Elternteil ist damit zwangsläufig die Kindererziehungszeit zuzuordnen. Alleinerziehung liegt
grundsätzlich vor, wenn das Kind nur im Haushalt eines Elternteils lebt.
Haben die Eltern ihr Kind gemeinsam erzogen, wird die Kindererziehungszeit dem Elternteil zugeordnet, der das Kind
überwiegend erzogen hat. Von einer gemeinsamen Erziehung ist insbesondere auszugehen, wenn beide Elternteile
mit dem Kind in häuslicher Gemeinschaft leben. Wesentliche Kriterien für die Feststellung der überwiegenden Erzie-
hung ist die Verteilung der Erwerbstätigkeit der Eltern oder die Inanspruchnahme von Erziehungsurlaub bzw. ab
01.01.2001 von Elternzeit nach den Vorschriften der Elternzeitverordnung (EltZV) oder des Bundeserziehungsgeld-
gesetzes (BErzGG) durch einen Elternteil. Lassen sich die überwiegenden Erziehungsanteile eines Elternteils nicht fest-
stellen, wird die Erziehungszeit der Mutter zugeordnet. Unabhängig vom tatsächlichen Umfang der Erziehung kön-
nen die gemeinsam erziehenden Eltern durch Abgabe einer übereinstimmenden Erklärung bestimmen, welchem
Elternteil die Kindererziehungszeit zugeordnet werden soll. Die Erklärung ist sowohl gegenüber der zuständigen Per-
sonaldienststelle (zu den Personalakten) als auch gegenüber dem für den anderen Elternteil zuständigen Träger der
gesetzlichen Rentenversicherung oder – wenn der andere Elternteil ebenfalls Beamter ist – gegenüber der für ihn
zuständigen Personaldienststelle abzugeben. Sie ist grundsätzlich mit Wirkung für die Zukunft abzugeben und kann
rückwirkend längstens auf den Zeitraum der letzten zwei Monate vor Abgabe der Erklärung erstreckt werden. Die
Erklärung kann auf einen Teil der Kindererziehungszeit beschränkt werden (z.B. Zuordnung der halben Erziehungs-
zeit zum Vater). Sie ist unwiderruflich.
Wenn beide Elternteile während der Erziehungszeit bereits Beamte waren, kann die Erklärung über die Zuordnung
der Kindererziehungszeit für die Berücksichtigung bei der Beamtenversorgung bis zum 31.03.2003 auch rückwir-
kend über den Zeitraum der letzten zwei Monate hinaus abgegeben werden. Das gleiche gilt grundsätzlich auch,
wenn während der Erziehungszeit lediglich ein Elternteil Beamter war und der andere Elternteil zu den Personen
gehört hat, die von der Anrechnung von Kindererziehungszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung ausgeschlossen
sind (§ 56 Abs. 4 SGB VI).
Die Eltern sind im nahen zeitlichen Zusammenhang mit der Geburt des Kindes in geeigneter Weise auf die Möglich-
keiten der Abgabe der übereinstimmenden Erklärung und die Rechtsfolgen der Nichtabgabe hinzuweisen.
Zum Verfahren und zur Vermeidung von Doppelanrechnungen von Kindererziehungszeiten wird ein gesondertes Rund-
schreiben ergehen.
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5. Berechnung der Zuschläge
– Rundungsvorschriften
Für die Berechnung der Zuschläge nach §§ 50a bis 50e BeamtVG gilt gemäß § 49 Abs. 8 S. 4 BeamtVG die Regelung
des § 121 SGB VI. Die der Höhe der Zuschläge zugrunde liegenden Bruchteile des aktuellen Rentenwerts sind danach
auf vier Dezimalstellen auszurechnen. Dabei wird die vierte Dezimalstelle um eins erhöht, wenn sich in der folgenden
Dezimalstelle eine der Zahlen fünf bis neun ergeben würde. Beträge sind auf zwei Dezimalstellen entsprechend aus-
zurechnen.
Bei den für die Höchstgrenzenberechnung erforderlichen Berechnungen des Ruhegehalts und des anteiligen Ruhe-
gehalts bleiben die versorgungsrechtlichen Rundungsvorschriften zu beachten.

– Rentenrechtliche Bemessungswerte
Die Höhe der Zuschläge berechnet sich nach dem aktuellen Rentenwert. Der aktuelle Rentenwert wird jeweils zum
1. Juli eines Jahres durch die Rentenanpassungsverordnung gemäß §§ 69, 255b SGB VI neu bestimmt.
An Stelle des aktuellen Rentenwerts ist der aktuelle Rentenwert (Ost) maßgeblich, soweit die für den Zuschlag zu
berücksichtigende Zeit in den neuen Bundesländern zurückgelegt wurden. Wurde die Zeit während eines Kalender-
monats sowohl in den alten als auch in den neuen Ländern zurückgelegt, ist der aktuelle Rentenwert maßgeblich.
Die für die Berechnung der Zuschläge ab 01.01.1992 zugrunde zu legenden aktuellen Rentenwerte, jährlichen Höchst-
werte an Entgeltpunkten und Durchschnittsentgelte sind in den Anlagen III bis V beigefügt. Die Anlagen werden künf-
tig mit Rundschreiben aktualisiert.
Werden für Zeiten im Jahr des Eintritts in den Ruhestand und im davor liegenden Kalenderjahr Zuschläge gewährt,
sind bei der Erstfestsetzung der Zuschläge die Höchstwerte an Entgeltpunkten und Durchschnittsentgelte zugrunde zu
legen, die für diese Jahre vorläufig bestimmt wurden (vgl. § 70 Abs. 1 S. 2 SGB VI). Diese vorläufigen Werte bleiben auch
nach ihrer endgültigen Festsetzung für die Berechnung der Zuschläge weiterhin maßgebend.

– Begrenzung der in der berücksichtigungsfähigen Zeit insgesamt erzielbaren
Versorgungssteigerungen
Um der Intention des Gesetzgebers nach zielgenauem Ausgleich von Zeiten mit erziehungs- und pflegebedingten Ver-
sorgungseinbußen und einer weitest gehenden Gleichbehandlung von Rentnern und Versorgungsempfängern gerecht
zu werden, sind die Berechnungen jeweils gesondert für jeden Zeitraum durchzuführen, in dem sich die Zuschläge
(z.B. durch Wechsel von Kindererziehungszuschlag auf Kindererziehungsergänzungszuschlag oder Berücksichtigung
eines weiteren Zuschlags) oder der Umfang einer zu berücksichtigenden ruhegehaltfähigen Dienstzeit (z. B. durch
Wechsel von Vollzeitbeschäftigung auf Teilzeitbeschäftigung) geändert haben. Etwa anfallende Tage eines Monats
sind für die Berechnung der Höhe der Zuschläge in Dezimalmonate umzurechnen, wobei auf die Tage des jeweiligen
Kalendermonats abzustellen ist. Die Berechnung ist auf zwei Dezimalstellen durchzuführen, wobei die zweite Stelle um
eins zu erhöhen ist, wenn der Rest in der dritten Stelle fünf und mehr beträgt.

– Neuberechnung der Zuschläge
Mit jeder Anpassung des aktuellen Rentenwerts sind auch die Zuschläge anzupassen. Trifft die für die Zuschläge zu
berücksichtigende Zeit mit einer ruhegehaltfähigen Dienstzeit zusammen oder werden die Zuschläge nicht in voller
Höhe gewährt, weil die erreichbare Höchstversorgung überschritten ist, ist eine Neuberechnung der Zuschläge gleich-
falls bei jeder linearen Bezügeanpassung und Anhebung des Bemessungssatzes nach § 2 Abs. 1 der 2. BesÜV i.V.m.
§ 2 Nr. 2 der BeamtVÜV erforderlich.

III. Kindererziehungszuschlag, § 50a BeamtVG
1. Anspruchsvoraussetzungen / Dauer
Der Kindererziehungszuschlag wird grundsätzlich für die Zeit der Erziehung eines nach dem 31.12.1991 geboren Kin-
des gewährt (§ 50a Abs. 1 BeamtVG). Für ein vor dem 01.01.1992 geborenes Kind erhöht sich das Ruhegehalt eines
Beamten um einen Kindererziehungszuschlag ausschließlich unter den im folgenden Unterabschnitt dargestellten Vor-
aussetzungen.
Zu berücksichtigen sind Kindererziehungszeiten mit längstens 36 Kalendermonaten nach Ablauf des Monats der
Geburt des Kindes (§ 50a Abs. 2 BeamtVG). Die Kindererziehungszeit endet vorzeitig etwa im Falle des Todes des Kin-
des, des Eintritts des Anspruchsberechtigten in den Ruhestand, des Todes des Anspruchsberechtigten oder des Wech-
sels der Zuordnung der Erziehungszeit zu einem anderen Elternteil. Endet die Erziehung im Laufe eines Monats, ist
für die Ermittlung der zu berücksichtigenden Kindererziehungszeit der volle Monat zugrunde zu legen (§ 50a Abs. 2
S. 1 Hs. 2 BeamtVG). Wird im maßgeblichen Zeitraum ein weiteres Kind erzogen, wird die dreijährige Kindererzie-
hungszeit für jedes Kind besonders berücksichtigt, in dem sich die Kindererziehungszeit um die Anzahl der Kalender-
monate der gleichzeitigen Erziehung verlängert. Dies gilt entsprechend bei Mehrlingsgeburten. Im Ergebnis werden
damit für ein Kind drei Jahre, für zwei Kinder sechs Jahre und für drei Kinder neun Jahre usw. berücksichtigt.
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Die Kindererziehungszeit wirkt sich nach § 50a Abs. 1 BeamtVG nur versorgungssteigernd aus, wenn sie dem Beam-
ten zuzuordnen ist. Hierzu wird auf die Erläuterung in Abschnitt C.II.4 hingewiesen.

2. Ausschluss
Ist der Beamte wegen einer ihm zuzuordnenden Kindererziehungszeit in der gesetzlichen Rentenversicherung versi-
cherungspflichtig, weil er zum Zeitpunkt der Erziehung noch nicht in ein Beamtenverhältnis berufen war, unterbleibt
eine zusätzliche versorgungsrechtliche Berücksichtigung der Erziehung, wenn die allgemeine rentenrechtliche Warte-
zeit erfüllt ist und die Kindererziehung deshalb eine Rentenanwartschaft begründet (§ 50a Abs. 1 S. 2 BeamtVG). Die
Kindererziehung wirkt sich in diesen Fällen nur dann versorgungssteigernd aus, wenn die allgemeine Wartezeit in der
Rentenversicherung nicht erfüllt ist. Die allgemeine Wartezeit kann auch durch die Kindererziehung selbst erfüllt sein
(z. B. durch zwei nach dem 31.12.1991 geborene Kinder).

3. Höhe
Für jeden Monat einer dem Beamten zuzuordnenden Kindererziehungszeit erhöht sich das Ruhegehalt um den in § 70
Abs. 2 S. 1 SGB VI bestimmten Bruchteil des jeweils geltenden Rentenwerts (§ 50a Abs. 4 BeamtVG). Ab dem
01.07.2000 ist danach ein Bruchteil in Höhe von 0,0833 pro Monat der Kindererziehung zu gewähren.

Für die Berechnung gilt folgende Formel:
Monate der Kindererziehung x maßgebender Bruchteil (0,0833 ab 01.07.2000) x aktueller Ren-
tenwert oder aktueller Rentenwert (Ost)

Beispiel:
Für die Erziehung eines am 15. 03. 1992 geborenen Kindes in den alten Bundesländern beträgt der Kinderer-
ziehungszuschlag für die höchstmögliche berücksichtigungsfähige Kindererziehungszeit vom 01. 04. 1992 bis
zum 31. 03. 1995:
36 Monate x 0,0833 x 25,86 Euro = 77,55 Euro

4. Begrenzungen:
4.1. In der Zeit der Kindererziehung höchsterreichbare Rentensteigerung
Die erziehungsbedingten Versorgungssteigerungen dürfen nicht höher sein als eine unter Berücksichtigung der Bei-
tragsbemessungsgrenze durch Kindererziehung erreichbare höchstmögliche Rentensteigerung (§ 50a Abs. 5 BeamtVG).
Die Vorschrift hat für die Fälle Bedeutung, in denen die Zeit einer Kindererziehung mit einer ruhegehaltfähigen Dienst-
zeit und/oder mit einer Zeit der nichterwerbsmäßigen Pflege einer pflegebedürftigen Person nach § 50d Abs. 1
BeamtVG zusammentrifft. Für die Zeiträume, in denen gleichzeitig ein Anspruch auf einen Kindererziehungszuschlag
und einen Pflegezuschlag erworben wurde, wird auf die Besonderheiten in Abschnitt C.VIII.1 verwiesen. Im Übrigen
gilt für die Berechnung Abschnitt C.II.5 und Folgendes:
a) Wurde in der Zeit der Kindererziehung ein Ruhegehaltsanspruch erdient, ist zunächst mit folgender Formel der
auf diese Zeit entfallende Anteil des Ruhegehalts zu ermitteln:

Ruhegehalt x ruhegehaltfähige Dienstzeit, die auf die Zeit der Kindererziehung entfällt
erreichte ruhegehaltfähige Dienstzeit

Bei der Berechnung des anteiligen Ruhegehalts bleiben die Versorgungsabschläge nach § 14 Abs. 3 BeamtVG und
ein Unterschiedsbetrag nach § 50 Abs. 1 BeamtVG unberücksichtigt.
b) Sodann ist die Rentenanwartschaft zu bestimmen, die ein Erziehender in der Zeit der Kindererziehung in der Ren-
tenversicherung der Arbeiter und Angestellten höchstens hätte erwerben können.
Hierzu ist der auf die Monate der Kindererziehungszeit entfallende Höchstwert an Entgeltpunkten, der mit einem sozi-
alversicherungspflichtigen Einkommen in Höhe der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung erreicht wird, zu ermitteln, indem der aus Anlage 2b zum SGB VI ersichtliche jährliche Höchstwert an Entgelt-
punkten (siehe Anlage IV) durch 12 geteilt und mit der Anzahl der Monate der Kindererziehungszeit in dem
betreffenden Jahr multipliziert wird. Der ermittelte Höchstwert an Entgeltpunkten ist mit dem jeweiligen aktuellen
Rentenwert zu multiplizieren.

Für die Berechnung gilt folgende Formel:
Höchstwert der in den Monaten der Kindererziehung in der gesetzlichen Rentenversicherung
erreichbaren Entgeltpunkte (Höchstwert der jährlichen Entgeltpunkte : 12 x Monate der Kinder-
erziehung in dem betreffenden Jahr) x aktueller Rentenwert oder aktueller Rentenwert (Ost)
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c) Ist der um den Kindererziehungszuschlag erhöhte Betrag des anteiligen Ruhegehalts, das in der Zeit der Kinderer-
ziehung erdient wurde, höher als die in der Zeit der Kindererziehung erreichbare höchstmögliche Rentenanwartschaft,
wird der Kindererziehungszuschlag entsprechend – ggf. bis auf Null – gekürzt.

Beispiel:
Annahmen:
Geburt des Kindes: 15.03.1992
Kindererziehungszeit: 01.04.1992 – 31.03.1995
davon:
Mutterschutz/Vollbeschäftigung (1): 01.04.1992 – 10.05.1992
Beurlaubung (2): 11.05.1992 – 31.07.1994
Halbtagsbeschäftigung (3): 01.08.1994 – 31.03.1995
Gesamte ruhegehaltfähige Dienstzeit: 31 Jahre
Ruhegehalt (angenommen): 1.800,00 Euro
Aktueller Rentenwert: 25,86 Euro
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4.2. Erreichbare Höchstversorgung
Durch den Kindererziehungszuschlag darf die erreichbare Höchstversorgung des Beamten nicht überschritten werden
(§ 50a Abs. 6 BeamtVG). Als erreichbare Höchstversorgung gilt das Ruhegehalt, das sich unter Berücksichtigung des
Höchstruhegehaltssatzes aus den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der
sich das Ruhegehalt des Beamten berechnet, ergibt. § 69e Abs. 3 und 4 BeamtVG ist dabei zu beachten. Ein Beam-
ter, der den Höchstruhegehaltssatz und die Endstufe der versorgungswirksamen Besoldungsgruppe erreicht hat, kann
daher nicht in den Genuss eines Zuschlags kommen.
Übersteigt das um den Kindererziehungszuschlag erhöhte tatsächliche Ruhegehalt des Beamten diesen Betrag, wird
der Zuschlag entsprechend – ggf. bis auf Null – gekürzt.
Erhöhen zwei oder mehr Zuschläge das Ruhegehalt und wird die Höchstgrenze insgesamt überschritten, ist die Rege-
lung in Abschnitt C.VIII. 2 zu beachten.

Höhe des KEZ*
50a Abs. 4
BeamtVG
(Monate der Kinder-
erziehung x 0,0833 x
akt. Rentenwert)

2,84 Euro
(1,32 x 0,0833 x
25,86 Euro)

17,23 Euro
(8 x 0,0833 x
25,86 Euro)

57,47 Euro
(26,68 x 0,0833 x
25,86 Euro)

Begrenzung § 50a Abs. 5 BeamtVG

(1) 01.04.1992 – 10.05.1992 (1,32 Monate; 0,11 Jahre ruhegehaltfähige Dienstzeit)

Berechnung:

(3) 01.08.1994 – 31.03.1995 (8 Monate; 0,33 Jahre ruhegehaltfähige Dienstzeit)

KEZ insgesamt: 70,25 Euro

*KEZ = Kindererziehungszuschlag

(2) 11.05.1992 – 31.07.1994 (26,68 Monate)

Anteiliges Ruhegehalt
(Ruhegehalt x rhgf.
Dienstzeit in Kindererzie-
hungszeit : erreichte rghf.
Dienstzeit)

6,39 Euro
(1.800 Euro x 0,11: 31)

19,16 Euro
(1.800 Euro x 0,33 : 31)

Ist nicht zu berechnen, da in dieser Zeit weder ein anteiliges Ruhe-
gehalt erdient noch ein Anspruch auf einen Pflegezuschlag erwor-
ben wurde.

Höchstgrenze
(Höchstwert der jährli-
chen Entgeltpunkte :
12 x Monate Kindererzie-
hung x akt. Rentenwert)

4,96 Euro
(1,7428 : 12 x 1,32 x
25,86 Euro)

31,94 Euro
([1,8558 : 12 x 5] +
[1,8474 : 12 x 3]) x
25,86 Euro

KEZ +
Anteiliges
Ruhege-
halt
(Sp. 1 + 2)

9,23 Euro

36,39 Euro

Überstei-
gender
Betrag
(Sp. 4 ./. 3)

4,27 Euro

4,45 Euro

Gekürzter
KEZ
(Sp. 1 ./. 5)

0,00 Euro

12,78 Euro

57,47 Euro
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Beispiel:

Annahmen:
Ruhegehaltfähige Dienstbezüge (fiktiv): 3 250,00 Euro
Ruhegehalt (fiktiv): 1 800,00 Euro
Kindererziehungszuschlag: 70,25 Euro
Erhöhtes Ruhegehalt: 1 870,25 Euro

Berechnung:

Begrenzung § 50a Abs. 6 BeamtVG
Ruhegehaltfähige Dienstbezüge aus der Endstufe
der versorgungswirksamen Besoldungsgruppe: 3 250,00 Euro
Höchstruhegehaltssatz: 71,75 %
Erreichbare Höchstversorgung: 2 331,88 Euro
Erhöhtes Ruhegehalt: 1 870,25 Euro
Übersteigender Betrag / Kürzung des Kindererziehungszuschlages: 0,00 Euro
Ergebnis: Keine Kürzung des Kindererziehungszuschlages

5. Kindererziehungszuschlag für vor dem 01.01.1992 geborene Kinder, § 50a Abs. 8 BeamtVG
Für die Gewährung eines Kindererziehungszuschlags für ein vor dem 01.01.1992 geborenes Kind ist danach zu unter-
scheiden, ob der Erziehende im maßgeblichen Erziehungszeitraum im Beamtenverhältnis stand oder nicht.
War der Erziehende in ein Beamtenverhältnis berufen, richtet sich die Bewertung der Kindererziehungszeit nach dem
alten Versorgungsrecht (§ 85 Abs. 7 BeamtVG in Verbindung mit § 6 Abs. 1 S. 4 und 5 BeamtVG in der bis zum
31.12.1991 geltenden Fassung). In diesen Fällen ist die Zeit eines Erziehungsurlaubs oder einer sonstigen erzie-
hungsbedingten Freistellung vom Dienst bis zu dem Tag ruhegehaltfähig, an dem das Kind sechs Monate alt wird.
Die Regelung des § 85 Abs. 7 BeamtVG gilt jedoch nur in den alten Bundesländern (zu den neuen Bundesländern
siehe unten).
War der Beamte zum Zeitpunkt der Kindererziehung nicht ins Beamtenverhältnis berufen, wird für dieses Kind bei
Vorliegen der übrigen Voraussetzungen ein Kindererziehungszuschlag mit der Maßgabe gewährt, dass als Kinderer-
ziehungszeit höchstens zwölf Kalendermonate nach Ablauf des Monats der Geburt berücksichtigt werden (§ 50a Abs.
8 BeamtVG). Die §§ 249 und 249a SGB VI gelten entsprechend. Danach sind insbesondere Elternteile von der Anrech-
nung ausgeschlossen, wenn sie vor dem 01.01.1921 geboren sind. Für Eltern, die am 18.05.1990 ihren gewöhnli-
chen Aufenthalt im Beitrittsgebiet hatten, gilt dieser Ausschluss bereits dann, wenn sie vor dem 01.01.1927 gebo-
ren sind. Hinsichtlich der Höhe des Kindererziehungszuschlags und der Zuordnung der Kindererziehungszeit gelten
keine weiteren Besonderheiten gegenüber den Kindern, die nach dem 31.12.1991 geboren sind.
Ein Kindererziehungszuschlag wird auch für die Zeit der Erziehung eines Kindes gewährt, die zwischen einem frühe-
ren durch Entlassung beendeten und einem späteren (versorgungsbegründenden) Beamtenverhältnis liegt. Die Erzie-
hung des Kindes ist insoweit im Sinne des § 50a Abs. 8 BeamtVG vor der Berufung in ein Beamtenverhältnis erfolgt.
Stand der Beamte während der Kindererziehungszeit teilweise in einem Beamtenverhältnis, führt dies zu einem Wech-
sel der Anspruchsgrundlagen des § 50a Abs. 8 BeamtVG und des § 85 Abs. 7 BeamtVG in Verbindung mit § 6 Abs. 1
S. 4 und 5 BeamtVG in der bis zum 31.12.1991 geltenden Fassung. Die beiden unterschiedlichen Berechnungssyste-
me knüpfen den jeweiligen Anspruch nicht an die Geburt des Kindes innerhalb oder außerhalb des Beamtenverhält-
nisses, sondern an dessen Erziehungszeit. Der Kindererziehungszuschlag ist für diejenigen Monate einer Kindererzie-
hungszeit zu gewähren, die vor oder zwischen einem früheren und einem späteren Beamtenverhältnis liegen. Ist eine
Beamtin beispielsweise vier Monate nach dem Monat der Geburt des Kindes aus einem (früheren) Beamtenverhältnis
entlassen worden, begründen die restlichen acht Monate einer zu berücksichtigenden Kindererziehungszeit vor der
Berufung in ein (späteres) Beamtenverhältnis einen Anspruch auf die Gewährung eines Kindererziehungszuschlags.
Kindererziehungszeiten während eines früheren abgefundenen Beamtenverhältnisses begründen keinen Anspruch
auf einen Kindererziehungszuschlag. Die gewährte Abfindung bewirkt nicht, dass die Zeit vor der Abfindung nunmehr
als Zeit außerhalb des Beamtenverhältnisses behandelt werden kann.
Da in den neuen Bundesländern für die vor dem 01.01.1992 geborenen Kinder § 85 Abs. 7 BeamtVG nicht gilt und
§ 50a Abs. 8 BeamtVG einen Kindererziehungszuschlag nur für vor der Berufung in das Beamtenverhältnis erzogene
Kinder vorsieht, bestand bisher für die nach der erstmaligen oder erneuten Berufung in ein Beamtenverhältnis in den
neuen Bundesländern erfolgte Erziehung eines in der Zeit vom 03.10.1990 bis zum 31.12.1991 geborenen Kindes
eine Regelungslücke. Mit der rückwirkend zum 03.10.1990 in Kraft getretenen Neuregelung des § 2 Nr. 11 BeamtVÜV
wird diese Lücke geschlossen und ein Kindererziehungszuschlag mit den oben genannten Maßgaben gewährt.
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IV. Kindererziehungsergänzungszuschlag, § 50b BeamtVG
1. Anspruchsvoraussetzungen/Dauer
Der Kindererziehungsergänzungszuschlag wird nach § 50b Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BeamtVG für Zeiten gewährt, in denen
– zwei oder mehr Kinder gleichzeitig erzogen oder nicht erwerbsmäßig gepflegt werden (Mehrkindfall, § 50b

Abs. 1 S. 1 Nr. 1a BeamtVG) oder
– neben die Erziehung eines Kindes oder die nichterwerbsmäßigen Pflege eines pflegebedürftigen Kindes eine

ruhegehaltfähige Dienstzeit tritt oder eine andere pflegebedürftige Person nach § 50d Abs. 1 S. 1 BeamtVG nich-
terwerbsmäßig gepflegt wird (Einkindfall, § 50b Abs. 1 S. 1 Nr. 1b BeamtVG).

Zu berücksichtigen sind dabei nur nach dem 31.12.1991 liegende Zeiten der Kindererziehung bis zur Vollendung des
10. Lebensjahres oder der nichterwerbsmäßigen Pflege eines pflegebedürftigen Kindes bis zur Vollendung des 18.
Lebensjahres. Auch für vor dem 01.01.1992 geborene Kinder ist der Kindererziehungsergänzungszuschlag zu
gewähren, soweit die Erziehungs- oder Pflegezeiten nach dem 31.12.1991 liegen. Auf den Zeitpunkt der Geburt wird
insofern nicht abgestellt. Die Kindererziehungs- oder Pflegezeiten beginnen für den Kindererziehungsergänzungszu-
schlag – anders als beim Kindererziehungszuschlag – bereits mit dem Tag der Geburt. Sie enden Taggenau spätestens
mit Vollendung des 10. bzw. 18. Lebensjahres des Kindes.
Für die nichterwerbsmäßige Pflege eines pflegebedürftigen Kindes oder einer anderen pflegebedürftigen Person wird
auf die Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung nach § 3 S. 1 Nr. 1a SGB VI abgestellt (siehe hier-
zu Abschnitt C.V.1 Abs. 2 und 3).
Die Erhöhung des Ruhegehaltes um einen Kindererziehungsergänzungszuschlag setzt nach § 50b Abs. 1 S. 1 Nr. 3
BeamtVG voraus, dass die Zeiten dem Beamten als Kindererziehungszeit nach § 50a Abs. 3 BeamtVG zuzuordnen
sind (vgl. zur Zuordnung Abschnitt C.II.4). Das gilt auch für die Zeit der nichterwerbsmäßigen Pflege eines pflegebe-
dürftigen Kindes.
Liegen die Voraussetzungen sowohl für den Mehrkindfall als auch für den Einkindfall vor, ist der Kindererziehungser-
gänzungszuschlag für den Mehrkindfall zu gewähren.

2. Ausschluss
Der Kindererziehungsergänzungszuschlag wird nicht für Zeiten gewährt, für die der Beamte Anspruch auf eine dem Kin-
dererziehungsergänzungszuschlag entsprechende Leistung nach § 70 Abs. 3a SGB VI (Höherbewertung von Bei-
tragszeiten) hat (§ 50b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BeamtVG). Diese Leistung setzt in der gesetzlichen Rentenversicherung min-
destens 25 Jahre mit rentenrechtlichen Zeiten voraus.
Gleichfalls wird der Kindererziehungsergänzungszuschlag nicht für Zeiten gewährt, für die ein Kindererziehungszu-
schlag zusteht (§ 50b Abs. 1 S. 2 BeamtVG).

3. Höhe
Die Höhe des Kindererziehungsergänzungszuschlags beträgt für jeden angefangenen Monat, in dem die Vorausset-
zungen erfüllt waren,
– für den Mehrkindfall: den in § 70 Abs. 3a S. 2 Buchstabe b SGB VI bestimmten Bruchteil in Höhe von 0,0278

des aktuellen Rentenwerts (§ 50b Abs. 2 Nr. 1 BeamtVG)
– für den Einkindfall: einen Bruchteil in Höhe von 0,0208 des aktuellen Rentenwerts (§ 50b Abs. 2 Nr. 2 BeamtVG).

– Berechnungsweise

Der Kindererziehungsergänzungszuschlag ist mit folgender Formel zu berechnen:
Zu berücksichtigende Monate x maßgebender Bruchteil (0,0278 oder 0,0208) x aktueller Ren-
tenwert oder aktueller Rentenwert (Ost)

Beispiel:
Für die gleichzeitige Erziehung von zwei Kindern bis zum 10. Lebensjahr in den alten Bundesländern vom
01.04.1995 bis 31.03.2000 und der Erziehung eines Kindes bis zum 10. Lebensjahr und Teilzeitbeschäftigung
im Beamtenverhältnis vom 01.04.2000 bis 31.03.2001 beträgt der Kindererziehungsergänzungszuschlag:
01.04.1995 bis 31.03.2000 : 60 x 0,0278 x 25,86 Euro = 43,13 Euro
01.04.2000 bis 31.03.2001 : 12 x 0,0208 x 25,86 Euro = 6,45 Euro
Insgesamt: 49,58 Euro
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4. Begrenzungen:
4.1. In der zu berücksichtigenden Zeit erreichbarer Rentenanspruch bei einem Durchschnittseinkommen
Trifft die für den Kindererziehungsergänzungszuschlag zu berücksichtigende Zeit mit einer ruhegehaltfähigen Dienst-
zeit und / oder mit einer Pflegezeit nach § 50d Abs. 1 BeamtVG zusammen, dürfen die kindbezogenen Versorgungs-
steigerungen mit dem in dieser Zeit erworbenen Ruhegehaltsanspruch bzw. Anspruch auf einen Pflegezuschlag zusam-
men nicht den Rentenbetrag übersteigen, der in dieser Zeit mit einem Durchschnittseinkommen in der gesetzlichen
Rentenversicherung erzielt werden kann (§ 50b Abs. 3 S. 1 BeamtVG). Für die Zeiträume, die gleichzeitig für einen
Kindererziehungsergänzungszuschlag und einen Pflegezuschlag zu berücksichtigen sind, wird auf die Besonderhei-
ten in Abschnitt C.VIII.1 verwiesen. Im Übrigen gilt für die Berechnung Folgendes:
a) Wurde in der für den Kindererziehungsergänzungszuschlag zu berücksichtigenden Zeit ein Ruhegehaltsanspruch
erdient, ist zunächst der auf diese Zeit entfallende Anteil des Ruhegehaltes nach Abschnitt C.III.4.1.a zu ermitteln.
b) Sodann ist die Rentenanwartschaft zu berechnen, die in dieser Zeit mit einem Durchschnittseinkommen erworben
werden kann. Hierzu ist für jeden zu berücksichtigenden Monat jeweils ein Bruchteil von 0,0833 des aktuellen Ren-
tenwerts in Ansatz zu bringen und mit dem jeweiligen aktuellen Rentenwert zu vervielfältigen.

Für die Berechnung gilt folgende Formel:

zu berücksichtigende Monate x 0,0833 x aktueller Rentenwert oder aktueller Rentenwert (Ost)

c) Ist der um den Kindererziehungsergänzungszuschlag erhöhte Betrag des anteiligen Ruhegehalts, das in der zu
berücksichtigenden Zeit erdient wurde, höher als die in diesem Zeitraum erreichbare Rentenanwartschaft unter Berück-
sichtigung des Durchschnittseinkommens, wird der Kindererziehungsergänzungszuschlag entsprechend – ggf. bis auf
Null – gekürzt.

Beispiel:

Annahmen:
Gleichzeitige Erziehung von zwei Kindern mit Beurlaubung (1): 01.04.1995 – 15.03.2000
Erziehung eines Kindes und Halbtagsbeschäftigung (2): 16.03.2000 – 24.03.2001
Gesamte ruhegehaltfähige Dienstzeit: 31 Jahre
Ruhegehalt (angenommen): 1.300,00 Euro
Aktueller Rentenwert: 25,86 Euro

4.2. Erreichbare Höchstversorgung
Durch den Kindererziehungsergänzungszuschlag darf die erreichbare Höchstversorgung des Beamten nicht über-
schritten werden (§ 50b Abs. 3 S. 2 BeamtVG). Abschnitt C.III.4.2 gilt entsprechend.
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Höhe des KEEZ*
50b Abs. 2
BeamtVG
(zu berücksichtigende
Monate x 0,0278 /
0,0208 x akt. Renten-
wert)

43,13 Euro
(60 x 0,0278 x

25,86 Euro)

Begrenzung § 50b Abs. 3 S. 1 BeamtVG

(1) 01.04.1995 – 31.03.2000 (60 Monate)

(2 ) 01.04.2000 – 31.03.2001 (12 Monate; 0,5 Jahre ruhegehaltfähige Dienstzeit)

KEZ insgesamt: 48,01 Euro

Anteiliges Ruhegehalt
(Ruhegehalt x rhgf.
Dienstzeit in Kindererzie-
hungszeit : erreichte rghf.
Dienstzeit)

Ist nicht zu berechnen, da in dieser Zeit weder ein anteiliges Ruhe-
gehalt erdient noch ein Anspruch auf einen Pflegezuschlag erwor-
ben wurde.

Höchstgrenze
(zu berücksichtigende
Monate x 0,0833 x akt.
Rentenwert)

KEEZ +
Anteiliges
Ruhege-
halt
(Sp. 1 + 2)

Überstei-
gender
Betrag
(Sp. 4 ./. 3)

Gekürzter
KEEZ
(Sp. 1./. 5)

43,13 Euro

6,45 Euro
(12 x 0,0208 x

25,86 Euro)

20,97 Euro
(1.300 Euro x 0,5 : 31)

25,85 Euro
(12 x 0,0833 x

25,86 Euro)

27,42 Euro 1,57 Euro 44,88 Euro

Berechnung:

*KEZ = Kindererziehungszuschlag
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V. Pflegezuschlag, § 50d BeamtVG

1. Anspruchsvoraussetzungen / Dauer
Ein Beamter erhält einen Pflegezuschlag für die Zeit, für die er wegen der nicht erwerbsmäßigen Pflege eines Pflege-
bedürftigen nach § 3 S. 1 Nr. 1a SGB VI in der gesetzlichen Rentenversicherung versicherungspflichtig war (§ 50d Abs.
1 S. 1 BeamtVG).
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung besteht nach § 3 S. 1 Nr. 1a SGB VI für Beamte in der
Zeit, in der sie einen Pflegebedürftigen im Sinne des § 14 SGB XI nicht erwerbsmäßig mindestens 14 Stunden wöchent-
lich in seiner häuslichen Umgebung pflegen, wenn der Pflegebedürftige Anspruch auf Leistungen aus der sozialen
oder einer privaten Pflegeversicherung hat. Eine neben der Pflegetätigkeit ausgeübte Erwerbstätigkeit darf nicht mehr
als 30 Stunden wöchentlich betragen. Frühestmöglicher Beginn der Versicherungspflicht ist der 01.04.1995.
Als Nachweis für die Versicherungspflicht dient der Versicherungsverlauf (nach Kontenklärung) des zuständigen Ren-
tenversicherungsträgers.

2. Ausschluss
Hat der Beamte die allgemeine Wartezeit in der gesetzlichen Rentenversicherung erfüllt, unterbleibt nach § 50d Abs.
1 S. 2 BeamtVG die versorgungsrechtliche Berücksichtigung der Pflege beim Pflegezuschlag. In diesen Fällen ist jedoch,
sofern der Beamte ein pflegebedürftiges Kind bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres gepflegt hat, die Gewährung
eines Kinderpflegeergänzungszuschlages (siehe folgenden Abschnitt C.VI) zu prüfen.

3. Höhe:
Die Höhe des Pflegezuschlags ergibt sich nach § 50d Abs. 3 S. 1 BeamtVG aus den Regelungen der gesetzlichen Ren-
tenversicherung i.V.m. der gesetzlichen Pflegeversicherung wie folgt:
a) Für die Zeit der Pflege sind zunächst rentenrechtliche Entgeltpunkte zu ermitteln, in dem die rentenrechtliche Bei-
tragsbemessungsgrundlage (beitragspflichtige Einnahmen) für die Pflegezeit (§ 166 Abs. 2 SGB VI) durch das Durch-
schnittsentgelt aller Versicherten nach Anlage 1 SGB VI (siehe Anlage V) für dasselbe Kalenderjahr geteilt wird (§ 70
Abs. 1 SGB VI). Die Entgeltpunkte sind für jedes Kalenderjahr, in dem gepflegt wurde, gesondert zu berechnen.

Für die Berechnung der Entgeltpunkte gilt folgende Formel:

Beitragsbemessungsgrundlage : Durchschnittsentgelt für dasselbe Kalenderjahr

Die Beitragsbemessungsgrundlagen für die Zeit der Pflege sind dem Versicherungsverlauf (nach Kontenklärung) des
zuständigen Rentenversicherungsträgers zu entnehmen.

b) Die berechneten Entgeltpunkte sind sodann mit dem jeweiligen aktuellen Rentenwert zu vervielfältigen.

Beispiel:
Für die versicherungspflichtige nichterwerbsmäßige Pflege eines Schwerpflegebedürftigen mit mindestens 21
Stunden wöchentlich vom 01.02.1996 bis zum 31.07.1997 in den alten Bundesländern berechnet sich der Pfle-
gezuschlag wie folgt:

1996:
24.229,32 DM* : 51.678,00 DM = 0,4689 Entgeltpunkte
1997:
15.941,32 DM* : 52.143,00 DM = 0,3057 Entgeltpunkte

0,7746 Entgeltpunkte
Ergebnis: 0,7746 Entgeltpunkte x 25,86 Euro = 20,03 Euro

*Beitragsbemessungsgrundlage für die Pflegezeit aus dem Versicherungsverlauf

4. Begrenzungen
4.1. In der Pflegezeit höchsterreichbare Rentensteigerung
Die pflegebedingten Versorgungssteigerungen dürfen nicht höher sein als eine unter Berücksichtigung der Beitrags-
bemessungsgrenze durch die Pflegetätigkeit erreichbare höchstmögliche Rentensteigerung (§ 50d Abs. 4 S. 1
BeamtVG). Dies gilt, wenn die Zeit der Pflege mit einer ruhegehaltfähigen Dienstzeit zusammentrifft und / oder für
einen kindbezogenen Zuschlag zu berücksichtigen ist. Abschnitt C.III.4.1 ist entsprechend anzuwenden.
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4.2. Erreichbare Höchstversorgung
Durch den Pflegezuschlag darf die erreichbare Höchstversorgung des Beamten nicht überschritten werden (§ 50d
Abs. 4 S. 1 BeamtVG). Abschnitt C.III.4.2 gilt entsprechend.

VI. Kinderpflegeergänzungszuschlag, § 50d BeamtVG
1. Anspruchsvoraussetzungen / Dauer
Der Kinderpflegeergänzungszuschlag wird nach § 50d Abs. 2 BeamtVG gewährt (siehe Abschnitt C.V.1 Abs. 2 und 3).
Die Pflegezeit beginnt mit dem Tag der Geburt und wird längstens bis zum Ablauf des Monats der Vollendung des
18. Lebensjahres des pflegebedürftigen Kindes berücksichtigt.
Die Erhöhung des Ruhegehalts um einen Kinderpflegeergänzungszuschlag setzt voraus, dass die Pflegezeit dem Beam-
ten als Kindererziehungszeit zuzuordnen ist (siehe hierzu Abschnitt C.II.4).
Der Kinderpflegeergänzungszuschlag kann für die Zeit der Pflege auch neben die Gewährung eines Pflegezuschlags
treten.

2. Ausschluss
Der Kinderpflegeergänzungszuschlag wird nicht für Zeiten gewährt, für die der Beamte Anspruch auf eine diesem
Zuschlag entsprechende Leistung nach § 70 Abs. 3a SGB VI (kindbezogene Höherbewertung von Beitragszeiten) hat
(§ 50d Abs. 2 S. 2 BeamtVG). Diese Leistung setzt in der gesetzlichen Rentenversicherung mindestens 25 Jahre mit
rentenrechtlichen Zeiten voraus. Auf die Erfüllung der allgemeinen Wartezeit wird insofern nicht abgestellt. Für die
Pflegetätigkeit können abgesehen von den Leistungen nach § 70 Abs. 3a SGB VI Rentenansprüche bestehen.
Gleichfalls wird der Kinderpflegeergänzungszuschlag nicht für Zeiten gewährt, für die der Beamte Anspruch auf einen
Kindererziehungsergänzungszuschlag hat. Trifft zum Beispiel die Zeit der nicht erwerbsmäßigen Pflege mit einer ruhe-
gehaltfähigen Dienstzeit zusammen, besteht Anspruch auf einen Kindererziehungsergänzungszuschlag. Für den Kin-
derpflegeergänzungszuschlag ist dieser Zeitraum damit nicht mehr zu berücksichtigen.
Die Höhe des Kindererziehungszuschlags schließt die Gewährung des Kinderpflegeergänzungszuschlags für einen
gleichen Zeitraum aus. Im Übrigen wird auf Abschnitt C.VIII.1 verwiesen.

3. Höhe
Das Ruhegehalt eines Beamten erhöht sich für die Zeit der nicht erwerbsmäßigen Pflege eines pflegebedürftigen Kin-
des um den in § 70 Abs. 3a S. 2 Buchstabe a und S. 3 SGB VI für die Pflegetätigkeit zusätzlich ermittelten Bruchteil des
jeweiligen aktuellen Rentenwerts (§ 50d Abs. 3 S. 2 BeamtVG).
Der Kinderpflegeergänzungszuschlag wird danach in Höhe der Hälfte der für die Pflegezeit ermittelten Entgeltpunk-
te, höchstens jedoch 0,0278 Entgeltpunkte pro Monat, vervielfältigt mit dem jeweiligen aktuellen Rentenwert gewährt.
Für die Berechnung der Entgeltpunkte wird auf Abschnitt C.V.3.a verwiesen.

Die Berechnung ist wie folgt zu erweitern:
Beitragsbemessungsgrundlage : Durchschnittsentgelt für dasselbe Kalenderjahr x 0,5; höchstens
0,0278 x Monate der Pflege in dem betreffenden Jahr
Die danach ermittelten Entgeltpunkte sind mit dem jeweiligen aktuellen Rentenwert zu multi-
plizieren.

Beispiel:
Für die versicherungspflichtige nichterwerbsmäßige Pflege eines schwerpflegebedürftigen Kindes mit mindestens
21 Stunden wöchentlich vom 01.02.1996 bis zum 31.12.1996 in den alten Bundesländern berechnet sich der
Kinderpflegeergänzungszuschlag wie folgt:

1996:
24.229,32 DM* : 51.678,00 DM x 0,5 = 0,2344 Entgeltpunkte;
höchstens 11 Monate x 0,0278 = 0,3058 Entgeltpunkte

Ergebnis: 0,2344 Entgeltpunkte x 25,86 Euro = 6,06 Euro

*Beitragsbemessungsgrundlagen für die Pflegezeit aus dem Versicherungsverlauf
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4. Begrenzungen
4.1. In der Zeit der Pflege erreichbarer Rentenanspruch unter Berücksichtigung des Durch-
schnittseinkommens
Wie beim Kindererziehungsergänzungszuschlag dürfen die kindbezogenen Versorgungssteigerungen mit einem in
dieser Zeit erworbenen Ruhegehaltsanspruch bzw. erworbenen Anspruch auf einen Pflegezuschlag zusammen nicht
den Rentenbetrag übersteigen, der in dieser Zeit mit einem Durchschnittseinkommen in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung erzielt werden kann.
Die Hinweise zum Kindererziehungsergänzungszuschlag in Abschnitt C.IV.4.1 sind entsprechend anzuwenden.

4.2. Erreichbare Höchstversorgung
Durch den Kinderpflegeergänzungszuschlag darf die erreichbare Höchstversorgung des Beamten nicht überschritten
werden (§ 50d Abs. 4 S. 1 BeamtVG). Abschnitt C.III.4.2 gilt entsprechend.
VII. Vorübergehende Gewährung von Zuschlägen, § 50e BeamtVG
Die Regelung des § 50e BeamtVG ist der Vorschrift des § 14a BeamtVG nachgebildet. Sie soll sicherstellen, dass in den
Fällen des Eintritts in den Ruhestand vor Erreichen der allgemeinen Altersgrenze im Vorgriff auf zustehende renten-
rechtliche Leistungen vorübergehend Zuschläge nach den §§ 50a, 50b und 50d BeamtVG zum Ruhegehalt gewährt
werden können.
Das um die Zuschläge vorübergehend erhöhte Ruhegehalt, bei dem auch die dauerhaft zu gewährenden Zuschläge zu
berücksichtigen sind, darf insgesamt nicht das mit einem Ruhegehaltssatz von 66,97 v.H. berechnete Ruhegehalt
überschreiten. Gegebenenfalls sind die vorübergehend zu gewährenden Zuschläge zu kürzen. Werden mehrere Zuschlä-
ge zum Ruhegehalt gewährt, ist bei Überschreitung der Höchstgrenze Abschnitt C.VIII entsprechend anzuwenden.
Bis zum Inkrafttreten der auf den 31.12.2002 folgenden achten Anpassung der Versorgungsbezüge tritt an die Stel-
le des Vomhundertsatzes 66,97 ein Ruhegehaltssatz von 70 v.H..
Die vorübergehend gewährten Zuschläge sind bei den Begrenzungen der Höhe dauerhaft zu gewährender Zuschläge
ebenso zu berücksichtigen wie umgekehrt dauerhaft zu gewährende Zuschläge bei der Bemessung der vorübergehend
nach § 50e BeamtVG zu gewährenden Zuschläge. Wird zum Beispiel bei einem Beamten das Ruhegehalt vorüber-
gehend nach § 50e BeamtVG um eine dem Pflegezuschlag vergleichbare Leistung erhöht, ist bei der Höchstgrenzen-
berechnung eines dauerhaft zu gewährenden Kinderpflegeergänzungszuschlages oder Kindererziehungsergänzungs-
zuschlages auch der vorübergehende Zuschlag nach § 50e BeamtVG zu berücksichtigen. Eine Kürzung der
vorübergehend zu gewährenden Zuschläge aufgrund einer Überschreitung des mit einem Ruhegehaltssatz von
66,97 v.H. bzw. 70 v.H. berechneten Ruhegehaltes ist dabei unbeachtlich. Entfällt die vorübergehende Erhöhung des
Ruhegehaltes, sind die dauerhaft zu gewährenden Zuschläge neu zu berechnen.
Die vorübergehenden Leistungen werden nur auf Antrag gewährt. Ich bitte, die Beamten und Ruhegehaltsempfän-
ger, für deren Ruhegehalt eine Anwendung des § 50e BeamtVG in Betracht kommt, in geeigneter Weise zu informie-
ren. Die vorübergehenden Zuschläge enden spätestens mit Ablauf des Monats, in dem der Versorgungsempfänger
das 65. Lebensjahr vollendet. Im Hinblick auf den Wegfall der Leistungen ist den Versorgungsempfängern aufzuge-
ben, die Beantragung und Gewährung einer Versichertenrente sowie die Erzielung von Erwerbseinkommen im Sinne
des § 53 Abs. 7 BeamtVG anzuzeigen.

VIII. Zusammentreffen mehrerer Zuschläge zum Ruhegehalt
1. Für einen gleichen Zeitraum
Die kinderbezogenen Zuschläge schließen sich für einen gleichen Zeitraum gegenseitig aus. Neben einem kinderbe-
zogenen Zuschlag ist nur die Gewährung eines Pflegezuschlags möglich.
Hinsichtlich der Begrenzungen der Zuschläge auf die in diesem Zeitraum erreichbaren Rentenansprüche
unter Berücksichtigung der Beitragsbemessungsgrenze bzw. des Durchschnittseinkommen ist Fol-
gendes zu beachten:
Liegen für einen gleichen Zeitraum sowohl die Voraussetzungen eines Kindererziehungszuschlags und eines
Pflegezuschlags vor, sind zunächst beide Zuschläge gesondert zu berechnen (Abschnitte C.III.3 und C.V.3). Beide
Zuschläge sind zusammenzurechnen. Überschreitet dieser Betrag - unter Berücksichtigung eines in dieser Zeit erdien-
ten anteiligen Ruhegehaltes (Abschnitt C.III.4.1.a) - die für beide Zuschläge geltende Begrenzung in Höhe des erreich-
baren Rentenanspruchs unter Berücksichtigung der Beitragsbemessungsgrenze (Abschnitt C.III.4.1.b), erfolgt die Kür-
zung der einzelnen Zuschläge anteilmäßig um die nach folgender Formel zu berechnenden Beträge:

Übersteigender Betrag : Gesamtbetrag der Zuschläge für diesen Zeitraum x jeweiligen Zuschlag für
diesen Zeitraum
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Beispiel:
Annahmen:
In einem Zeitraum vom 01.01.1996 – 31.12.1996 wurden folgende Ansprüche erworben:
Kindererziehungszuschlag: 25,85 Euro
Pflegezuschlag: 13,56 Euro
Zusammen: 39,41 Euro

Anteiliges Ruhegehalt: 29,00 Euro
Gesamtbetrag: 68,41 Euro

Berechnung:
Gesamtbetrag: 68,41 Euro
./. Höchstgrenze Kindererziehungszuschlag und Pflegezuschlag
(Höchstwerte an Entgeltpunkten 1,8577 x 25,86 Euro): 48,04 Euro
Übersteigender Betrag: 20,37 Euro

Gekürzter Kindererziehungszuschlag:
25,85 Euro ./. 13,56 Euro (= 20,37 Euro : 39,41 Euro x 25,85 Euro) = 12,49 Euro
Gekürzter Pflegezuschlag:
13,56 Euro ./. 7,01 Euro (= 20,37 Euro : 39,41 Euro x 13,56 Euro) = 6,55 Euro

Steht für einen Zeitraum ein Kindererziehungsergänzungszuschlag oder ein Kinderpflegeergänzungszu-
schlag neben einem Pflegezuschlag zu, sind die Zuschläge jeweils gesondert zu berechnen (Abschnitte C.IV.3,
C.V.3 und C.VI.3). Die Höchstgrenzenberechnung ist zunächst unter Berücksichtigung beider Zuschläge bei dem
Zuschlag mit der geringeren Begrenzung (Kindererziehungsergänzungszuschlag / Kinderpflegeergänzungszuschlag)
in Höhe des in diesem Zeitraum erreichbaren Rentenanspruchs bei Durchschnittseinkommen (Abschnitt C.IV.4.1.b)
durchzuführen. Die Berechnung der Begrenzung beim Pflegezuschlag in Höhe des in diesem Zeitraum erreichbaren
Rentenanspruchs unter Berücksichtigung der Beitragsbemessungsgrenze (Abschnitt C.III.4.1.b) erfolgt unter Berück-
sichtigung dieses Ergebnisses.

Beispiel:
Annahmen:
In einem Zeitraum vom 01.01.-31.12. 1997 wurden folgende Ansprüche erworben:

Pflegezuschlag: 20,33 Euro
Kinderpflegeergänzungszuschlag: 8,63 Euro
Anteiliges Ruhegehalt: 40,00 Euro

Berechnung:
1. Begrenzung Kinderpflegeergänzungszuschlag
Anteiliges Ruhegehalt + Pflegezuschlag + Kinderpflegeergänzungszuschlag
(40,00 Euro + 20,33 Euro + 8,63 Euro): 68,96 Euro
./. Höchstgrenze Kinderpflegeergänzungszuschlag (0,0833 x 12 x 25,86 Euro): 25,85 Euro
Übersteigender Betrag: 43,11 Euro

Gekürzter Kinderpflegeergänzungszuschlag
(8,44 Euro ./.übersteigenden Betrag max. 8,44 Euro): 0,00 Euro

2. Begrenzung Pflegezuschlag
Anteiliges Ruhegehalt + Pflegezuschlag + gekürzter Kinderpflegeergänzungszuschlag
(40,00 Euro + 20,33 Euro + 0,00 Euro): 60,33 Euro
./. Höchstgrenze Pfl.zuschlag (Höchstwert an Entgeltpunkten 1,8871 x 25,86 Euro): 48,80 Euro
Übersteigender Betrag: 11,53 Euro

Gekürzter Pflegezuschlag
(20,33 Euro ./. 11,53 Euro): 8,80 Euro
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2. Bei Überschreitung der erreichbaren Höchstversorgung
Erhöhen zwei oder mehr Zuschläge das Ruhegehalt und wird die erreichbare Höchstversorgung (Ruhegehalt berech-
net aus den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen der versorgungswirksamen Besoldungsgruppe und unter Berücksich-
tigung des Höchstruhegehaltssatzes) insgesamt überschritten, erfolgt die Kürzung der Zuschläge anteilmäßig um die
mit folgender Formel zu ermittelnden Beträge:

Übersteigender Betrag : Gesamtbetrag Zuschläge x jeweiligen Zuschlag

Beispiel:
Annahmen:
Ruhegehaltfähige Dienstbezüge: 3 250,00 Euro

Kindererziehungszuschlag: 155,10 Euro
Pflegezuschlag: 40,69 Euro
Gesamtbetrag Zuschläge: 195,79 Euro

Ruhegehalt: 2 200,00 Euro
Erhöhtes Ruhegehalt: 2 395,79 Euro

Berechnung:
Ruhegehaltfähige Dienstbezüge aus der Endstufe
der versorgungswirksamen Besoldungsgruppe: 3 250,00 Euro
Höchstruhegehaltssatz: 71,75 %
Erreichbare Höchstversorgung: 2 331,88 Euro

Erhöhtes Ruhegehalt: 2 395,79 Euro
./. erreichbare Höchstversorgung: 2 331,88 Euro
übersteigender Betrag: 63,91 Euro

Gekürzter Kindererziehungszuschlag:
155,10 Euro ./. 50,63 Euro (= 63,91 Euro : 195,79 Euro x 155,10 Euro) 104,47 Euro

Gekürzter Pflegezuschlag:
40,69 Euro ./. 13,28 Euro (= 63,91 Euro : 195,79 Euro x 40,69 Euro) 27,41 Euro

IX. Einzelfragen
1. Zuschläge und Mindestversorgung
Um die Zuschläge erhöht wird das erdiente Ruhegehalt. Bleibt das erdiente Ruhegehalt zuzüglich zu gewährender
Zuschläge hinter der Mindestversorgung zurück, wird die Mindestversorgung gewährt. Übersteigt das um die Zuschlä-
ge erhöhte Ruhegehalt die Mindestversorgung wird das erhöhte Ruhegehalt gewährt.
Zahlungstechnisch ist in diesen Fällen die Mindestversorgung zuzüglich des die Mindestversorgung übersteigenden
Betrages der Zuschläge zu gewähren. Anderenfalls würde ein Ruhegehaltsempfänger mit Anspruch auf Zuschläge
gegenüber einem Ruhegehaltsempfänger ohne Anspruch auf Zuschläge im Hinblick auf die Gewährung der jährlichen
Sonderzuwendung benachteiligt (vgl. Abschnitt C.IX.8).

2. Kindererziehung und nicht erwerbsmäßige Pflege pflegebedürftiger Personen im Ruhe-
stand
Erzieht ein Beamter im Ruhestand ein Kind oder pflegt er eine pflegebedürftige Person, wirken sich diese Tätigkeiten
nicht mehr versorgungssteigernd aus.

3. Zuschläge und Sterbegeld
Die Zuschläge sind Teil des Ruhegehalts. Sie gehören daher beim Tod eines Ruhestandsbeamten in Höhe ihrer Zahl-
beträge im Sterbemonat zur Bemessungsgrundlage des Sterbegeldes nach § 18 BeamtVG.

4. Zuschläge und Hinterbliebenenversorgung
Die Zuschläge nach §§ 50a, 50b und 50d BeamtVG gehören zur Bemessungsgrundlage des Witwen- und Waisen-
geldes. Entsprechendes gilt für die Witwenabfindung nach § 21 BeamtVG.
Nach § 50e BeamtVG vorübergehend zu gewährende Zuschläge bleiben hingegen bei der Berechnung des den Hin-
terbliebenenbezügen zugrunde zu legenden Ruhegehalts außer Betracht.
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5. Zuschläge und Versorgungsausgleich
Die Zuschläge nach §§ 50a, 50b und 50d BeamtVG sind keine familien- oder kinderbezogenen Bestandteile im Sin-
ne des § 1587a Abs. 8 BGB. Die Erhöhung eines Ruhegehalts durch diese Zuschläge ist daher im Rahmen der Aus-
kunftserteilung an das Familiengericht insoweit zu berücksichtigen, als sie auf Zeiten beruhen, die in die Ehezeit fal-
len. Liegen die Zeiten außerhalb der Ehezeit, bleiben sie bei der Auskunftserteilung außer Betracht.
Zunächst ist dabei der Teil des Ruhegehalts, der sich aus dem Verhältnis der in die Ehezeit fallenden ruhegehaltfähi-
gen Dienstzeit zu der Gesamtzeit ergibt, zu berechnen. Der sich danach ergebende Wert ist um Zuschlagsbeträge, die
auf in die Ehezeit fallenden Zeiten beruhen, zu erhöhen.
Liegen bei einem (aktiven) Beamten die Voraussetzungen für eine Berücksichtigung der den Zuschlägen zugrunde lie-
genden Zeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung vor, so ist bei Auskünften im Verfahren über den Versorgungs-
ausgleich darauf hinzuweisen, dass für den Versorgungsausgleich eine Bewertung dieser Zeiten ausschließlich im Rah-
men der gesetzlichen Rentenversicherung zu erfolgen hat, und zwar unabhängig davon, ob die allgemeine Wartezeit
schon erfüllt ist.
Bei der Erhöhung des Ruhegehalts nach § 50e BeamtVG und beim Wegfall dieser Erhöhung handelt es sich nicht um
eine Erhöhung bzw. Minderung des Ruhegehalts im Sinne des § 57 Abs. 2 S. 3 und des § 58 Abs. 2 S. 2 BeamtVG.
Eine Erhöhung oder Verminderung des Kürzungsbetrages nach § 57 BeamtVG und des Kapitalbetrages nach § 58
BeamtVG tritt hierdurch also nicht ein. In Fällen, in denen der Kürzungsbetrag nach § 57 BeamtVG in einem Vom-
hundertsatz des Ruhegehaltes einschließlich von Zuschlägen festgesetzt worden ist, ist daher anlässlich einer Erhöhung
nach § 50e BeamtVG sowie anlässlich eines Wegfalls dieser Erhöhung der Vomhundertsatz neu festzusetzen.

6. Zuschläge und Anrechnungs-, Kürzungs- und Ruhensvorschriften
Gegenstand von versorgungsrechtlichen Anrechnungs-, Kürzungs- und Ruhensvorschriften ist das um die Zuschläge
erhöhte Ruhegehalt.
Für die erweiterte Ruhensregelung des § 14 Abs. 5 BeamtVG und des § 2 Nr. 9 BeamtVÜV sind die Zuschläge Bestand-
teil des erdienten Ruhegehalts.
Die Versorgungsabschläge nach § 14 Abs. 3 BeamtVG mindern das um die Zuschläge erhöhte Ruhegehalt. Im Rahmen
der Hinzuverdienstregelungen ist der Höchstgrenze das um die Zuschläge erhöhte Ruhegehalt gegenüber zu stellen.
Bei der Berechnung der Mindestbelassungsbeträge nach § 53 Abs. 5 bzw. § 54 Abs. 3 und 4 BeamtVG sind die Zuschlä-
ge gleichfalls zu berücksichtigen.
Die Höchstgrenzen der §§ 53 bis 56 BeamtVG sind nicht um die Zuschläge zu erhöhen.

7. Versteuerung der Zuschläge
Die Zuschläge sind aufgrund der Sonderregelung des § 3 Nr. 67 EStG steuerfrei.

Bei der Anwendung von Anrechnungs-, Kürzungs- und Ruhensvorschriften sind beim Restruhegehalt/Mindest-
belassungsbetrag die anteilig enthaltenen Zuschläge nach folgender Formel zu berechnen und steuerfrei zu belassen:

Zuschlag (ungemindert) x Restruhegehalt / Mindestbelassungsbetrag
Gesamtversorgung (ungemindert)

Gehören die Zuschläge zur Bemessungsgrundlage eines steuerpflichtigen Versorgungsbezugs (z. B. Witwen- und Wai-
sengeld, Sterbegeld), ist der steuerpflichtige Versorgungsbezug in vollem Umfang zu versteuern, da die Zuschläge in
ihm als Bestandteil nicht mehr enthalten sind.

8. Zuschläge und jährliche Sonderzuwendung
Die Zuschläge gehören nicht zur Bemessungsgrundlage der jährlichen Sonder-zuwendung eines Versorgungsbezugs
(§ 7 S. 2 des Gesetzes über die Gewährung einer jährlichen Sonderzuwendung -SZG).

9. Zuschläge und andere Versorgungsbezüge
Die Zuschläge erhöhen das Ruhegehalt (auch als Bemessungsgrundlage für einen Unterhaltsbeitrag nach § 15
BeamtVG), nicht jedoch andere Versorgungsbezüge (z.B. Unterhaltsbeitrag nach § 38 BeamtVG, Übergangsgeld). Sie
führen unmittelbar zur Erhöhung anderer Versorgungsbezüge, soweit sie zu deren Bemessungsgrundlagen gehören
(z. B. Witwen- und Waisengeld).

10. Zuschläge und Zeiten im Ausland
Die Zuschläge für die Kindererziehung werden auch für Zeiten der Erziehung im Ausland erbracht. Für Pflegetätigkei-
ten wird auf die Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung nach § 3 S. 1 Nr. 1a SGB VI abgestellt.
Sofern für eine Pflegetätigkeit im Ausland danach Versicherungspflicht besteht, können auch hierfür Zuschläge gewährt
werden.
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11. Zuschläge und Entstehen von Ansprüchen auf den Zuschlägen entsprechende Leistun-
gen aus der gesetzlichen Rentenversicherung nach Eintritt in den Ruhestand
Fallen Anspruchsvoraussetzungen für die Zuschläge nach Eintritt in den Ruhestand weg, insbesondere weil ein Beam-
ter die Wartezeit in der gesetzlichen Rentenversicherung erst nach Eintritt in den Ruhestand erfüllt, endet die
Gewährung der Zuschläge mit dem Ablauf des Monats des Wegfalls der versorgungsrechtlichen Anspruchsvoraus-
setzungen.

12. Zuschläge und Verjährung
Entstehen Nachzahlungsansprüche auf Zuschläge für mehr als drei Jahre, ist zu prüfen, ob die Einrede der Verjährung
nach § 195 BGB geltend zu machen ist. Die Entscheidung darüber ist auf den Einzelfall abzustellen und nach pflicht-
gemäßem Ermessen zu treffen.

13. Begrenzung der in den Erziehungs- bzw. Pflegezeiten insgesamt erzielbaren
Versorgungssteigerungen und Rentenansprüche
Wurden in den für die Zuschläge zu berücksichtigenden Zeiten gleichfalls Rentenansprüche erworben, die nicht zum
Ausschluss des Zuschlages führen (z.B. versicherungspflichtige Beschäftigung während einer Beurlaubung) sind die-
se – wie Versorgungsansprüche bei der Rente – bei der Begrenzung der insgesamt erzielbaren Versorgungssteige-
rungen nicht zu berücksichtigen.

D. Weitere Neuregelungen

I. Ruhegehaltfähige Dienstzeiten
1. Zeiten im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst, § 10 BeamtVG
Für am 01.01.2002 vorhandene Versorgungsempfänger gilt die Neufassung des § 10 S. 1 Nr. 2 BeamtVG nicht. Die auf
die Verhältnisse bei der früheren Deutschen Bundesbahn und der früheren Deutschen Bundespost abstellenden Rege-
lungen wurden gestrichen, da die in der Praxis noch auftretenden Anwendungsfälle nach dem 31.12.2001 auch von
der neuen Fassung der Regelung (förderliche Zeiten) erfasst werden.

2. Ausbildungszeiten, § 12 BeamtVG
Durch die Neufassung des § 12 Abs. 5 BeamtVG wird ausdrücklich klargestellt, dass alle Ausbildungszeiten im Sinne
des § 12 BeamtVG nur anteilig berücksichtigt werden, wenn die in § 6 Abs. 1 S. 4 und 5 BeamtVG genannten Vor-
aussetzungen vorliegen. Zeiten einer praktischen hauptberuflichen Tätigkeit (vgl. § 12 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 und Abs. 2 S.
1 BeamtVG) sind keine Ausbildungszeiten im Sinne des § 12 Abs. 5 BeamtVG.

II. Vorübergehende Erhöhung des Ruhegehaltssatzes, § 14a BeamtVG
1. Änderungen mit Wirkung vom 01.01.2002
Mit der Neufassung des § 14a Abs. 1 S. 1 Nr. 2a BeamtVG wurde die Regelung insoweit eingeschränkt, als nur noch
diejenigen Beamtinnen und Beamten eine Erhöhung des Ruhegehaltssatzes erzielen können, die wegen Dienst-
unfähigkeit in den Ruhestand versetzt wurden.
Für die Ermittlung des vorübergehenden Ruhegehaltssatzes sind nach dem neuen § 14a Abs. 2 S. 4 BeamtVG auch
Kalendermonate zu berücksichtigen, wobei der Ruhegehaltssatz „kaufmännisch“ zu runden ist (siehe Abschnitt D.IV).
Mit dem neuen § 14a Abs. 4 S. 2 BeamtVG wurde zugunsten der Versorgungsempfänger bestimmt, dass bei Anträgen,
die innerhalb von drei Monaten nach dem Ruhestandseintritt gestellt werden, die Erhöhung bereits ab dem Ruhe-
standseintritt vorgenommen wird. Nach Ablauf dieser Frist tritt die Erhöhung vom Beginn des Antragsmonats an ein.

2. Änderungen mit Wirkung vom 01.01.2003
§ 14a Abs. 1 S. 1 Nr. 3 und Abs. 2 S. 1 und 2 BeamtVG wird mit Wirkung vom 01.01.2003 neu gefasst.
Als anrechnungsfähige Pflichtbeitragszeiten werden nur die vor Begründung des Beamtenverhältnisses zurückgeleg-
ten Zeiten berücksichtigt. Pflichtbeitragszeiten, die von § 50e BeamtVG erfasst sind, bleiben unberücksichtigt.
Die Berechnung der vorübergehenden Erhöhung des Ruhegehaltssatzes nach den neu gefassten Vorschriften gilt für
Versorgungsfälle, die ab der achten auf den 31.12.2002 folgenden Anpassung gemäß § 70 BeamtVG eintreten.
Danach kann sich der Ruhegehaltssatz nach Erfüllung aller Voraussetzungen für anrechnungsfähige Pflichtbeitragszeiten
um 0,95667 v.H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bis zu maximal 66,97 v.H. vorübergehend erhöhen.
Die Änderungen gelten nicht für am 01.01.2002 vorhandene Ruhestandsbeamte (§ 69e Abs. 1 BeamtVG).
Die Übergangsregelungen nach § 69e Abs. 2 und 3 BeamtVG gelten für Ruhestandsbeamte, deren Ruhegehaltssatz
sich nach § 14a BeamtVG ab der ersten auf den 31.12.2002 folgenden Anpassung gemäß § 70 BeamtVG erhöht.
Die Absenkung des Versorgungsniveaus wird über den Anpassungsfaktor nach § 69e Abs. 3 BeamtVG sichergestellt.
Mit dem Inkrafttreten der achten auf den 31.12.2002 folgenden Anpassung gemäß § 70 BeamtVG wird der Vom-
hundertsatz mit dem Faktor 0,95667 vervielfältigt und gilt dann als neu festgesetzt (§ 69e Abs. 4 BeamtVG).
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III. Unfallfürsorge
1. Schädigung eines ungeborenen Kindes, § 30 BeamtVG
Anspruchsbegründende Norm ist § 30 Abs. 1 S. 2 und 3 BeamtVG. Einen eigenen, selbständigen Anspruch auf (bestimm-
te) Unfallfürsorgeleistungen hat danach das Kind einer Beamtin, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind:
– die Beamtin hat in der Zeit der Schwangerschaft einen Dienstunfall erlitten oder
– die Beamtin war besonderen Einwirkungen ausgesetzt, die generell geeignet sind, eine Berufskrankheit der Mut-

ter zu verursachen und
– diese Einwirkungen zu einem Gesundheitsschaden der Leibesfrucht geführt haben.
War die Mutter den schädigenden Einwirkungen vor Beginn der Schwangerschaft ausgesetzt oder erfolgt durch einen
früheren Dienstunfall der Mutter eine Schädigung der Leibesfrucht, besteht kein ursächlicher Zusammenhang zwi-
schen der Schädigung der Leibesfrucht und den schädigenden Einwirkungen oder dem Dienstunfall der Mutter, da
diese Ereignisse bereits vor und nicht während der Schwangerschaft eingetreten sind.
Die Zeit der Schwangerschaft ist ebenso wie im Unfallversicherungsrecht dahingehend zu bestimmen, dass die Schä-
digung der Leibesfrucht zwischen Zeugung und Vollendung der Geburt (§ 1 BGB) liegen muss.
Wie im gesamten Dienstunfallrecht müssen die einzelnen Tatbestandsmerkmale (Dienst – Unfallereignis – Körper-
schaden) in einem ursächlichen Zusammenhang stehen. Die kausale Fragestellung von direkten oder indirekten Schä-
digungsmöglichkeiten im Mutterleib (Dienstunfall der Mutter während der Schwangerschaft – Körperschaden – Schä-
digung der Leibesfrucht) setzt die Auswertung wissenschaftlicher Erkenntnisse voraus. Es darf keine selbstständige,
die Schädigung der Leibesfrucht hervorrufende Ursache außerhalb des Dienstunfalls hinzutreten. In Parallele zur gesetz-
lichen Unfallversicherung enthält § 30 Abs. 1 S. 3 BeamtVG eine gesonderte Regelung zur Gleichstellung von Berufs-
krankheiten mit Dienstunfällen. Im Übrigen gelten wie bei § 30 Abs. 1 S. 1 BeamtVG auch im Rahmen des § 30 Abs.
1 S. 2 BeamtVG die §§ 31 ff. BeamtVG, die gewisse sonstige Unfälle und Erkrankungen gleichstellen.
Schließlich muss das ungeborene Kind eine Schädigung im Sinne eines Körperschadens bzw. einer Zustandsver-
schlechterung davongetragen haben.
Ergänzend ist auf die Auslegung der Vorschriften des SGB VII zurückzugreifen.
Weitere, gesondert zu berücksichtigende Voraussetzungen normiert der § 45 Abs. 4 BeamtVG. Der die Leibesfrucht
schädigende Unfall der Beamtin muss fristgerecht im Sinne des § 45 Abs. 1 und 2 BeamtVG gemeldet und als Dien-
stunfall anerkannt worden sein. Die Fristenregelungen wurden den Besonderheiten der Unfallfürsorge bei Schädigung
eines ungeborenen Kindes angepasst.

2. Unterhaltsbeitrag bei Schädigung eines ungeborenen Kindes, § 38a BeamtVG
Mit § 38a BeamtVG wird für das vorgeburtlich geschädigte Kind ein neuer Unterhaltsbeitrag eingeführt. Die Vorschrift
lehnt sich an die §§ 12, 56 SGB VII und § 34 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) an. Sie trifft Regelungen zu Dau-
er und Höhe dieser Unfallfürsorgeleistung und normiert Kollisionsfälle des Zusammentreffens mit anderen Leistun-
gen.
zu Abs. 1: Für die Gewährung eines Unterhaltsbeitrags nach dieser Vorschrift ist maßgebend, in welchem Umfang
infolge der unfallbedingten Körperschäden die Fähigkeit des Verletzten, seine Arbeitskraft auf dem gesamten allge-
meinen Arbeitsmarkt wirtschaftlich zu verwerten, gemindert ist. Inhaltlich lehnen sich die Regelungen an die Vor-
schriften des § 56 SGB VII an.
zu Abs. 2: Die Regelungen sind den Vorschriften des § 38 Abs. 6 sowie des § 56 Abs. 2 Satz 2 SGB VII nachgebildet.
Da anspruchsberechtigt nach dieser Vorschrift in der Regel Minderjährige sind, ist die Verpflichtung, eine ärztliche
Untersuchung zu ermöglichen, auf die Sorgeberechtigten auszudehnen.
zu Abs. 3: Die Vorschrift ist inhaltlich der Ausgleichsrente für Minderjährige in § 34 BVG nachgebildet.
zu Abs. 4: Im Rahmen der Unfallfürsorge beinhalten die Pflegekosten nach § 34 Abs. 1 BeamtVG auch die Siche-
rung des Lebensunterhalts. Von daher besteht bei längerfristiger Unterbringung in Pflegeeinrichtungen kein Bedarf
für einen ergänzenden Unterhaltsbeitrag.
zu Abs. 5: Da Unterhaltsbeitrag und Waisengeld der Unterhaltssicherung dienen, besteht kein Bedürfnis dafür, die-
se Leistungen nebeneinander zu gewähren. Dies soll allerdings nicht zu geminderten Leistungen führen, weshalb der
jeweils höhere Versorgungsbezug zahlungswirksam wird.

3. Sachschadenersatz, § 32 BeamtVG
Für den Sachschadenersatz nach § 32 S. 2 BeamtVG wird eine gesetzliche Ausschlussfrist für die Antragstellung ein-
geführt. Diese gilt unbeschadet der Ausschlussfrist für die Meldung eines Dienstunfalls nach § 45 Abs. 1 S. 1 BeamtVG.

4. Zuständigkeit zur ärztlichen Begutachtung, § 33 BeamtVG
Für die Unfallfürsorge (Heilverfahren, Neufeststellung des Unfallausgleichs, Feststellung der MdE für ein Unterhalts-
beitrag nach §§ 38 und 38a BeamtVG) wird das Amtsarztverfahren ergänzt durch die den Dienststellen eröffnete
Möglichkeit, spezialärztliches Wissen durch direkte Einschaltung entsprechender (Fach-)Ärzte zu nutzen. Hierzu verweise
ich auf mein Rundschreiben vom 10.04.2002 – D I 1 – M – 223 100 –1/3.
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5. Subjektive Voraussetzung beim qualifizierten Dienstunfall, § 37 BeamtVG
Nach der Neuregelung ist zwar ein bewusster Lebenseinsatz nicht mehr erforderlich. Voraussetzung für die Anwen-
dung der Vorschrift ist allerdings, dass sich der Beamte einer mit der Diensthandlung verbundenen besonderen Lebens-
gefahr bewusst aussetzt.

6. Erhöhung der Höchstgrenze bei der Hinterbliebenenunfallversorgung, § 42 BeamtVG
Die Neuregelung des § 42 S. 2 BeamtVG vereinheitlicht die Bemessungsgrundlagen für ein erhöhtes Unfallruhege-
halt. Die Regelung gilt für vorhandene Versorgungsfälle ab 01.01.2002 (§ 69 Abs. 1 Nr. 2 S. 1, § 69a Nr. 1 S. 1, § 69e
Abs. 1 BeamtVG).

7. Änderung der formellen Voraussetzungen für die Gewährung von Unfallfürsorge, § 45
BeamtVG
Maßgebend ist nach der Neuregelung des § 45 Abs. 2 BeamtVG – entsprechend der Rechtsprechung des BVerwG
(Urteil vom 21.09.2000, 2 C 22.99) -, dass nach Ablauf der Ausschlussfrist Unfallfürsorge nur dann gewährt wird,
wenn glaubhaft gemacht wird, dass mit der Möglichkeit einer anspruchsbegründenden Unfallfolge nicht habe gerech-
net werden können.
Bei einer Schädigung des Kindes nach § 30 Abs. 1 S. 3 BeamtVG beginnt die Ausschlussfrist im Zeitpunkt der erst-
maligen ärztlichen Diagnose einer in der Anlage zur Berufskrankheiten-Verordnung genannten Krankheit, sofern der
Berechtigte oder die Sorgeberechtigten in diesem Zeitpunkt damit rechnen können, dass die Schädigung im Zusam-
menhang mit der Dienstausübung der Mutter steht.

IV. Rundungsvorschriften und Zahlung der Versorgungsbezüge
1. Ruhegehaltssatz und Versorgungsabschlag § 14 BeamtVG:
Die neu gefassten Rundungsregelung für den Ruhegehaltssatz und beim Versorgungsabschlag ist nur für Versor-
gungsfälle anzuwenden, die nach dem 31.12.2001 eintreten (§ 69 Abs. 1, § 69a, § 69e Abs. 1 BeamtVG) Dies gilt
nicht für die Hinterbliebenen eines am 01.01.2002 vorhandenen Ruhestandsbeamten.
Bei der Anwendung des § 14 Abs. 3 und des § 85 Abs. 1 S. 3 BeamtVG gilt die neu gefasste „kaufmännische“ Run-
dungsregelung entsprechend.

2. Zahlung der Versorgungsbezüge § 49 BeamtVG:
Der in § 49 Abs. 8 BeamtVG normierte Berechnungsgrundsatz für Versorgungsbezüge ist seit dem 01.01.2002 an die
im Besoldungsrecht geltende „kaufmännische“ Rundung (§ 3 Abs. 7 BBesG) angeglichen worden. Für Versorgungs-
bezüge ist die Berechnung auf zwei Dezimalstellen angeordnet. Die Rundungen sind nicht nur beim Endergebnis (Ver-
sorgungsbezug), sondern nach der Systematik der Berechnung der Versorgungsbezüge bei allen notwendig durchzu-
führenden Zwischenergebnissen vorzunehmen. In Zwischenergebnissen werden Versorgungsbestandteile ermittelt,
wie z.B. der Versorgungsabschlag (§ 14 Abs. 3 BeamtVG), das Witwengeld (§ 20 Abs. 1 BeamtVG), der Kürzungsbe-
trag des Witwengeldes (§§ 20 Abs. 2 und 25 Abs. 1 BeamtVG), die Kürzungsbeträge nach den Anrechnungs-, Kür-
zungs- und Ruhensvorschriften oder die Sonderzuwendung. Die „kaufmännische“ Rundung ist auch bei der Berech-
nung des Versorgungszuschlages (§ 6 BeamtVG) anzuwenden.

Versorgungsausgleich:
Im Sinne der einheitlichen Berechnungsmethode ist der im Versorgungsausgleichsverfahren maßgebliche Betrag der
Versorgung / Versorgungsanwartschaft (§ 1587a Abs. 2 Nr. 1 BGB) sowie die ermittelten Werte zur Berechnung (z.B.
1/12 der Sonderzuwendung) nach Maßgabe des § 49 Abs. 8 BeamtVG zu runden.
V. Rückforderung von Versorgungsbezügen, § 52 BeamtVG
Die Vorschrift des § 52 Abs. 4 und 5 BeamtVG gilt ab 01.01.2002. Sie ist auch für vorhandene Versorgungsempfän-
ger anzuwenden (§ 69 Abs. 1 Nr. 2, § 69a Nr. 1, § 69e Abs. 1 BeamtVG).
Bei der Inanspruchnahme der Rückzahlungspflichtigen als Erben nach § 52 Abs. 5 S. 3 BeamtVG sind die zu § 12 Abs.
2 Bundesbesoldungsgesetz (BBesG) erlassenen Verwaltungsvorschriften (BBesGVwV vom 11.07.1997, GMBl S. 314)
anzuwenden.

VI. Anrechnungs-, Kürzungs- und Ruhensvorschriften
1. Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen,
§ 53 BeamtVG
Die Neufassung der Hinzuverdienstgrenze in § 53 Abs. 2 Nr. 3 BeamtVG gilt rückwirkend ab 01.01.1999 für Ruhe-
standsbeamte, die wegen nicht dienstunfallbedingter Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt wurden und wer-
den. Sie gilt ferner ab 01.01.2001 für Ruhestandsbeamte, die auf Antrag wegen Schwerbehinderung nach § 42 Abs.
4 Nr. 1 Bundesbeamtengesetz (BBG) oder entsprechendem Landesrecht in den Ruhestand versetzt wurden und wer-
den. Davon unberührt bleiben die in den §§ 69 bis 69d enthaltenen speziellen Günstigkeitsregelungen.
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Mit der Neufassung wird klargestellt, dass ein zustehender Unterschiedsbetrag nach § 50 Abs. 1 BeamtVG bei der
Berechnung der Hinzuverdienstgrenze in voller Höhe erhalten bleibt.

Beispiel (Hinzuverdienstgrenze gemäß § 53 Abs. 2 Nr. 3 BeamtVG; fiktiv)

Beamter mittlerer Dienst, Ruhegehalt aus BesGr. A 6 / Stufe 8
Höchstgrenzenberechnung nach Ruhegehalt aus BesGr. A 6 / Stufe 9 (Endstufe)
Berechnungsgrundlage Ruhegehalt Euro Höchstgrenze Euro
Grundgehalt 1 900,00 1 980,00
allgemeine Stellenzulage 15,00 15,00
Familienzuschlag 95,00 95,00
ruhegehaltfähige Dienstbezüge 2 010,00 2 090,00
Mindesthöchstgrenze 2 800,00
Ruhegehaltssatz 70 % 1 407,00
Höchstgrenzenvomhundertsatz 75 % 2 100,00
Mindestversorgung 1 200,00
danach maßgebend 1 407,00
Unterschiedsbetrag für 2 Kinder 170,00 170,00
Hinzurechnungsbetrag 325,00
Ruhegehalt gesamt 1 577,00
Hinzuverdienstgrenze 2 595,00

Die Vorschrift des § 53 Abs. 2 Nr. 3 BeamtVG wird außerdem mit Wirkung vom 01.01.2003 geändert. Die geänderte
Vorschrift gilt für Ruhestandsbeamte ab der achten auf den 31.12.2002 folgenden Anpassungen gemäß § 70 BeamtVG
für alle wegen nicht dienstunfallbedingter Dienstunfähigkeit oder auf Antrag wegen Schwerbehinderung nach § 42
Abs. 4 Nr. 1 Bundesbeamtengesetz (BBG) oder entsprechendem Landesrecht in den Ruhestand versetzten Ruhe-
standsbeamten.

Übergangsregelung:
Bis zur achten auf den 31.12.2002 folgenden Anpassungen gemäß § 70 BeamtVG finden die in § 69 Abs. 1 Nr. 2
S. 1, § 69a Nr. 1, § 69e Abs. 1 und 2 BeamtVG enthaltenen Übergangsregelungen Anwendung mit der Folge, dass
bis zur Höchstgrenzenberechnung nach § 53 Abs. 2 Nr. 3 BeamtVG die Anpassungsfaktoren gemäß § 69e Abs. 3 zu
berücksichtigen sind.

Beispiel (Hinzuverdienstgrenze gemäß § 53 Abs. 2 Nr. 3 BeamtVG; fiktiv)

Beamter mittlerer Dienst, Ruhegehalt aus BesGr. A 6 / Stufe 8 nach der 1. Anpassung (z. B. Erhöhung um 2,5 v. H.)
Höchstgrenzenberechnung nach Ruhegehalt aus BesGr. A 6 / Stufe 9 (Endstufe)
Berechnungsgrundlage Ruhegehalt Euro Höchstgrenze Euro
Grundgehalt 1 947,50 2 029,50
allgemeine Stellenzulage 15,38 15,38
Familienzuschlag 97,38 97,38
ruhegehaltfähige Dienstbezüge 2 060,26 2 142,26
Mindesthöchstgrenze 2 870,00
Anpassungsfaktor 0,99458 2 049,09 2 854,44
Ruhegehaltssatz 70 % 1 434,36
Höchstgrenzenvomhundertsatz 75 % 2 140,83
Mindestversorgung 1 230,00
danach maßgebend 1 434,36
Unterschiedsbetrag für 2 Kinder 174,25 174,25
Hinzurechnungsbetrag 325,00
Ruhegehalt gesamt 1 608,61
Hinzuverdienstgrenze 2 640,08

Die Neufassung des zu belassenden Mindestbetrages nach § 53 Abs. 5 S. 1 BeamtVG gilt nicht für am 01.01.2002
vorhandene Versorgungsempfänger.
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Die Berechnungsgrundlage für den Mindestbelassungsbetrag ist der jeweilige zustehende Versorgungsbezug (§ 2
BeamtVG) vor Anwendung von Ruhensvorschriften.
Zu beachten ist, dass ein zustehender Unterschiedsbetrag nach § 50 Abs.1 S. 3 BeamtVG stets in die Bemessungs-
grundlage für den Mindestbelassungsbetrag einer Hinterbliebenenversorgung einzubeziehen ist.
Der Ausschluss von der Mindestbelassung gemäß § 53 Abs. 5 S. 2 BeamtVG bleibt so lange bestehen, wie das fest-
gestellte vergleichbare Verwendungseinkommen bezogen wird, auch über das 65. Lebensjahr hinaus.
Die nachstehende Tabelle bietet Anhaltspunkte, welche Vergütungsgruppen der Angestellten dem Bundes-Ange-
stellten-Tarifvertrag (BAT) der Besoldungsgruppen der Beamten entsprechen (§ 11 BAT):

Besoldungsgruppe Vergütungsgruppe Besoldungsgruppe Vergütungsgruppe

A 1 X A 10 IVb, Kr. IX
A 2 IX, IXb, Kr I A 11 IVa, Kr. X, Kr. XI
A 3 IXa, Kr. II A 12 III, Kr. XII
A 5 VIII A 13 IIb, IIa, Kr. XIII
A 6 VII, Kr. III A 14 Ib
A 7 VIb, VIa, Kr.IV, Kr. V, Kr. Va A 15 Ia
A 8 Vc, Kr. VI A 16 I
A 9 Vb, Va, Kr. VII, Kr. VIII

Die nachstehende Tabelle bietet Anhaltspunkte, welche vergleichbaren Besoldungsgruppen in internationalen Orga-
nisationen der Besoldungsgruppe der Beamten entsprechen:

Vergleichbare Besoldungs- Vereinte Nationen Europäische Koordinierte
und Vergütungsgruppe der und VN – Sonder- Gemeinschaft Organisation
Bediensteten im deutschen organisationen
öffentlichen Dienst

B 9 USG A 1
B 6 ASG A 2 A 7, A 6
B 3 D 2 A 3 A 5
A 16, BAT I D 1 A 3 A 5
A 15, BAT Ia P 5 A 4 A 4
A 14, BAT Ib P 4 A 5 A 4
A 13, BAT IIa P 3 A 6 A 3
A 13, BAT IIb P 2 A 7 A 2
A 12, BAT III P 1 A 8 A 1

Für sonstiges in der Höhe vergleichbares Verwendungseinkommen ist nach Maßgabe von § 53 Abs. 5 S. 2 BeamtVG
zu verfahren. Als sonstiges in der Höhe vergleichbares Verwendungseinkommen sind z.B. Löhne oder vertraglich ver-
einbarte (z.B. außer- / übertarifliche) Vergütungen anzusehen. Bei sonstigem vergleichbarem Verwendungseinkom-
men ist als Vergleichsmaßstab die jeweilige Grundvergütung heranzuziehen.

2. Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Renten, § 55 BeamtVG
Die am 01.01.2002 in Kraft getretene Neuregelung des § 55 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 BeamtVG gilt nicht für am
01.01.2002 vorhandene Versorgungsempfänger (§ 69e Abs. 1 BeamtVG).
Mit der Neufassung gelten Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung als Rente im Sinne des § 55 BeamtVG mit
der Folge, dass sie in die Ruhensregelung einzubeziehen sind, wenn der Versorgungsfall nach dem 31.12.2001 ein-
getreten oder wirksam geworden ist. Danach ist der Teil der Unfallrente, der die Entgeltersatzfunktion erfüllt, bei der
Ruhensberechnung zugrunde zu legen.
Dienstbeschädigungsteilrenten und Leistungen als Ausgleich für Dienstbeschädigungen im Beitrittsgebiet für Angehöri-
ge der Sonderversorgungssysteme nach Anlage 2 Nrn. 1 bis 4 des Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz
(AAÜG) sind nicht als Unfallrenten anzusehen.
Für die Höhe und die Berechnung der anzurechnenden Unfallrente ist der Unfallrentenbescheid der festsetzenden
Stelle (z. B. Berufsgenossenschaft) maßgebend. Der anzusetzende Betrag ist zu ermitteln aus der Gesamthöhe der
Unfallrente abzüglich einer Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG). Die Höhe der Grundrente nach
dem BVG entspricht bei gleicher Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) dem Betrag eines Unfallausgleichs nach §
35 BeamtVG. Stellt die Unfallrente auf die Bezügegröße Ost ab, ist der Betrag der Grundrente nach dem BVG für die
neuen Bundesländer von der Gesamthöhe der Unfallrente abzuziehen. Die Beträge der Grundrente nach § 31 Abs. 1
BVG werden getrennt nach Grundrente und Grundrente für die neuen Bundesländer durch Verordnung der Bundes-
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regierung (KOV-Anpassungsverordnung) fortlaufend angepasst und veröffentlicht. Bei einer MdE um 20 v.H. bleiben
2/3, bei einer MdE um 10 v.H. bleiben 1/3 der Mindestgrundrente nach dem BVG unberücksichtigt.
Die Mindestgrundrente (§ 31 Abs. 1 BVG) entspricht der Höhe nach der monatlichen Grundrente bei einer MdE um 30
v. H.
Zu beachten ist, dass Unfallrenten, die nach dem Rentenrecht ruhen (vgl. §§ 267, 311 SGB VI), mit dem ruhenden
Betrag bei der Ruhensberechnung außer Betracht bleiben.

Beispiel 1: (Unfallrente)

Beamter hat Anspruch auf Unfallrente zur Abgeltung der durch den Arbeitsunfall eingetretenen MdE um 40 v.H.
in Höhe von 400 Euro
Berechnungsgrundlagen Unfallrente West Euro Unfallrente Ost Euro
Rente aus der gesetzlichen Unfallversicherung 400 400
(fiktive Gesamthöhe)
abzüglich dem Betrag des Unfallausgleichs 159 140
bei MdE um 40 v. H.
Höhe der anzusetzenden Unfallrente 241 260

Beispiel 2: (Unfallrente)

Beamter hat Anspruch auf Unfallrente zur Abgeltung der durch den Arbeitsunfall eingetretenen MdE um 20 v.H.
in Höhe von 150 Euro
Mindestgrundrente bei einer MdE um 30 v.H. beträgt 117 Euro
Berechnungsgrundlagen Unfallrente West Euro Unfallrente Ost Euro
Rente aus der gesetzlichen Unfallversicherung
(fiktive Gesamthöhe) 150 150
abzüglich 2/3 der Mindestgrundrente 78 69
Höhe der anzusetzenden Unfallrente 72 81

Die am 01.01.2002 in Kraft getretene Änderung des § 55 Abs. 1 S. 3 BeamtVG gilt auch für am 01.01.2002 vor-
handene Versorgungsempfänger (§ 69 Abs. 1 Nr. 2 S. 1, § 69a Nr. 1 und § 69e Abs. 1 BeamtVG).
Mit der Neuregelung wird gesetzlich klargestellt, dass Beitragserstattungen (z.B. aus einer berufsständischen Versor-
gungseinrichtung) zu den von § 55 Abs. 1 S. 1 BeamtVG erfassten Renten rechnen. Die Einbeziehung gilt für Versor-
gungsfälle, die nach dem 30.09.1994 eingetreten sind (vgl. Art. 11 BeamtVGÄndG 1993). Vor dem 01.10.1994
gewährte Beitragserstattungen bleiben unberücksichtigt.
Die Härteregelungen des 2. Haushaltsstrukturgesetzes (2. HStruktG) sind weiterhin zu beachten.
Die am 01.01.2002 in Kraft getretene Neuregelung des § 55 Abs. 1 S. 4 BeamtVG gilt auch für am 01.01.2002
vorhandene Versorgungsempfänger (§ 69e Abs. 1 BeamtVG).
In den Fällen des § 55 Abs. 1 S. 4 BeamtVG ist der sich bei einer Verrentung nach versicherungsmathematischen
Grundsätzen ergebende Betrag einer Abfindung, Beitragserstattung oder sonstigen Kapitalleistung der Ruhensrege-
lung zugrunde zu legen. Vor Anwendung der Verrentungsmethode sind Leistungen aufgrund von freiwilligen Beiträ-
gen im Sinne des § 55 Abs. 4 BeamtVG auszuscheiden.
In Fällen, in denen die Kapitalleistung bereits vor Eintritt des Versorgungsfalles gewährt wurde, erfolgt ihre Einbezie-
hung in die Ruhensberechnung nach § 55 Abs. 1 S. 4 BeamtVG mit Beginn der beamtenrechtlichen Versorgung.
Für die Verrentung der Kapitalleistung gelten dabei folgende Grundsätze:
– Auszugehen ist von demjenigen Kapitalbetrag, der sich unter Berücksichtigung der hierauf gewährten Zinsen ergibt.

Aus Vereinfachungsgründen kann dabei die Dynamisierung des Kapitalbetrages vom Zeitpunkt seiner Gewährung
bis zum Eintritt des Versorgungsfalles in der Weise vorgenommen werden, dass er um die seither eingetretenen all-
gemeinen Anpassungen der Versorgungsbezüge erhöht wird.

– Der so dynamisierte Kapitalbetrag ist sodann in eine Rente umzurechnen. Für die Berechnung des Anrechnungsbe-
trages bietet sich die im Versicherungswesen übliche Verrentungsmethode an:

monatlicher Rentenbetrag = maßgebende Kapitalleistung
Verrentungsdivisor

Als Verrentungsdivisor ist dabei der zwölffache Betrag des Kapitalwertes nach Anlage 9 zum Bewertungsgesetz in
der jeweils geltenden Fassung (neu gefasst durch Bekanntmachung vom 01.02.1991, BGBl. I S. 230) anzusetzen.
Dabei ist von dem auf ganze Jahre auf- oder abgerundeten Lebensalter auszugehen.
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Beispiel:

Beamter hat im März 1995 eine Kapitalleistung in Höhe von (umgerechnet) 20 000 Euro erhalten. Im Zeitpunkt
des Ruhestandseintritts mit Ablauf des 31.01.2002 ist er 63 Jahre und 5 Monate alt.
– Ermittlung der maßgebenden Kapitalleistung

Ausgangsbetrag: 20 000,00 Euro
Anpassungen:
Anpassungszeitpunkte Umfang
01.05.1995 3,2 v.H. 20 640,00 Euro
01.03.1997 1,3 v.H. 20 908,32 Euro
01.01.1998 1,5 v.H. 21 221,94 Euro
01.06.1999 2,9 v.H. 21 837,38 Euro
01.01.2001 1,8 v.H. 22 230,45 Euro
01.01.2002 2,2 v.H. 22 719,52 Euro

– Als Verrentungsdivisor ergibt sich aus der Anlage 9 zum Bewertungsgesetz für einen 63-jährigen Mann das zwölf-
fache von 9,603, somit 115,236.

– Verrentung somit nach der Formel:

monatlicher Rente = 22 719,52 Euro = 197,16 Euro
115,236

Der sonach ermittelte monatliche Rentenbetrag ist ohne Fortschreibung und Anpassung bei der Ruhensregelung nach
§ 55 Abs.1 BeamtVG zu berücksichtigen.
Die am 01.01.2002 in Kraft getretene Neuregelung des § 55 Abs. 1 Satz 5 BeamtVG gilt auch für am 01.01.2002
vorhandene Versorgungsempfänger (§ 69e Abs. 1 BeamtVG).
Die Frist nach § 55 Abs. 1 S. 5 BeamtVG ist eine Ausschlussfrist.
Als Kapitalbetrag gelten die in § 55 Absatz 1 Satz 4 genannten Geldleistungen. Die Geldleistungen zuzüglich der hier-
für gewährten Zinsen müssen an den Dienstherrn innerhalb von drei Monaten nach Zufluss abgeführt werden. Geld-
leistungen sind zugeflossen, wenn sie auf ein Konto des Beamten – auch auf ein anderes, vom Beamten angegebenes
Konto – überwiesen wurden (Buchungstag) oder bei einer Zahlungsanweisung (Barauszahlung) empfangen wurden.
Die am 01.01.2002 in Kraft getretene Neuregelung des § 55 Abs. 1 S. 7 BeamtVG gilt für am 01.01.2002 vorhande-
ne Versorgungsempfänger (§ 69e Abs. 1 BeamtVG).
Es wird klargestellt, dass nunmehr alle Versorgungsanwartschaften, die im Versorgungsausgleichsverfahren nach §
1587b BGB oder § 1 VAHRG ausgeglichen werden, gleichfalls bei der Ruhensregelung nach § 55 Abs. 1 S. 7 BeamtVG
unberücksichtigt bleiben. Dies sind z.B. Renten oder Rententeile aus berufsständischen Versorgungseinrichtungen (für
Ärzte, Architekten, Rechtsanwälte etc.). Im Rahmen des Versorgungsausgleichs findet hier ein so genanntes analo-
ges Quasi-Splitting nach § 1 Abs. 3 VAHRG statt.

3. Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Versorgung aus zwischenstaatlichen und
überstaatlicher Verwendung, § 56 BeamtVG
Die am 01.01.2002 in Kraft getretenen Neuregelungen des § 56 Abs. 1 S. 1 und 2 BeamtVG gelten nicht für am
01.01.2002 vorhandene Versorgungsempfänger.
Bei der Berücksichtigung von Zeiten einer internationalen Verwendung kommt es nach den Änderungen zur so genann-
ten „Spitzberechnung“ und „kaufmännischen“ Rundung. Zur Ermittlung der Dauer der bei internationalen Organi-
sationen verbrachten Dienstzeit ist bei der Berücksichtigung etwa anfallender Tage oder Bruchteile von Tagen, die sich
bei der Berechnung der Dienstzeit ergeben, in gleicher Weise zu verfahren, wie bei der Berechnung der ruhehehalt-
fähigen Dienstzeiten (siehe Abschnitt D.IV.1 und D.IV. 2).

VII. Erneute Berufung in das Beamtenverhältnis, § 85a BeamtVG
Meine Durchführungshinweise mit Rundschreiben vom 12.07.2001 – D II 3 – 223 134/40 (GMBl 2001, S. 630) sind
insoweit nicht mehr zu beachten und ab 01.01.2002 als gegenstandlos anzusehen.

VIII. Verteilung der Versorgungslasten, § 107b BeamtVG
Die Neufassung der Versorgungslastenverteilung nach § 107b Abs. 1 BeamtVG gilt für Übernahmen nach dem
31.12.2001. Für davor liegende Übernahmen ist die Übergangsvorschrift nach § 69e Abs. 4a BeamtVG zu beachten.
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Bei der Prüfung der Frage, ob der Beamte dem abgebenden Dienstherrn nach Ablegung der Laufbahnprüfung oder
Feststellung der Befähigung mindestens fünf Jahre zur Verfügung stand, können nur Zeiten im Beamtenverhältnis
berücksichtigt werden. Eine Ermäßigung der Arbeitszeit bleibt dabei unberücksichtigt. Zeiten einer Beurlaubung,
Zuweisung nach § 123a BRRG oder einer Abordnung sind nicht berücksichtigungsfähig. Die fünfjährige Dienstzeit
muss bei jedem Dienstherrnwechsel nach dem Erwerb einer Laufbahnprüfung oder Feststellung der Befähigung erfüllt
sein. Wurden nacheinander Ämter mit unterschiedlichen Einstellungsanforderungen wahrgenommen, so sind diese,
wenn sie zu einer zusätzlichen Befähigung geführt haben, einzubeziehen.

IX. Beamtenversorgungs- Übergangsverordnung (BeamtVÜV)
Für kommunale Wahlbeamte der ersten Stunde im Beitrittsgebiet gelten gemäß § 2 Nr. 10 BeamtVÜV Zeiten im
Wahlamt außerhalb eines Beamtenverhältnisses als Amtszeiten im Sinne des § 66 Abs. 2 BeamtVG, soweit dies zum
Erreichen einer Amtszeit von acht Jahren erforderlich ist. Ferner gelten für diese Personen, wenn sie eine Amtszeit von
acht Jahren erreicht oder überschritten haben, auch die übrigen Voraussetzungen des § 66 Abs. 2 BeamtVG als erfüllt,
wenn sie vor dem 03.10.2000 in den Ruhestand getreten sind. Für die Betroffenen sind besondere Anrechnungs-
maßnahmen beim Zusammentreffen des Versorgungsbezuges mit Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung
bestimmt.
Zugunsten der Versorgung der kommunalen Wahlbeamten der ersten Stunde wird für den Unterhaltsbeitrag nach § 2
Nr. 1 BeamtVÜV die vorgeschriebene Anrechnung von Renten im Sinne des § 55 BeamtVG durch eine Mindestbe-
lassungsregelung eingeschränkt. Dies tritt zu der Anrechnungsfreistellung in Höhe von 40% des neben dem Unter-
haltsbeitrag bezogenen Erwerbseinkommens hinzu.
Im Übrigen wird auf die Abschnitte der Abflachung des Anstiegs der Versorgungsbezüge und der weiteren Zuschlä-
ge zum Ruhegehalt (siehe Abschnitte A und C.III) im Rundschreiben verwiesen.
Dieses Rundschreiben wird im Gemeinsamen Ministerialblatt veröffentlicht.
Im Auftrag
Lümmen
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Anlage III

Aktuelle Rentenwerte (§ 68, § 69, § 255a, § 307b Abs. 2 SGB VI, Rentenanpassungsverordnungen)

Zeitraum Aktueller Rentenwert in DM
von bis alte Bundesländer neue Bundesländer
01. Jan.1992 30. Juni 1992 41,44 23,57
01. Juli 1992 31. Dez. 1992 42,63 26,57
01. Jan. 1993 30. Juni 1993 42,63 28,19
01. Juli 1993 31. Dez. 1993 44,49 32,17
01. Jan. 1994 30. Juni 1994 44,49 33,34
01. Juli 1994 31. Dez. 1994 46,00 34,49
01. Jan. 1995 30. Juni 1995 46,00 35,45
01. Juli 1995 31. Dez. 1995 46,23 36,33
01. Jan. 1996 30. Juni 1996 46,23 37,92
01. Juli 1996 30. Juni 1997 46,67 38,38
01. Juli 1997 30. Juni 1998 47,44 40,51
01. Juli 1998 30. Juni 1999 47,65 40,87
01. Juli 1999 30. Juni 2000 48,29 42,01
01. Juli 2000 30. Juni 2001 48,58 42,26
01. Juli 2001 31. Dez. 2001 49,51 43,15

Zeitraum Aktueller Rentenwert in Euro
von bis alte Bundesländer neue Bundesländer
01. Jan. 2002 30. Juni 2002 25,31406 22,06224
01. Juli 2002 30. Juni 2003 25,86 22,70

Anlage IV

Jährliche Höchstwerte an Entgeltpunkten (Anlage 2b SGB VI)

Zeitraum Rentenversicherung der
Arbeiter und Angestellten

von bis endgültig vorläufig
01. Jan. 1992 31. Dez. 1992 1,7428 1,7782
01. Jan. 1993 31. Dez. 1993 1,7933 1,7397
01. Jan. 1994 31. Dez. 1994 1,8558 1,7580
01. Jan. 1995 31. Dez. 1995 1,8474 1,8363
01. Jan. 1996 31. Dez. 1996 1,8577 1,8784
01. Jan. 1997 31. Dez. 1997 1,8871 1,8288
01. Jan. 1998 31. Dez. 1998 1,9046 1,8755
01. Jan. 1999 31. Dez. 1999 1,9063 1,9216
01. Jan. 2000 31. Dez. 2000 1,9021 1,8931
01. Jan. 2001 31. Dez. 2001 1,9092
01. Jan. 2002 31. Dez. 2002 1,8935
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Anlage V

Durchschnittsentgelte (§ 63, § 69 SGB VI – Anlage 1)

Gültig ab endgültig vorläufig
– in DM –

01.01.1995 50.665,00
01.01.1996 51.678,00
01.01.1997 52.143,00
01.01.1998 52.925,00
01.01.1999 53.507,00
01.01.2000 54.256,00
01.01.2001 54.684,00

– in Euro –
01.01.2002 28.518,00

Anlage VI

Gesamtbeispiel zu den Zuschlägen zum Ruhegehalt

I. Annahmen (fiktiv):

Geburt 1. Kind: 13.11.1990
2. Kind: 15.05.1992

Pflege des 2. Kindes (schwerstpflegebedürftig mindestens 21 Stunden wöchentlich): 01.01. – 31.12.2001
Mutterschutz: 01.05.1992 – 10.07.1992
Beurlaubung: 11.07.1992 – 30.04.1994

01.01.1996 – 31.05.2002
Halbtagsbeschäftigung: 01.05.1994 – 31.12.1995
Gesamte ruhegehaltfähige Dienstzeit: 25 Jahre
Ruhegehaltfähige Dienstbezüge: 2.900,00 Euro
Ruhegehalt: 1.300,00 Euro

II. Zeitstrahl

13.11.90
(Geburt 1. Kind)

12.11.00
(Vollendung 10. Lj.)

15.05.92
(Geburt 2. Kind)

05/92
(KEEZ*)

(gleichzeitige
Erziehung)

01/01 –
12/01

(PZ/KPZ*)

06/92 – 05/95
(KEZ*)

06/95 – 11/00
(KEEZ*)

(gleichzeitige Erziehung)

14.05.02
(Vollendung 10. Lj.)

* KEZ = Kindererziehungszuschlag, KEEZ = Kindererziehungsergänzungszuschlag, PZ = Pflegezuschlag
KPZ = Kinderpflegeergänzungszuschlag
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BMI-Rundschreiben vom 8. 8. 1997
– D II 5 M 221 020 – 3 –

Durchführungshinweise zum Gesetz zur Reform des öffentlichen Dienstrechts
(Reformgesetz) vom 24. Februar 1997 (BGBl. I S. 322) hier: Durchführungshinweise

Anlg.: – 4 – Berechnungsbeispiele

Zur Durchführung und einheitlichen Anwendung des Gesetzes zur Reform des öffentlichen Dienstrechts im Bereich
des Versorgungsrechts gebe ich folgende Hinweise:

I. Allgemeines
1. Das vorliegende Rundschreiben behandelt ausschließlich die sich aus dem Reformgesetz ergebenden weiteren

versorgungsrechtlichen Fragen. Soweit landesrechtliche Besonderheiten (z.B. Versorgung nach landesrechtlichen
Zwischenbesoldungsgruppen) vorliegen, werden diese hier nicht behandelt; ggf. können die Länder eigene Rege-
lungen treffen. Im Übrigen wird auf die versorgungsrechtlichen Aussagen im Schnellbrief des BMI – D II
1-221 020-3/2 – vom 14. April 1997 (GMBl. 1997 S. 210) hingewiesen.

2. Das Reformgesetz modifiziert das BeamtVG in der ab 1. Januar 1992 geltenden Fassung. § 85 BeamtVG ist mit
Ausnahme des Abs. 5 (Vorziehen des Versorgungsabschlages) nicht geändert worden. Im Rahmen der Ver-
gleichsberechnungen ist § 85 BeamtVG wie bisher anzuwenden; es kommt ggf. auch ein Versorgungsabschlag
„alter Art“ nach § 14 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 und 3 BeamtVG in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden
Fassung in Betracht.

3. Das neue Recht gilt nicht für Versorgungsfälle, die vor dem 1. Juli 1997 eingetreten sind. Vor dem 1. Juli 1997
eingetreten sind alle Versorgungsfälle, in denen der Beamte spätestens mit Ablauf des 30. Juni 1997 in den Ruhe-
stand getreten ist.

II. Überleitung der vor dem 1. Juli 1997 eingetretenen Versorgungsfälle in die neue
Besoldungsstruktur
1. Mit dem In-Kraft-Treten des Refomgesetzes werden grundsätzlich auch die am 30. Juni 1997 vorhandenen Ver-

sorgungsempfänger in die neue Besoldungsstruktur übergeleitet; eine spezielle Regelung ist im Gesetz jedoch
nicht getroffen. Zur Behandlung der Fälle, in denen in sich die Versorgung aus der Endstufe einer Besoldungs-
gruppe (BesGr) der Besoldungsordnungen (BesO) des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG) mit aufsteigenden
Gehältern berechnet sowie in Fällen, in denen eine betragsadäquate Überleitung vorzunehmen ist, wird auf
Abschnitt III des BMI-Schnellbriefs vom 14. April 1997 – D II 1-221 020-3/2 – verwiesen.
In Fällen, für die es in der neuen Grundgehaltstabelle der BesO des BBesG mit aufsteigenden Gehältern keinen
niedrigeren Betrag gibt, gilt der allgemeine Grundsatz des § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BeamtVG, wonach bei den
ruhegehaltfähigen Dienstbezügen das zuletzt nach dem Besoldungsrecht zustehende Grundgehalt anzuset-
zen ist. Hierbei handelt es sich insbesondere um Versorgungsfälle nach dem G 131, bei denen der bisherige
Grundgehaltsbetrag unter dem Betrag der neuen Eingangsstufe der entsprechenden Besoldungsgruppe liegt.
Zuletzt zugestandenes Grundgehalt in diesem Sinne ist für die am 30. Juni 1997 vorhandenen Ver-
sorgungsempfänger dieser Fallgruppe das Grundgehalt, das den Versorgungsbezügen nach Maßgabe des
Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungsgesetz (BBVAnpG) 96/97 zugrunde gelegen hat. Daher ist
nicht das (neue) Anfangsgrundgehalt der jeweiligen BesGr anzusetzen, sondern es sind das bisherige Grund-
gehalt, der Ortszuschlag der Stufe 1 sowie der Betrag der allgemeinen Stellenzulage i. H. v. 73,66 DM in einer
Summe zusammenzufassen. Dieser so ermittelte Betrag wird bei künftigen allgemeinen Erhöhungen ange-
passt.
Die Überleitung in die ab 1. Juli 1997 geltende neue Grundgehaltstabelle der BesO des BBesG mit aufsteigenden
Gehältern gilt ebenfalls nicht für Versorgungsempfänger,
■ deren Versorgungsbezügen ein Ortszuschlag nach dem BBesG nicht zugrunde liegt,
■ deren Versorgungsbezügen eine Grundvergütung sowie ein Ortszuschlag nach dem BBesG zugrunde liegen,
■ deren Versorgungsbezüge in festen Beträgen festgesetzt sind.
Hierbei handelt es sich um Versorgungsfälle, die auch bisher schon in den Bundesbesoldungs- und -versor-
gungsanpassungsgesetzen besonders geregelt wurden (vgl. Art. 2 § 2 Abs. 4 und 7 BBVAnpG 95).

2. Die Funktionszulage nach § 5 der 2. Besoldungs-Übergangsverordnung (BesÜV) ist eine Zulage im Sinne des Ab-
schnitts III Nr. 3 des BMI-Schnellbriefs vom 14. April 1997 – D II 1-221 020-3/2 –. Hiervon erfasst werden auch
Funktionszulagen nach § 5 der 2. BesÜV, die erst nach dem 30. Juni 1997 ruhegehaltfähig werden.

3. Nach Art. 14 § 6 Reformgesetz werden Überleitungs- und Ausgleichszahlung nach diesem Gesetz und nach ande-
ren besoldungsrechtlichen und versorgungsrechtlichen Vorschriften nicht ausgezahlt, wenn der Auszahlungsbe-
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trag 5,– DM nicht übersteigt. Hinsichtlich der Geringfügigkeitsgrenze für Überleitungs- und Ausgleichszulagen
im Versorgungsrecht verweise ich auf Ziffer 1 des BMI-Schnellbriefs vom 30. Juni 1997 – D II 1-221 020-3/2.

4. Der Strukturausgleich (i. H. v. 0,4 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge) nach Art. 1 § 6 des BBVAnpG 1991
vom 21. Februar 1992 (BGBI. I S. 266) nimmt im Gegensatz zum Anpassungszuschlag nach § 71 BeamtVG (vgl.
Art. 4 Nr. 12, 13 Reformgesetz) bis auf Weiteres an künftigen Erhöhungen der Versorgungsbezüge teil.

III. Einschränkung der Anrechnung von Studienzeiten
1. Die Zeit einer Fachschul- oder Hochschulausbildung und ggf. darin enthaltener vorgeschriebener Praktika einsch-

ließlich Prüfungszeit kann im Rahmen der Anwendung des neuen Versorgungsrechts nur noch im Umfang von
höchstens 3 Jahren berücksichtigt werden. Die Zeit einer laufbahnrechtlich vorgeschriebenen Promotion (vgl. Tz
12.1.14 BeamtVGVwV) ist in diesen Zeitrahmen nicht eingeschlossen. Bei der Anwendung des § 67 Abs. 2 Satz
2 BeamtVG verbleibt es bei der bisherigen Rechtslage. Zeiten einer praktischen Ausbildung außerhalb einer Fach-
schul- oder Hochschulausbildung (z. B. Lehre) sind ebenso wie Zeiten eines Vorbereitungsdienstes im Beamten-
verhältnis auf Widerruf bzw. eines Vorbereitungsdienstes außerhalb eines Beamtenverhältnisses im bisherigen
Umfang berücksichtigungsfähig. Praktika, die als Zugangsvoraussetzung für den Besuch der Fach- bzw. Hoch-
schule vor Beginn des Studiums absolviert werden, können dann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt
werden, wenn sie nicht die allgemeine Schulbildung ersetzen (vgl. § 12 Abs. 1 Satz 1 BeamtVG Tz 12.1.11
BeamtVGVwV). Der Dreijahreszeitraum beginnt mit der Aufnahme des Studiums; Tz 12.1.7 BeamtVGVwV ist wei-
terhin zu beachten.

2. § 12 Abs. 1 BeamtVG n. F. geht als speziellere Regelung der Regelung des § 12 Abs. 3 BeamtVG vor. Der Anwen-
dungsbereich des § 12 Abs. 3 BeamtVG beschränkt sich daher künftig auf Fälle, in denen die festgesetzte Regel-
studienzeit eines Studiengangs weniger als 3 Jahre beträgt.

IV. Mindestversorgung
1 . „Lange Freistellungszeiten“ im Sinne von § 14 Abs. 4 Satz 4 BeamtVG liegen dann vor, wenn allein wegen Frei-

stellungen die Mindestversorgung nicht erreicht wird. Dies ist im Rahmen einer Vergleichsberechnung festzu-
stellen. Dabei ist zu ermitteln, ob die sich bei angenommener Vollzeitbeschäftigung ergebenden Versorgungs-
bezüge die Mindestversorgung erreicht hätten. Ist das der Fall, beruht das Unterschreiten der Mindestversorgung
allein auf der Freistellung; es liegt eine lange Freistellungszeit vor.

2. Im Vorgriff auf eine gesetzliche Klarstellung, findet § 14 Abs. 4 Satz 4 BeamtVG nicht auf Freistellungen An-
wendung, die vor dem 1. Juli 1997 bewilligt und angetreten worden sind (vgl. Abschnitt VI, Ziffer 2).

V. Wegfall des Erhöhungsbetrags (§ 14 Abs. 2 BeamtVG)
1. Die Vorschrift ist mit Wirkung vorn 1. März 1997 aufgehoben worden (Art. 4 Nr. 6 Buchstabe a, Art. 15 § 3 Abs. 2

Reformgesetz). Versorgungsempfänger, die am 28. Februar 1997 den Erhöhungsbetrag bezogen haben, erhal-
ten diesen weiter mit der Maßgabe, dass sich der Erhöhungsbetrag bei der nächsten allgemeinen Erhöhung der
Versorgungsbezüge um die Hälfte verringert; die Verringerung darf jedoch die Hälfte der allgemeinen Erhöhung
nicht übersteigen (§ 69b Abs. 2 Satz 3 BeamtVG n. F.). Nächste allgemeine Erhöhung der Versorgungsbezüge in
dem hier maßgeblichen Sinn ist die ab 1. März 1997 (BesO A, BesGr R 1 und R 2, C1 bis C3 sowie entsprechende
landesrechtliche BesGr) bzw. 1. Juli 1997 (BesO B und übrige) eingetretene Erhöhung nach Art. 1 des BBVAnpG
96/97. Der verminderte Erhöhungsbetrag bleibt bis zu seinem endgültigen Wegfall (§ 69b Abs. 2 Satz 4 BeamtVG
n. F.) unverändert. Eine nach dem 28. Februar 1997 eintretende Änderung in den Verhältnissen des Versor-
gungsempfängers (z. B. Änderung des Familienstandes, Ausscheiden des Ehegatten aus der Tätigkeit im öffent-
lichen Dienst) bleibt unberücksichtigt.

2. Für die Anwendung des § 69b Abs. 2 Satz 3 und 6 BeamtVG n. F. in Fällen der erstmaligen Gewährung von Ruhe-
gehalt bzw. Hinterbliebenenversorgung, ab 1. März 1997 gilt:
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Fallgruppe Regelung

a) Beamter ist mit Ablauf Festsetzung des Ruhe-
des Monats Februar 1997 gehaltes ohne Erhöhungs-
in den Ruhestand getreten betrag

b) Beamter ist im Februar Festsetzung der Hinter-
1997 verstorben bliebenenversorgung ohne

Erhöhungsbetrag

c) Ruhestandsbeamter Berechnung des Sterbe-
(z. B. mit Versorgungsbezügen geldes aus dem Ruhegehalt
auf der Grundlage der für Februar 1997 (mit
BesGr A 12) ist im vollem Erhöhungsbetrag)
Februar 1997 verstorben

Festsetzung der Hinter-
bliebenenversorgung mit
vermindertem Erhöhungsbetrag,

d) Ruhestandsbeamter Berechnung des Sterbe-
(z.B. mit Versorgungsbezügen geldes aus dem Ruhegehalt
auf der Grundlage der für April 1997 (mit vollem
BesGr B 3) ist im Erhöhungsbetrag)
April 1997 verstorben

Festsetzung der Hinter-
bliebenenversorgung ab
1. Mai 1997 mit vollem
Erhöhungsbetrag

Verminderung des
Erhöhungsbetrages ab
1. Juli 1997 um die Hälfte

VI. Quotelung von Ausbildungs- und Zurechnungszeiten bei Freistellungen
1. Von der Quotelung erfasst werden

a) Ausbildungszeiten im Beamtenverhältnis auf Widerruf,
b) die nach Vollendung des 17. Lebensjahres verbrachte Mindestzeit der außer der allgemeinen Schulbildung

vorgeschriebenen Ausbildung (§ 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BeamtVG), einschließlich der Ausbildungszeiten, die
im Rahmen des § 12 Abs. 2 und 3 BeamtVG berücksichtigt werden können,

c) Zeiten nach § 12 Abs. 4 Satz 1 BeamtVG, da „andere Bewerber“ durch die Verweisung auf § 12 Abs. 1
BeamtVG hinsichtlich der Anrechnungsmöglichkeit von Ausbildungszeiten den Laufbahnbewerbern gleichzu-
stellen sind, sowie

d) Zurechnungszeiten (§ 13 Abs. 1 BeamtVG).
2. Zu einer Quotelung führen nicht die vor dem 1. Juli 1997 bewilligten und angetretenen Freistellungen (Teil-

zeitbeschäftigung oder Beurlaubung ohne Dienstbezüge), § 69b Abs. 1 BeamtVG. Änderungen des Umfangs
einer vor dem 1. Juli 1997 bewilligten und angetretenen Teilzeitbeschäftigung innerhalb des ursprünglichen
Bewilligungszeitraums fallen ebenfalls unter § 69b Abs. 1 BeamtVG.
Bsp.: Ein Beamter ist im Umfang von 50% der regelmäßigen Arbeitszeit für die Dauer vom 1. Januar 1996 bis

zum 31. Dezember 1998 freigestellt. Eine Veränderung der regelmäßigen Arbeitszeit (Umfang) innerhalb
dieses Zeitrahmens (Dauer) ist auch nach dem 30. Juni 1997 unschädlich.

Beim Wechsel von einer Teilzeitbeschäftigung zu einer Beurlaubung und umgekehrt nach dem 30. Juni 1997
ist die neue Freistellung stets in die Quotelung einzubeziehen.

3. Die Quotelung setzt eine Freistellung von mehr als 12 Monaten (Bagatellgrenze) voraus. Hierbei ist nicht auf
die einzelne Freistellung abzustellen, maßgeblich ist vielmehr der Gesamtfreistellungszeitraum. Der Grund
sowie der zeitliche Umfang der Freistellung sind unerheblich. Ist die Zeit der Freistellung jedoch kraft Gesetzes
oder aus anderen Gründen ruhegehaltfähig (z. B. auf Grund der Entsendungsrichtlinien oder bei Zahlung eines Ver-
sorgungszuschlags), ist diese Zeit nicht in den Gesamtfreistellungszeitraum einzurechnen. Beträgt der Gesamt-

Rechtsvorschriften

www.die-beamtenversorgung.de144



§

freistellungszeitraum mehr als 12 Monate, wird der gesamte, entsprechend § 14 Abs. 1 Satz 3 BeamtVG berech-
nete Zeitraum für die Quotelung herangezogen.

4. In Betracht kommen für die Berechnung des Gesamtfreistellungszeitraums sowohl Freistellungszeiten innerhalb
eines öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses als auch Freistellungszeiten im Rahmen von § 10 BeamtVG.

5. Die der Berechnung der Quote zugrunde zu legende
■ IST-Zeit ermittelt sich aus der tatsächlich zurückgelegten ruhegehaltfähigen Dienstzeit ohne Ausbildungs-

und Zurechnungszeiten i. S. der Nr. 1.
■ SOLL-Zeit ermittelt sich aus der ruhegehaltfähigen Dienstzeit ohne Ausbildungs- und Zurechnungszeiten. i. S.

der Nr. 1, die ohne Freistellungen erreicht worden wäre.
Bei der Quotelung von Ausbildungszeiten (nicht der Zurechnungszeit) ist die Zeit einer Freistellung wegen
Kindererziehung (ErzUrIV, § 72a Abs. 4 Satz 1 Buchst. a BBG oder entsprechendes Landesrecht sowie BErzGG
oder einschlägige tarifrechtliche Regelungen) bis zu 3 Jahren je Kind wie Vollzeitbeschäftigung zu werten. Zu
diesem Zweck sind Zeiten einer Freistellung wegen Kindererziehung von der SOLL-Zeit abzuziehen, soweit sie
nicht bereits bei der Feststellung der IST-Zeit als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt worden sind. Der zeit-
liche Umfang der Freistellung ist unerheblich.
Werden während eines Dreijahreszeitraums weitere Kinder erzogen, verlängert sich die zu berücksichtigende Kin-
dererziehungszeit für jedes weitere Kind um den Überschneidungszeitraum; entsprechendes gilt für Mehrlings-
geburten (vgl. Ziffer 1.1.3 des BMI-Rundschreibens vom 9. Oktober 1992 – D III 4-224 151/1 [GMBI 1992
S. 1 127]).

6. Die für die IST- und SOLL-Zeit maßgebende ruhegehaltfähige Dienstzeit sowie der Gesamtfreistellungszeitraum
sind nach Jahren und Tagen zu berechnen (vgl. Tz 6.0.1 BeamtVGVwV). Bei der gesamten SOLL-Zeit bzw. IST-
Zeit etwa anfallende Tage sind in entsprechender Anwendung des § 14 Abs. 1 Satz 3 BeamtVG umzurechnen.

7. Zur Berechnung der Quote ist die IST-Zeit durch die SOLL-Zeit zu teilen. Das Ergebnis ist auf zwei Dezimalstel-
len auszurechnen, wobei die zweite Stelle um eins zu erhöhen ist, wenn in der dritten Stelle ein Rest verbleibt
(vgl. § 14 Abs. 1 Satz 2 BeamtVG). Anschließend ist der zu quotelnde Zeitraum in Tage umzurechnen und mit
dem Quotienten zu multiplizieren, wobei das Ergebnis ebenfalls auf zwei Dezimalstellen zu runden, in Jahre und
Tage umzurechnen und als (verringerte) Ausbildungs-/Zurechnungszeit bei der für die Ermittlung des Ruhege-
haltssatzes maßgeblichen ruhegehaltfähigen Dienstzeit zu berücksichtigen ist (Berechnungsbeispiele siehe Anla-
gen 1 bis 4).

VII. Sonstiges
1. Der Abbau des Erhöhungsbetrages nach § 14 Abs. 2 BeamtVG a. F. gemäß § 69b Abs. 2 BeamtVG n. F. (Art. 4

Nr. 6 i. V. m. Art. 4 Nr. 12 Reformgesetz) zum 1. März 1997/1. Juli 1997 stellt keine allgemeine Verminderung der
Versorgungsbezüge nach § 57 Abs. 2 BeamtVG (Tz 57.2.2 BeamtVGVwV) dar. Der Kürzungsvomhundertsatz ist
deshalb mit Wirkung vom 1. März 1997/1. Juli 1997 neu festzusetzen.

2. Bei der Erteilung von Auskünften an die Familiengerichte in Versorgungsausgleichsverfahren ist nach der im Zeit-
punkt des Bewertungsstichtags (Ende der Ehezeit) geltenden Rechtslage zu verfahren. Dabei sind Rechtsände-
rungen, die eine Auswirkung auf die Wertberechnung der Versorgungsanwartschaft haben, bis zur letzten tatrich-
terlichen Entscheidung auch dann zu berücksichtigen, wenn sie nach dem Ende der Ehezeit eingetreten sind.

3. Die nach Art. 14 5 § Abs. 1 Reformgesetz bei einem Ruhestandsbeamten als ruhegehaltfähig zu berücksichti-
gende Überleitungszulage ist bei der Erteilung von Auskünften an das Familiengericht über die auszugleichen-
de Versorgung mit dem am Ende der Ehezeit zustehenden Betrag zu berücksichtigen. In die Auskunft über aus-
zugleichende Versorgungsanwartschaften eines aktiven Beamten ist die am Ende der Ehezeit zustehende
Überleitungszulage hingegen grundsätzlich nicht einzubeziehen.

4. Die allgemeine Erhöhung der Versorgungsbezüge nach dem BBVAnpG 96/97 führt sowohl zu einer Verminde-
rung eines ggf. noch vorhandenen Ausgleichs nach Art. 2 § 2 des 2. HStruktG als auch zum Abbau des am 28.
Februar 1997 gewährten Erhöhungsbetrags nach § 14 Abs. 2 BeamtVG a. F. (vgl. Abschnitt V Ziffer 1).

5. Soweit in Anrechnungsvorschriften die Berechnung von Freibeträgen auf der Grundlage von Mindestversor-
gungsbezügen vorgeschrieben ist (z. B. § 22 Abs. 1 Satz 2 BeamtVG i. V. m. Tz 22.1.11.2, 22.1.13 BeamtVGVwV,
§ 61 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 BeamtVG), ist bis zum endgültigen Wegfall des Erhöhungsbetrages § 69b Abs. 2 Satz
3 BeamtVG n. F. entsprechend anzuwenden.

6. Wegen der Berechnung der ab 1. Juli 1997 geltenden Mindestkürzungsgrenzen nach §§ 53 Abs. 2 Nr. 1, 53a
Abs. 2 BeamtVG wird auf die Anlagen c) und d) meines Rundschreibens vom 10. April 1997 – D II 6-223 134/1
(GMBI 1997 S. 266) verwiesen. Danach wird die in das Grundgehalt eingebaute Stellenzulage i. H. v. 73,66 DM
mit berücksichtigt.
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noch heute:
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Höherweg 287
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PLZ, Ort
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des o.a. DBW-Ratgebers.

Telefon

Fax

E-Mail

. . .seit dem Jahr 1951

Rund ums
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im öffentlichen Dienst

Einkommen und Bezahlung

Arbeitszeit und Urlaub

Rente und Versorgung

Gesundheit und Beihilfe

Soziales und Steuern

12. Auflage

www.rund-ums-geld-im-oeffentlichen-dienst.de

RatgeberService des DBW
Rund ums Geld
im öffentlichen Dienst
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neue Bundesländer) für den öffentlichen
Dienst sowie der Post,Telekom und Bahn,
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dafür den Vorteilspreis von 5,00 Euro
(zzgl. Versandpauschale von 2,50 Euro).
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BMI-Rundschreiben vom 15. 7. 1998
– D II 5 – 223 100 – I/I –

Allgemeine Hinweise zum Gesetz zur Umsetzung des Versorgungsberichts
(Versorgungsreformgesetz 1998 – VReformG)
Das Versorgungsreformgesetz 1998 vom 29. Juni 1998 (BGBl. I S. 1666) tritt, soweit nicht für einzelne Regelungen ein
abweichender Zeitpunkt angeordnet ist, am 1. 1. 1999 in Kraft.
Zu den einzelnen Regelungen gebe ich folgende allgemeine Hinweise.

Bildung von Versorgungsrücklagen bei Bund und Ländern
Die Versorgungsrücklagen werden bei Bund und Ländern in der Weise gebildet, dass in den Jahren 1999 bis 2013
die Besoldungs- und Versorgungsanpassungen um durchschnittlich 0,2 Prozentpunkte vermindert werden. Mit dem
Unterschiedsbetrag werden beim Bund und bei den Ländern rechtlich selbstständige Sondervermögen gebildet. Ab
2014 stehen die Rücklagen zur Entlastung der öffentlichen Haushalte zur Verfügung.
Nach § 14a Abs. 3 Satz 1 BBesG treffen der Bund und die Länder im Rahmen ihrer Haushaltsselbstständigkeit die
näheren Regelungen über die Ausgestaltung und Verwaltung der Sondervermögen. Die rechtlichen Regelungen für
die Verwaltung und Anlage der Mittel für den Bereich der Länder – und damit auch der Gemeinden – treffen die Län-
der eigenständig.
Für den Bereich des Bundes bestimmt das Versorgungsrücklagegesetz vom 9. 7. 1998 (BGBl. I S. 1800), dass die Mit-
tel des Sondervermögens von der Bundesbank in handelbaren Schuldverschreibungen angelegt und im Übrigen vom
Bundesministerium des Innern verwaltet werden. Die Rücklage wird vor Zweckentfremdung geschützt und darf zweck-
gebunden nur zur Deckung von Versorgungsausgaben verwendet werden. Die Mittelentnahme ist über einen Zeit-
raum von 15 Jahren zu erstrecken und durch Gesetz zu regeln.
Den Sondervermögen werden die Mittel anlässlich der Erhöhungen der Besoldungs- und Versorgungsbezüge zuge-
führt, die ab dem 1. 1. 1999 wirksam werden. Die notwendigen Regelungen werden die jeweiligen Bundesbesol-
dungs- und -versorgungsanpassungsgesetze enthalten.

Einführung einer Teildienstfähigkeit
Die notwendige volle Nutzung der personellen Ressourcen erfordert es, bei Einschränkungen der Dienstfähigkeit die
Möglichkeiten der weiteren dienstlichen Verwendung zu verbessern. Durch die probeweise Einführung des neuen
Rechtsinstituts der Teildienstfähigkeit wird künftig ermöglicht, dass Beamte bei einer nur eingeschränkten Dienst-
fähigkeit ihre verbliebene Arbeitskraft dem Dienstherrn im Rahmen einer reduzierten Arbeitszeit weiter zur Verfügung
stellen.
Voraussetzung für die Teildienstfähigkeit ist, dass der Beamte das 50. Lebensjahr vollendet hat und er unter Beibe-
haltung seines Amtes seine Dienstpflichten noch mindestens während der Hälfte der regelmäßigen Dienstzeit erfüllen
kann. In diesem Fall leistet der Beamte mit entsprechend reduzierter Arbeitszeit weiter Dienst.
Um eine Schlechterstellung gegenüber dem dienstunfähigen Beamten zu vermeiden, erhält der teildienstfähige Beam-
te Besoldung entsprechend der reduzierten Arbeitszeit, mindestens aber in Höhe des Ruhegehalts, das er bei Dienst-
unfähigkeit erhalten hätte. Zusätzlich erhält er als Anreiz eine Zulage, deren Höhe noch durch Verordnung der Bun-
desregierung mit Zustimmung des Bundesrates zu regeln ist. Die in Teildienstfähigkeit verbrachte Dienstzeit ist
entsprechend der reduzierten Arbeitszeit, mindestens aber im Umfang der bei Dienstunfähigkeit zu berücksichtigen-
den Zurechnungszeit ruhegehaltfähig.
Die Regelung der Teildienstfähigkeit ist bis zum 31. 12. 2004 befristet. Dies dient dem Zweck, zunächst die Bewährung
der Regelung zu prüfen.
Wegen der näheren Einzelheiten ergeht ein gesondertes Rundschreiben.

Reform des Zulagenwesens
Stellenzulagen, die zuletzt durch das Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungsgesetz 1998 dynamisiert wur-
den, nehmen ab 1. 1. 1999 mit Ausnahme der sog. allgemeinen Stellenzulage nach Vorbemerkung Nr. 27 BBesO A
und B nicht mehr an allgemeinen Besoldungsanpassungen teil (Artikel 10 VReformG).
Folgende Stellenzulagen (bzw. Zulagen) fallen mit Wirkung vom 1. 1. 1999 weg:
■ Zulage für Beamte bei dem Bundesausfuhramt (Vorbemerkung Nr. 8 c BBesO A und B)
■ Zulage für Beamte bei öffentlich-rechtlichen Sparkassen (Vorbemerkung Nr. 11 BBesO A und B)
■ Technikerzulage (Vorbemerkung Nr. 23 BBesO A und B)
■ Programmiererzulage (Vorbemerkung Nr. 24 BBesO A und B).

Rechtsvorschriften

www.die-beamtenversorgung.de 147



§

Die Beträge folgender Stellenzulagen werden mit Wirkung vom 1. 1. 1999 vermindert:
: Sicherheitszulage (Vorbemerkung Nr. 8 BBesO A und B)
: Zulage für Beamte bei dem Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (Vorbemerkung Nr. 8 b BBesO

A und B).
Hier entfällt künftig auch eine Zahlung an Anwärter. Die Konkurrenz zu Erschwerniszulagen richtet sich nach den
Regelungen der Erschwerniszulagenverordnung (z. B. § 5 EZulV).
Soweit Zulagen wegfallen oder vermindert werden, gewährt § 81 Abs. 1 BBesG in der Fassung des VReformG eine
Ausgleichszulage.
Bei der Berechnung des nach § 81 Abs. 1 Satz 2 BBesG zum Abbau der Ausgleichszulage dienenden Erhöhungsbe-
trages sind Erhöhungen aufgrund von Veränderungen der persönlichen Verhältnisse wie z. B. durch Eheschließung
oder Geburt eines Kindes nicht zu berücksichtigen; ebenso sind Leistungsprämien oder Leistungszulagen, die auf-
grund des § 42a BBesG gezahlt werden, bei der Aufzehrung nicht zu berücksichtigen (vgl. Durchführungshinweise
vom 14. 4. 1997 zum Dienstrechtsreformgesetz, GMBI. S. 210).
Bei der Stellenzulage nach Vorbemerkung Nr. 12 BBesO A und B ist der anspruchsberechtigte Personenkreis ab 1. 1.
1999 um Beamte in Abschiebehafteinrichtungen erweitert worden.
Mit Wirkung vom 1. 1. 1999 wird die Zulage für Beamte des Bundeskriminalamtes (Vorbemerkung Nr. 13 c BBesO A
und B) eingeführt. Diese Zulage ist keine Stellenzulage, sondern eine andere Zulage im Sinne von § 51 BBesG; sie ist
daher nicht in die Bemessungsgrundlage für die jährliche Sonderzuwendung einzubeziehen.

Wegfall der Ruhegehaltfähigkeit von Stellenzulagen
Die Ruhegehaltfähigkeit von Stellenzulagen entfällt – u.a. durch Streichung der Vorbemerkung Nr. 3a BBesO A und
B – ebenfalls mit Wirkung vom 1. 1. 1999; ausgenommen ist die sog. allgemeine Stellenzulage nach Vorbemerkung
Nr. 27 BBesO A und B. Die Stellenzulage nach Vorbemerkung Nr. 6 BBesO A und B ist dann nur noch in Höhe der in
Absatz 4 genannten Beträge ruhegehaltfähig.
Soweit die Ruhegehaltfähigkeit von Stellenzulagen wegfällt oder diese nicht mehr zu den ruhegehaltfähigen Dienst-
bezügen gehören, gewährt § 81 Abs. 2 BBesG in der Fassung des VReformG eine Rechtstandswahrung bis 2007 (für
BesGr. ab A 10) bzw. bis 2010 (für BesGr. A 1 bis A 9); maßgeblicher Zeitpunkt für die Zugehörigkeit zu den jeweili-
gen Besoldungsgruppen ist der 1. 1. 1999. Die Rechtstandsregelung gilt jedoch nicht, wenn die Zulage erst nach dem
1. 1. 1999 erstmals gewährt wird.
Soweit Zulagen nach der bisherigen Vorbemerkung Nr. 3 a BBesO A und B betroffen sind, gelten auch während dieser
Übergangszeit meine Durchführungshinweise vom 25. 11. 1992 (GMBl. 1993, S. 6). Danach muß z. B. die Zulage einmal
tatsächlich zugestanden haben; eine zeitliche Auffüllung im Sinne von Vorbemerkung Nr. 3 a Abs. 2 BBesO A und B kann
demnach nicht vorliegen, wenn ausschließlich Verwendungszeiten vorhanden sind, in denen eine Zulage gewährt worden
wäre, wenn es die Zulage damals schon gegeben hätte, tatsächlich aber niemals eine Zulage gezahlt worden ist.

Aufwandsentschädigungen
Durch die Neufassung des § 17 BBesG (Satz 2) ergibt sich die Notwendigkeit, alle pauschaliert gewährten Aufwand-
sentschädigungen (z.B. Lehrentschädigungen) auf das Vorliegen der nunmehr geforderten verschärften Vorausset-
zungen zu überprüfen. Soweit diese Voraussetzungen vorliegen, sind die Aufwandsentschädigungen für den Zeitraum
ab 1. 1. 1999 im Einvernehmen mit mir neu festzusetzen.
Folgende Aufwandsentschädigungen sind durch die Besoldungsänderungsverordnung 1998 vom 17. 6. 1998 (BGBl. 1
S. 1378) in Erschwerniszulagen umgewandelt worden:
1. Außendienstaufwandsentschädigung,
2. Bergführer-/Heeresbergführeraufwandsentschädigung,
3. Bordaufwandsentschädigung,
4. Fallschirmspringeraufwandsentschädigung,
5. FIiegeraufwandsentschädigung,
6. Flugsicherungsbetriebsdienst- und Radarführungsdienstaufwandsentschädigung,
7. Kampfschwimmer- und Minentaucheraufwandsentschädigung,
8. Maschinenaufwandsentschädigung,
9. U-Boot-Aufwandsentschädigung,

10. Unterdruckkammeraufwandsentschädigung.
Mit dem In-Kraft-Treten der Verordnung am 1. 7. 1998 ist der Anspruch auf diese Aufwandsentschädigungen
erloschen; es besteht nur noch Anspruch auf die entsprechenden Erschwerniszulagen.
Zur Besoldungsänderungsverordnung 1998 ergehen noch besondere Hinweise.

Neuregelung der Anwärterbezüge
Der Anwärtergrundbetrag richtet sich ab 1. 1. 1999 nur noch nach der Besoldungsgruppe, in die der Anwärter nach
Abschluss des Vorbereitungsdienstes eintritt, nicht mehr nach dem Alter des Anwärters. Der Verheiratetenzuschlag
wird durch den Familienzuschlag gem. §§ 39 – 41 BBesG ersetzt.

Rechtsvorschriften

www.die-beamtenversorgung.de148



§

Die Höhe der Anwärtergrundbeträge nach dem Versorgungsreformgesetz (ab 1. 1. 1999) ändert sich durch das Bun-
desbesoldungs- und -versorgungsanpassungsgesetz 1998 nicht.
Aufgrund der Übergangsregelung des § 82 BBesG erhalten Anwärter, die sich am 31. 12. 1998 im Beamtenverhält-
nis auf Widerruf befinden, Anwärterbezüge nach den bisherigen Vorschriften.

Anhebung des Eingangsamtes für den mittleren nicht technischen Verwaltungsdienst
Durch die Regelung werden die am 1. 1. 1999 in Besoldungsgruppe A 5 im Eingangsamt befindlichen Beamten des
mittleren Dienstes kraft Gesetzes in ein Amt der Besoldungsgruppe A 6 übergeleitet.

Verlängerung der Wartefrist für die Versorgung aus einem Beförderungsamt
Die sog. Wartefrist für die Versorgung aus dem letzten Amt wird von zwei auf drei Jahre verlängert. Gemäß § 5 Abs. 3
Satz 1 BeamtVG sind die Dienstbezüge des letzten Amtes nur dann ruhegehaltfähig, wenn der Beamte sie vor dem Ein-
tritt in den Ruhestand mindestens drei Jahre lang erhalten hat. Den Bezügen des letzten Amtes stehen die Bezüge
eines mindestens gleichwertigen Amtes gleich. Das Erfordernis des dreijährigen Bezugs der Dienstbezüge des Amtes
wird auf alle Beamte, also auch auf die bisher ausgenommenen laufbahnfreien Beamtengruppen, erstreckt. Eine Aus-
nahme gilt gemäß § 5 Abs. 3 Satz 3 BeamtVG nur für ruhegehaltfähige Zeiten einer Beurlaubung im dienstlichen
Interesse, die in die Wartefrist eingerechnet werden, obwohl der beurlaubte Beamte keine Dienstbezüge erhalten hat.
Die Ausnahmeregelung des § 5 Abs. 3 Satz 4 BeamtVG a. F., nach der Zeiten der Wahrnehmung der höherwertigen
Funktion des Beförderungsamtes auch dann auf die Wartefrist angerechnet werden, wenn das Amt förmlich noch
nicht übertragen worden war, entfällt.
§ 69c Abs. 2 BeamtVG stellt sicher, dass die Neuregelung nicht für Beamte gilt, die vor dem 1. 1. 2001 befördert
worden sind oder denen vor diesem Zeitpunkt ein Amt mit höherem Endgrundgehalt verliehen worden ist. Maßge-
bend ist der Zeitpunkt der Wirksamkeit der Personalmaßnahme. In diesen Fällen gilt § 5 Abs. 3 bis 5 BeamtVG in der
bisherigen Fassung weiter.

Versorgungsabschlag bei vorzeitiger Versetzung in den Ruhestand
Ein Versorgungsabschlag wird künftig nicht nur erhoben, wenn der Beamte seine vorzeitige Versetzung in den Ruhe-
stand mit Erreichen der allgemeinen Antragsaltersgrenze des 63. LebensJahres beantragt (Regelung bereits durch das
BeamtVGÄndG 89/Dienstrechtsreformgesetz). In gleicher Weise erfolgt künftig eine Minderung des Ruhegehalts in
den Fällen des vorzeitigen Ruhestandes wegen Inanspruchnahme der für Schwerbehinderte geltenden besonderen
Antragsaltersgrenze des 60. Lebensjahres (§ 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BeamtVG) und in den Fällen des vorzeitigen Ruhe-
standes wegen Dienstunfähigkeit (§ 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 BeamtVG). Im Ergebnis wird damit in allen Fällen des vor-
zeitigen Ruhestands vor Erreichen einer gesetzlichen Altersgrenze ein Versorgungsabschlag erhoben.
Der Versorgungsabschlag wird für jedes Jahr des vorzeitigen Ruhestandes erhoben. Liegt der Bemessung des Versor-
gungsabschlags kein volles Jahr zugrunde, etwa weil der Beamte seine Versetzung in den Ruhestand nicht zum Zeit-
punkt der Vollendung eines Lebensjahres beantragt, wird die Minderung des Ruhegehalts gemäß § 14 Abs. 3 Satz 2
BeamtVG in Verbindung mit § 14 Abs. 1 Satz 2 und 3 BeamtVG spitz berechnet. Zur Ermittlung des maßgeblichen
Bruchteils eines Jahres sind einzelne Tage des vorgezogenen Ruhestandes durch 365 zu teilen.
Die Minderung des Ruhegehalts durch den Versorgungsabschlag findet ihre Grenze in der Gewährleistung der Mindest-
versorgung durch § 14 Abs. 4 BeamtVG. Lediglich in der Fällen langer Freistellungszeiten findet eine Begrenzung der
Minderung des Ruhegehalts nicht statt, da die Mindestversorgung insoweit gemäß § 14 Abs. 4 Satz 4 BeamtVG –
abgesehen von den Fällen der Dienstunfähigkeit – nicht gewährleistet ist. Führen lange Freistellungszeiten zum Unter-
schreiten der Mindestversorgung, wird die Versorgung bei Vorliegen der Voraussetzungen zusätzlich durch einen Ver-
sorgungsabschlag gemindert.
Das um den Versorgungsabschlag geminderte Ruhegehalt bildet die Bemessungsgrundlage der Hinterbliebenenversor-
gung.

Im Einzelnen gilt Folgendes:

Inanspruchnahme der allgemeinen Antragsaltersgrenze des 63. Lebensjahres
Auf die Durchführungshinweise vom 24. 2. 1997 – D II 5 – M 221 020 – 3 – (GMBI. 1997, S. 151) wird Bezug genom-
men.

Inanspruchnahme der für Schwerbehinderte geltenden besonderen Antragsaltersgrenze
des 60. Lebensjahres
Gemäß § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BeamtVG wird ein Versorgungsabschlag in Höhe von 3,6 v. H. vom Ruhegehalt für
jedes Jahr erhoben, um das der Schwerbehinderte vor Ablauf des Monats, in dem er das 63. Lebensjahr vollendet,
auf seinen Antrag in den Ruhestand versetzt wird. Die maximale Höhe des Versorgungsabschlags beträgt 10,8 v. H.
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Bei der Pensionierung eines Schwerbehinderten nach Vollendung des 63. Lebensjahres wird ein Abschlag nicht erho-
ben.
Gilt für den Beamten eine besondere gesetzliche Altersgrenze, tritt diese gemäß § 14 Abs. 3 Satz 3 BeamtVG auch in
den Fällen des § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BeamtVG an die Stelle des 63. Lebensjahres. Diese Regelung hat derzeit kei-
ne Bedeutung. Sie ist vorsorglich für den Fall in das Gesetz aufgenommen worden, dass künftig in bestimmten Berei-
chen besondere gesetzliche Altersgrenzen geschaffen werden, die zwischen dem 60. und dem 63. Lebensjahr liegen.
Gleichzeitig entfällt ab 1. 1. 2000 auf Grund der Neufassung des § 26 Abs. 4 BRRG und des § 42 Abs. 4 BBG die Ver-
pflichtung des schwerbehinderten Beamten, nicht mehr als ein Siebtel der monatlichen Bezugsgröße des § 18
SGB IV (z.Z. 620,– DM bzw. 520,– DM in den neuen Bundesländern) hinzuzuverdienen. Entsprechendes gilt gemäß
§ 48 Abs. 3 DRiG für Richter.
Die Neufassung des § 14 Abs. 3 BeamtVG tritt am 1. 1. 2000 in Kraft. Die Abschlagsregelung betrifft damit erst-
mals Angehörige des Geburtsjahrgangs 1940, die im Jahr 2000 das 60. Lebensjahr vollenden und im zeitlichen
Geltungsbereich der Abschlagsregelung ihre vorzeitige Versetzung in den Ruhestand beantragen können. Die
Regelung greift jedoch erst ab Geburtsjahrgang 1943 voll (zur SonderregeIung bei Altersurlaub siehe unten), da
ihre Einführung von der Übergangsregelung des § 69c Abs. 6 BeamtVG begleitet wird, die für Angehörige be-
stimmter Geburtsjahrgänge eine Minderung des Ruhegehalts durch den Versorgungsabschlag mildert oder ganz
ausschließt.

Ein Versorgungsabschlag für Schwerbehinderte wird nicht erhoben, wenn
: der schwerbehinderte Beamte den Geburtsjahrgängen 1939 und älter angehört (§ 69c Abs. 6 Nr. 1 Buchstabe a

BeamtVG), oder
: der schwerbehinderte Beamte den Geburtsjahrgängen 1940, 1941 oder 1942 angehört und er am 1. 11. 1997

bereits schwerbehindert war, d.h. die Schwerbehinderteneigenschaft zu diesem Zeitpunkt bereits materiell vor-
gelegen hat (§ 69c Abs. 6 Nr. 1 Buchstabe b BeamtVG), oder

: der schwerbehinderte Beamte am 1. 11. 1997 noch nicht schwerbehindert war, seine Versetzung in den Ruhestand
jedoch als Angehöriger des Geburtsjahrgangs 1940 nicht vor Vollendung des 61. Lebensjahres beantragt (§ 69c
Abs. 6 Nr. 2 Buchstabe a BeamtVG), oder

: der schwerbehinderte Beamte am 1. 11. 1997 noch nicht schwerbehindert war, seine Versetzung in den Ruhestand
jedoch als Angehöriger des Geburtsjahrgangs 1941 nicht vor Vollendung des 62. Lebensjahres beantragt (§ 69c
Abs. 6 Nr. 2 Buchstabe b BeamtVG), oder

: der schwerbehinderte Beamte bis zum 31. 12. 1998 einen sog. Altersurlaub ohne Dienstbezüge angetreten hat
(§ 69c Abs. 6 Nr. 1 Buchstabe c BeamtVG). Dies setzt voraus, dass der schwerbehinderte Beamte im Jahr 1998 das
55. Lebensjahr vollendet, also den Geburtsjahrgängen 1943 und älter angehört.

Ein Versorgungsabschlag wird in verminderter Höhe erhoben, wenn der schwerbehinderte Beamte am 1. 11. 1997
noch nicht schwerbehindert war und
: seine Versetzung in den Ruhestand als Angehöriger des Geburtsjahrgangs 1940 vor Vollendung des 61. Lebens-

jahres beantragt, oder
: seine Versetzung in den Ruhestand als Angehöriger des Geburtsjahrgangs 1941 vor Vollendung des 62. Lebens-

jahres beantragt, oder
: seine Versetzung in den Ruhestand als Angehöriger des Geburtsjahrgangs 1942 vor Vollendung des 63. Lebens-

jahres beantragt.
Zum einen wirkt in diesen Fällen abschlagsbegründend nur die Zeit des vorgezogenen Ruhestandes vor Vollendung des
jeweils genannten Lebensjahres (§ 69c Abs. 6 Nr. 2 BeamtVG).
Zum anderen wird die prozentuale Höhe des pro Jahr zu erhebenden Versorgungsabschlags nach Maßgabe des § 85
Abs. 5 BeamtVG modifiziert. Dies gilt gemäß § 69c Abs. 6 Nr. 3 BeamtVG in entsprechender Anwendung des § 85
Abs. 5 BeamtVG auch dann, wenn das Beamtenverhältnis, aus dem der Beamte in den Ruhestand getreten ist, am
31. 12. 1991 noch nicht bestanden hat.
Für die Bestimmung der prozentualen Höhe des pro Jahr des vorgezogenen Ruhestandes zu erhebenden Versor-
gungsabschlags im Einzelfall an Hand der Übergangstabelle des § 85 Abs. 5 BeamtVG kommt es wie bei der Inan-
spruchnahme der allgemeinen Antragsaltersgrenze auch in den Fällen der Inanspruchnahme der für Schwerbehin-
derte geltenden besonderen Antragsaltersgrenze nicht auf den Beginn des Ruhestandes, sondern allein auf den
Zeitpunkt des Erreichens der besonderen Antragsaltersgrenze, also den Zeitpunkt der Vollendung des 60. Lebensjah-
res, an.
Ist die prozentuale Höhe des pro Jahr des vorgezogenen Ruhestandes zu erhebenden Versorgungsabschlags an Hand
der Übergangstabelle des § 85 Abs. 5 BeamtVG ermittelt, kommt es für die Bestimmung der Gesamtminderung des
Ruhegehalts auf den Zeitpunkt des Beginns des Ruhestandes an.
Die verminderte Höhe des Versorgungsabschlags ist in der nachstehenden Übersicht dargestellt.
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Geburts- Lebensjahr, mit dessen Höhe des
jahrgang Vollendung die Versetzung Versorgungsabschlags

in den Ruhestand beantragt wird

1940 60 1 x 1,8 v. H.
1941 60 2 x 2,4 v. H.
1941 61 1 x 2,4 v. H.
1942 60 3 x 3,0 v. H.
1942 61 2 x 3,0 v. H.
1942 62 1 x 3,0 v. H.

Vorzeitige Pensionierung wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht
Gemäß § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 BeamtVG wird ein Versorgungsabschlag in Höhe von 3,6 v. H. vom Ruhegehalt für
jedes Jahr erhoben, um das der Beamte vor Ablauf des Monats, in dem er das 63. Lebensjahr vollendet, wegen Dien-
stunfähigkeit in den Ruhestand versetzt wird. Ein Versorgungsabschlag wird nicht erhoben, wenn die Dienstunfähig-
keit auf einem Dienstunfall oder einer als Dienstunfall geltenden Erkrankung im Sinne des § 31 Abs. 3 BeamtVG
beruht; die Dienstunfallversorgung bleibt in vollem Umfang gewahrt. Gilt für den Beamten eine besondere gesetzliche
Altersgrenze, tritt diese gemäß § 14 Abs. 3 Satz 3 BeamtVG an die Stelle des 63. Lebensjahres. Dies betrifft Beamte
des Vollzugsdienstes (insbesondere Polizei, Feuerwehr, Justiz). Die maximale Höhe des Versorgungsabschlags beträgt
10,8 v. H.
Gleichzeitig wird die gemäß § 13 Abs. 1 Satz 1 BeamtVG im Falle der Dienstunfähigkeit zu berücksichtigende Zurech-
nungszeit wieder in dem vor In-Kraft-Treten des Dienstrechtsreformgesetzes maßgeblichen Umfang (2/3 der Zeit bis
zum 60. Lebensjahr) berücksichtigt.
Die Abschlagsregelung des § 14 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 BeamtVG und die verbesserte Bewertung der Zurechnungszeit
treten am 1. 1. 2000 in Kraft. Die Regelungen gelten damit für Beamte, die nach dem 31. 12. 1999 im zeitlichen Gel-
tungsbereich der Neuregelung wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt werden. Maßgebend ist der Zeit-
punkt des Eintritts in den Ruhestand. Beamte, die bis zu diesem Zeitpunkt wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand
versetzt worden sind, sind von einem Versorgungsabschlag nicht betroffen; sie kommen auch nicht in den Genuss der
verbesserten Bewertung der Zurechnungszeit.
Die Einführung des Versorgungsabschlags bei Dienstunfähigkeit wird von den Übergangsregelungen des § 69c
Abs. 7 und des § 85 Abs. 5 BeamtVG begleitet, die in den Fällen der Dienstunfähigkeit – anders als in den Fällen der
Inanspruchnahme einer Antragsaltersgrenze – ausschließlich auf den Zeitpunkt der Versetzung in den Ruhestand
abstellen und die Höhe des Versorgungsabschlags wie aus der nachstehenden Übersicht ersichtlich begrenzen.

Versetzung in den Versorgungs- maximale Höhe
Ruhestand abschlag pro Jahr der Gesamt-

des vorgezogenen minderung des
Ruhestands (v. H.) Ruhegehalts (v. H.)

vor dem 1. 1. 2000 0,0 0,0

nach dem 31. 12. 1999 1,8 3,6

nach dem 31. 12. 2000 2,4 7,2

nach dem 31. 12. 2001 3,0 10,8

Bei Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit nach dem 31. 12. 2002 greift die Abschlagsregelung voll.

Verbesserung der Versorgung nach einem qualifizierten Dienstunfall
Ein qualifizierter Dienstunfall liegt insbesondere dann vor, wenn der Beamte in Ausübung einer mit besonderer Lebens-
gefahr verbundenen Diensthandlung bewusst sein Leben einsetzt und verletzt wird.
Ist ein Beamter in Folge des qualifizierten Dienstunfalls als dienstunfähig in den Ruhestand versetzt worden, erhält
er gemäß § 37 Abs. 1 BeamtVG ein erhöhtes Unfallruhegehalt, wenn er in seiner Erwerbsfähigkeit um mindestens
50 v. H. eingeschränkt ist. Zusätzlich erhält er gemäß § 43 Abs. 1 BeamtVG eine einmalige Unfallentschädigung, wenn
er in seiner Erwerbsfähigkeit um mindestens 80 v. H. eingeschränkt ist.
Mit dem Versorgungsreformgesetz 1998 sind beide Versorgungsleistungen verbessert worden.
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Rückwirkend zum 1. 7. 1997 wird das erhöhte Unfallruhegehalt auf der Grundlage der Dienstbezüge aus der End-
stufe der übernächsten statt wie bisher nur der nächsthöheren Besoldungsgruppe berechnet. Dabei ist der Berech-
nung wie bisher je nach Laufbahnzugehörigkeit mindestens die Besoldungsgruppe A 6, A 9, A 12 bzw. A 16 zugrun-
de zu legen.
Ab 1. 1. 1999 werden die Sätze der einmaligen Unfallentschädigung für qualifizierte Dienstunfälle im Inland gene-
rell um 50 v. H. angehoben und damit der Unfallentschädigung bei Auslandsverwendungen angepasst. Die einmali-
ge Unfallentschädigung beträgt künftig auch bei qualifizierten Dienstunfällen im Inland 150 000,– DM statt bisher
100 000,– DM. Hinterbliebene erhalten gemäß § 43 Abs. 2 BeamtVG entsprechende Teilbeträge (Witwen/Witwer
75 000,– DM, Waisen 37 500,– DM).

Verschärfung der Hinzuverdienstregelungen
Erzielen ein Beamter im Ruhestand oder seine Hinterbliebenen Erwerbseinkommen, wird dieses ab dem 1. 1. 1999
nach Maßgabe des neugefassten § 53 BeamtVG auf die Versorgung angerechnet. Dem Erwerbseinkommen steht
kurzfristig gewährtes Erwerbsersatzeinkommen gleich.
Eine gesetzliche Definition des Erwerbseinkommens enthält § 53 Abs. 7 BeamtVG, der hinsichtlich der Definition des
Erwerbsersatzeinkommens auf § 18a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB IV verweist. Danach gelten als Erwerbsersatzeinkom-
men insbesondere das Arbeitslosengeld, das Kurzarbeitergeld, das Winterausfallgeld und das Krankengeld. Anrech-
nungsfrei bleiben unter anderem Aufwandsentschädigungen, Kapitalerträge, Einkünfte aus Vermietung und Verpach-
tung sowie Einkünfte aus schriftstellerischer, wissenschaftlicher, künstlerischer oder Vortragstätigkeit, wenn diese
Tätigkeit den Umfang einer im aktiven Dienst zulässigen Nebentätigkeit nicht übersteigt.
Die bisherigen Hinzuverdienstregelungen werden insbesondere insofern verschärft, als künftig bis zur Vollendung des
65. Lebensjahres Erwerbseinkommen aus einer Berufstätigkeit innerhalb und außerhalb des öffentlichen Dienstes glei-
chermaßen auf die Versorgung angerechnet wird, soweit die Summe aus Einkommen und Versorgung die Höchst-
grenze des § 53 Abs. 2 BeamtVG übersteigt. Die Höchstgrenze beträgt grundsätzlich wie bisher 100 v. H. der ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt berechnet,
mindestens aber 150 v. H. (statt bisher 125 v. H.) der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Be-
soldungsgruppe A 4.
Eine neue – niedrigere – Höchstgrenze gilt gemäß § 53 Abs. 2 Nr. 3 BeamtVG bis zur Vollendung des 65. Lebensjah-
res für dienstunfähige Ruhestandsbeamte, sofern die Dienstunfähigkelt nicht auf einem Dienstunfall beruht. Sie beträgt
75 v. H. des Betrages der allgemeinen Höchstgrenze zuzüglich eines Siebtels der monatlichen Bezugsgröße des § 18
SGB IV (z. Z. 620,– DM bzw. 520,– DM in den neuen Bundesländern). Diese besondere Höchstgrenze gilt nicht für
Hinterbliebene.
Dem Versorgungsberechtigten ist unabhängig von der Höhe des erzielten Einkommens mindestens ein Betrag in Höhe
von 20 v. H. des Versorgungsbezugs zu belassen (Mindestbelassung, § 53 Abs. 5 BeamtVG).
Nach Vollendung des 65. Lebensjahres wird gemäß § 53 Abs. 8 BeamtVG wie bisher nur Einkommen, das im öffent-
lichen Dienst erzielt wird (Verwendungseinkommen), angerechnet.
Die Änderungen treten am 1. 1. 1999 grundsätzlich auch mit Wirkung für vorhandene Versorgungsempfänger in Kraft.
Die bisherigen Vorschriften gelten jedoch – wenn sie günstiger sind – gemäß § 69c Abs. 4 BeamtVG für am 31. 12.
1998 vorhandene Versorgungsempfänger für die Dauer von sieben Jahren weiter, solange eine vor dem 1. 1. 1999
begonnene Tätigkeit weiterhin ausgeübt wird. Entsprechendes gilt gemäß § 69 Abs. 1 Nr. 2) Satz 3 BeamtVG und
§ 69a Nr. 2 BeamtVG für am 1. 1. 1977 bzw. am 1. 1. 1992 vorhandene Versorgungsempfänger. Ein Wechsel der
Tätigkeit begründet die Anwendung des neuen Rechts.
Ab 1. 1. 2006 richtet sich die Anrechnung des Hinzuverdienstes für alle Versorgungsempfänger ausschließlich nach
neuem Recht.
Für Wahlbeamte auf Zeit im Ruhestand gelten die bisherigen Hinzuverdienstregelungen unverändert weiter (§ 53
Abs. 9, § 53a BeamtVG). Zur Verbesserung der Hinzuverdienstmöglichkeiten für „Bürgermeister der ersten Stunde“ in
den neuen Ländern, die mangels Bestätigung im Amt nach der ersten Wahlperiode einen Unterhaltsbeitrag auf Lebens-
zeit in regelmäßiger Höhe der Mindestversorgung erhalten, bleiben 4,3% des Erwerbseinkommens anrechnungsfrei
(§ 2 Nr. 1 der Beamtenversorgungs-Übergangsverordnung).
Wegen der Anrechnung des Hinzuverdienstes auf das Ruhegehalt oder das Übergangsgeld eines politischen Beamten
vergleiche nachstehend.

Versorgungseinschränkungen bei politischen Beamten
Durch das Versorgungsreformgesetz wird auch die Versorgung von Beamten eingeschränkt, die ein Amt im Sinne des
§ 36 BBG oder des entsprechenden Landesrechts innehaben (sog. politische Beamte).
Ein Beamter kann künftig nur noch dann mit der Folge eines Versorgungsanspruchs auf Dauer in den einstweiligen
Ruhestand versetzt werden, wenn er eine Dienstzeit von 5 Jahren abgeleistet und damit die allgemeine Wartezeit für
die Entstehung eines Versorgungsanspruchs erfüllt hat. Hat der Beamte die allgemeine Wartezeit nicht erfüllt, ist er
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zu entlassen (§ 28 BRRG, § 35 BBG in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Satz 1 BeamtVG, dessen bisherige Nr. 3 aufgehoben
wurde), wird nachversichert und erhält ein Übergangsgeld (§ 47a BeamtVG).
Wird ein Beamter in den einstweiligen Ruhestand versetzt, werden wie bisher gemäß § 4 BBesG die Bezüge des letz-
ten Amtes für die Dauer von drei Monaten weitergezahlt. Anschließend erhält der Beamte gemäß § 14 Abs. 6 Satz 1
BeamtVG wie bisher zunächst ein Ruhegehalt in Höhe von 75 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der End-
stufe der Besoldungsgruppe, in der er sich zur Zeit seiner Versetzung in den einstweiligen Ruhestand befunden hat
(sog. erhöhtes Ruhegehalt). Die Dienstbezüge des letzten Amtes sind auch dann Bemessungsgrundlage des erhöh-
ten Ruhegehalts, wenn die Wartefrist des § 5 Abs. 3 BeamtVG nicht erfüllt ist. Die Bezugsdauer des erhöhten Ruhe-
gehalts ist jedoch verkürzt worden und beträgt nicht mehr fünf Jahre, sondern nur noch längstens drei Jahre und min-
destens sechs Monate. Für die konkrete Bezugsdauer ist die Zeit maßgeblich, während der der Beamte das politische
Amt innehatte. Danach erhält der Beamte wie bisher die erdiente Versorgung nach allgemeinen Grundsätzen. Die
Dienstbezüge des letzten Amtes sind nur dann ruhegehaltfähig, wenn die Wartefrist des § 5 Abs. 3 BeamtVG erfüllt ist.
Infolge der Aufhebung des § 7 Satz 1 Nr. 2 BeamtVG ist die im einstweiligen Ruhestand verbrachte Zeit nicht mehr
ruhegehaltfähig (bislang bis zu fünf Jahren).
Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen, das der Beamte im einstweiligen Ruhestand erzielt, wird nach den allge-
meinen Regelungen des Hinzuverdienstes auf die Versorgung angerechnet, soweit es sich um Einkommen aus einer
weiteren Verwendung im öffentlichen Dienst handelt. Einkommen, das außerhalb des öffentlichen Dienstes erzielt
wird, wird gemäß § 53 Abs. 10 BeamtVG auf die Versorgung nur mit der Hälfte des Betrages angerechnet, um den
die Summe aus Versorgung und Einkommen die Höchstgrenze des § 53 Abs. 2 BeamtVG übersteigt.
Wird ein Beamter nicht in den einstweiligen Ruhestand versetzt, sondern entlassen, werden zunächst ebenfalls gemäß
§ 4 BBesG die Bezüge des letzten Amtes für die Dauer von drei Monaten weitergezahlt. Anschließend erhält er gemäß
§ 47a BeamtVG ein Übergangsgeld, das hinsichtlich der Höhe und der Bezugsdauer dem erhöhten Ruhegehalt des
§ 14 Abs. 6 BeamtVG entspricht.
Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen, das der entlassene Beamte erzielt, wird gemäß § 47a Abs. 4 BeamtVG sowohl
auf die fortgezahlten Bezüge als auch auf das Übergangsgeld in voller Höhe angerechnet.
Gemäß § 69c Abs. 1 und 3 BeamtVG gelten die bisherigen Vorschriften weiter für Versorgungsfälle, die vor dem 1. 1.
1999 eingetreten sind, und für aktive Beamte, denen vor dem 1. 1. 1999 ein politisches Amt übertragen worden war.
Diese Übergangsregelung erfasst auch nach dem 31. 12. 1998 reaktivierte Beamte, wenn sie vor dem 1. 1. 1999 ein
politisches Amt innegehabt hatten.

Verbesserte Bewertung der Kindererziehungszeiten
Wie in der gesetzlichen Rentenversicherung werden künftig auch in der Beamtenversorgung Kindererziehungszeiten
verstärkt berücksichtigt, indem zum einen die Höhe des Kindererziehungszuschlags stufenweise angehoben wird und
zum anderen der Kindererziehungszuschlag auch Beamten gewährt wird, die in der Phase der Kindererziehung voll
berufstätig waren. Die Neufassung des Kindererziehungszuschlagsgesetzes, die dies sicherstellt, ist am 1. 7.1998 in
Kraft getreten. Wegen der näheren Einzelheiten wird auf das Rundschreiben vom 14. 7. 1998 – D II 5 – 223 100 –
1/1 h – verwiesen.

Neuregelung besoldungsrechtlicher Folgen eines Erziehungsurlaubs
Der Anspruch auf die jährliche Sonderzuwendung und der Anspruch auf das Urlaubsgeld knüpfen ab 1. 1. 1999 stär-
ker an die Zahlung von Bezügen an.
Bei der jährlichen Sonderzuwendung führen Zeiten eines Erziehungsurlaubs ohne Bezüge zu einer Minderung des
Grundbetrages, wenn unmittelbar vor Beginn des Erziehungsurlaubs kein Anspruch auf Bezüge bestand. Die Umstel-
lung eines sonstigen Urlaubs auf einen Erziehungsurlaub führt damit nicht mehr zu einem Anspruch auf die Sonder-
zuwendung. Bei unmittelbar aufeinanderfolgenden Erziehungsurlauben wird nur noch der jeweils erste Erziehungs-
urlaub begünstigt.
Urlaubsgeld steht während eines Erziehungsurlaubs nur noch zu, wenn entweder im ersten Kalenderhalbjahr für min-
destens drei volle Kalendermonate ein Besoldungsanspruch besteht oder Besoldung unmittelbar nach Beendigung
des Erziehungsurlaubs wieder zusteht. Bei der zweiten Fallgestaltung erfolgt die Zahlung des Urlaubsgeldes mit der
Wiederaufnahme des Dienstes.
Vermögenswirksame Leistungen stehen während des Erziehungsurlaubs nicht mehr zu.
Die Änderung der Erziehungsurlaubsverordnung verbessert die Regelung über die Erstattung der Beiträge des Beam-
ten für seine private Krankenversicherung während des Erziehungsurlaubs. Für die Beitragserstattung wird – wie bei
der Zahlung von Erziehungsgeld – auf das (Familien-)Einkommen des beurlaubten Beamten während des Erzie-
hungsurlaubs abgestellt:
: Wer wegen seines geringen (Familien-)Einkommens Anspruch auf volles Erziehungsgeld hat, erhält auch eine

volle Beitragserstattung.
: Wer wegen seines (Familien-)Einkommens nur ein vermindertes Erziehungsgeld beanspruchen kann, erhält eine

entsprechend verringerte Beitragserstattung.
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: Wem der Gesetzgeber wegen eines höheren (Familien-)Einkommens Erziehungsgeld versagt, hat nur Anspruch auf
Beitragserstattung in bisherigem Umfang (bis 60 DM monatlich).

Beispiele (Verheirateter Beamter mit einem Kind, Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge in Höhe von 300 DM
monatlich):

Bei einem Erstattung Erstattung Erstattung
Erziehungs- nach § 5 nach § 5 Abs. 2 Satz 2 bis 4 insgesamt

geld von Abs. 2 Satz 1 ErzUrIV (Sp. 2 + 3)
ErzUrIV

1 2 3 4

DM DM DM DM

600 60 (300– 60) x 600 : 600 = 240 300
500 60 (300– 60) x 500 : 600 = 200 260
400 60 (300– 60) x 400 : 600 = 160 220
300 60 (300– 60) x 300 : 600 = 120 180
200 60 (300– 60) x 200 : 600 = 80 140
100 60 (300– 60) x 100 : 600 = 40 100
0 60 (300– 60) x 0 : 600 = 0 60

Die Dienststellen brauchen keine eigenen Berechnungen des maßgeblichen Einkommens (§ 6 BErzGG) vorzunehmen,
da dies bereits die Erziehungsgeld zahlenden Stellen tun. Es genügt, dass die Beamten, die eine über 60 DM hinaus-
gehende Beitragserstattung beantragen, die entsprechenden Bescheide über die Zahlung von Erziehungsgeld vorle-
gen.

Schließung der sog. Versorgungslücke bei Empfängern der Mindestversorgung in den
neuen Ländern
Empfänger der Mindestversorgung in den neuen Bundesländern waren bislang vom Anwendungsbereich des § 14a
BeamtVG ausgeschlossen (§ 2 Nr. 9 der Beamtenversorgungs-Übergangsverordnung). Dieser Ausschluss wird ab 1.
1. 1999 mit Wirkung auch für vorhandene Versorgungsempfinger aufgehoben. Eine entsprechende Regelung erfolgt
im Soldatenbereich.
Im Verhältnis des § 14a BeamtVG zur Mindestversorgung ist klarzustellen, dass die Anwendung des § 14a BeamtVG
lediglich zu einer vorübergehenden Erhöhung des erdienten Ruhegehaltssatzes, nicht jedoch notwendig zu einer
gegenüber der Mindestversorgung erhöhten Versorgung führt. Bleibt auch die nach § 14a BeamtVG vorübergehend
erhöhte Versorgung hinter der Mindestversorgung zurück, wird weiterhin die Mindesrversorgung gewährt (vgl. Rund-
schreiben D III 4 – 223 100/28 vom 10. 6. 1994).
Dieses Rundschreiben wird im Gemeinsamen Ministerialblatt veröffentlicht.
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§

Verordnung über beamtenversorgungsrechtliche Über-
gangsregelungen nach Herstellung der Einheit Deutschlands
(Beamtenversorgungs-Übergangsverordnung – BeamtVÜV)
zuletzt geändert durch Versorgungsreformgesetz 1998

§ 1 Geltungsbereich
(1) Diese Verordnung regelt die Versorgung im Sinne des Beamtenversorgungsgesetzes und der hierzu erlassenen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die in der Anlage zu dieser Verordnung aufgeführt sind. Sie gilt für Beamte und
Richter, die nach In-Kraft-Treten des Einigungsvertrages von ihrer ersten Ernennung oder Wiederernennung an in dem
in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet (Beitrittsgebiet) verwendet oder in das Beitrittsgebiet versetzt
wurden. Sie gilt nach Maßgabe der §§ 3 und 4 auch für Beamte und Richter aus dem früheren Bundesgebiet sowie
für Beamte und Richter im Ruhestand, die im Beitrittsgebiet tätig werden.
(2) Die in Anlage 1 Kapitel XIX Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 9 des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 (BGBl.
1990 II S. 885, 1142) sowie die in § 2 Nr. 3 bis 7 genannten Maßgaben gelten nicht für Beamte und Richter, deren Ver-
setzung oder Neuernennung in unmittelbarem zeitlichen Anschluß (§ 85 Abs. 9 des Beamtenversorgungsgesetzes in der
ab 1. Januar 1992 geltenden Fassung) an ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis im früheren Bundesgebiet erfolgt.

§ 2 Maßgaben
Das Beamtenversorgungsgesetz gilt unbeschadet der Regelungen in Anlage I Kapitel XIX Sachgebiet A Abschnitt III
Nr. 9 des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 (BGBl. 1990 Il S. 885, 1142) mit folgenden weiteren Maßgaben:
1. Kommunale Wahlbeamte im Beitrittsgebiet, die mindestens eine zweijährige Amtszeit in der ersten Kommunal-

wahlperiode zurückgelegt haben, erhalten einen Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Ruhegehalts unter Anrech-
nung von Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen, wenn sie trotz Bereitschaft zur Weiterführung des Amtes nicht
wiedergewählt werden oder nicht wiedergewählt werden können und bei Ablauf ihrer Amtszeit das 50. Lebens-
jahr vollendet haben. Im Übrigen gelten die §§ 15 und 26 des Beamtenversorgungsgesetzes entsprechend mit der
Maßgabe, dass 40 vom Hundert des Erwerbseinkommens anrechnungsfrei bleiben. Soweit diese Beamten das
50. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, erhalten sie abweichend von § 47 des Beamtenversorgungsgeset-
zes ein Übergangsgeld in Höhe des Sechsfachen der Dienstbezüge des letzten Monats ihrer Amtszeit.

2. Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bemessen sich unter Berücksichtigung der Besoldungs-Übergangsverord-
nungen. Entsprechendes gilt, soweit im Beamtenversorgungsgesetz auf die Besoldung (§ 1 Abs. 2, 3 des Bun-
desbesoldungsgesetzes) oder allgemein auf Vorschriften des Besoldungsrechts verwiesen wird.

3. Wehrdienstzeiten nach den §§ 8 und 9 des Beamtenversorgungsgesetzes, die ein Beamter nach Vollendung des
17. Lebensjahres vor der Berufung in das Beamtenverhältnis im Dienst der Nationalen Volksarmee zurückgelegt
hat, gelten als ruhegehaltfähige Dienstzeit höchstens bis zu fünf Jahren, soweit nicht Nummer 6 oder 7 Anwen-
dung findet. Satz 1 gilt entsprechend für vergleichbare Zeiten nach den §§ 8 und 9 des Beamtenversorgungs-
gesetzes, die ein Beamter bis zum 2. Oktober 1990 im Beitrittsgebiet zurückgelegt hat.

4. Zeiten, die der Beamte bis zum 2. Oktober 1990 im Beitrittsgebiet hauptberuflich im öffentlichen Dienst zurück-
gelegt hat, können gemäß § 10 des Beamtenversorgungsgesetzes höchstens bis zu fünf Jahren als ruhegehalt-
fähig berücksichtigt werden, sofern der Beamte ohne eine von ihm zu vertretende Unterbrechung tätig war und
die Tätigkeit zu seiner Ernennung geführt hat. Dies gilt nicht, soweit Nummer 6 oder 7 Anwendung findet. Nähe-
res kann der Bundesminister des Innern mit Zustimmung des Bundesrates durch Verwaltungsvorschriften regeln.

5. Sonstige Zeiten und Ausbildungszeiten nach den §§ 11 und 12 des Beamtenversorgungsgesetzes, die der Beam-
te bis zum 2. Oktober 1990 im Beitrittsgebiet zurückgelegt hat, können höchstens bis zu fünf Jahren als ruhe-
gehaltfähige Dienstzeit anerkannt werden, soweit nicht Nummer 6 oder 7 Anwendung findet.

6. Wehrdienstzeiten und vergleichbare Zeiten (§§ 8, 9 des Beamtenversorgungsgesetzes), Beschäftigungszeiten
(§ 10 des Beamtenversorgungsgesetzes) und sonstige Zeiten (§§ 11, 66 Abs. 7, § 67 Abs. 2 des Beamtenversor-
gungsgesetzes), die der Beamte bis zum 2. Oktober 1990 im Beitrittsgebiet zurückgelegt hat, werden nicht als
ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt, soweit die allgemeine Wartezeit für die gesetzliche Rentenversicherung
erfüllt ist und diese Zeiten als rentenrechtliche Zeiten bei der Berechnung der Rente aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung zugrunde gelegt werden; Ausbildungszeiten (§ 12 des Beamtenversorgungsgesetzes) sind nicht
ruhegehaltfähig, soweit die allgemeine Wartezeit für die gesetzliche Rentenversicherung erfüllt ist. Rentenrecht-
liche Zeiten sind auch solche im Sinne des Artikels 2 des Renten-Überleitungsgesetzes.

7. Zeiten, die nach § 2 Abs. 2 bis 4 der Zweiten Besoldungs-Übergangsverordnung für das Besoldungsdienstalter
nicht berücksichtigt werden, sind nicht ruhegehaltfähig.

8. Das Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Renten, auch aus übergeleiteten Anwartschaften, richtet sich
nach § 55 des Beamtenversorgungsgesetzes. Die ruhegehaltfähige Dienstzeit im Sinne des § 55 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe
b des Beamtenversorgungsgesetzes ist um Zeiten zu vermindern, die nach Nummer 7 nicht ruhegehaltfähig sind.
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9. Übersteigt beim Zusammentreffen von Mindestversorgung (§ 14 Abs. 4 des Beamtenversorgungsgesetzes) mit
einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung nach Anwendung des § 55 des Beamtenversorgungsge-
setzes die Versorgung das erdiente Ruhegehalt (§ 14 Abs. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes), so ruht die Ver-
sorgung bis zur Höhe des Unterschieds zwischen dem erdienten Ruhegehalt und der Mindestversorgung. Der
Erhöhungsbetrag nach § 14 Abs. 4 Satz 3 des Beamtenversorgungsgesetzes sowie der Unterschiedsbetrag nach
§ 50 Abs. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes bleiben bei der Berechnung außer Betracht. Die Summe aus Ver-
sorgung und Rente darf nicht hinter dem Betrag der Mindestversorgung zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach
§ 50 Abs. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes zurückbleiben. Zahlbar bleibt mindestens das erdiente Ruhege-
halt zuzüglich des Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes. Die Sätze 1 bis 4
gelten entsprechend für Witwen und Waisen.

10. Die Maßgaben der Nummern 3 bis 9 gelten auch für den Fall, dass ein Beamter zu einem Dienstherrn mit Sitz
im bisherigen Geltungsbereich des Bundesrechts übertritt.

§ 3 Verwendung von Beamten und Richtern
(1) Die Zeit der Verwendung eines Beamten oder eines Richters aus dem früheren Bundesgebiet zum Zwecke der
Aufbauhilfe im Beitrittsgebiet wird doppelt als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt, wenn sie ununterbrochen
mindestens ein Jahr gedauert hat.
(2) Die Regelung des Absatzes 1 ist bis zum 31. Dezember 1995 befristet. Sie gilt nicht für eine Verwendung, die
nach dem 31. Dezember 1994 beginnt.

§ 4 Verwendung von Beamten und Richtern im Ruhestand
(1) Für Beamte und Richter im Ruhestand, die wegen ihrer besonderen Fachkenntnisse zum Zwecke der Aufbauhil-
fe im Beitrittsgebiet verwendet werden, findet § 53 des Beamtenversorgungsgesetzes ab dem 3. Oktober 1990 kei-
ne Anwendung. Ab dem 1. August 1991 findet § 53 des Beamtenversorgungsgesetzes auf diese Beschäftigungsver-
hältnisse insoweit Anwendung, als die Summe von Versorgungsbezügen und Verwendungseinkommen eine
Höchstgrenze von 130 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge überschreitet, nach denen sich das Ruhegehalt be-
misst. Die erhöhte Höchstgrenze wird ab 1. August 1991 auf die Mindestkürzungsgrenze des § 53 Abs. 2 Nr. 1 des
Beamtenversorgungsgesetzes angewandt.
(2) Die ruhegehaltfähige Dienstzeit erhöht sich um die Zeit, die ein Beamter oder Richter im Ruhestand in einer sei-
ne Arbeitskraft voll beanspruchenden, entgeltlichen Beschäftigung als Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst im Bei-
trittsgebiet zurückgelegt hat, bis zum Höchstsatz von 75 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge.
(3) Die Regelungen der Absätze 1 und 2 gelten nicht für Beschäftigungsverhältnisse, die nach dem 31. Dezember
1999 begründet werden.
(4) Erwirbt ein Beamter oder Richter im Ruhestand infolge einer Verwendung im Beitrittsgebiet neben seinem frühe-
ren Versorgungsbezug einen neuen Versorgungsbezug, kann er unwiderruflich auf den neuen Versorgungsbezug ver-
zichten.

§ 5 In-Kraft-Treten
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A
Abtretung 49f.
Allgemeine Durchführungshinweise

des BMI zum Versorgungsänderungs-
gesetz vom 20.12.2001 109ff.

Altersgrenzen 13f.
Altersvorsorgezulage 59f.
Amtsbezogene Mindestversorgung 23
Amtsunabhängige

Mindestversorgung 23
Anpassung des Ruhegehalts 19f.
Anrechnungs- und

Ruhensregelungen 37
Anzeigepflichten 49ff.
Aufbauhilfe 55f.
Ausbildungszeiten 17

B
Baden-Württemberg 3, 25
Bayern 11, 13, 25
Beamtenrechtsrahmengesetz 15
Beamtenreichsrecht 5
Beamtentum 4
Beamtenversorgung als eigenständiges

System sozialer Sicherung 1
Beamtenversorgungsgesetz

(BeamtVG) 68ff.
Beamtenversorgungs-Übergangs-

verordnung (BeamtVÜV) 155f.
Begrenzte Dienstfähigkeit 15
Berechnungsgrundlagen für

das Ruhegehalt 16
Berlin 3, 25
Berufsbeamtentum 4, 6
Berufssoldaten 2
Beschädigtengrundrente 33
Beschäftigungszeiten 53f.
Betriebliche Altersversorgung 61

BMI-Rundschreiben
vom 15.7.1998 147ff.

BMI-Rundschreiben
vom 8.8.1997 142ff.

Brandenburg 25
Bremen 11, 25
Bund 11
Bundesbeamtengesetz 15
Bundeseisenbahnvermögen 2
Bundesrat 2
Bundestag 2
Bundesverfassungsgericht 9

D
Deutsche Bundesbank 2
Deutsche Post AG 2
Deutsche Postbank AG 2
Deutsche Telekom AG 2
Deutsches Kaiserreich 5
Dienstbeschädigung 15
Dienstrechtsneuordnungsgesetz 3
Dienstunfähigkeit 14f.
Dienstunfall 15, 31f.
Dienstzeiten 17
Dritter Versorgungsbericht der

Bundesregierung 7

E
Eigenbeitrag 58f.
Eigenvorsorge 57
Einmalige Unfallentschädigung 34f.
Einsatzversorgung bei besonderer

Verwendung im Ausland 35
Eintritt des Versorgungsfalles 13ff.
Entzug der Versorgungsbezüge 51
Erdientes Ruhegehalt 23
Erhöhtes Unfallruhegehalt 33f.
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Erlöschen der Versorgungsbezüge 51

Erstattung von Sachschäden 32

Erwerbseinkommen 39

Erwerbsersatzeinkommen 39

F
Familienzuschlag 17

Feuerwehr 13

Flugverkehrskontrolldienst 13

Föderalismusreform 2

G
Gesetzgebungszuständigkeit

der Länder 2

Grundgehalt 17

H
Hamburg 11, 25

Heilverfahren 32

Hessen 11, 25

Hinterbliebenenversorgung 27ff.

Höhe des Ruhegehalts 19

J
Justiz 13

Justizvollzugsdienst 13

K
Kindererziehungszeiten 24

L
Lohnsteuerkarte 49

M
Mecklenburg-Vorpommern 25
Mindestversorgung 23, 56
Mittelbarer öffentlicher Dienst 2

N
Nachversicherung 11f.
Nationalsozialismus 5
Niedersachsen 25
Nordrhein-Westfalen 11, 25

P
Pensionsfonds 11
Post 2
Private Altersvorsorge 57ff.

R
Rechtsvorschriften zur

Beamtenversorgung 63
Rheinland-Pfalz 11, 25
Rückforderung von

Versorgungsbezügen 50
Ruhegehaltfähige

Dienstbezüge 16ff.
Ruhegehaltssatz 18f.
Ruhestand 13
Rundungsvorschriften 18

S
Saarland 25
Sachsen 11, 25
Sachsen-Anhalt 11, 25
Schadensausgleich in

besonderen Fällen 35
Schleswig-Holstein 25
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Schuldrechtlicher
Versorgungsausgleich 44f.

Schwerbeschädigte 33
Soldatenversorgungsrecht 2
Sonderzahlung für

Versorgungsempfänger 24f.
Sterbegeld 27
Sterbemonat 27

T
Teildienstfähigkeit 15
Thüringen 25

U
Übergangsgeld 23
Übergangsrecht in den

Neuen Ländern 53ff.
Unfallausgleich 32f.
Unfallfürsorge 31ff.
Unfall-Hinterbliebenenversorgung 34
Unfallruhegehalt 33
Unterhaltsbeitrag 29, 34

V
Verfahrensvorschriften 49ff.
Verpfändung 49f.
Versorgung von Beamten auf

Lebenszeit 15
Versorgung von Beamten

auf Probe 16
Versorgung von Beamten

auf Widerruf 16
Versorgungsabschläge 20f.
Versorgungsänderungs-

gesetz 2001 9, 22
Versorgungsausgleich 43ff.

Versorgungsausgleichsbetrag 46
Versorgungsausweis 49
Versorgungsbezüge 46
Versorgungsfall 13
Versorgungsfonds 10ff.
Versorgungsleistungen 13
Versorgungsrecht 7ff.
Versorgungsreformgesetz 1998 17
Versorgungsrücklage 10f.
Vollzugsdienst 2

W
Waisengeld 29
Wartezeit 13
Wehrdienst 17
Weimarer Repubilk 5
Weitergeltung des BeamtVG 3
Witwen- und Witwergeld 27f.

Z
Zurechnungszeit 15, 17
Zusammentreffen mehrerer

Versorgungsbezüge 39ff.
Zusammentreffen von Versorgung

und Renten 41f.
Zusammentreffen von Versorgungs-

bezügen mit anderen Einkommens-
arten 37

Zusatzversorgungssysteme des
öffentlichen Dienstes 12

Zweiter Versorgungsbericht der
Bundesregierung 7
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Genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten

Genehmigungsfreie Nebentätigkeiten

Geringfügige Beschäftigung
Rechtsvorschriften in Bund und Ländern

Steuern und Nebentätigkeiten

des öffentlichen Dienstes

4. Auflage

Nebentätigkeitsrecht

. . .seit mehr als 50 Jahren

www.nebentaetigkeitsrecht.de

Das Informationsangebot des DBW

RatgeberService
und AboService

130 Stichworte von A bis Z

Altersversorgung und Arbeitszeit

Beruf und Karriere

Mutterschaft und Elternzeit

Sexuelle Belästigung und Mobbing

Frauen
Sache

. . . seit mehr als 50 Jahren

im öffentlichen Dienst
3. Auflage

. . . seit mehr als 50 Jahren

NeuesTarifrecht
für den öffentlichen Dienst

Einführung zum neuen TVöD

Entgelttabellen
Überleitungsrecht

Strukturausgleich

Mit allen wichtigen Tarifregelungen

1. Auflage

BerufsStart

. . . seit mehr als 50 Jahren

im öffentlichen Dienst
3. Auflage

Beruflicher Einstieg und AufstiegTipps zum Start
Einstieg zum AufstiegWeb-Tipps

www.berufsstart-im-oeffentlichen-dienst.de
Beihilfeberechtigung

Bemessungssätze und Eigenbehalte

Beihilfefähige Aufwendungen

Mit den Beihilfevorschriften des Bundes

8. Auflage

Die
Beihilfe

. . . seit mehr als 50 Jahren

www.die-beihilfe.de

Grundlagen des Versorgungsrechts

Hinterbliebenenversorgung

Unfallfürsorge

Rechtsvorschriften zur Beamtenversorgung

Beamten
Versorgung

. . . seit mehr als 50 Jahren

6. Auflage

www.die-beamtenversorgung.de

Bestellen Sie
noch heute:
Telefon 02 11/7 30 03 35
Telefax 02 11/7 30 02 75
E-Mail info@dbw-online.de
Internet www.dbw-online.de

! Deutscher
Beamtenwirtschaftsring e. V.
Höherweg 287
40231 Düsseldorf

Der DBW im Internet

www.dbw-online.de

Die Homepage für den öffentlichen Dienst

: Tipps und Ratschläge

: Termine und Veranstaltungen

: Infos zu tarif- und beamtenrechtlichen Regelungen

: ... und vieles mehr

. . .s
eit mehr als 50 Jahren Rund ums

Geld

im
öffentlic

hen Dienst

Einkommen und Bezahlung

Arbeitszeit und Urlaub

Rente und Versorgung

Gesundheit und Beihilfe

Soziales und Steuern

10. Auflage

www.rund-ums-g
eld-im

-oeffentlic
hen-dienst.d

e

. . .seit mehr als 50 Jahren

Gesundheit

von A – Z

Beauty – Erholung – Vorsorge – Zähne

Mehr als 100 Begriffe von A bis Z

Indikationen

Gesundheitsvorsorge

Gesunde Zähne

Mit einem Anbieterverzeichnis

von Gesundheitsprodukten

3. Auflage

www.gesundheitvonabisz.de

Rund ums Geld (aktuelle Jahresausgabe) .................................... für 7,50 Euro*
im AboService .............................................................................. für 5,00 Euro*
Die Beamtenversorgung .......................................................... für 7,50 Euro*
im AboService .............................................................................. für 5,00 Euro*
Die Beihilfe ................................................................................ für 7,50 Euro
im AboService .............................................................................. für 5,00 Euro*
BerufsStart im öffentlichen Dienst ........................................ für 7,50 Euro*
im AboService .............................................................................. für 5,00 Euro*
Neues Tarifrecht für den öffentlichen Dienst ........................ für 7,50 Euro*
* zzgl. 2,50 Euro Versandkosten

OnlineService
Der OnlineService kostet für eine Laufzeit von
12Monaten insgesamt nur 10,00 Euro (inkl. MwSt.)
und bietet Ihnen neben mehreren Hundert PDF-Doku-
menten auch drei komplette Ratgeber als OnlineBuch:
FrauenSache im öffentlichen Dienst, Gesundheit von
A bis Z und Nebentätigkeitsrecht im öffentlichen Dienst.
Für den OnlineService können Sie sich unter
www.dbw-online.de/onlineservice anmelden.
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